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Das tiöcliste öut des Mannes ist sein Volk,

Oes Volkes nöcnstes öut ist kecnt und (Zlaube,

Oes Volkes äeele ledt in seiner äpracke.

Dem Glauben treu, der Zpracne und dem kernt

?and uns der lag, wird jeder log uns finden.

Alter Spruch.

Buchdruckerei A. v. Grothusz Riga, gr. Schloszstr. Nr. 2ö. (111807)



Vorrede.

Das rege öffentliche Leben, das auch in unserer bal-

tischen Heimat erwacht ist, läßt das Verlangennach einem

Wegweiser entstehen, der jedermann behilflich wäre, sich
über die Einrichtungen ans dem staatlichen und recht-

lichen, wirtschaftlichen und sozialen Gebiete in bequemer

Weise zu unterrichten. Mangelt es doch noch vielfach an

der Kenntnis dieser Einrichtungen und am rechten Ver-

ständnis für ihre Entstehung und Bedeutung.

Eine „Bürgerkunde" stellt sich nun die Aufgabe,
in übersichtlicher uud gemeinverständlicher Weise das-

jenige vorzuführen, was dem Staats- und Landesbürger
von seinem Gemeinwesen vor allem zu wissen nottut und

was er sich sonst aus vielerlei Büchern mühsam zusam-

mensuchen müßte.

Von Herrn Stadtbibliothekar N. Busch in Riga ging
die dankenswerte Anregung aus, auch für unsere baltischen

Provinzen eine solche Bürgerkunde zu schreiben. Ein Kreis

von Mitarbeitern fand sich für das gemeinsame Werk zu-

sammen, dessen Redaktion und Herausgabe von den Un-

terzeichneten übernommen wurde, während sich in Herrn
G. Löffler in Riga ein entgegenkommender Verleger

fand.

Zur Gliederung des vielseitigen Stosses, den es zu

bearbeiten galt, sei folgendes bemerkt:

Es liegt im Wesen und Zweck einer Bürgerkunde,

sowohl in die allgemeinenBegriffe im Bereiche des Staats-,

Rechts- und Wirtschaftslebens in klarer und faßlicher Form

einzuführen, als auch andererseits darzulegen, in welcher

Weise in dem Lande, für das die Bürgerkunde bestimmt
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ist, die öffentlichen Einrichtungen sich geschichtlich ent-

wickelt haben und wie sie in der Gegenwart beschaffen

sind. So hat sich, damit eine rechte Bürgerkunde ent-

stehe, das Allgemeine mit dem Besonderen zu verbinden.

Zu den allgemeinen Teilen einer Bürgerkunde ge-

hören vor allem die Staats- und Rechtslehre, sowie die

Volkswirtschaftslehre, natürlich nur im Umriß, Darum

sind die Grundzuge der allgemeinen Staatslehre, iv der

zugleich auch einige grundlegendeBegriffe aus dem Rechts-

leben gegeben werden, als erster Abschnitt in das Buch

aufgenommen. Die Elemente der Volkswirtschaftslehre

sollen alsdann den in Aussicht genommenen .yveiten Teil

des Buches einleiten.

Als zweiter und dritter Abschnitt im vorliegenden

ersten Bande folgen die Geschichte Rußlands und das

russische Staatsrecht. Haben wir so unserer Pflicht als

Staatsbürger Genüge getan, so wenden wir uns der

heimatlichen Landeskunde, als dem Hauptinhalt
des Buches, zu. Hier folgt als erster Abschnitt die l>> e

schichte, nnd zwar werden in großen Zügen, die politi-

schen (beschicke der drei Ostseeprovinzen aufgerollt bis zur

Zeit ihrer Einverleibung in das russische Kaiserreich.

Hieran schließt sich die Darstellung der Selbstverwal-

tung im Lande und in den Städten, des >iirchen-
und Schulwesens und der Agrarverhältnisse.

Auch diese Abschnitte sind mehr oder weniger in geschicht-

lichem Sinne gehalten. Kann jedes Dinges Wesen nur

dann recht verstanden werden, wenn man seine Ent-

stehnng nnd allmähliche Entfaltung vor Augen hat, so

gilt dies in besonderem Maße von unserer baltischen

.Heimat und ihrer auf vielhundertjähriger Entwickelung

beruhenden Sonder- und Eigenart. In heutiger Zeit

vollends, wo ein hohler und dünkelhafter Doktrinarismus

sich anmaßt, mit allem geschichtlich Gewordenen ausräumen
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zu können und ein neues Gebäude ohne Fundament zu

errichten, erscheint es doppelt geboten, die historischen

Grundlagen aufzuweisen, aus denen die sozialen Gebilde

erwachsen sind. —
Als sind dein vorlie-

genden Bande einige Notizen zur physikalischen Geogra-

phie und zur Bevölkerungsstatistik der Ostseeprovinzen an-

gefügt. — Das genaue Inhaltsverzeichnis soll die Ueber-

sicht über den dargebotenen Stoff erleichtern und es jedem

ermöglichen, ohne Zeitverlust das herauszufinden, was

er für seine Zwecke gerade braucht.
Das vorliegende Buch bildet, wie schon erwähnt, nur

den ersteu Teil der „Baltischen Burgertnnde". Ob und

wann der zweite Teil erscheinen kann, läßt sich zurzeit
leider nicht bestimmen nnd wird nicht nnr von der <'>e

winnung der nötigen Arbeitskräfte für die Mitarbeit uud

Redaktion, souderu auch davon abhängen, inwieweit der

erste Teil, einem wirklichen Bedürfnis entgegenkommend,

günstige Aufnahme findet.

Ins Auge zu fassen wären für den zweiten Teil der

Bürgerkuude, als Abschnitte allgemeinen Inhalts: die

schon erwähnten Grundzüge der Volkswirtschaftslehre (ein-

schließlich der Finanzwissenschaft), ferner eine kritische Be-

leuchtung der Gedankenwelt des Sozialismus, der ja auch
in uuser heimatliches Leben jetzt so zerstörend eingreift,
und endlich eiue Einführung in die soziale Frage und

die Sozialpolitik. Als spezielle, den baltischen Verhält-

nissen gewidmete Abschnitte hätten sich daran zu schließen:
vor allem die Darstellung des gewerblichen Lebens (Han-

del, Handwerk und Industrie), sodaun die Gebiete der

sozialen Fürsorge und Sozialreform, der Armenpflege,
der inneren Mission u. a. m. Auch das vielgestaltige,

blühende Vereinswesen der baltischen Provinzen wäre dabei

nicht zu vergessen, sowie der Wissenschaft und Kuust ein

gebührender Platz einzuräumen.
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AuS dem Gesagten ergibt sich, daß der erste Teil

der Bürgerkunde, der hiermit der Öffentlichkeit übergeben

wird, nicht etwas in fich Geschlossenes und Abgerundetes
bietet. Er behandelt vielmehr, neben einleitenden Ab-

schnitten, nnr einige der allerwichtigsten Gebiete des

öffentlichen — politischen, wirtschaftlichen und kulturellen

— Lebens der baltischen Lande. Und auch hierbei ließ

sich leider zunächst weder Lückenlosigkeit, noch auch völlige

Gleichmäßigkeit in der Anlage und Ausarbeitung der ein-

zelnen Abschnitte erreichen. Liegt das schon an und für

fich in der Natur eines Sammelwerkes, so kamen in

diesem Falle noch besondere Schwierigkeiten hinzu. Von

Riga ans, wo die Redaktion sich befand, konnte nicht stets
in wünschenswerter Schnelligkeit nnd Vollständigkeit das

Material sür alle drei Schwesterprovinzen beschafft wer-

den. Sodann aber treten in heutiger Zeit gerade an die

in den öffentlichen Institutionen wirkenden Kräfte, unter

denen vornehmlich die Mitarbeiter zu suchen waren, ohne-

hin schon übergroße Arbeitsansprüche heran. So konnte

z. B. der Abschnitt über die Agrarverhältnisse Estlands,

wegen Arbeitsüberlastung des dafür gewonnenen Mit-

arbeiters, leider nicht fertiggestellt werden. Dennoch haben
die Unterzeichneten, denen für ihre Arbeiten nur eine

kurz bemessene Frist znr Bersngnng stand, das Erscheinen
des Buches nicht hinausschieben zu dürfen geglaubt, in

der Hoffnung, daß es je rascher, nin so besser der guten

Sache dienen werde: wohl aber bitten sie, bei der Auf-

nahme nnd Beurteilung des Buches den mancherlei er-

schwerenden Umständen, unter denen es zustande kam,
eine freundliche Berücksichtigung zu schenken.

Unser bekannter baltischer Geschichtsforscher L. Ar-

busow hat seinem soeben in dritter Auslage erschienenen

„Grundriß der Geschichte Liv-, Est- und Kurlands" das

Wort des Amos Comenius vorangestellt: Was alle
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angeht, sollen alle betreiben, wenig»

stens wissen. Und auch der „Baltischen Bürgerkunde"

kann kein besseres Wort zum Geleit gegeben werden.

Daß die Vergangenheit und Zukunft der Heimat uns

alle gleichermaßen angeht — wenn dies Bewußtsein zu

größter Lebendigkeit erhoben würde! Das Wohl und die

Ehre des Landes — ein allen gemeinsames oberstes

Interesse, hinter dem die Interessen des Privatlebens zu-

rückstehen! Nur ein solcher, das ganze Herz füllender

Patriotismus kann die Feuerprobe bestehen, nur aus ihm
kann der brennende Drang geboren werden, alles ein-

zusetzen, wenn es die Heimat gilt. Was uns alle angeht,

sollen wir auch alle wissen, kennen und treiben. In sei-

nem eigenen Hause muß der Bescheid wissen, der darin

alles wohlbestellen will, daß es standhalte in Wetter und

Not.

Solches Wissen zu fördern, solches Gemeinschafts-

bewußtsein zu stärken, dazu will die „Baltische Bürger-

kunde" auch an ihrem Teil mithelfen. Keine schönere Auf-

gabe weiß sie sich, als diese: zu festigen das Gefühl un-

auflöslichen Verbundenseins mit der Heimatscholle, auf
der unsere Väter ausgeharrt haben auch durch die bösesten

Zeiten, und auf der auch wir ausharren und weiter ar-

beiten wollen, in Kraft des demütig-stolzen Wortes

2. Korinther 6, B—lo,8—10, das Wohl auch auf unsere, der

Balten, vielbewegte Geschicke angewandt werden darf.

Möge denn dieses, der Heimat gewidmete Buch Leser

finden, die es im Geiste der Heimatliebe aufnehmen,

und möge es viel Frucht tragen zum Segen der Heimat!

Die Herausgeber:

Carl von Schilling. Burchard von Tchreuck.

Riga,
im November 1907.
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üStnfifieti.

Grundzüge

einer allgemeinen Staatslehre

Carl von Schilling.

Entstellung ctez Staates unci eies t^ectites.

Zwei gewaltige Mächte sind es, die am Anfange des

Menschendaseins stehen. Zwei Mächte, die von der Natur

selbst in uns gelegt, das natürliche Wesen des Menschen

bestimmen. Der Hunger und die Liebe, so nennt sie der

Volksmund, als „Selbsterhaltungs- und Fortpflanzungs-
trieb" bezeichnet sie trocken der Forscher.

Als machtvoller „Wille zum Leben" pulsiert in uns

der Trieb der Selbsterhaltung und Selbstentsaltung; er

gibt dem Jünglinge die quellende Lebenslust, dem Manne

edlen Schaffensdraug, er macht auch dem Alter das

Leben lieb und Werl. Seine notwendige Ergänzung ist

der „Fortpflanzungstrieb", der Wille, sich selbst und seine
Werke fortzusetzen in Kindern und Kindeskindern.

Beide aber schließen ein Drittes in sich ein: den

Trieb zur Geselligkeit, von alten Staatsrechts-

lehrern als „appstitus so> bczeichuek Bedürfnis und

Notwendigkeit ist dem Menschen menschliche Gesellschaft,

er kann ohne seinesgleichen nicht sein. Schwach und hilflos

ist der Einzelne, preisgegeben den Mächten der Natur,

armselig wie ein Robinson Crusoe, und instinktiv erkennt

auch der Roheste und Stumpfste den Vorteil und die Not-

wendigkeit des gemeinsamen Kampfes gegen die Unbilden

der Witterung, gegen reißende Tiere und feindliche

Menschen. Er tut sich mit anderen zusammen. Gemeinsam
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werden die Tiere des Waldes erlegt, gemeinsam die

Herden gezogen, gemeinsam der Acker bestellt und dem

Gotte gedient, der zu des Menschen Arbeit seinen Segen

geben soll. Der Gottesdienst aber geschieht in Worten,
die den Gefährten gemeinsam sind. Denn der Mensch hat

sich eine Sprache gebildet, ein Verkehrsmittel der Ge-

danken und Wünsche, dessen Vorhandensein allein schon
uns erweist, wie selbstverständlich und notwendig dem

Menschen Verkehr und Geselligkeit sind.

So ergibt sich uns klar, was schon die Alten erkannten:

Der Mensch ist ein soziales*) Wesen.

Soweit unsere Kenntnis zurückreicht, treffen wir

unsere Ahnenstets in Gruppen und Verbänden,deren älteste

Grundlage die Blutsverwandschast ist.

In den Anfängen der Menschheit ist das natürliche Band, das

zwischen Mutter uud Kind besteht, ausschlaggebend. Mutter und Kinder

der sich ganze Sippen, Geschlechter und Horden auswachsen

der Heiligkeit der Ehe, und mit steigender Kultur entsteht die Familie,

In der altorientalischen Familie herrscht der Vater

als unumschränkter Despot, der mehrere Generationen zu-

sammenhält, wie dies heute noch in der sogenannten

„Großen Familie" bei russischen und anderen Bauern zu

beobachten ist. Nicht nur Haus und Hof und sonstige

Habe, sondern auch Frau und Kinder gelten als Eigen-

tum des orientalischen „Patriarchen", der willkürlich mit

ihnen schaltet und waltet.

') Sozial— gesellig, vom lateinischen „scxzirrs- gemeinschaftlich.
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Eine weit höhere Stellung hatte die Frau bei den

alten Ariern. Ihnen gilt die Ehe als „Göttliche Ein-

richtung", und der jungen Frau, die die Schwelle ihres
neuen Heims betritt, werden die feierlichen Worte zuge-

rufen: „Ziehe hin ins Haus des Gatten, daß du Haus-

herrin heißest; als Gebieterin schalte daselbst!"*)
Zu höchster Blüte aber gelangt das Familienleben

im alten Rom, dessen Recht der Ehe hohe Weihe, der

Familie feste Ordnung gibt. Als Heiligtum gilt das

Familienleben, heilig insbesondere ist der Herd des Hauses,
der zugleich als Altar dient. Haupt und Herr derFamilie

ist der Pater, der „?atsr Er verwabei nicht

nur die irdischen Güter der Seinigen, sondern sorgt als

Priester auch für ihr Seelenheil. Er gebietet unbedingt
über die Familiengenossen, auch die Gattin ist — dem

Gesetz nach — ihm „tilias looo'', an Tochter Statt bei-

geordnet. Aber diese Abhängigkeit hat nichts Drückendes,
denn der Vater handelt nach den Vorschriften des

Divinuro", des „gölllichen Rechts", das den alten

Römern außerordentlich heilig ist. Zwar werden die

Kinder streng erzogen
— etwaige Verfehlungen gegen die

Eltern straft das Gesetz selbst schonungslos —, aber von

grausamer Behandlung wird uns nirgends berichtet. Die

Frau aber ist vollbürtige Gefährtin und Lebensgenossin

des Mannes. Sie hat vollen Anteil an seinen Sorgen
und Geschäften, vollen Anspruch auf seine und der Mit-

bürger Achtung, und das Gesetz selbst spricht von der

„BariLtitas mati-onaruill", der Heiligkeit der mit Kindern

gesegneten Frau. So ist hier in Wahrheit „der Mann

des Weibes Haupt, aber das Weib des Mannes Krone."

Die feste Ordnung, dieinderF ami l i e herrsch:, trägt
die herrlichsten Früchte. Sie wirkt auf die Sittlichkeit

*) Vql. Chamberlain. die Grundlagen des XIX. Jahrhunderts.

I-, Seite 17«.
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des Mannes, der sich wohl bewußt wird, daß das große

Maß der ihm gegebenenRechte ihm auch die ernste Pslicht

auferlegt, in allem und jedem den Seinigen Halt und

Vorbild zu sein, und der nach außen hin — der Gemeinde

und dem Staat gegenüber —
die volle Verantwortung

sür Taten und Leben der Familiengenossen trägt. Sie

wirkt wohltuend auf das Innenleben der Frau, die feste

Ruhe gewinnt zur Erfüllung der höchsten Aufgabe des

Weibes: der Erziehung der Kinder. Die Kinder aber

lernen die beiden großen Ideen erfassen, die so bescheiden

erscheinen, so oft gering geachtet werden und doch Grund

und Wurzel aller Kultur und allen Fortschrittes sind,
die Ideen: „Ordnung und Unterordnung."

Geschlecht um Geschlecht wird in dem Gedanken erzogen:

nicht nur um meiner selbst willen bin ich da, nicht nur

darum handelt sich's, daß ich nach meinen Gelüsten und

Trieben „mich auslebe" — wie das moderne Schlagwort
lautet

—, sondern das ist wichtig, daß ich an der Stelle,

an die ich gestellt bin, das meinige leiste, daß ich mit-

arbeite an der Arbeit der Familie und des Staates zu

allgemeinem Nutzen und Frommen, dabei zugleich auch

zu eigenem Vorteil, denn an allem Fortschritt der

Gesamtheit habe ich selbst teil. Die Arbeit aber kann ich
im Verein mit den andern nur dann in fördernder Weise

verrichten, wenn jeder an seiner Stelle der allgemeinen

Ordnung, die zur Erreichung gemeinsamer größererZiele

besteht, in entsprechender Weise sich einfügt. Diese Ideen

gerade sind es, die den Kulturmenschen stempeln, die ihn

scheiden von der unzivilisierten Menge, die über die

„Heilige Ordnung" spottet, eben weil sie ihr wahres

Wesen nicht begreift, die nicht versteht, daß gerade die

verspottete Ordnung erst die Freiheit schafft, denn

dort nur kann es Freiheit geben, wo eine feste Ordnung

uns vor der Willkür der Nebenmenschen schützt.
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Die Familie setzt diese Gedanken ins Leben um.

Sie erzieht das junge bildsame Kind dazu, sich gern und

willig der als selbstverständlich empfundenen Ordnung

einzufügen. Sie erzieht den Menschen zu einer der

höchsten Empfindungen: zur Ehrfurcht. Darum ist die

Familie Fundament und Urgrund jeder gesellschaftlichen
und staatlichen Ordnung. Die Familie baut den Staat,

und mit der Familie fällt der Staat. Wo das Familien-
leben nichts taugt, da taugen auch die Bürger nichts,
da schwinden die Leistungen der Männer und die Moral

der Frauen, die Pflichttreue der Beamten und dieDisziplin

der Soldaten, da zerfällt der Staat, wie einst das römische

Reich zerfiel, als in Rom die Reinheit des Familien-

lebens zugrunde gegangen war.

Urgrund und Urzelle des Staates ist die Familie,

aber falsch wäre es, anzunehmen, daß sich der Staat un-

mittelbar aus der kleinen Familieneinheit entwickelt.

Schon in früher Zeit bilden sich größere Verbände. Sei

es, daß die einzelne Familie sich zum Geschlecht aus-

wächst, sei es, daß verschiedene Sippen und Geschlechter

sich vereinigen zu gemeinsamer Abwehr des mächtigen

Feindes oder zu gemeinsamem Beute- und Kriegszug, in

dem die starken Geschlechter die schwächeren unterwerfen.

Aus der dauernden Vereinigung der Geschlechter ent-

stehen Stämme und Völkerschaften; gewinnt aber ein

Volk sich feste Wohnsitze, so entsteht der Staat.

Die Staatenentstehung geht also auf dem Wege all-

mählicher historischer Entwicklung vor sich, in langsamer

Herausbildung der verschiedenen Gememschaftsformen
der menschlichen Gesellschaft; der Staat ist ein in

vieltausendjährigem Volksleben entstan-

dener natürlicher Volksverband, und nicht

etwa, wie man früher annahm, — ein künstliches Willens-
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Recht.

Produkt von Menschen, die zu beliebigem Zeitpunkt be-

schlossen: wir wollen jetzt einen Staat gründen.

Ein derartiger „Gesellschaflsverlrag" (c-ontrat. social)

ist in der Theorie wohl denkbar, in Wirklichkeit aber hat

sich die Entstehung größerer Staaten auf diesem Wege

nicht vollzogen.

Wohl aber kann sich — ist einmal ein Staatengebilde aus

organischem Wege entstanden — eine Ilm- und Neubildung von

Staaten auf dem Wege deS Vertrages vollziehen. Hier handelt es sich

nicht um Siaatsenlstehung. d. h. Bildung eines Staates aus staaten-

losem Zustande, sondern um eine Staatenfortentwicklung. So schloffen

sich ans Grund freiwilliger Vereinbarung 1871 die Deutschen Staaten

zum Deutschen Reich zusammen. Auf dem Wege des Vertrages trat

15K1 der letzte Ordensmeister in Livland, Gotthard Keltler, Livland

an die Krone Polen ab nnd wurde in Kurland erblicher Herzog unter

polnischer Lehnsoberlncheit. Durch die „Kapitulationen" von 1710

Auch auf gewaltsamem Wege vollzieht sich Staatensortentwicklung.
Durch Eroberung schufen sich Reiche Alexander der Graste, Cäsar,

Napoleon. Auf dem Wege des Abfalls machten sich selbständig die

Zugleich mit den einzelnen Formen der menschlichen

Gemeinwesen — Familie, Geschlecht, Stamm und

in ihnen uud durch sie entwickelt sich auch das Recht.

Auch hier ist der letzte Entstehungsgrund die gesellige

Natnr des Menschen; der Begriff der Gesellschaft schließt

schon den Begriff gewisser Regeln in sich. Wo es eine

menschliche Gemeinschaft gibt, da muß es auch Formen

geben, in denen der Verkehr der Menschen sich bewegt.

Schon die Kinder geben sich für ihre Spiele Regeln und

haben in den Eltern die unumschränkten Monarchen, die

ihnen Gesetze vorschreiben. Erst recht aber vollzieht sich
das Leben der Erwachsenen, auch schon in frühesten Zeiten,

in festenFormen und Normen. Da gibt es streng getrennte
Arbeit für die Frauen, die Haus und Acker bestellen.
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und für die Männer, die die Herde hüten und dem Jagd-
und Kriegshandwerk obliegen. Da gilt der Satz:

„Akuiier tac-sat irr eeolssig,", das Weib hat keine Stimme

im Volksrat. Da gibt es geweihte Orte, wo niemand

verfolgt und erschlagen werden darf, da gibt es endlich

die Versammlung des Volkes oder der Aeltesten, die das

gemeinsame Leben regelt nnd in strittigen Fällen zu

Gericht sitzt.

Hans hat ein Schaf gestohlen; er erhält — so lautet

der Spruch — zehn Stockhiebe. Der Spruch wiederholt

sich, als Peter nach Jahresfrist sich in gleicher Weise

vergangen, und allmählich wird zur stehenden, selbstver-

ständlich anerkannten Regel: wer stiehlt, bekvmmt Hiebe,

so will es der Brauch, so will es das Recht.

Ein anderer Fall. Hans will von Peter ein Schaf

kaufen. Damit aber Peter den Kauf nachher nicht an-

streite uud auch die Nachbarn wissen, daß .Haus das

Schaf rechtens erworben, so wird der Vertrag und die

Uebergabe in feierlicher Form vollzogen, vor versam-
melter Gemeinde oder wenigstens vor einigen Zeugen.
Die Form gefällt, und ist anfangs ihre Beobachtung vom

Belieben der Parteien abhängig gewesen, so wird allmäh-

lich ihr Gebrauch allgemein verbindlich (obligatorisch).
Um gültig zu sein, muß das Kaufgeschäft in bestimmter

Form vollzogen werden, und wiederum ist neues Recht

entstanden. Dieses mal nicht auf Grund des wiederholten

Rechtsspruches, sondern auf Grund des zur Gewohnheit

gewordenen Vertrages. So ist die Gewohnheit die erste
Quelle des Rechtes und die aus dieser Quelle fließenden

Rechtssätze bezeichnen wir heutzutage als „Gewohnheits-

recht".

Es kommt aber eine Zeit, wo neben die Gewohnheit

die zweite Rechtsquelle tritt: das Gesetz.
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Ein klarer Kopf erfaßt den Gedanken: wir können

nicht nur Recht sprechen über das Geschehene und Ver-

träge schließen über das Gegenwärtige, wir können auch

für die Zukunft Regeln aufstellen, die für bestimmte

Fälle bindend sein sollen. Hat er die Macht, so fetzt er

die Regel, und diese Vorschrift der Macht, dies von der

Autorität „Gesetzte", es ist das „Gesetz".
Das Gesetz, soll es nicht Unzufriedenheit erregeu,

muß den Rechts- und Gerechtigkeitsauffassungen und

Ideen entsprechen, die im Volke leben; diese Rechtsauf-

fassungen sind äußerst verschieden bei den verschiedenen

Völkern und in verschiedenen Entwicklungsstufen der

Völker. Wilden Völkern ist die Blutrache heiliges Gesetz,

uns ist sie Verbrechen. Dem Türken ist VielweibereiSitte

und gutes Recht, wir sehen in der Einzelehe (Monogamie)
Grundlage aller Sittlichkeit und Kultur. In Europa

selbst treffen wir bei den verschiedenen Völkern weit aus-

einander gehende Rechtsauffassungen, ja in ein und dem-

selben Volk haben die verschiedenen Klassen verschiedene

Ansichten über Recht und Unrecht.

So verschieden wie die Rechtsanschauungen der

Menschen, sind natürlicherweise auch ihre Gesetze. In

fortwährendem Fluß befindet sich das Recht, beständig

neu sich formend und wachsend, und in rastloser Arbeit

ringt die Menschheit sich zu neuen und höheren Rechts-

normen empor. Denn nicht mühelos wird das Recht ge-

boren, das die großen Fortschritte in der Weltgeschichte
bedeutet. In hartem Kampfe sind Aufhebung der Skla-

verei, Glaubensduldung, Gewissensfreiheit und andere

große Errungenfchaften auf rechtlichem Gebiet erstritten
worden und um jede wichtige Gesetzesvorlage erhebt sich

heutzutage ein heftiger, oft erbitterter Widerstreit der

Interessen und interessierten Parteien im Lande und in

den Parlamenten (Abgeordnetenhäusern).
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Aus Obigem geht hervor, das, es nicht — wie dies zuweilen

behauptet wird — ein oder „Vernunslrecht" gibt, das,

in der Natur oder der Vernunft des Menschen begründet, von Anfang
der Welt an besteht und bei allen Völkern und in allen Zeiten sich

Gleichheit aller Menschen" wahr ist.

Wir wissen, daß es kluge und dumme Menschen gibt und gab,

starke und schwache, fleißige und faule, zivilisierte und wilde, woraus

auch llar hervorgeht, daß die einzelnen Individuen nicht gleich und

gleichwenig sind, sondern im Gegenteil: die Menschen sind von

Natur ungleich. Diese natürliche Ungleichheit der Nenschen ergibt

nären Kampf gegen das Pnnzip des Fortschritts, dem, wie alles orga-

es haben müßte, ließe sich die künstlich geschaffene unncuü'lichc Gleich-

heil nicht ausrech erhalten. Wäre ein Staat wirklich so töricht, z. B. allen

egalisieren lassen, bald wieder den frllheien Zustand herstellen. Und

will er irlvs, sein und nicht ein Äbklalsch innes lieben Nächsien. Nicht

Schablone oder Typus erstreben wir, sondern Individualität un) Per-

sönlichkeit, denn

„Höchstes Glück der Erdenkinder

Sehr verschiedenartig sieht das Recht aus, das die

verschiedenen Völker sich erringen, aber in dem einen sind
alle sich einig: das einmal errungene Recht soll heilig

sein und geschützt werden gegen alle Rechtsverächter und
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Rechtsübertreter. Denn: „Der Kampf ist bloß das Mittel

zum Recht, aber das Ziel des Rechtes ist der Friede."*)

Die Macht, den Frieden dauernd zu sichern, hat
aber nur der Staat. Nur die Staatsgewalt hat die Kraft,

das, was als Recht anerkannt, auch durchzuführen, wäh-
rend der einzelne im „Kampf ryns Recht" gegen die

rohe Gewalt unterliegt.
Darum kommt das Recht zu seiner vollen Geltung

nur im Staat, und eben darum ist der Staat nicht nur eine

ganz bequeme und brauchbare Einrichtung, sondern er ist
eine sittliche Notwendigkeit, denn stets hat es

Menschen gegeben und wird es Menschen geben, die Leben

und Eigentum ihrer Nächsten nicht genügend achten, und

Torheit ist es zu glauben, daß wir auch ohne Staat leben

könnten, wie dies der Anarchismus lehrt.

Aufgaben unci Bedeutung cles 6taates.

Der Staat ist notwendig, und dievornehmsteAuf-

gabe des Staates ist die Aufrichtung und

S i er un ge in er fest en Ordnung, die des Staats-

bürgers Leben und Eigentum gegen Gewalt und Willkür

schützt — bis zu diesem Ergebnis hat uns die bisherige

Darlegung geführt. Aber mit der Begründung und Be-

wahrung einer festen Staats- und Rechtsordnung sind die

Aufgaben des modernen Staates noch lange nicht erschöpft.

Wir verlangen heutzutage mehr als einen bloßen

„Polizei- und Nachtwächterstaat", der — wie dies in

den „aufgeklärten Despotien" des 17. und 18. Jahrhun-
derts gang und gäbe war — zwar Leben und Eigentum

*) Rudols von Jheiinl, Der Kamps um's Rechi (Seile 1), ein

wärmste empfohlen sei.
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des Bürgers schützt, dafür aber der Staatsmacht selbst

jegliche Willkür dem „beschränkten Untertanenverstande"

gegenüber gestattet und die bürgerliche Freiheit*) aufs

empfindlichste einschränkt; wir fordern einen „Rechts-

staat", in dem über dem Willenund der Willkür einzelner

Personen, und seien es auch die höchsten im Staate, das

für alle gleiche und gleichmäßig bindende Gesetz steht, das

dein Bürger auch der Staatsmacht gegenüber Rechte

verleiht und damit die Förderung der Kulturarbeit in

ruhige Bahnen leitet und sichert. Aber noch mehr. Nicht

nur schützen und sichern soll der Staat die Arbeit seiner

Angehörigen, er soll selbst die großen Knlturaufgaben in

die Hand nehmen, die über die Kraft und die Lebensdauer

einzelner Individuen hinausgehen. To kommen wir vom

Polizeistaat über den Rechtsstaat zur Forderung des

„Kulturstaates", der befugt und verpflichtet sein soll,

positiv an der Kulturarbeit des Volkes teilzunehmen.

Ackerbau, Gewerbe und Handel hat der Staat zu

fördern, die wirtschaftlich Schwachen zu stützen und wirt-

schaftliche Ausbeutung zu bekämpfen,*) Aufklärung und

Bildung zu verbreiten und für die dem Staat nötigen
Mittel durch ein gerechtes Steuersystem zu sorgen. Schulen
und Hochschulen sind zu dotieren, Häfen, Kanäle und Eisen-

bahnen zu bauen, Zoll- uud Postwesen zu organisieren,
und endlich muß all' das Geschehene und noch Werdende

nach außen hin geschützt werden durch eine starke und

planmäßig organisierte Heeresmacht.

Alle diese Aufgaben und viele andere, die sich kurzer-

hand nicht herzählen lassen —
denn jedes Volk und jede

die Trusts (Veieinigungcu großer industrieller Unternehmungen) fülirt.
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Zeit stellt andere Anforderungen — hat der Staat zu

übernehmen, weil ihre Erfüllung die Kräfte der Bürger
und Bürgerverbände, ja oft die Kräfte ganzer Generationen

übersteigt. Geschlechter kommen und gehen wie die Blätter

am Baume. Der Staat aber ist der festgewurzelte Stamm,
der diesen Wechsel überdauert; als Organismus höherer

Ordnung verfolgt er dauernde, ewige Ziele, die über die

Lebenszwecke einer einzelnen Generation weit hinaus-

gehen. Die Schulen und Hochschulen, die der Staat

schaffen und erhalten soll, dienen nicht nur der jeweilig

lebenden, sondern auch den kommenden neuen Genera-

tionen; die wissenschaftlichen Expeditionen, die der Staat

ausrüstet, tragen ihre Früchte vielleicht erst, wenn nie-

mand von ihren Teilnehmern mehr unter den Lebenden

weilt; die Anleihen, die der Staat zur Durchführung

seiner Zwecke aufnimmt, werden nicht selten auf Menschen-
alter hinaus abgeschlossen und ihre Abzahlung auf viele

Generationen verteilt. Die Kriege, die der Staat führt,
und die Eisenbahnen, die der Staat baut, haben oft eine

ferne Zukunft im Auge, in der des Staates Grenzen sich als

zu eng erweisen könnten und seinem Volke neue wirtschaft-

liche Gebiete erschlossen werden müssen.

Alles dieses zeigt uns deutlich, daß der Staat nicht

nur die gleichzeitig lebenden Menschen zu gegenseitiger

Förderung ihrer Interessen zusammenschließt, sondern daß

sein Leben aus der Vergangenheit in die unbegrenzte

Zukunft hinausreicht, d. h. der Idee nach ewig ist, daß,
der Staat als „ewige Person" auch Zwecke ewiger Art

verfolgt, deren oberster heißt: Fortentwickelung der

Menschheit zu immer höheren Kulturstufen. Hierin erst

liegt der Gesamtinhalt, die volle Würde und Tiefe des

Staatsgedankens.

Sozialisten entkleidet, die den Staat nur als Einrichtung betrachten.
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welche dem einzelnen, bei möglichst geringer Anstrengung, ein mög-

lichst großes Moß an Lebensgenuß garantieren soll. Der Gedanke der

Fortentwicklung fehlt, denn mit der Errichtung des sozialistischen
Staates wird angeblich sür jedermann die vollkommene Glückseligkeit
erreich! sein, weswegen ja auch eine weitere Entwicklung unnütz er-

scheint. Diese der einfachen allen Wahrheit, daß alles Menschliche nur

mehr als die ernsthaften Seilen der sozialen Frage.

Sehr verschieden sind die Anschauungen darüber,
loieweit das positive Eingreifen des Staates auf den ein-

zelnen Lebens- und Arbeitsgebieten gehen soll. Präzise

gestellt, lautet die Frage: welche Pflichten hat der Staat

zu übernehmen, und welche Aufgaben bleiben besser der

kommunalen*) und privaten Arbeit überlassen? Eine für
alle Zeiten und Staaten gültige Antwort läßt sich natür-

lich nicht geben, wohl aber läßt sich darauf hinweisen,

daß der Staat der individuellen Tätigkeit der Bürger und

Bürgerverbände genügenden Spielraum gewähren muß,
und daß eine zn weit gehende Zentralisation, d. h.
die Leitung aller Angelegenheiten von einem Zentrum

(Mittelpunkt) aus, ein schweres Uebel ist. Auch der weiseste

Staatsmann kann vom „grünen Tisch" der Hauptstadt
aus nicht genügend beurteilen, was für die Städte und

Dörfer an den Grenzen des Reiches nützlich und heilsam ist.

veucill.

*) lieber bert 33egriff ber foramune ficfje ©ehe 31.
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Das Unnatürliche eineS solchen „Zukunstsstaates" liegt aus der

und guten Willen er nicht kennt, bloß um einer phantasti'chen Idee

willen, deren Durchführbarkeit mehr als zweifelhaft erscheint. Nicht

Kaulleuten und Gelehrten in Staatspächter, Staatskommis uud sonstige
Siaatsarbeiter und Staatsbeamte zu verwandeln. Aber nicht nur der

nicht das Interesse an der Aibeit, wie der freie Mann, der sür sich
und seine Kinder schafft. Es würde also weniger gearbeitet uud dem-

beamtcn, deren Zahl ins Ungeheuerliche wächst, müßten überwacht

der Staatsgeschäfte stehen, d. h. an der Spitze des gesamten RechtS-

und Wirtschaftslebens des Staates, würde eine bisher in der Welt

freie Regung der Bürger ersticken muß. Mit Recht bezeichnet man

Charakteristisch ist es z. 8., daß in Deutschland, wo es zur Zeit

doch noch keinen sozialistischen Staat, sondern blos eine sozialistische

Partei gibt, schon jetzt in den Reihen der „Genossen" allgemeine Um

diklalors Bebel, der getreu seinem Ausspruch: „Wer nicht Ordre

pariert, der fliegt raus", kurzer Hand den gesamtenRedaklionsstab des

Parteiblattes „Vorwärts" entließ, weil die Redakteure es gewagt hatten,

Partei auferlegte» Geldopser, sondern auch über die grobe und will-

demolratic", Berlin 1890,
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Genossen doch noch weit kürzer und unhöflicher umspringt als die viel-

geschmähte Polizei des bürgerlichen Staates. Es liehe sich vielleicht

einwenden, daß eine straffe Parleidisziplin notwendig ist zur Erreichung

des Himmels auf Erden, den Bebel bereits zum Jahre 1900 prophezeit

hatte. Sehen wir aber an, was die sozialdemokratische Partei in

Deutschland zur Verbesserung der Zustände und speziell des Loses der

steten Kampf gegen allen Fortschritt geführt hat. Die Partei stimmte.

1883 gegen das Gesetz über Krankenversicherung,
1884

„ ~ „ „ Unfallversicherung,
1889

„ „ .. „
Jnvaliditäts- und Altersversiche»ung,

1890
„ Bekämpfung des Wuchers,

1891
„ Arbeiterschutz,

stimmt, was der verhaßte „bürgerliche" Staat in Vorschlag bringt,

andererseits auch garnicht wünscht, daß der Arbeiter sich wohl und zu-

staat Platz zu machen. Was aber auch die Gründe der sozialdemokra-

tischen Parteitaktik sein mögen, jedenfalls liegt die Tatsache vor, daß

Was der moderne Staat uns gibt und bietet, nehme«
wir heutzutage vielfach als selbstverständlich hin, ohne zu

empfinden, wie viel wir dieser höchsten Form mensch-

lichen Gemeinwesens schulden. Denn das ist klar: nur

wo der Staat die Grundbedingungendes gesellschaftlichen

Lebens, Sicherheit und Ordnung geschaffen hat und auf-

recht erhält, nur wo er selbst die Hand mit anlegt zum

weiteren Ausbau des Gemeinlebens, nur da kann sich

fördernde Kulturarbeit vollziehen, nur da kann der Mensch
alle die hohen Gaben entwickeln, die die Natur ihm frei-

gebig gespendet.
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Wer dies einmal erkannt hat, der wird die Forderung

berechtigt finden, daß ein jeder, der an den Vorteilen

des Staatswesens teilnimmt, auch verpflichtet ist, nach

Kräften an den Lasten mitzutragen, die die Erhaltung
und weitere Vervollkommnung des Staatswesens erfor-
dern. Sei es in Steuern, sei es in persönlicher Arbeit,

sei es endlich durch Einsetzung des eigenen Lebens im

Kampf für die Heimat. Wer aber mitarbeiten will, wer

seine politischen und sonstigen Rechte ausnutzen will zu

eigenem Nutzen und zu Nutz und Frommen des Ganzen,

wer andererseits in diesen Rechten ernste und hohe Pflichten

anerkennt, die er auszuüben hat, der muß auch wissen,

wo und wie er Hand anzulegen hat, der muß wenigstens

einige Kenntnis vom Staat und Staatsrecht, von Staats-

verfassung und Staatsverwaltung haben.

Die demente ctes 6taatslebens: Ztaatsvolk,

6taatsgebiet, ätaatsgewalt.

AuS den ersten beiden Abschnitten entnahmen wir,

daß der Staat aus dem Volk hervorwächst. Aber nur

dann kann ein Volt zum Staat werden, wenn es feste

Wohnsitze hat und in historischer Entwickelung unter einer

autonomen, d. h. selbständig regierendenGewalt zueinern
dauernden Verbände geworden ist.

Wir definieren demgemäß den Staat als seßhaften

Volksv erb and, geeint durch eine autonom

regierende Gewalt.

Aus diesem Staatsbegriff ergeben sich als Elemente

des Staates: das Staatsvolk, das Staatsgebiet und die

Staatsgewalt,oderanders ausgedrückt:Leute, Landund Macht.

Das Staatsvolk. Wenn wir den Staat als

Volksverband bezeichnen, so haben wir im Auge, daß die

ursprüngliche Grundlage eines Staatengebildes wohl stets
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ein Volk oder Stamm gebildet hat: ein Verband von

Menschen, geeint durch gemeinsame Abstammung und

Sprache, gemeinsame Sitten, Gebräuche und Rechtsnor-

men, gemeinsame Religion und gemeinsam durchlebte histo-

rische Schicksale. Aber zu dem einen Stamm-Volk gesellen

sich im Laufe der Zeit Angehörige anderer Stämme und

Völker, sei es durch Unterwerfung im Kriege, sei es durch

friedliche Einwauderuug oder Verträge. Die heutigen
Staaten enthalten durchweg Angehörige verschiedener

Rassen und Nationen, und wenn auch z. B. England,

Frankreich, Spanien und Italien als Einheits- oder Na-

tionalstaaten bezeichnet werden, so treffen wir doch auch

in diesen Staaten viele Fremdländer. Brennend wird aber

die Nationalitätenfrage, wo im selben Staate ganze Na-

tionen neben einander leben, und zu vielfachen nationalen

Reibereien kommt es namentlich dann, wenn die verschie-
denen Nationen nicht gleichberechtigt nebeneinander stehen,

sondern eine Rasse oder Nation, als herrschende, Vorzugs-

rechte vor den anderen genießt. Dennoch ist die Idee un-

durchführbar, daß jede Rasse oder Nation ihren eigenen
Staat für sich bilden solle, denn es wäre nicht nur prak-

tisch unmöglich, das zurzeit bestehende Völkergemenge zu

entwirren und beispielsweise alle Juden der Welt in

einen palästinensischen Staat zu vereinigen, es wäre auch

ungerecht, dem einzelnen zu verbieten, seinen Aufenthalt

beliebig zu wählen, in dem Staat, wo er einmal zu Hause

ist, oder wo es ihm aus sonstigen Gründen am bestens
gefällt. F

Ebenso undurchführbarund unbillig erscheint auch dm

Gedanke des Weltreiches (Imperialismus). Ein Unglü«

wäre es, wenn die Welt der Menschen von einem Zentrut»

aus regiert werden würde, ein Unrecht wäre es gegen

Völker, sie ihren natürlichen Interessen zuwider

ein Szepter zusammenschmieden zu wollen. Auch die Ge->
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schichte zeigt uns, daß das Streben nach Weltreichen nicht

von dauerndemErfolg gewesen ist. Die Reiche Alexanders

des Großen und Napoleon I. sind zerfallen. Ungesund

endlich ist auch die Idee eines die nationalen Unterschiede

ableugnen oder verwischen wollenden, vaterlandslosen

Weltbürgertums (Kosmopolitismus). Die nationalen Un-

terschiede lassen sich nicht wegleugnen. Sie bestehen einmal

und entsprechen dem gesunden Empfinden des natürlichen

Menschen, der sich vor allen Dingen seiner Familie,

seiner Nation und seiner Heimat angehörig fühlt. Sie

sollen auch garnicht verwischt werden, denn wie jeder

Mensch, so leistet auch jedes Volk am meisten, wenn es

ihm vergönnt wird, seine Eigenart frei und selbständig

entfalten zu dürfen. Und auch die Gesamtheit vorteilt

dabei, denn jeder Fortschritt eines Gliedes der großen

Völkerfamilie kommt über kurz oder lang auch den anderen

Nationen zu gute, und in friedlichem Wetteifer der Völker

entsteht gerade durch die Verschiedenheit der nationalen

Eigenarten der Reichtum des modernen Kulturlebens.

(1-Hini.is, Ht.ull.i-iV denn es fchlie die Möglichfeit und der Wille zur

sie anders sind. Aeußerst erfreulich erscheint es daher, daß in neuerer

Zeit die Nationen beginnen, den Nachbar zu würdigen und von ihm

gestallen, daß die Kriege sellcner und die Art derKriegführung mensch-

licher wird, die Völker und Staaten einander näher zu bringen durch

Austausch der kulturellen Fortschritte auf jeglichem Gebiet, sowie durch

internationale Verträge und Verbände aller Art die Nationen — bei
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voller Bewahrung der nationalen Eigenart — zu einer friedlichen

Der Angehörige eines Staates heißt Untertanoder

Bürger. Das Wort „Untertan" hebt die Unterordnung
unter die Staatsgewalt hervor, mit dem Worte „Bürger"
verbinden wir die Vorstellung von den Rechten des ein-

zelnen Individuums dem Staate und den Mitmenschen

gegenüber. Die Rechte des Bürgers dem Staate gegen-

über, auch Freiheiten genannt, scheiden sich in bür-

gerliche und politische.

Die bürgerlichen Rechte sichern dem Bürger die

sogenannte „staatsfreie Sphäre", d. h. die Freiheit vor

Uebergriffen der Staatsmacht in das Privatleben des

Bürgers, wie sie die absolute Monarchie (charakteristische
Vertreter: Ludwig XIV., Karl XI., Peter der Große)

häufig ausübte durch Glaubenszwang, willkürliche Ver-

mögenswegnahme (Konfiskation), Verhaftungen und Ver-

schickungen auf dem sogenannten Verwaltungswege (d. h.

ohne richterlichen Spruch) !c.

Tie „Freiheilen" dem Staat gegenüber wurden zuerst durch-

ber 1905,

Zu den bürgerlichen Rechten gehören:

s) Die „Freiheit der Person", gewöhnlich iv

dem Sinne aufgefaßt, daß niemand ohne richterlichen

Spruch seiner Freiheit beraubt werden darf, weder von

Privatpersonen noch durch die Polizei, außer wenn der

dringende Verdacht eines schweren Verbrechens vorliegt.

Zur Freiheit der Person im weiteren Sinne werden ge-

wöhnlich gerechnet: die Unantastbarkeit der Wohnung, des

Eigentums und des Briefgeheimnisses. Endlich soll der
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Bürger Freizügigkeit haben, d. h. seinen Aufenthalt und

sein Gewerbe beliebig sich wählen dürfen.

b) Die „Gewissens- oder Glaubensfrei-

heit" ist das Recht, jeden Glauben bekennen zu dürfen,

ohne deswegen in seinen bürgerlichen Rechten Einbuße

zu erleiden

c) Die „Freiheit des Wortes und der

Presse, der Versammlungen und der Ver-

eine" sind Begriffe, die einer besonderen Erläuterung

nicht bedürfen. Sie können, wie alle Freiheiten, natürlich

nur in denjenigen Grenzen gewährt werden, in denen ihre

Ausübung die Freiheit uud die Rechte anderer Mitbürger
oder des Staates nicht beeinträchtigt. Die Freiheit des

Wortes bedeutet nicht das Recht, andere schmähen und

kränken zu dürfen, die Preßfreiheit ist nicht zugleich auch

Verleumdungssreiheit, die Versammlungsfreiheit soll nicht

die Erlaubnis sein, öffentlich auftreten zu dürfen gegen

Religion, Besitz und Staatsgewalt. So findet die Freiheit

jedes einzelnen ihre Grenze in der Freiheit der anderen

und dem Wohl des Ganzen. Dieser allgemeine Grundsatz

findet insbesondere Anwendung, wenn das Wohl des

Ganzen durch Krieg, Aufruhr oder Revolution gefährdet

ist. In solchen Zeiten treten Ausnahmezustände ein, d. h.
die Rechte der Staatsmacht den Bürgern gegenüberwerden

erweitert, die bürgerlichen Freiheiten, zur Verhütung

ihres Mißbrauches, eingeschränkt.
Die politischen Rechte gewähren dem Bürger

einen Anteil an der Verwaltung der Staats- und Kom-

munalgeschäfte. Von den Kommunen soll weiter unten

die Rede sein, hier dagegen vom Anteil an der staat-

lichen Gesetzgebung. Es liegt auf der Hand, daß an der

Gesetzgebung eines großen Staates nicht alle Bürger teil-

nehmen können, daher ersetzt man die unmittelbare Teil-

nahme des Volkes durch die „Volksvertretung".
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Die Bürger wählen ihre Vertreter oder Abgeordneten, die

zur Beratung der Staatsgeschäfte in Abgeordnetenhäusern
oder Parlamenten zusammentreten. Der einmal ge-

wählte Abgeordnete ist in seinen Reden und seiner Stimm-

abgabe völlig frei und nicht etwa an irgend welche Wei-

sungen (Instruktionen, imperative Mandate) seiner Wähler

gebunden, die seiner Ueberzeugung widersprechen könnten

und überdies alle Reden und Beratungen in den Parla-
menten überflüssig machen würden, denn ist jedem Ab-

geordneten von vornherein vorgeschrieben, wie er zu stim-

men hat, so können auch die klügsten und überzeugendsten

Reden am Resultat der Abstimmung nichts ändern.

Das Parlament besteht in fast allen Staaten (außer
in ganz kleinen wie Serbien, Bulgarien und einigen

deutschen Kleinstaaten) aus zwei Kammern: Oberhaus

und Unterhaus. So hat England ein „Haus der Lords"

und ein „Haus der Gemeinen",Preußen Abgeordnetenhaus
und Herreich us, RußlandNeichsrat u. Reichsduma. Ebenso

haben die wichtigeren Republiken durchweg das Zwei-

kammersystem: Frankreich, die Schweiz, die Vereinigten

Staaten von Nordamerika :c. Der große Vorzug dieses

Systems, das sich in England historisch entwickelt hat,

besteht darin, daß die Macht, die in den Händen einer

gesetzgebenden Versammlung leicht in die drückendste Ge-

walt- und Alleinherrschaft ausarten kann, wie dies die

Geschichte der französischen Revolution zur Genüge gezeigt

hat, auf zwei Organe verteilt wird, die sich mit gleichen
Rechten gegenüberstehen. Ferner wird durch das Zwei-

kammersystem eine möglichst gleichmäßige und gerechte
Vertretung aller Bevölkerungsklassen angestrebt, da gemäß
den bestehenden Wahlordnungen in den Unterhäusern die

Vertreter der breitesten unteren Klassen der Bevölkerung

(Land- und Fabrikarbeiter, Handwerker, kleine Gewerbe-

treibende :c.) überwiegen, während in den Oberhäusern
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die durch Besitz und Bildung hervorragenden Kreise des

Volkes vertreten sind. Diese Ordnung der Dinge gewähr-

leistet eine sorgfältige und allseitige Beprüfung der Ge-

setzesvorlagen und eine gerechte und besonnene Entwicke-

lung der Gesetzgebung, indem die Oberhäuser, vermittelnd

zwischen Regierung und Unterhaus, die oft allzuradikalen

Reformvorschläge des letzteren abweisen oder wenigstens
mildern.

Das Recht, Abgeordnete zu wählen, nennt Man

aktives Wahlrecht, das Recht, gewählt zu werden,

passives Wahlrecht.
Man spricht von „allgemeinem Wahlrecht",

wenn jedes erwachsene und unbescholtene Glied der männ-

lichen Bevölkerung das Recht hat, zu wählen. Da bei einer

solchen Ordnung der Dinge zur Teilnahme an den Staats-

geschäften auch Leute herangezogen werden, die hierzu

nicht die genügende Bildung besitzen (in den 1906 und

1907 einberufenen Dumen gab es Leute, die weder lesen

noch schreiben konnten), oder auch Leute, denen entweder

die Fähigkeit oder der Wille fehlt, in einem bürgerlichen

Beruf oder wenigstens als Steuerzahler zum besten des

Gesamtwohles und des Staates beizutragen (Arbeits-

unfähige uud Arbeitsscheue, Bettler und Vagabunden),

so ist in vielen Staaten das Wahlrecht an einen gewissen

Bildungsgrad oder eine bestimmte Steuerleistung geknüpft

(Bildungs- oder Vermögens-Zensus). Ausgeschlossen von

den Wahlen sind gewöhnlich Personen, die unter Vor-

mundschaft oder Kuratel stehen (Bankerottcure, Minder-

jährige), die Armenversorgung aus öffentlichen Mitteln

genießen oder der bürgerlichen oder politischen Rechte ver-

lustig gegangen sind, ferner Militär, Polizei und in den

meisten Staaten auch die Frauen (Frauenwahlrecht gibt

es in Finnland, Neu-Seeland und einigen Staaten Nord-

Amerikas).
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„Gleiches Wahlrecht" hat man, wenn kein

Wahlberechtigter mehr als eine Stimme hat. Im Gegen-

satz hierzu steht das sogen. Pluralsystem (Belgien), bei

welchem einige Wähler mehrere Stimmen haben, so z. B.

Leute, die besonders hohe Steuersätze zahlen, einen hohen

Bildungszensus haben, Familienväter ?c., ferner das so-

genannteKlassenwahlsystem (Preußen und Sachsen),

bei welchem die Wähler je nach den Steuersätzen, die sie

zahlen, in verschiedene Klassen geschieden werden, wobei

jede Klasse die gleiche Steuersumme aufbringt und dem-

entsprechend, unabhängig von der Zahl der zu ihr ge-

hörigen Wähler, die gleiche Anzahl Abgeordneter wählt.
Dies Klassenwahlsystem bestand seit 1870 für die städti-

schen Wahlen in Rußland, seit 1878 auch in den Städten

der Ostseeprovinzen, wurde aber durch die Städteordnung

von 1892 abgeschafft, neuerdings (26. Juni 1903) ist es

für die Stadtwahlen in Petersburg wieder eingeführt
worden.

„Direkt" nennt man die Wahlen, wenn der wahl-

berechtigte Bürger direkt oder unmittelbar für einen be-

stimmten Abgeordneten seine Summe abgibt. Jndirc t sind

die Wahlen, wenn der wahlberechtigte „Urwähler" erst

besondere „Wahlmänner" zu wählen hat, die dann ihrer-

seits zur Abgeordnetenwahl schreiten.
Als „geheim" werden die Wahlen bezeichnet, wenn

der Wähler bei der Stimmabgabe nicht kontrolliert werden

darf, dieselbe also verdeckt erfolgt. Hierdurch soll die Selb-

ständigkeit und Unabhängigkeit der Wähler erzielt werden,
die bei offenen Wahlen leicht verloren gehen kann.

Bei der Wahlmehrerer Vertreter seitens einer Wahl-

versammlung sind Majoritätswahlen und Pro-

portionalwahlen zu unterscheiden. Bei den ersten

entscheidet die einfache (absolute) Mehrheit, so daß nur

Vertreter der Majorität gewählt werden; die (verschiede-
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nen) Systeme der Proportionalwahlen haben den Zweck,

auch den Minoritäten Vertreter zu sichern. Die größere

Gerechtigkeit und Zweckmäßigkeit der letzteren Wahlme-

thode liegt auf der Hand. Sind doch z. B. die gebildeten

Stände, deren Vertreter am ehesten imstande find, die

komplizierten Staatsgeschäfte zu übersehen und verständig

zu leiten, überall in der Minorität.*)

Den Rechten der Staatsbürger stehen gegenüber die

Pflichten des Bürgers gegen den

Staat. Der Bürger ist unbedingt zum Ge-

horsam gegen die Staatsmacht und zur

Unterordnung unter die Gesetze verpflichtet. Ohne diese

Regel ist ein Staatswesen undenkbar. Der Bürger ist
aber auch zu positiven Leistungen verpflichtet, deren wich-

tigste sind: Die Steuerpflicht und die Wehrpflicht,
in kulturell vorgerückten Staaten auch die allgemeine

Schulpflicht (für deren Erfüllung die Eltern schulpflich-

tiger Kinder verantworten) und die Pflicht zur Ueber-

nahme bürgerlicher Ehrenämter (Vormund, Stadtverord-

neter, Geschworener :c.).

L. Das Staatsgebiet, d. h. ein festumgrenztes

Territorium, in dem das Staatsvolk seine Wohnsitze hat,

ist für den Staat unerläßliche Bedingung. Ein wandern-

des Volk ist kein Staat. Die Juden waren unter Abraham

„ein großes Heer", sie hatten in Moses einen gewaltigen

Organisator und Gesetzgeber, aber einen Staat bildeten

sie erst, als sie in Palästina feste Sitze gewannen. Als

sie diese verloren und in alle Welt sich zerstreuten, da

wurden sie wieder zum Volk, dem der Staat und die blei-

essenien seien ans das Bnch van Baron E. Stackelberg: Die Methoden

des proportionalen Wahlsystems. Reval, Kluges Verlag, 1906, verwiesen.
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bende Stätte fehlt. In der Volkslegende aber wurde zum

Urbild des unsteten Wanderers „der ewige Jude".
Die Grenzen des Staatsgebietes sind auch die (räum-

lichen) Grenzen der Staatsgewalt. Nur in Ausnahme-

fällen erstreckt sich die Staatsgewalt über das Staats-

territorium hinaus, etwa wenn ein Staat Vasallenstaaten

unter sich hat oder Tribut von Völkern erhebt, die außer-

halb der Staatsgrenzen leben. Das Staatsterritorium gilt
als unveräußerlich und unteilbar. Das Staatsoberhaupt

hat nicht das Recht, ohne Einwilligung der Volksver-

tretung das Staatsgebiet oder Teile desselben zu ver-

schenken oder zu verkaufen, wie dies früher wohl vorkam.

Ebenso darf der Herrscher das Staatsgebiet nicht unter

seine Söhne oder sonstigen Erben teilen, wie dies z. B.

die russischen „Teilfürsten" taten.

v. Die Staatsgewalt ist die Macht, welche das

im Staatsgebiet wohnende Volk zu einem politischen Kör-

per zusammenschließt. Sie ist die Seele in diesem Körver

und der Wille, der diesen Körper regiert.
Die Staatsgewalt ist „autonom", d. h. sie bestimmt

selbstherrlich über den Staat nnd die Wege, die das Staats-

leben gehen soll, sie ist sich selbst Gesetz und gibt sich selbst

Gesetze — selbst, vo/tox — Gesetz), auf deren Grund

der Staat durch die Staatsorgane (Beamten und Behörden)

regiert und verwaltet wird.

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben hat die Staatsgewalt
das „Imperium" oder die Herrsehergewalt, d. h. das Recht,
über die Untertanen und Untertanenverbände zu befehlen
und von ihnen unbedingten Gehorsam zu fordern, im Not-

fall (durch Polizei und Militär) zu erzwingen.
Als Wille des Staates ist die Staatsgewalt unteilbar

und einheitlich; sie duldet in ihrem Gebiet keine gleiche

Gewalt neben sich. Wo in demselben Staat zwei Mächte

gleichberechtigt einander gegenüber stehen, da muß es zum
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Zusammenstoß und Kamps kommen, wie es im Mittelalter

beständig Kamps gab zwischen Kaiser und Papst, dem

„weltlichen und dem geistlichen Schwert".

Die Staatsgewalt ist einheitlich, aber sie ist nicht

identisch mit der Macht des Staatsoberhauptes (des

Monarchen oder Präsidenten). Vielmehr sind die Rechte
des Staatsoberhauptes in allen sogenannten konstitutio-
nellen Staaten beschränkt durch die Rechte der Volksver-

tretung. Staatsoberhaupt uud Volksvertretung beschrän-
ken und ergänzen sich gegenseitig, und nur beide zusammen

bilden den Inbegriff der Staatsgewalt.

Es ist aber die Bezeichnung „Staatsgewall" vorzuziehen, da das Wort

Vasallenstaaten (wie Bulgarien, Aegypten) nicht „vollsouverän"; 2) Tie

man Fürsten- und Volkssouveräniläl.

Ihre Grenze findet die Staatsgewalt in den Rechten
und Freiheiten des Staatsbürgers (vgl. S. 19),
die vom Staat selbst garantiert sind, also auch von der

Staatsmacht nicht angetastet werden dürfen. Solange der

Bürger sich in den Grenzen seiner Rechte hält, darf nie-

mand an sein Leben, seine Ehre, sein Eigentum und sein

Haus. Daher prägten die Engländer, die in der „Magna

Charta libertatum" (15. Juni 1215) von allen Nationen

zuerst die Anerkennung der „Freiheiten" erhielten, das

stolze Wort: „Mein Haus ist meine Burg".

Die wichtigsten Funktionen (Tätigkeiten) der Staats-

gewalt sind: Gesetzgebung, Verwaltung uud Recht-

sprechung (Legislative, Administration und Justiz).
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K-s-tz««»»»«,1) Die Gesetzgebung schafft die rechtlichen Grund-

lagen des Staates (die Verfassung oder Konstitution), in-

dem sie in den sogen. „Grundgesetzen" die Rechte und

Pflichten nicht nur der Staatsbürger, sondern auch der

Staatsgewalt selbst festlegt. Sie regelt die gegenseitigen

Beziehungen zwischen Bürgern und Staat (öffent-

liches Recht) und die Nechtsbeziehungen der Mitbürger
untereinander (privates Recht), indem sie Gesetze

gibt, d. h. allgemein verbindliche Vorschriften, die in be-

sonderer, in den Grundgesetzen vorgesehener Ordnung er-

lassen werden. Der Gang der Gesetzgebung zerfällt in

Staaten mit einer Volksvertretung in vier Teile: Ein-

bringung (Initiative), Beratung, Bestätigung (Sanktion)
und Veröffentlichung (Publikation) des Gesetzes.

Die Initiative oder Einbringung des

Gesetzes bedeutet das Recht, dem Parlament Gesetzes-

projekte, d. h. genau ausgearbeitete Vorschläge zu neuen

Gesetzen, vorzulegen, die vom Parlament durchgesehenund

begutachtet werden müssen. Das Recht der Initiative hat

in den meisten Staaten sowohl das Staatsoberhaupt, als

auch das Parlament selbst, in manchen nur das Parla-

ment (England, Nordamerikanische Vereinigte Staaten),

in einzelnen Fällen nur der Herrscher (Württembergs

Bayern).

Die Beratung des Gesetzes ist die Durchsicht

der Gesetzesprojekte seitens des Parlaments, welches das

eingebrachte Gesetzesprojekt unverändert annehmen oder

es Aenderungen unterwerfen oder endlich es gänzlich ver-

werfen kann. Die Beratung geschieht gewöhnlich in drei

Lesungen. Schwierige Gesetzesvorlagen werden meist nach

der ersten Lesung besonderen Kommissionen (Ausschüssen)

überwiesen, die nach eingehender Beprüfung das Projekt
mit dem Kommissionsgutachten Mieder dem Parlament

(zur zweiten und dritten Lesung) vorstellen.



28

Berwaltung.

Durch die Bestätigung oder Sanktion wird

das Gesetzesprojekt zum Gesetz. Wird die Sanktion ver-

weigert, so unterscheiden wir zwei Fälle: entweder ist das

Einspruchsrecht des Staatsoberhaupts ein unbedingtes (ab-

solutes Veto), wie z. B. in Preußen und Rußland, oder bloß
ein zeitweiliges (suspensives Veto), d. h. dasselbe Gesetzes-

projekt kann von neuem eingebracht werden und erhält,

falls das Parlament es zum zweiten Male annimmt,

Gesetzeskraft auch gegen den Willen des Staatsoberhaup-
tes (Norwegen, Frankreich).

Das letzte Stadium der Gesetzgebung besteht in der

Veröffentlichung oder Publikation des Ge-

setzes in Stadt und Land. Mit der Publikation tritt das

neue Gesetz in Kraft und Wirkung, und vom Tage der

Publikation an kann sich niemand „mit Gesetzesunkenntnis

entschuldigen".
Es ist ohne besondere Beweise einleuchtend, daß die

gesetzgeberische Arbeit nur dann ersprießliche Resultate

zeitigen kann, wenn Regierung und Volksvertretung Hand

in Hand gehen. Ist ein solches Zusammengehen nicht zn

erzielen, verweigert z. B. das Parlament beharrlich seine

Zustimmung zu wichtigen von der Regierung eingebrach-
ten Gesetzesvorlagen, oder überschreitet es die Grenzen

seiner Rechte durch regierungs- oder staatsfeindliche Maß-

nahmen (wie z. B. Wyborger Aufruf), so hat das Staats-

oberhaupt noch ein letztes Mittel in der Hand: es löst

das Parlament auf und setzt Neuwahlen an. Während
der Zeit, in der es kein Parlament gibt, kann das Staats-

oberhaupt von sich aus sogenannte Notgesetze erlassen,
die aber, nach erfolgtem Zusammentritt des neuen Par-

lamentes, diesem vorgelegt werden müssen.

2) Die Verwaltung oder Regierung hat vor allem

die sogenannte Exekutive, d. h. die Aufgabe, die Staats-

gefetze zu erfüllen und richtig anzuwenden. Aber die Re-
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gierung beschränkt sich nicht bloß auf die Gesetzeserfül-

lung. Die Gesetze können nicht alles vorhersehen, und oft

hat der Regierende selbständig Entscheidungen zu treffen,

er hat zu verwalten, d. h. in den ihm vom Gesetz

vorgeschriebenen Grenzen geeignete Maßnahmen zu trefseu

zur Erreichung der Rechts- und Kulturzwecke des Staates.

In Erfüllung dieser Aufgabe hat die Regierung das Recht,

sogenannte Verordnungen (in Rußland: „Ukasy") oder

„Obligatorische Verordnungen" (in Rußland: „Objasatelj-

nyja postanowljenija") zu erlassen, die aber stets im Rah-

men der Gesetze sich bewegen müssen, nie den Gesetzen

widersprechen dürfen. Einer ungesetzlichen Verfügung eines

Regierungsbeamten braucht sich der Bürger nicht zu fügen,
in Notfällen kaun jedermann die Hilfe des Gerichts gegen

administrative Willkür anrufen. Aeußerlich unterscheiden

sich die Gesetze von den Verordnungen eben dadurch, daß
die ersteren in gesetzgeberischer Ordnung durch die Parla-
mente gehenmüssen, die letzteren von einzelnen Regieruugs-

organen (Ministern, Gouverneuren ?c.) erlassen werden.

An der Spitze der Regierung steht in Monarchien der

Monarch, in Republiken der Präsident (Frankreich, Nord-

amerikanische Vereinigte Staaten) oder auch ein ganzes

Regierungskollegium (in der Schweiz der Bundesrat, in

Hamburg, Lübeck, Bremen der Senat). Der Monarch re-

präsentiert die Staatsgewalt nach außen und nach innen,

er leitet die diplomatischen Beziehungen zu anderen Staa-

ten und ist oberster Kriegsherr, der an der Spitze des

Heeres und der Flotte steht. Er beruft und entläßt das

Parlament. Er allein hat das Recht der Begnadigung

(Amnestie). Er ernennt die Richter und andere höhere

Beamten, insbesondere die Minister, welche die einzelnen

Verwaltungszweige oder „Ressorts" unter sich haben. In

größeren Staaten finden wir folgende Ressorts: Aus-

wärtige Angelegenheiten und innere Angelegenheiten
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(Landwirtschaft, Handel und Gewerbe, Schule uud Kirche,

öffentliche Arbeiten und Verkehrswesen), Justiz, Krieg

(Landheer und Marine) und Finanzen. Die Minister ver-

einigen sich zu gemeinsamer Beratung als sogenanntes

„Ministerkabinett", an dessen Spitze der Premierminister
oder Ministerpräsident steht, der gleichfalls vom Mon-

archen ernannt wird. Annähernd die gleichen Negierungs-

befugnisse wie in Monarchien die Monarchen, haben in

den sogen. „Präsidentenrepnbliken" die Präsidenten, in

den anderen Republiken die Regierungskollegien.

(England, Italien, Belgien u. a.) ist das Staatsoberhaupt gehalten,

die Minister aus derjenigen Politischen Partei zn wählen, die im Par-
lament (und zwar im Unterhaus«) die Majorität hat. Verliert die

Parlament, so gibt es „Ministerkrisen" und „Kabinetiswechscl"" Es

Andererseits erscheint es auch nicht wünschenswert, daß das Unierhaus,

auch aus die Verwaltung des Staates ausschlaggebenden Einfluß

gewinnt, und so alleFülle der Macht in einem Organ vereinigt wird.

lenswert sein, wo daS Volk und die Volksvertreter auf einer sehr

hohen geistigen und sittlichen Stufe stehen, wie z. B. in England. In

Den einzelnen Ministern unterstellt ist ein ganzes

Heer von Regierungsbeamten, die entweder an den
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„Zentralbehörden" arbeiten, welche von der Hauptstadt

aus ihren Wirkungskreis auf das ganze Reich erstrecken,
oder an den „Lokalbehörden" angestellt sind, die in und

für die einzelnen Provinzen oder Gouvernements bestehen.
Eine von den Regierungsbehördengesonderte Stellung

nehmen die „Kommunalbehörden" ein, die Organe der

„Kommunen".
Unter Kommunen versteht man Gebietskörper-

schaften, d. h. lokale (örtlich begrenzte) Vereinigungen von

Staatsangehörigen, denen der Staat gewisse öffentlich-

rechtliche Aufgaben und Befugnisse übertragen hat. Zu

den Kommunen gehören die Ritter- und Landschaften, die

Städte, Landgemeinden ?c. Die Uebcrtragung öffentlicher

Rechte und Pflichten auf die Kommunen geschieht, weil,
wie oben erläutert, große Staaten nicht alle Geschäfte

von einem Zentrum aus erledigen können und sollen

(Prinzip der Dezentralisation) und die in den einzelnen
Gebieten heimischen Eingeborenen besser in der Lage sind

zu übersehen, wo und was ihnen not tut. Zu den Auf-

gaben der Kommune gehört daher auch vor allen Dingeu
die Erledigung der örtlichen eigenen Angelegenheiten

(Hauptgebiete: Armenwesen, Bildnngswesen, Gesundheits-

wesen, Bau- und Wohnungswesen, Wohlfahrtspflege,

Versicherungswesen, Verkehrswesen, endlich Aufbringung
der für diese Zwecke nötigen Mittel durch Selbstbesteue-

rung und geordnetes Finanzwesen), in zweiter Linie wirken

die Kommunen aber auch bei der Staatsverwaltung mit,

indem der Staat ihnen einen Teil des und

Ordnungsdienstes (Gemeindepolizei, Gutspolizei 2c.) und

der staatlichen Steuererhebung (Einkommensteuer,Gewerbe-

steuer u. a. m.) überträgt, und andererseits sich durch
die Kommunen mit aller Art (statistischen) Auskünften

versorgen läßt und den Kommunen Leistungen für

Staatszwecke auferlegt (Militärbequartierung, Gefängnis-
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Wesen zc.). Im Austausch hierzu, wie überhaupt zur För-

derung ihrer Kulturarbeit erhalten in manchen Ländern

die Kommunen staatliche Subventionen.

Man unterscheidet ständische und allständische Kom-

munen. Zu den ständischen gehören die Adelskorporationen
und Bauergemeinden, zu den allständischen die Land-

schaften (in Rußland: „Semstwo") und die Städte.

Die Kommunen haben gewöhnlich zweierlei Organe:

1) analog den Parlamenten beratende und beschließende

Versammlungen, z. B. Landtage, Stadtverordnetenver-

sammlungen, Gemeindeversammlungen ic. und 2) ausfüh-
rende oder Exekutivorgaue (Landschaftsamt, Stadtamt,

Gemeindeverwaltung, Landräte, Stadthäupter, Gemeinde-

älteste !c.), die die Beschlüsse der Versammlungen auszu-

führen uud die laufenden Geschäfte zu versehen haben. Da

die Exekutivorgane die den beratenden Organen einzu-

bringenden Vorlagen ausarbeiten und andererseits die

gesamte Verwaltung zu besorgen haben, so fällt ihnen

naturgemäß eine führende Stellung zu.

Die Glieder der Kommunalversammlungen und Kom-

munalbehörden werden von den zu den Kommunen ge-

hörigen Staatsbürgern gewählt, im Gegensatz zu den Re-

gierungsbeamten, die von der Regierung ernannt werden.

Die Regierungsbeamten uud Regierungsbehörden sind in

ihrer Tätigkeit vollkommen abhängig von den ihnen über-

geordneten Behörden und haben auszuführen, was ihnen

vorgeschrieben wird, die Kommunen sind Selbst Ver-

waltungskörper, die die örtlichen eigenen Geschäfte
in den ihnen vom Gesetz gegebenen Grenzen selbst und

selbständig verwalten und nur einer gewissen Kontrolle

seitens der Regierung unterliegen.
Die Befugnis, die eigenen Geschäfte in gewissen

Grenzen frei und selbständig und ohne Einmischung der

Regierung verwalten zu dürfen, ist ein äußerst wesentliches
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Recht, denn nnr, wer an Ort und Stelle lebt, kann die

Eigenart seiner Heimatstadt oder Heimatprovinz voll und

ganz würdigen. Nur der Eingeborene kann und wird genau

wissen, was zur Wohlfahrt von Stadt und Land erforderlich

ist, uud nicht der fremde Beamte, der gestern aus der

Hauptstadt kam und morgen vielleicht in eine andere Pro-

vinz versetzt wird. Die Selbstverwaltung weckt in den

Bürgern den Gemein sinn und das Verständnis für die

Aufgaben nicht nur der Kommune, sondern auch des

Staates. Wer selbst an der kommunalen Tätigkeit mit-

arbeitet, der gewinnt auch bald Interesse an den An-

gelegenheitenund dem Wohle des Gemeinwesens, für das

er mitverantwortlich ist, der lernt das Gefühl der Be-

friedigung kennen, die das Schaffen für's Gemeinwohl

gibt, der setzt seinen Stolz darin, durch eigene Krast und

Arbeit, wenn auch mit Opfern an persönlichem Behagen,
das Land in blühenden Zustand zu bringen.

Wer aber ein Verständnis für die Art gewonnen hat,
wie ein kleines Gemeinwesen verwaltet werden muß, dem

schärft sich auch der Blick für das größere Gemeinwesen,

das der Staat darstellt, der lernt verstehen, daß der Staat

nicht im Gegensatz zur Gesellschaft zu stehen braucht —

wie dies behauptet wird — sondern im Gegenteil bloß
eine Form menschlicher Gesellschaft ist und daß wir selber

angreifen müssen und können, um den Staat so aus-

zubauen, wie wir ihn uns wünschen.

lung. Bezirksgericht, Senat u. s. w.).
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Inltiz 3) Die Rechtsprechung oder Justiz ergänzt Gesetz-

gebunguud Regierung. Die Gesetzgebung schafft die Gesetze,
die Regierung wendet sie au, die Justiz stellt in strit-

tigen Fällen fest, was als Recht zu gelten hat, uud knüpft

an diese Feststellung die Rechtsfolgen, d. h. sie stellt das

verletzte Recht wieder her und straft die Uebertretuug
der Gesetze. Die Rechtsprechung hat also vor allen Dingen

festzustellen, was im gegebenen Fall als Recht zn gelten

hat, denn oft kann das Gesetz verschieden ausgelegt wer-

den, oft tauchen im Leben neueFälle auf, die vom Gesetz

nicht vorhergesehen werden konnten, oft glauben sich beide

Parteien im guten Recht bei Erhebung des Prozesses (so

z. B. bei Erb- und Grenzstreitigkeiten). Die Parteien
können sowohl beide Privatpersonen als auch einerseits

Privatpersonen, andererseits Beamte sein, denn auch den

letzteren gegenüber hat das Gericht zu entscheiden, ob sie

das Gesetz richtig ausgelegt uud angewandt haben. Daher

kann jeder Bürger, der sich von einem Beamten in seinen

Rechten verletzt glaubt, bei Gericht gegen die ihm un-

gesetzlich erscheinende Maßregel Klage erheben.

Wir unterscheiden eine Zivil- und eine Kriminaljustiz.

DieZiviljustiz oder das bürgerliche Rechts-

verfahren kommt in Anwendung, wenn dem Gericht

privatrechtliche Forderungen einzelner Personen vorliegen,

z. B. Wechselforderungen, Mietsorderungen, Kontraktbruch

!c. In diesen Fällen entscheidet das Gericht auf Klage

der interessierten Partei, wer Recht hat, und gibt der

obsiegenden Partei die Rechtsmittel zur Wiederherstellung

der verletzten Rechtes, erläßt z. B. einen Befehl zur Bei-

treibung der zugesprochenen Geldschuld (Russisch:

ispolniteljny list).

Im Gegensatz zum Zivilprozeß steht der Krimi-

nalprozeß oder das strafrechtliche Verfah-

ren. Dies letztere kommt zur Anwendung, wenn eine
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Verletzung der bestehenden staatlichen Rechtsordnung vor-

liegt, die vom Gesetz als Verbrechen oder Vergehen ge-

ahndet wird. Insbesondere gehören hierzu alle Fälle

schwerer Vergehungen, die auf eine staats- und gesell-

schaftsfeindliche Gesinnung des Täters hinweisen, wie z.

B. Hochverrat, Majestätsverbrechen, Mord, Brandstif-

tung, Raub zc. In diesen Fällen verfolgt der Staat von

sich aus d ic Schuldigen und bestraft sie (durch Freiheits-

beraubung und Ehrverlust, in den schwersten Fällen durch
die Hinrichtung).

Die Hauptprinzipien der modernen Justiz sind: Glei-

ches Recht für alle, Mündlichkeit, Schnelligkeit und Öf-

fentlichkeit des Gerichtsverfahrens.

Die Rechtsprechung ist besonders hierzu bestellten Rich-
tern anvertraut, die meist vom Staatsoberhaupt selbst auf

Lebenszeit ernannt werden und unabsetzbar sind, wenn

sie nicht selbst ungesetzliche Handlungen begehen.

Angelegenheiten von geringerer Bedeutung sind Ein-

zelrichtern anvertraut (in Deutschland: Amtsrichter, in

Rußland: Friedensrichter, Stadtrichter und „Semjkije na-

tschaljniki"), die wichtigeren Sachen werden von Kol-

legialgerichten verhandelt (in Deutschland: Landgerichte,
in Rußland: Bezirksgerichte). Gegen die Entscheidungen

dieser Gerichte (der sogen, ersten Instanz) können Ap-

pellationsklagen eingereicht werden, die sowohl die fak-

tische Seite der Sache (die richtige Darstellung des Tat-

bestandes), als auch die juristische Seite der Sache (die

richtige Anwendung der Gesetze) berühren können. Gegen
die Entscheidungen der Gerichte zweiter Instanz (Appella-

tionsgerichte, in Rußland: Friedensrichterplenum uud

und Gerichtspalate) dürfen nur „Kassationsklagen" erhoben

werden, die lediglich die juristische Seite der Sache (die

richtige Anwendung der Gesetze) zum Gegenstand haben

dürfen. Verwirft die Kassationsinstanz (in Rußland der
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Aonfiiluiion.

Senat) die Kassationsklage, so ist die Sache definitiv be-

endet; wird die Klage als berechtigt anerkannt, so wird die

Sache zu nochmaliger Durchsicht in die Appellationsinstanz

zurückverwiesen.

Außer dem Verfahren in den allgemeinen (oder „or-

dentlichen") Gerichten findenwir in allen modernen Staa-

ten noch Sondergerichte: Militärgerichte, geistliche Ge-

richte, Kommerzgerichte, Bauerngerichte, in kulturell vor-

gerückten Staaten auch Gewerbegerichte und Verwaltungs-

gerichte; letztere haben Fragen des öffentlichen Rechtes zu

entscheiden (Streitigkeiten zwischen Beamten oder zwischen
Beamten einerseits und Privatpersonen andererseits).

Die verschiedenen Htaatswrrnen: Monarcnie,

Republik, 6tc>atenverbinclungen.

Je nach der Art, wie die Staatsgewalt und ihre

Funktionen unter die verschiedenen Staatsorgane verteilt

sind, unterscheiden wir die verschiedenen Staats for-

men oder Verfassungen.

Sind alle Funktionen der Staatsgewalt in der Hand
eines Herrschers vereinigt, so sprechen wir von einer

Despotie (Türkei) oder unumschränkten (absoluten)

Monarchie (Rußland bis 1905).

Sind die Funktionen der Staatsgewalt durch die Ver-

fassung unter besondere Regierungsorgane und die Volks-

vertretung verteilt, so sprechen wir von einem „Kon-

stitutionellen Staat". Die Teilung der Staats-

gewalt geht hauptsächlich in der Weise vor sich, daß an

der Spitze der Verwaltung und der Justiz ein Staats-

oberhaupt (oder ein Regierungskollegium) steht, die Ge-

setzgebung aber von der Regierung und der Volksvertretung

gemeinsam besorgt wird (vergl. S. 27 u. 28).
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Aber wie das Staatsoberhaupt im Gebiet der Ge-

setzgebung Rechte hat (Initiative und Sanktion), so hat

auch die Volksvertretung gewöhnlich einige Befugnisse im

Gebiete der Verwaltung. Hierher rechnet man vor allen

Dingen das Budgetrecht und das Jntervellationsrecht. Das

Budgetrecht, d. h. das Recht, Ausgaben und Ein-

nahmen des Staates zu regeln, ist von ganz eminenter

Bedeutung. Es macht es der Regierung unmöglich, ohne

Zustimmung der Volksvertretung bedeutendere Maßnah-

men der inneren oder äußerenPolitik durchzuführen, denn

ohne Geld ist nicht viel zu erreichen, die Bewilligung der

Geldmittel aber hängt vom Parlament ab. Ebenso hoch-

bedeutsam erscheint als wirksame Schranke gegen alle

Regierungswillkür das Jntervellationsrecht des

Parlamentes, d. h. das Recht, alle Maßnahmen der Re-

gierung zu erörtern und zu kontrollieren, indem das Par-
lament an die Minister Anfragen stellt über solche Maß-

regeln der Regierung, die den Volksvertretern ungesetzlich

erscheinen.

Die konstitutionellen Staaten heißen „beschränkte Monarch«« «»»

oder konstitutionelle Monarchien", wenn der

Hauptträger der Staatsgewalt ein erblicher Monarch (der

Souverän) ist, Republiken, wenn die oberste Staats-

gewalt (die Souveränität) der Gesamtheit des Volkes

beigelegt wird.

Die „Wahlmonarchien", in denen der Monarch gewählt wird

(das alle Deutsche Reich, Polen), gehören der Geschichte an.

Ebenso haben die sogen, unmittelbaren Republiken, wie sie z. B.

hatten nach der Gesetzgebung Solon's (um KW vor Chr.) alle Voll-

bürger (nicht aber Sklaven, Fremde u. a.) Zutritt zur Volksversamm-

lung (LtilvlSsis,), die die Beamten wählte, ihren Rechenschaftsbericht

entgegennahm und alle wichtigen Fragen der Politik und Gesetzgebung

entschied. Es ist einleuchtend, daß eine derartige Verfassung nur in

ganz kleinen Staatswesen (wie heutzutage z. B- in den Schweizer
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Kantonen) möglich ist. Eine Anlehnung an die Prinzipien der unm>>

lelbaren Republik stellt das Schweizer „Referendum" dar, nach welchem

die von dem Parlament gebilligten Gesetze zur Volksabstimmunggebracht
werden können, wenn eine gewisse Anzahl von Bürgern (3V.VV9) dies

verlangt. Auf diese Weise gelangte z. B. 1879 eine Gesetzesvorlage

großer Mehrheit sür die Beibehaltung derselben entschied. In anderen

besonderen Anlässen vorgekommen. So ließ sich Napoleon I. (18>)4)

Tagen (1905) das vor die Frage „Republik oder Monarchie" gestellte

norwegische Volk sür das monarchische Prinzip und erwählte sich den

Eine vergleichende Würdigung der monarchischen und

der republikanischen Verfassungsform kann natürlich nur

relative Bedeutung haben, denn an uud für sich hat

jede Verfassuugsform ihre Vorzüge und ihre Mängel.
Eine demokratische Republik im Sinne einer unmit-

telbaren Teilnahme aller Bürger an den Staatsgeschäften

ist für ein größeres Staatswesen der Jetztzeit undenkbar.

Demokratie bedeutet in wörtlichem Sinne Volksherrschaft,
d. h. ein undurchführbares und keineswegs wünschens-

wertes Prinzip, was sogleich ersichtlich wird, wenn wir

an Stelle des Ausdruckes Volksherrschaft das Wort „Mas-

senherrschaft" setzen. Die ganze Masse des Volkes kann

nicht herrschen, sondern immer nur eine Auslese des Volkes,

seine Repräsentanten, und so tritt ganz von selbst auch in

allen republikanischen Staaten an die Stelle der Demo-

kratie eine Aristokratie (--- Herrschaft der Besten,

äßlaros —
der Beste, — herrschen).

Aber schon in ältesten Zeiten kam man zur Einsicht,

daß auch in Aristokratien die Vielheit der Herrscher mit

einander widersprechenden Interessen und Willensriehtun--

gen dem Gemeinwesen schadet, und früh reifte der Ge-

danke, zutm Wohle des Ganzen die oberste Leitung der



39

Geschäfte einem Willen zu übertragen und an Stelle

der Vielherrschast die Einherrschaft (Monarchie) zu setzen.

Sagt doch schon der alle Herner:

xo/oa?'»s d h.„Nichts

gutes bringt die Vielherrschaft, einer sei Herrscher, einer

sei König."

Aber auch in der Einherrschaft liegt die Gefahr vor,

daß der eine Wille in Willkür ausartet. Um dieser Ge-

fahr zu begegnen und doch den Vorteil der einheitlichen

Regierung zu bewahren, setzt man dem Monarchen die

Volksvertretung zur Seite und gelangt so zu dem mo-

dernen Prinzip der Konstitutionellen Monarchie.
Dies ist der Weg der theoretischen Erörterung. Sehen

ivir uns im praktischen Leben um, so finden wir, daß die

Republiken den wesentlichen Vorteil vor der Mon-

archie voraus haben, daß ihre Bürger die Möglichkeit

haben, zum Staatsoberhaupt den jeweilig tüchtigsten und

besten Mann zu wählen, während in Monarchien der

Thron an einen schwachen oder unfähigen Herrscher kom-

men kann. (Man denke an Bayerns unglücklichen König,

dessen geistige Umnachtung seit Jahren eine besondere Re-

gentschaft für das Land nötig macht.) Aber es ist nicht

stets so, daß wirklich der Beste gewählt wird, oft be-

herrschen Parteiinteressen oder auch einfach das Geld

(Amerika) die politischen Wahlen. Ist aber wirklich ein

tüchtiger Mann gewählt, so ist er doch immer mehr oder

weniger von der Partei abhängig, die ihn auf den Tchild

erhoben; ist er ehrgeizig, so ist er in der Sorge um seine

Wiederwahl vielleicht zu Zugeständnissen bereit, die

nicht seiner inneren Ueberzeugung entsprechen und auch
dem Gesamtwohl nicht dienlich sind.

Diese Sorge fällt bei dem erblichen Monarchen fort.
Er steht über dem Gegensatz der Stände und Klassen, seine
Geburt hebt ihn über die Parteien hinaus. Seine Er-
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ziehung bereitet ihn in ganz besonderer Weise auf den

künftigen Beruf vor. Seine Sorge geht natürlicherweise

auf das Wohl des Ganzen, denn nur wenn alle Schichten
der Bevölkerung zufrieden sind, ist ihm und seinem Ge-

schlechte der Thron gesichert. Er hat auch kein Interesse
—

wie dies zuweilen behauptet wird —
die höheren Stände

vor den niederen Klassen zu bevorzugen, denn eine über-

großeMacht der höheren Stände würde seine eigene Macht-

stellung beeinträchtigen. Die Geschichte zeigt uns gran-

diose Beispiele der monarchischen Fürsorge gerade für die

unteren Stände. „Ich will, daß Sonntags jeder Bauer

sein Huhn im Topf hat", lautet ein bekannter Ausspruch

Heinrich des IV. von Frankreich. In Deutschland schufen
die Hohenzollern durch ihre Gesetzgebung eine Alters-,
Kranken- und Unsalls-Fürsorge für die Arbeiter, wie sie
in solchem Umfange keine Republik und überhaupt kein

Staat der Welt hat, und mit Recht genießt dies Herrscher-

haus das volle Vertrauen seines Volkes, denn man weiß,

daß die Hohenzollern, im Gegensatz zu dem übermütigen
Wort Ludwig des XIV. esst rrroi" (Der Siaat

bin ich), ihr Amt stets in dem Sinne aufgefaßt haben,
wie dies Friedrich der Große aussprach: „Ich bin der

erste Diener meines Staates". So ist auch der „Weiße

Zar", der nunmehr dem Reich eine Volksvertretung ge-

schenkt hat, für sein Volk der natürliche und angestammte

Herrscher, ohne den es sich das „Mütterchen Rußland"

nicht denken kann.

Zwischen Volk und Herrscherhaus, die sich in guten

und bösen Zeiten die Treue gehalten haben, knüpft sich
ein festes geschichtliches Band, das dem Staatsganzen

Dauerhaftigkeit und Stetigkeit verleiht, während in Re-

publiken der häufige Wechsel der Regierung und Regie-

rungsprinzipien Land und Volk schwer schädigt. Unter

solchen Verhältnissen leiden z. B. die Südamerikanischen
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Republiken, aber auch in den Nordamerikanischen Vereinig-

ten Staaten gibt es Beamtenwechsel bis zu den Post-

meistern hinunter, wenn eine bisher in der Minorität

gewesenePartei ans Ruder gelangt und ihren Kandidaten

auf den Präsidentenstuhl gebracht hat. Nicht viel anders ist

es mit der Besetzung der Beamtenpostenauch in der Schweiz
und in Frankreich: den Ausschlag gibt vielfach weniger
die Tüchtigkeit eines Mannes, als seine Angehörigkeit zu

der regierenden Partei.

Wir können nicht vorhersehen, welche Entwickelung
die Menschheit in Zukunft nehmen wird, für die Jetztzeit

läßt sich wohl sagen, daß als die erfahrungsmäßig beste
und dem Volkswohl dienlichste Regierungsform die konsti-
tutionelle Monarchie erscheint.

Eserübrigt noch, ein paar Worteüber die sogenannten

Staatenverbindungen zu sagen, d. h. über Vereini-

gungen mehrerer Staatswesen zu mehr oder weniger dau-

ernden Verbänden.

Jnbezug auf solche „Staatenverbindungen" unter-

scheidet man „Personalunion" und „Realunion", „Staa-
tenbund" und „Bundesstaat".

Die „Personalunion" stellt eine solche Staa-

tenverbindung dar, iv welcher den verbundenen Staaten

nur die Person des Herrschers gemeinsam ist, während

Staatsvolk, Staatsgebiet und Form der Staatsgewalt ver-

schiedene sein können. Personalunionen entstehen, indem

der Herrscher eines Landes den Thron eines anderen erbt,
— so erbte 1714 der Kurfürst von Hannover GeorgLudwig
den englischen Königsthron, der bis 1837 dem Hause

Hannover verblieb, — oder zum Herrscher in einem an-

deren Lande erwählt wird: so wurde 1519 Karl V., König

von Spanien, zum Deutschen Kaiser erwählt. Gegenwärtig

besteht nur eine Personalunion: König Leopold von Bel-
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gien ist zugleich Oberhaupt des 1885 gegründeten Kongo-

staates.

Unter „Realunion" versteht man eine Staaten-

verbindung, laut welcher die vereinigten Staaten verfas-

sungsmäßig gemeinsame Staatsorgane haben. So haben

z. B. die Oesterreichisch-Ungarischen Staaten nicht nur ei-

nen gemeinsamen Herrscher, sondern auch gemeinsame Mi-

nisterien des Aeußern, des Krieges und der Finanzen, Meck-

lenburg-Schwerin und Mecklenburg-Strelitz haben gemein-
same Landstände zc.

Der „Staatenbund" ist, wie der Name besagt,
ein Bund mehrerer selbständiger Staaten, die durch Ver-

trag übereingekommen sind, gewisse Zwecke (insbesondere
den gegenseitigen Schutz nach außen) gemeinsam zu ver-

folgen, jedoch selbständige Heere und Finanzen haben und

berechtigt sind, jederzeit wieder vom Bunde zurückzutreten.

Diese Form der Staatenverbindung hatten die Nordameri-

kanischcn Vereinigten Staaten von 1781 bis 1787, die

schweizerische Eidgenossenschaft von 1815 bis 1818 und

der Deutsche Bund von 1815 bis 1866, und in all diesen

Fällen ist der Staatenbund die Vorstufe zur festeren Ver-

bindung des Bundesstaates gewesen.
Der „Bundesstaat" ist eine Verbindung von

Staaten, die (außer der eigenen Gesetzgebung und Ver-

waltung noch) eine gemeinsame Staatsgewalt, die Bun-

desgewalt anerkennen. Die Bundesgewalt hat ihre eigene

Verwaltung (genieinsames Heer und Finanzen) und eine

eigene Bundesgesetzgebung, die durch zwei Kammern er-

folgt. In Deutschland ist der oberste Träger der Bundes-

gewalt der Deutsche Kaiser, die Kammern der Bundesgesetz-

gebung sind der Bundesrat, der aus Bevollmächtigten der

Deutschen Landesherren und der drei Republiken Ham-

burg, Bremen und Lübeck besteht, und der Reichstag, dessen

Abgeordnete von dem gesamten deutschen Volk ohne Un-
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terscheidung der einzelnen Staaten gewählt werden. In
den Nordamerikanischen Vereinigten Staaten sind die

Träger der Bundesgewalt der Präsident und der Kongreß,

welcher aus Senat und Repräsentantenhaus besteht, in der

Schweiz heißen die Organe des Bundes Bundesrat und

Bundesversammlung.

LiteraturzurAllgemeinenStaatslehre:

Jhering, Zweck im Recht. Jhering, Kampf ums Recht.

Nehm, Allgemeine Slaatslehre, Freiburg 1899. Stern-

berg, Allgemeine Rechtslehre, Leipzig 1907 (Sammlung

Göschen). Giese, Deutsche Bürgerkunde, Leipzig 1903.

Hage, Grundriß der deutschen Staats- und Rechtskunde,
2. Aufl.; auch andere deutsche „Bürgerkunden", v. Ju-

raschek, Die Staaten Europas, Leipzig 1907.
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862—1905.
VonDr.phil.AlfredvonHedenström.

Der Normannenfürst Rurik aus Ostschweden grün-
dete 862 im Gebiete der Jlmenschen Slawen um Now-

gorod ein Reich, das nach der finnischen Bezeichnung der

Normannen „Rodsen" (Ruderer) den Namen Rußland

erhielt.

In der Folgezeit drang die normannische Herrschaft
über ostslawische und finnische Stämme schnell nach

Westen ins Dünagebiet (Polozk) und ins Dnjeprland

(Smolensk und Kijew) vor. Das kommerzielle und poli-

tische Zentrum wurde Kijew, von wo aus ein uuunter-

brochener Kampf mit den mongolischen Steppenbewoh-
nern geführt wurde, welche den Weg nach Konstantinopel

sperrten. 988 nahm der Großfürst Wladimir die Taufe

an, wodurch der heidnisch-normannische Einfluß durch die

griechisch-orthodoxe Kultur allmählich verdrängt wurde.

Kirchen und Klöster erstanden, das herrschende norman-

nische Element wurde slawisiert, durch Kolonisation die

Verschmelzung der im jetzigen Zentrum des Reiches leben-

den finnischen Stämme mit den Ostslawen zum

russischen Stamme eingeleitet, ein jahrhundertelanger

Prozeß, der bis zum heutigen Tage noch fortdauert.

Die kulturellen und staatlichen Verhältnisse im alten

Rußland des 11. und 12. Jahrhunderts näherten sich viel-

fach denen des damaligen Westeuropas. Politisch zerfiel
das Land in eine Reihe von selbständigen Teilfürsten-

tümern, die trotz gelegentlicher Fehden in einem lockeren

(Föderativ-) Verbände standen, was periodisch in Fürsten-
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kongressen und gemeinsamen Kriegen gegen äußereFeinde

zum Ausdruck kam. Die politische Macht in den einzelnen

Fürstentümern war zwischen Fürst, Adelsrat (Bojaren)
und Stadtrat (Wersche) geteilt. Im Norden am Jlmen-

see hatte die Nowgorodsche Wetsche die Führung an sich

gerissen, wodurch eine demokratische Republik entstand,

reich durch ihren Handel mit deutschen Ostseestädten und

mächtig durch erobernde Kolonisation im Nordosten.

Mit der Eroberung Rußlands durch die

Tataren (1237—40) wurde die normale Entwickelung

unterbrochen und alles freie politische Leben zerstört.
Die russischen Fürsten wurden Vasallen des an der unteren

Wolga residierenden Chans der goldenen Horde, alle Be-

wohner des russischen Landes ihm kopfsteuerpflichtig.

Religion und innere Einrichtungen der besiegten Acker-

baubevölkerung wurden von der nomadischen Oberherr-

schaft nicht angetastet, aber tatarische Sitten und Worte,

asiatische Staatsauffassung und Verwaltungsgrundsätze

drangen in die russischen Fürstenhäuser und von dort

weiter ins Volk.

Im 14. Jahrhundert bildeten sich zwei Zentren, um

die sich die russischen Gebiete politisch zu sammeln be-

gannen, im Osten Moskau, im Westen Wilna. Während
das westrussische Großfürstentum (Litauen) 1386 sich durch

Personalunion mit Polen verband, wuchs das groß-

russische Moskauer Fürstentum anfänglich im Bunde mit

der goldenen Horde, dann im bewußten Gegensatz zur

Fremdherrschaft zu einem mächtigen Staate heran. War

der erste Großfürst von Moskau, Johann Kalita

(1328—40), der treuuntertänige Vasall des Chans, dessen

Machtmittel und politische Indolenz er in skrupellosester

Weise zur Unterwerfung anderer russischer Fürsten unter

seine Oberhoheit ausnutzte, so stellte sich sein Enkel Di-

mitrijDonskoi an die Spitze der Befreiungsbewegung,
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besiegte in, der Schlacht auf dem Kulikowschen Felde au

den Quellen des Don 1380 ein tatarisches Heer und gab
damit der Moskauer Hauspolitik nationale Würde. In-

folge des militärischen Unvermögens der Ackerbaubevöl-

keruug zu einer Offensive in die Steppe lastete aber das

Tatarenjoch noch 100 Jahre über Moskau, bis der Zer-

fall der goldenen Horde in drei verschiedene Chanate:

Kasan, Astrachan und Krim, 1480 ohne Waffenentschei-

dung Rußland befreite.
Um dieselbe Zeit unterwarf der Großfürst Johann 111.

(1462—1505) Nowgorod und die letzten Teilfürstentümer

des Ostens und übertrug auf das ihm unterworfeneGebiet

(das heutige Zentral- nnd Nord-Rußland) die Grundsätze

asiatischer Despotie und lokaler Unfreiheit. (Unter-

drückung der örtlichen Selbstverwaltung.) Sein Nach-

folger, Wassilij 111. (1505—33), setzte die Politik

seines Vaters fort, zerstörte die Autonomie von Pleskau
und gewann nach langem Kampf mit Litauen Smolensk.

Die Mitte des 16. Jahrhunderts bezeichnete den

Höhepunkt der Entwickelung des Moskauer Großfürsten-

tums unter den Herrschern aus Ruriks Geschlecht: Re-

formen im Innern, die dem Volke Teilnahme amGericht
und Lokalverwaltung gaben, Berufung eines Stände-

parlamentes (Semski Ssobor) mit beratender Stimme

(1550), Gewinnung einer direkten Seeverbindung mit

Westeuropa dank der Aufsegelung der Mündung der

„Ssewernaja Dwina" durch eine englische Handelsexpe-

dition (1553) und ein siegreicher Offensivkrieg gegen die

tatarischen Chanate von Kasan und Astrachan (1551—56),

welcher die Herrschaft des Moskauer Zaren auf das ganze

Wolgaland bis an die Küste des Kaspischen Meeres und

den Ural ausdehnte. Dann erfolgte der Rückschlag: im

Innern durch ein sinnloses und grausames Willkür-

regiment des an Verfolgungswahnsinn leidenden Zaren
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Johann IV. Grosny (1533—84); nach außen hin

durch einen langjährigen verlustreichen Krieg mit Polen

und Schweden um Livlaud, während der Süden den ver-

heerenden Einfällen der tributheischenden Krimschen Ta-

taren fast schutzlos ausgesetzt war. Erfolgreich war nur

die von der Regierung unbeeinflußte Fortsetzung der

Kolonisations- und Eroberungspolitik im Osten unter

Leitung der Handelsherren Stroganow. Eine von ihnen
aus kosakischen Freibeutern und livländischen Kriegs-

gefangenen gebildete Schutztruppe überschritt 1582 unter

Führung des Kosaken Jermak den Ural und begann die

Eroberung Sibiriens. Als 1584 Johann GrosMi

starb, war das Reich zerrüttet, das Volk verarmt, die

oberen Klassen demoralisiert. Der letzte Sproß des

Rurikschen Hauses, der schwachsinnige Feodor 1., starb

1589, ein jüngerer Sohn Johann IV. war schon 1591

ermordet worden, um einem tatarischen Emporkömmling

Boris Godunow, den Weg zum Zarenthrone freizu-

machen.

Die Folgewirkungen des Grosnyschcn Systems er-

wiesen sich stärker, als die wohlgemeinten Resormideen

des neuen Herrschers. 1604, nachdem die Notlage der

bäuerlichen Bevölkerung noch durch eine dreijährige Miß-
ernte gesteigert war, brach die Revolution aus, die bald

eine bewaffnete Einmischung der Nachbarmächte Polen
und Schweden in die inneren Wirren des Moskauer

Reiches zur Folge hatte. Nach längeren wechselvollen

Thronumwälzungen und Kämpfen, wobei das Land

furchtbar verwüstet und Moskau zum größten Teil vom

Feuer vernichtet worden war, bildete sich 1611 in Nishnij-

Nowgorod eine neue nationale Regierung unter Führung
des dortigen Bürgers Minin als Finanzminister und

des Fürsten Posharski als Minister des Innern und

Truppenführer. Nach Wiedereroberung Moskaus wählte
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der Semski Ssobor, der den eigentlichen Schwerpunkt der

nationalen Regierung bildete, am 21. Februar 1613 den

Bojarensohn Michail Romanow zum Zaren (1613

bis 45). Noch dauerte es aber 5 Jahre, bis die neue

zarische Regierung der Herrschaft der einzelnen vaga-
bundierenden Räuberbanden ein Ende bereitet und mit

Schweden und Polen ein Abkommen getroffen hatte, das

dem Moskauer Reiche wohl Jngermannland und Smo-

leusk kostete, aber dafür die Anerkennung der neuen

Dynastie und die Möglichkeit aufbauender Friedensarbeit

gab.
Um die Mitte des 17. Jahrhunderts war das Zar-

turn Moskau innerlich soweit gekräftigt, um erfolgreich
den Kampf gegen das verfallende polnische Reich auf-

nehmen zu können. Smolensk und die Osthälfte von

Klein-Rußland mit Kijew bildeten die Siegesbeute (1667).

Ein Krieg mit Schweden dagegen, in dessen Verlauf 1656

Zar Alexei Michailowitsch (1645—76) bis vor Riga

drang, hatte nur vorübergehenden Erfolg, da 1661 alle

Eroberungen in Livland und Jngermannland zurück-

gegeben werden mußten. Im Innern führten die schon
im 16. Jahrhundert begonnenen Streitigkeiten zwischen
Altrituellen (Altgläubigen) und Reformern zu einem

offiziellen Siege der letzteren, da das Oberhaupt der

Staatskirche und Mitregent, der Patriarch Nikon, sich
1654 für die Einführung der griechischen Liturgie ent-

schied. Da beide Parteien von ihrem Standpunkte aus

inbezug auf die historische Berechtigung des national-russi-

schen oder des altgriechischen Rituals vollkommen Rechl

hatten, kam es zu einer Kirchenspaltung, die sich
weder durch Bannsprüche noch durch Polizeimaßnahmen

überwinden ließ und bis zum heutigen Tage fortbesteht.

Die Rechtsverschlechterung des Bauernstandes durch die

Einführung der Leibeigenschaft (endgültig durch
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die vom Semski Ssobor 1649 angenommene neue Gesetz-

sammlung, die Ssobornoje Uloshenije) und die Mißwirt-

schaft der Moskauer Bureaukratie riefen weitgehende

Unzufriedenheit hervor, die in vereinzelten Lokalunruhen
und schließlich 1670 in einer Revolution sich Lust machte,

welche das mittlere und untere Wolgagebiet umfaßte.

Nach dem ersten Siege der nach westeuropäischem Muster

organisierten Schützenregimenter über die ungeordneten

Bauernscharen suchte ihr Führer, der Donsche Kosak
Stenka Rasin, sein Heil in der Flucht, worauf Straf-

expeditionen die von ihm geschaffenen Organisationen

zerstörten.

Im bewnßten Gegensatz zu dem asiatischen Charakter
des Moskauer Staates und seiner Gesellschaft glaubte
ein Teil der oberen Klassen durch die Einführung

westeuropäischer Einrichtungen, nicht allein

im Heerwesen, dem Reiche zu nützen. Freilich traf diese

Reformbewegung immer auf den heftigsten Widerstand
der Geistlichkeit und der von ihr beeinflußten Gesellschafts-

schichten. Die Altrituellen sahen sogar in jeder Neuerung
einen neuen Beweis der baldigen Erscheinung des Anti-

christs, dessen Einzug in Moskau ihrer Ausfassung nach

tatsächlich 1698 stattfand. Es war dies der von seiner

ausländischen Reise zurückgekehrte Zar Peter (1689
bis 1725), der Enkel des ersten Romanow, der mit rück-

sichtslosem Eifer durch sich überstürzende Maßnahmen die

Umwandlung des halbasiatischen Großfürstentums Moskau

in einen europäischen Staat begann. Fast ein Menschen-
alter kämpfte er für die Zukunft seines Volkes mit seinem
Volk und der schwedischen Großmacht, die er 1709 bei

Poltawa zertrümmerte. 1710 wurden durch die Kapitu-
lationen von Riga und Reval Livland und Estland ver-

tragsmäßig dem Russischen Reiche eingefügt, 1713 das

von Peter auf erobertem schwedischem Gebiet im sumpfi-
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gen Newadelta 1703 gegründete Petersburg zur

Hauptstadt des Reiches erhoben, welches nach
dem siegreichen Ausgang des nordischen Krieges (1700
bis 1721) durch den Frieden von Nystad den Namen des

Kaisertums Rußland erhielt.'
Das Reformwerk Peters des Großen, die Europäi-

sierung Rußlands, wurde trotz weitgehender Opposition
und gelegentlicherReaktionsversuche auch nach seinem Tode

im allgemeinen fortgesetzt, am zielbewußtesten von der

Kaiserin Katharina 11. (1762—96). Ihre Regierung
war reich an äußerem Glänze und erfreute sich einer recht

günstigen Beurteilung durch die von der Kaiserin sehr

geschickt beeinflußte öffentliche Meinung des Auslandes.

In zwei Türkenkriegen im Bunde mit Oesterreich wurde

Südrußland bis zum Dnjestr gewonnen, eine russische

Kriegs- und Handelsflotte auf dem Schwarzen Meere ge-

schaffen und für letztere das Recht der freien Durchfahrt
ins Mittelländische Meer der Pforte abgezwungen. Durch
die Aufteilung des ohnmächtigen polnischen Reiches unter

den Nachbarmächten (1772, 1793, 1795) vergrößerten

Kurland, Litauen, Weißrußland und der westliche Teil

von Kleinrußland den territorialen Besitzstand des Staates

im Westen. Im Innern wurden allerlei Reformen in

Angriff genommen, die jetzige administrative Einteilung
und das derzeitige Schema der Gouvernements- und Ge-

bietsverwaltuug geschaffen, die von Peter dem Großen

begonnenen Versuche zur künstlichen Produktion eines west-

europäischen städtischen Bürgertums fortgesetzt, neue Fach-

schulen und Erziehungshäuser zur Heranbildung eines

„neuen" Geschlechts gegründet, die Privilegien des Adels

vermehrt und der Bauernstand weiter entrechtet. Trotz
aller wohlgemeinten Absichten und gelegentlicher, Frei-

heit und Menschenwürde verheißender, Erklärungen der

Kaiserin wurde unter ihrer Regierung die Leibeigenschaft



51

gtf<ian»cr I.

1801—16.

förmliche Sklaverei mit all' ihren demoralisierenden Fol-

gen für Herren und Knechte. Die Unzufriedenheit der

großen Masse der bäuerlichen Bevölkerung zeigte sich in

der Flucht ins Ausland oder in die sibirischen Urwälder,
in Streiks und Lokalunruhen, in der Zunahme der Räu-

berbanden und schließlich in einer Revolution, welche 1773

zwischen Ural und Wolga begann. An die Spitze der auf-

ständischen Uralkosaken, Bauern, Fabrikarbeiter uud in-

digenen Stämme trat der Donsche Kosak Pugatschew, der

sich für den rechtmäßigen Zaren ausgab. Nach Eroberung
des Wolgagebiets drangen seine plündernden Scharen

westwärts auf Moskau los, auf ihrem Wege überall die

Gutshäuser niederbrennend und die gefangenen Offiziere
und Beamten hängend. Nur durch Aufwendung bedeu-

tender militärischer Streitkräfte gelang es der Regierung
1774 der revolutionären Bewegung Herr zu werden, welche

zudem, wie die Rasins vor 100 Jahren, an allgemeiner

Unordnung und Charakterlosigkeit der Führer scheiterte
nnd als Resultat nur eine stärkere Bedrückung der Bauern-

schaft zeitigte.

Im 19. Jahrhundert war der Gang der auswärtigen

Politik von bestimmendem Einfluß auf die inneren Ge-

schicke des Reiches, das seit Peter dem Großen eine, sich
immer steigernde Machtstellung in Europa und Asien ein-

nahm. Wohl glaubte der Enkel Katharinas 11., Alexan-
der 1., an die Notwendigkeit der Erneuerung des Staates

durch zeitgemäße Reformen, als deren Endziel ihm die

Aufhebung der Leibeigenschaft und die Verleihung einer

Verfassung vorschwebten. Aber nach dem ersten Versuch
einer Reorganisation der Gesetzgebung und Verwaltung

durch Gründung eines Reichsrates (1801) und von acht

Ministerien (1802) wandte er seinen Eifer dem Gebiete

der auswärtigen Politik zu, die ihn bis an sein Lebens-

ende in ihrem faszinierenden Banne hielt. Ter Kampf gegen
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Frankreich, 1805 im Bunde mit Oesterreich, 1806/7 mit

Preußen, brachte aber nicht die erwarteten militärischen
und politischen Erfolge, so daß der Kaiser 1807 Friede
und Freundschaft mit Napoleon schloß und sich wieder

der inneren Politik zuwandte, um hier friedliche Lor-

beeren zu pflücken. Alexanders Verdienst war es, daß er

um diese Zeit den bedeutendsten Staatsmann, den Ruß-
land im 19. Jahrhundert besaß, den Popensohn Michail

Speranski emporzog, zu seinem Vertrauten und Leiter

der Reformpolitik machte, die nach dem Willen des Kai-

sers auf eine Konstitution hinauslaufen sollte. Die Schuld
des Monarchen war es aber auch, daß er im März 1812

dem Drängen der reaktionären Kreise nachgab, den Em-

porkömmlung plötzlich verbannte und sein Verfassungs-

projekt fallen ließ, als auf dem Gebiete der auswärtigen

Politik durch den Bruch mit Frankreich ein vollkommener

Umschwung eingetreten war.

Die folgenden Kriegsjahre bedeuteten eine schwere
und gleichzeitig eine große Zeit für Rußland. Riga, Smo-

lensk und Moskau brannten zum größten Teile nieder,
aber die feindliche Jnvasionsarmee wurde nach anfäng-

lichen Erfolgen durch eigene Disziplinlosigkeit, durch rus-

sische Kälte und Tapferkeit zersprengt. 1813 kämpften
die russischen Truppen in Deutschland gegen Napoleon,
1814 zogen sie in Paris ein.

Territorial gewann Rußlaud durch den siegreichen

Ausgang des Kampfes gegen Napoleon das Zarturn Po-

len, das durch Realunion mit dem Reiche verbunden wurde

ebenso, wie das 1808/9 eroberte Finnland. Auch ein rus-

sisch-türkischer Krieg 181l6—12 hatte mit einer Erweiterung
der Grenze bis zum Pruth einen erfolgreichen Ausgang ge-

nommen. Ferner hatte sich der südliche Kaukasus dem

Szepter des weißen Zaren unterworfen, ganz Nordasien
und ein Teil von Nordwestamerika war ihm untertänig
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bis an die Bai von San Franzisko, wo 1812 Kosaken eine

Stanitze (Kosakendorf) errichteten. Rußland war territo-

rial und militärisch die erste Macht der Welt geworden,

seine Kriegsflotte nahm an Schiffszahl unter den See-

staaten die zweite Stelle ein.

1815 wandte sich Alexander wieder der inneren Politik

zu, um sein Jugendideal zu verwirklichen: Rußland sollte

endgültig vom Fluch der Leibeigenschast befreit werden,
das Reformwerk im Innern durch eine Konstitution einen

würdigen Abschluß erhalten. Aber zwei Versuche im Klei-

nen sollten erst beweisen, daß das Reich reif sei für die

Pläne seines Monarchen. Das autonome Polen erhielt
eine Verfassung; in den Ostseeprovinzen, wo der Adel

unter dem Einfluß der westeuropäischen Aufklärungslite-

ratur es selbst wünschte, wurde die Leibeigenschaft auf-

gehoben. Von den praktischen Ergebnissen dieser beiden

Akte wollte er ihre Uebertragung auf das übrige Ruß-
land abhängig machen. Da ließ ihn 1820 der Mißerfolg

seiner liberalen Politik in Polen allen Glauben an fort-

schrittliche Prinzipien verlieren. Die in seinem Auftrage

von Nowossilzew entworfene Verfassung wurde dem Archiv

übergeben, alle Reformgedanken verbannt und dem Grafen

Araktschejew, einem der verhaßtesten Staatsmänner jener

Zeit, die Verwaltung des Niesenreiches anvertraut, wäh-
rend der Kaiser sich nur die alleinige Leitung der aus-

wärtigen Politik vorbehielt. Aber auch auf diesem Gebiete

war es ihm nicht vergönnt, neue Lorbeeren zu pflücken.
Verbittert und vergrämt starb er 1825 in Taganrog.

Die geheimenReformpläne, die Alexander I. bis 1820

hegte, entsprachen im allgemeinen den Zielen und Wün-

schen des größten Teiles der russischeu Gesellschaft und

der adligen Offizierskreise, welche unter dem Eindruck der

in Westeuropa geschauten Zustände von der Notwendigkeit

grundlegender Neuerungen in Rußland durchdrungen wa-
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ren und nach ausländischem Muster ihre Erreichung durch

Gründung geheimer Gesellschaften fördern zu können glaub-

ten. Die finstere Reaktion, die 1820 einsetzte, und deren

Härte und Widersinnigkeit sich allein durch den Charakter

Araktschejews und seinen absoluten Mangel an staats-

männischen Fähigkeiten erklären lassen, machte aus den

Reformern Revolutionäre. Eine für den Mai 1826 ge-

plante Militärrevolte brach infolge besonderer Umstände
bei der Thronbesteigung Nikolais I. schon am 14. De-

zember 1825 in Petersburg aus und endete mit einer

Niederlage der „Dekabristen" und damit auch der kon-

stitutionellen Bewegung, die erst ein Menschenalter später
wieder erstand.

Uebertriebene Gerüchte über die Bedeutung der rus-

sischen revolutionären Bewegung hatten den plötzlichen Ab-

bruch diplomatischer Verhandlungen über einen russisch-

persischen Grenzstreit und den Einmarsch persischer Trup-

peu ins russische Gebiet veranlaßt. Dies führte zu einen,

Kriege mit Persien, der 1828 siegreich mit der Gewinnung
eines Teiles des persischen Armeniens endigte. Noch wäh-

rend dieses Kampfes war infolge der griechischen Frage
ein Krieg mit der Türkei entbrannt (1827—29), in dessen

Verlauf die russischen Truppen über den Balkan bis Adria-

nopel vordrangen und dort die Psorte zum Abschluß, eines

für Rußland sehr vorteilhaften Friedens zwangen: Ab-

tretung der Donaumündung, sowie des türkischen Kau-

kasiens und Protektorat über Serbien und Rumänien.

Im folgenden Jahre brach als Folgewirkung der Juli-
revolution in Frankreich ein Aufstand in Polen aus, der

1831 durch Erstürmung Warschaus niedergeschlagen wurde

und die Vernichtung der polnischen Autonomie und Ver-

fassung nach sich zog. Durch diese militärischen Erfolge

steigerte sich die Machtstellung Rußlands in Europa und

seine Einwirkung ans die äußere und innere Politik der
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Nachbarländer. Als Schützer der bestehenden Ordnung in

Europa, als welchen sich Nikolai I. betrachtete, sandte er

1833 ein russisches Heer und die Schwarzmeerflotte nach

Konstantinopel zum Schutz der Türkei gegen den aufstän-

dischen Vizekönig von Aegypten. 1849 unterdrückte der

Einmarsch russischer Truppen die ungarische Freiheits-

bewegung und gab Oesterreich die verlorenen Provinzen
wieder. Gleichzeitig griff das Petersburger Kabinett in

den Gang der deutschen Einheitsbestrebungen im Sinne

der Reaktion ein und sicherte Oesterreich seine herrschende

Stellung im Deutschen Bunde. Die Eroberungspolitik in

Zentral- und Ostasien wurde uuter Nikolai I. energisch
wieder aufgenommen und unter Ausnutzung einer Revo-

lution in China das Amurland 1854 okkupiert und von

Japan unter Kriegsdrohung die Oeffnung seiner Häfen

für den ausländischen Verkehr und das Eindringen euro-

päischer Zivilisation gefordert.

Die Grundlage der wirtschaftlichen Verhältnisse, die

Leibeigenschast, die wieder auf das ganze Kulturniveau

der Gesellschaft zurückwirkte, wurde unter Nikolai I. nicht

angetastet. Gelegentliche Verwaltungsreformen bezweckten
eine noch straffere und schematischere Zentralisierung der

allmächtigen Büreankratie, die von der 111. Abteilung der

Kaiserlichen Privatkanzlei überwacht wurde, in der die

Fäden der Geheimpolizei des ganzen Reiches zusammen-

liefen. Auch die Staatskirche wurde zu einem Werkzeug
der kaiserlichen Nniformitätsidee gemacht und zu diesem

Zweck der Kavalleriegeneral Nikolai Protassow zum Ober-

prokureur des Hl. Synods ernannt (1836—56), der durch
die Vernichtung der griechisch-uniierten Kirche iv West-

rußland (1839), durch „einen offiziellen Betrug" *) in

*) Vgl. hierüber den Abschnitt VI: Die evang.-luiher. Laude-Z-
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den Ostseeprovinzen, durch polizeiliche und wirtschaftliche

Verfolgung der Altgläubigen in ganz Rußland Millionen

von Menschen in Gewissensnot brachte. Unter dem Ein-

druck der revolutionären Bewegung in Westeuropa i. I.
1848 steigerte sich das jeden Fortschritt hemmende Polizei-

regiment: Reisen ins Ausland wurden erschwert, die Zahl
der Studierenden auf ein bestimmtes Maß beschränkt, die

Vorträge der Professoren zensiert, verschiedene Fächer als

staatsgefährlich abgeschafft und durch ein neues, den Spott

der ganzen Welt hervorrufendes Zensurshstem alle lite-

rarischen und politischen Bestrebungen mundtot gemacht.
1853 führte die Eroberungspolitik der Regierung zu

einem neuen Kriege mit der Türkei, der 1854 Frankreich,

England und Sardinien zu Hilfe kamen mit unter dem

Einfluß der öffentlichen Meinung Westeuropas, welche

durch die beständige Einmischung Rußlands in die inneren

Angelegenheiten fremder Länder erbittert war. Oesterreichs
wider Erwarten feindselige Haltung fesselte einen Teil der

russischen Streitkräfte in diesem Kriege, der nach dem

Hauptkampfplatze den Namen des Krimkrieges erhielt

(1853—56). Infolge der technischen und taktischen Rück-

ständigkeit der Armee, der Wegelosigkeit des Reiches, sieg-

ten, trotz heldenmütiger Verteidigung von Sewastopol

durch Todleben, die Verbündeten und diktierten im März
1856 zu Paris die Friedensbedingungen: Abtretung der

Donanmündung und Südbessarabiens, Verzicht auf das

Protektorat über Serbien und Rumänien und auf eine

Kriegsflotte im Schwarzen Meere. Letztere Bestimmung
wurde 1871 infolge des deutsch-französischen Krieges auf-

gehoben.

Kaiser Alexander 11. brach mit dem Regierungssystem

seines Vaters und stellte sich selbst an die Spitze der Re-

formbewegung, welche durch die traurigen Erfahrungen
des Krimkrieges in der russischen Gesellschaft hervorgerufen
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war. 1861 wurde die Leibeigenschaft aufgeho-

ben; die Bauern erhielten außer persönlicher Freiheit

einen Teil des Gutslandes gegen langfristige Loskaufs-

zahlungen, und Selbstverwaltung. 1863 wurde den Hoch-

schulen eine begrenzte Autonomie gewährt, 1861 begann
die Einführung der neuen Gerichtsinstitutionen; im selben

Jahr wurde eine all ständische landschaftliche

Selbstverwaltung (die Semstwo) geschaffen. Ein

neues Preßgesetz nach französischem Muster schränkte 1865

wesentlich die Wirksamkeit der Zensur ein. 1870 erhielten

auch die Städte durch eine wesentlich nach preußischem

Muster ausgearbeitete Städteordnung wirtschaftliche

Selbstverwaltung. Das Heerwesen wurde zuerst in

Anlehnung an die französische Armeeorganisation refor-

miert, dann unter dem Eindruck des deutsch-französischen

Krieges nach preußischem Vorbild, was die Einführung
der allgemeinen Wehrpflicht 1874 notwendig

machte. Das Reichsfinanzwesen wurde neugeordnet, die

Zölle ermäßigt, Akzise eingeführt, entehrende Körper-

strafen abgeschafft. Alle diese Reformen der 60er Jahre

hatten eine Belebung des ganzen wirtschaftlichen Lebens

des Reiches zur Folge; die Entwickelung des bisher ganz

vernachlässigten Eisenbahnwesens mit Hilfe ausländischen

Kapitals hob Handel und Industrie; zahlreiche Aktienge-

sellschaften entstanden zur Ausbeutung der natürlichen

Reichtümer des Landes.

Bei der Ausarbeitung und Durchführung der Refor-

men bekämpften sich zwei Parteien, die sich in der Mitte

des Jahrhunderts aus literarischen Zirkeln gebildet hatten
und jetzt offen mit ihren Bestrebungen auftreten konnten:

die Sapadniki (Westlinge) und die Slawophilen. Wäh-
rend die ersteren die Einführung westeuropäischer liberaler

Institutionen für heilsam erachteten, verlangten ihre Geg-

ner eine Erneuerung des Staates auf den „echt russischen"
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Grundlagen der vorpetrinischen Zeit (Orthodoxie, Selbst-

herrschaft und Volkstum), in denen sie ein eroberndes

Weltprinzip zu sehen glaubten. Bis 1863 gaben in Ge-

sellschaft und Regierungskreisen die Sapadniki den Ton

an, die das Reformwerk durch eine Konstitution zu krönen

wünschten und für diesen Gedanken auch den Monarchen

gewannen, welcher in den im liberalen Sinne projektierten

Selbstverwaltungsorganen die Schule für die künftigen
Volksvertreter sah. 1863 trat aber ein Umschwung ein

infolge der Wendung, welche, trotz des liberalen Pro-

gramms der Regierung, die polnische Frage nahm. Das

russische Nationalgefühl wurde durch einen Aufstand in

Polen und die Hoffnung der Polen auf ausländische In-
tervention entflammt, und die gegen die polnischen Be-

strebungen einsetzende patriotische Gegenströmung der Sla-

wophilen riß weite Kreise mit sich fort. In den obersten

Regierungssphären war von einer Verfassung weiter nicht
die Rede. Die liberalen Reformprojekte wnrden im kon-

servativen Sinnebeschnitten. Im besiegten Polen schalteten

slawophile Regierungsbeamte, welche durch eine mit allen

Mitteln arbeitende Russifizierungspvlitik die ihrer Ansicht

nach „verfaulte" westeuropäische Kultur des Landes aus-

zurotten suchten. Einer Uebertragung dieser Gewaltpolitik

auf die Ostseeprovinzen und Finnland, wie es von den

Wortführern der slawophilen Partei, Aksakow, Katkow und

Ssamarin gefordert wnrde, widersetzte sich der Kaiser.
Eine weitere Stärkung des Einflusses der Slawophilen

auf die allgemeine Regierungspolitik wurde durch die 1866

aufkommende revolutionäre Bewegung bewirkt, welche

nnter dem Einflüsse und nach dem kommunistisch-anarchi-

stischen Rezepte des russischen Emigranten Bakunin 1873

eine weitgehende Agitation im Volke einleitete. Die bald

durch die Erfolglosigkeit ihrer Propaganda enttäuschten
und durch Polizeirepressalien erbitterten revolutionären



59

Kreise versuchten dann durch Inszenierung von Lokalun-

ruhen und Ermordung von Polizeibeamten Gesellschaft
und Regierung einzuschüchtern und für dieAnnahme ihrer

Forderungen geneigt zu machen.
Eine seit 1871 energisch betriebene Agitation der sla-

wophilen Partei unter den unter türkischer Herrschaft ste-

henden Serben und Bulgaren führte 1877 zu einem Kriege
mit der Türkei, der trotz des siegreichen Vordringens der

russischen Truppen bis vor die Tore Konstantinopels 1878

mit einer diplomatischen Niederlage auf dem Berliner

Kongreß infolge englischer Kriegsdrohungen endigte und

Unzufriedenheit mit der Regierungspolitik in weite Kreise

trug. Zur selben Zeit richtete die aus der russischen revo-

lutionären Bewegung hervorgegangene Partei der Sozial-
revolutionäre (Nihilisten) ihre Angriffe auf die Persou
des Monarchen selbst. Die Regierung suchte zunächst durch

Einteilung Rußlands in 6 Generalgouvernements, deren

Leiter mit diktatorischen Vollmachten ausgestattet waren,

der revolutionären Bewegung Herr zu werden. Da damals

in Regierungskreisen fast allgemein die Ueberzeugung

herrschte, daß jeder konstitutionell Gesinnte ein Verbün-

deter der Nihilisten sei, so führte die Tätigkeit der 6 Ge-

neralgouverneure in praxi vielfach zur weiteren Knebe-

lung der Bewegungsfreiheit von Presse und Gesellschaft

und zu Repressalien gegen die politischen Bestrebungen

der Landschaften, während das kleine Häufleiu der Terro-

risten ein neues Attentat im Winterpalais selbst verüben

konnte, dem der Kaiser nur durch einen glücklichen Zufall

entging. 1880 trat ein Umschwung ein; die Regierung

beschritt den Weg der Reformen, mit deren Ausarbeitung

und Durchführung General Graf Loris-Melikow betraut

wurde. Ein von ihm am 28. Januar 1881 dem Kaiser

unterbreiteter Bericht über die Notwendigkeit der Berufung

einer Volksvertretung mit beratender Stimme fand die
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u. Nikolai11.

sei« IBS4.

Billigung und Bestätigung Alexanders 11., welcher den

Verfassungsentwurf des Grafen als offizielle Regierungs-

Mitteilung am 1. März 1881 zu veröffentlichen befahl.

Dieser Regierungsalt kreuzte sich aber am selben Tage
mit einem neuen Mordanschlag der Sozialrevolutionäre,

welche den Kaiser nnd sein Reformwerk töteten.

Mit der Thronbesteigung Alexanders 111. (1881
bis 1894) kam die slawophile Partei wieder zur Herr-

schaft. Hauptstütze der Regierung wurde der Oberproku-

reur des Hl. Synods, Konstantin Pobjedonoszew (1880

bis 1905; f März 1907), der in der Verfolgung aller

nichtorthodoxen kirchlichen Gemeinschaften, in der Ent-

nationalisierung aller nichtgroßrussischeu Stämme uud

Völker, in der Knebelung von Selbstverwaltung und

Presse, in einer weiteren Zentralisierung und Stärkung
der Büreaukratie das Heil des Staates zu sehen glaubte.
Was Alexander 11. in der Reformzeit der 60 er Jahre

geschaffen, zerbröckelte unter Alexander 111. Die liberale

Opposition, soweit sie bisher in Landschaftsversamm-

lungen und Presse zur Sprache gekommen war, verstummte

seit 1883. Kirchhofsruhe breitete sich über das weite

Reich aus, nur unterbrochen durch Attentatsversuche revo-

lutionärer Gruppen, deren Organisationen aber durch die

Petersburger und Pariser Polizei zerstört wurden.

Trotz der seit 1891 periodisch auftretenden Mißernten
in verschiedenen Teilen des Reiches und trotz der wirt-

schaftlichen Rückständigkeit der Bauerbevölkerung Jnner-

rußlands nahm die Industrie einen ungeahntenAufschwung

durch den Finanzminister Witte (1892—1903). Dank

seiner geschickten Ausnutzung der politischen Konjunktur

(russisch-französische Allianz) strömten Milliarden aus-

ländischen, vornehmlich französischen Kapitals nach Ruß-

land, teils in Form von Staatsanleihen, teils als An-

lagewerte in neugegründeten Aktiengesellschaften, wäh-
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rend gleichzeitig im Innern die staatliche Allmacht den

Interessen des Finanzministeriums dienstbar gemacht
wurde. Durch neue Steuern, durch die Einführung des

Krons-Branntweinmonopols, durch Staatssparkassen usw.
wurden immer größere Geldmassen in der Residenz kon-

zentriert, um für neue Aufgaben der inneren und äußeren

Politik Verwendung zu finden. 1897—99 wurde die

Goldwährung eingeführt; der Ausbau des Eisenbahnnetzes

durch den Staat nahm rapid zu, wodurch direkt die ge-

samte Eisenindustrie, indirekt die übrigen Fabrikzweige
und deren Absatzfähigkeit unterstützt wurden. Aber von

der Wohlstandssteigerung der oberen Gesellschaftsschichten

durch die äußerlich blendende Wirtschaftspolitik Wittes

blieb die große Masse der bäuerlichen Bevölkerung Jnncr-

rußlands so gut wie unberührt und die für sie im Falle

von Mißernten vom Ministerium des Innern organisierten

Verpflegungskampagnen versagten, weil der Antagonis-
mus zwischen Regierungsbehörden, Selbstverwaltungs-

organen und der Gesellschaft eine gedeihliche Arbeit hin-
derte.

Im engsten Zusammenhang mit der inneren Politik

stand die auswärtige Großmachtspolitik, welche der künst-

lich großgezogenen Industrie neue Absatzmärkte eröffnen

sollte uud in deren Interesse Heer und Kriegsflotte ver-

stärkt, neue Festungen, Kriegshäfen und strategische

Bahnen erbaut wurden. Nachdem in mehreren Feldzügen
1865—85 Turkestan erobert, Persien dem russischen Ein-

fluß unterworfen, 1891 durch Besetzung des Pamirplateaus

die Landgrenze der englischen Besitzungen in Asien er-

reicht war, trat in dem Vordringen nach Indien ein

Stillstand ein. Um diese Zeit eröffnete der Bau der

grvßeu sibirischen Bahn der der slawophilen Theorie

eigenen Eroberungspolitik ein neues Terrain in Ostasien.
1896 wurde der chinesischen Regierung gegenüber die
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Durchführung der ostsibirischen Bahn durch die Man-

dschurei durchgesetzt, 1897 Port Arthur besetzt und im

nächsten Jahr mit der Kwang-tungHalbinsel von China

formell abgetreten, 1900 die ganze Mandschurei okkupiert
und in der Mongolei und Nordkorea fester Fuß gefaßt.

Im Dezember 1901 wies die Regierung die von Japan

angebotene Abgrenzung der beiderseitigen Interessen-

sphären durch den koreanischen Grenzfluß Jalu zurück,

was im Januar 1902 den Abschluß eines englisch-japa-

nischen Bündnisses zur Folge hatte, das sich gegen die

russische Politik im fernen Osten richtete. Diese aber wurde

im Vertrauen auf die Allianz mit Frankreich fortgesetzt.

Die gegen Ende des 19. Jahrhunderts immer zu-

nehmende Reaktion auf allen Gebieten, die Stärkung der

Selbstherrschaft der Büreaukratie speziell in den Grenzlän-

dern, die Aufhebung der finnlandischen Verfassung (1899),
wodurch neue Weideplätze für nomadisierende Tschinow-
niks gewonnen wurden, hatten ein Wiedererwachen des

revolutionären Geistes zur Folge, der aber weit größere

Kreise umfaßte, als früher. Die uach dem Fiasko des

Terrorismus von dem Rest seiner früheren Anhänger ge-

bildete russische sozialdemokratische Arbeiterpartei, welche

nach dem Muster der deutschen Sozialdemokratie eine all-

mähliche Revolutionierung des Volkes anstrebte, begann
1890 ihre Agitation unter den Fabrikarbeitern Peters-

burgs und organisierte dort 1896 die erste größere poli-

tische Streikbewegung. Um dieselbe Zeit entstand die

vom Führer der russischen Sozialdemokratie Plechanow

endgültig totgesagte Partei der Sozialrevolutionäre von

neuem und erregte bald durch Attentate die Aufmerksam-
keit der Behörden und Nachahmungssucht bei den Sozial-
demokraten. Außerdem bildeten sich in Finnland, den

Ostseeprovinzen, in Litauen, Westrußland, Polen, Klein-

rußland und im Kaukasus sozialrevolutionäre resp, sozial-
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demokratische Organisationen auf nationaler Grundlage,
die alle eine mehr oder weniger terroristische Tätigkeit in

ihr Programm aufnahmen. Das politische Barometer in

Rußland, die .Hochschule, wies durch immer wiederkeh-
rende Studentenunruhen auf Sturm. Als nach der Er-

mordung des Ministers des Innern, Ssipjagin, 1902, auf

Empfehlung von Pobjedonoszew, Plehwe die Leitung

des führenden Ministeriums übernahm, sah er die Lage
als bedrohlich an und schraubte das System polizeilicher

Ueberwachung und Repressalien bis zum Höhepunkt, es

sowohl gegen Revolutionäre wie gegen die liberale Oppo-

sition anwendend. Gegen die politischen Bestrebungen
der Landschaften, welche seit 1894 mit ihren konstitu-
tionellen Wünschen wieder offen auftraten, gegen die

Verbreitung fortschrittlicher Ideen durch die Presse suhr

Plehwe die schwersten Geschütze auf, welche ihm Polizei,
Zensur und Gericht nur zur Verfügung stellen konnten.

Aber je inhaltsleerer und langweiliger die russischen Zei-

tungen wurden, desto größer wurde die Nachfrage und

daher auch die Verbreitung der illegalen Literatur, so

daß der Minister sich veranlaßt sah, seinerseits eine Art

verbotener Literatur ins Leben treten zu lassen, die im

regierungsfreundlichen Sinne wirkte. Ties Mittel schlug

fehl, ebenso wie der auf Rat des damaligen Chefs der

Moskauer Geheimpolizei, Subatow, unternommene Ver-

such, durch Gründung legaler Arbeiterverbände die so-

zialdemokratische Arbeiterbewegung in ruhigere Bahnen

zu leiten. Gegen die von sozialrevolutionären Agitatoren

angezettelten Bauerrevolten ging der Minister mit den

schärfsten Repressalien vor, ohne jedoch die von Witte be-

fürwortete Reform des Agrarwesens in Angriff zu neh-

men. Im äußersten Falle ließ Plehwe lokale Unzufrie-

denheit in einem „Judenpogrom" sich austoben, wonach

jedesmal tausende verzweifelter Menschen, die sich bisher
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ängstlich von allen revolutionären Organisationen fern-

gehalten hatten, im Beitritt zum jüdischen „Bund" Ret-

tung ihres Lebens zu finden glaubten.

Infolge der sich immer steigernden Reaktion, der

auch Witte 1903 zum Opfer fiel, ging ein Teil der libe-

ralen Opposition vom passiven zum aktiven Widerstand
über und gründete zu -diesem Zweck unter dem Vorsitz
von Petrunkewitsch, eines der Veteranen der konstitutio-
nellen Semstwobewegung, im Sommer 1903 im Schwarz-
wald den „Befreiungsbund". Diese konspirativ gestaltete

Organisation, der die Führer verschiedener Landschaften,
wie die Fürsten Peter und Paul Dolgorukow, Ljwow,
D. Schachowskoi, die Professoren Miljukow, Kowalewski,

Muromzew, aber auch der sozialrevolutionäre Schrift-

steller Korolenko angehörten, stellte sich die Beeinflussung
der öffentlichen Meinung und der maßgebenden politi-

schen und finanziellen Kreise des In- und Auslandes

im Sinne der Notwendigkeit der Herbeiführung eines

konstitutionellen Regimes in Rußland zur Aufgabe. Von

bestimmendem Einfluß auf diese Frage wurde der im

Januar 1904 zum Ausbruch gekommene russisch-japa-

nische Krieg, für Japan ein nationaler Kampf, wo es

sich um Sein oder Nichtsein der aufstrebenden ostasiati-

schen Großmacht handelte, für Rußland ein Kölonialkrieg,
wie es ihn oft geführt, nur diesmal im größten Maße.

Plehwe erwartete von seinem siegreichen Ausgang eine

Stärkung seines Systems in den Augen der öffentlichen

Meinung. Bevor es aber im fernenOsten zu einer größeren

Entscheidung gekommen war, wurde er im Juli 1904

von einer Bombe zerrissen. Sein Nachfolger, Fürst

Swjatopolk-Mirski, brach mit dem Plehweschen System

und milderte den auf Gesellschaft und Presse lastenden

Polizeidruck, ohne sich aber entschieden für die Notwen-

digkeit einer sofortigen Reformpolitik zu erklären. So
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gewann die Evolutionäre und liberale Opposition neues

Terrain und benutzte die gebotene günstige Gelegenheit,

um zu handeln. Die „finnlandische Partei des aktiven

Widerstandes" wandte sich an sämtliche oppositionellen
und revolutionären Organisationen Rußlands mit dem

Vorschlag, sich zu einem gemeinsamenpolitischen Programm
und zu gemeinsamer Aktion zu verbinden. Diese Auffor-

derung hatte nur teilweisen Erfolg, da von den 18 in

Betracht kommenden Organisationen nur 7 ihr Folge lei-

steten: der Befreiungsbund, die polnische Nationalliga, die

russische sozialrev. uud die polnische sozialist. Partei, die

lettische sozialdem. Arbeiterpartei und zwei kaukasische so-

zialrevolutionäre Föderationen. Auf einem Kongreß der

Delegierten dieser Organisationen zu Paris im September
1904 wurde ein gemeinsames politisches Programm aus-

gearbeitet: Vernichtung der Autokratie und ihre Ersetzung

durch ein freies, demokratisches Regime auf Grund des

allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Stimm-

rechts, Wiederherstellung der finnlandischen Verfassung

und „Selbstbestimmung" der übrigen Nationalitäten. Zur

Erreichung dieses Programms beschloß der Kongreß, im

Herbst des nächsten Jahres in verschiedenen Teilen Ruß-

lands, speziell in den Grenzprovinzen, lokale Aufstände

zu inszenieren. Den übrigen zehn Organisationen (der

russischen sozialdemokratischen Arbeiterpartei, dem Bund

:c.) war das politische Programm des Pariser Kongresses

zu gemäßigt, weil in ihm die Abschaffung der Monarchie

nicht ausdrücklich ausgesprochen war. Sie erklärten daher,

getrennt marschieren, aber vereint schlagen zu wollen.

Die Führer der liberalen Semstwoopposition erörter-

ten wiederum auf einem in Petersburg Anfang November

1904 tagenden uud von der Negierung nicht gehinderten

Kongreß der Delegierten von 20 Landschaften die inner-

politische Lage und formulierten eine Reihe von Reform-
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Vorschlägen, die in einer Denkschrift dem Minister des

Innern übergeben wurden: Unverletzlichkeit der Person,

Gewissensfreiheit, Rede-, Preß- und Versammlungsfrei-

heit, Reform der Selbstverwaltung und Berufung einer

freigewählten Volksvertretung mit beschließender Stimme.

Um dieselbe Zeit wurden nach dem Muster der französi-

schen Opposition v. I. 1847 in verschiedenen Städten Ban-

kette veranstaltet, auf denen mehr oder weniger deutlich

das Verlangen nach Reformen und Konstitution ausge-

sprochen wurde. Jnbezug auf die Antwort der Regie-

rung auf die Vorschläge des Semstwokongresses fand im

Ministerrat ein heftiger Kampf zwischen Swjatopolk-

Mirski und Pobjedonoszew statt, aus welchem letzterer als

Sieger hervorging. Ein Utas vom 12. Dezember 1904

gab nur sehr allgemein gehaltene Resormversprechungen,
deren Erfüllung dem Ministerkomitee übertragen wurde;

von Konstitution oder Volksvertretung war nicht die Rede.

Um allen Mißverständnissen über diesen Punkt entgegen-

zutreten, erließ die Regierung gleichzeitig eine amtliche

Mitteilung, worin sie die Agitation und Erregung ver-

urteilte und die Landschaften vor Kompetenzüberschreituu-

gen warnte. Die sehr weitgehende öffentliche Erregung
wurde aber durch diese Regierungserklärungen nicht be-

schwichtigt. Im Gegenteil, sie nahm noch zu, als zu Weih-

nachten ganz unerwartet die Nachricht von der Kapitu-
lation der Festung Port-Arthur eintraf.

Ganz unabhängig vom Pariser Kongreßbeschluß kam

es schon am 9. Januar 1905 zu einer politischen Er-

hebung der Petersburger Fabrikarbeiter, die von blutigen

Folgen begleitet war. Die Schuld daran trug keine ein-

zige revolutionäre Organisation, sondern der Priester Ga-

pon, der, vom Taumel des politischen Ehrgeizes erfaßt,

den Versuch unternahm, von sich aus eine Revolution

zu inszenieren. Als Präsident der von der Regierung
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organisierten „russischen Arbeitergenossenschaft", die über

elf große Versammlungshäuser, Lesezimmer und Disku-

tierabende verfügte, führte er die ihm blindlings ver-

trauenden Massen zum Winterpalais, um vom Kaiser die

Annahme eines von ihm entworfenen politischen Pro-

gramms zu verlangen. Salvenfeuer zersprengte die De-

monstranten. Aber der „Petersburger blutige Sonntag"
wirkte auf ganz Rußland zurück, indem er eine ungeheure

Erbitterung wachrief, die durch die revolutionäre und

oppositionelle Presse geschürt und überallhin verbreitet,
den revolutionären Elementen den fruchtbarsten Boden zu

wirksamer Agitation bot. Es entstanden neue oppositionelle

Organisationen mit latenter revolutionärer Tendenz auf

professioneller Grundlage, von denen 14 im Mai sich zum

„Verbandder Verbände" vereinigten. Den Kern bildeten an-

fangs freie Vereinigungen der Advokaten, Aerzte, Journa-

listen, Professoren, Lehrer und anderer liberaler Berufe.

Ihnen schlössen sich dann eigentliche Gewerkschaften an,

derenEntstehen sich bei fast allen auf den Eindruck der Ereig-

nisse des 9. Januarzurücksühren läßt. Die Zahl

der nahm reißend schnell zu. Einige Verbände verfolgtenne-

benbei auch wirklich professionelle Ziele, die Mehrzahl
aber rein politische, wobei die Mitglieder teils radikale,

teils liberale Anschauungen offenbarten. Von praktischer

Bedeutung war aber der Umstand, daß die eigentlichen

Leiter dieser neuen Föderativorganisation, Professor Mja-

kotin, Advokat Grusenberg u. a. gleichzeitig der sozial-
revolutionären Partei angehörten. Systematischer Boykott

von Lokalitäten und Personen war das bevorzugteste

Kampfmittel dieses im Gegensatz zu anderen Organisationen

ganz offen werbenden und wirkenden Verbandes der Ver-

bände. Die anderen revolutionären und oppositionellen

Parteien entfalteten gleichfalls eine fieberhafte politische

Tätigkeit. Sozialdemokraten und Sozialrevolutionäre agi-



68

tierten und organisierten eifrig in Stadt und Land, mit

besonderem Erfolge in den Grenzprovinzen, wo ihnen die

Russifizierungspolitik den Boden bereitet hatte. Energischer

Widerstand, wenn man ihm begegnete, wurde mit Terror

niedergekämpft. Der Befreiungsbund und die liberale

Semstwopartei veranstalteten eine Reihe neuer Semstwo-

tongresse in Moskau im April, Mai, Juli, September
nnd November, an denen unter dem Vorsitz des Grafen

Peter Heyden eine immer größere Anzahl von Abgesandten

teilnahm. Im Juli waren auch mehrere größere Städte,

darunter Riga, durch Delegierte vertreten. In der Zeit

zwischen den einzelnen Kongressen funktionierte ein be-

sonderes Komitee, das die Vorarbeiten erledigte und auf
den Gang der Reformberatungen einen führenden Einfluß
ausübte.

Die Regierung hat diese Bewegung im allgemeinen

nicht gehindert; durch immer neue Konzessionen suchte sie

vielmehr die aufgeregte öffentliche Meinung zu beruhi-

gen. Ein Reskript vom 18. Februar 1905 stellte die Be-

rufung von Volksvertretern „zur Teilnahme an der Vor-

bereitung und Begutachtung gesetzgeberischer Maßregeln"
in Aussicht und gewährte den Kommunalorganen ein grö-

ßeres Petitionsrecht. Am 17. April erfolgte die Veröffent-

lichung eines Toleranzediktes, das speziell für die Alt-

gläubigen einen wesentlichen Fortschritt bedeutete.

Die Erklärung für das immer kühnere Auftreten der

Gesellschaft und die von Tag zu Tag zaghafter werdende

Haltung der Regierung lag im Gang der Kriegsereignisse
im fernen Osten. Unfreiheit und äußere Macht standen

nach Meinung vieler in engster Wechselwirkung. Weite

Kreise hatten schon früher das alles bevormundendePolizei-

regiment im Prinzip verurteilt, seine ruhige Ertragung
aber als eine Art Steuer angesehen, die der patriotische

Bürger dem Staate leisten müßte, da das System der Un-
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freiheit zu ungeahnten Erfolgen in der auswärtigen Po-
litik führen werde. Im Januar 1994 hatte man vielfach
geglaubt, daß jetzt bald der Moment kommen werde, wo

der Einzug der siegreichen Truppen in Tokio dem erstaunten

Europa die Augen über den wahren Wert des russischen

büreaukratischen Zentralismus öffnen werde. Die An-

sicht, daß das System Pobjedonoszew und Plehwe den

Staat politisch nur schwäche uud zu einer Niederlage im

Kriege führen könne, wurde als lächerlich betrachtet. Es

war aber anders gekommen, als man in Rußland nnd

auch im übrigen Europa vielfach geglaubt. Ende Februar

traf die Nachricht von dem Siege der Japaner im Ent-

scheidungskampfe bei Mulden ein, zweieinhalb Monate

später die niederschmetternde Kunde von der verlorenen

Seeschlacht bei Tsushima. Unter dem Eindruck dieser letzten

Niederlage vereinigte sich der rechte Flügel des Semstwo-

kongresses unter Schipow und Gutschkow (aus ihm ging

später die Partei des 17. Oktobers hervor) mit dem Zeir-

trum und dem linken Flügel (aus ihnen bildete sich später
die iitadettcnpartei) unter Führung des Befreiungsbundes

zu gemeinsamem Vorgehen. Dies führte zu einer De-

putation des Kongresses an S. M. den Kaiser am 7. Juni
in Peterhof, wo um schleunige Einberufung der Volks-

vertretung gebeten wurde. Am 6. August wurde das vom

Minister des Innern Bulygin ausgearbeitete Wahlgesetz

für eine Volksvertretung mit beratender Stimme veröf-

fentlicht. Zu Ende des Monats wurde zwecks Beruhigung
der studierenden Jugend das von ihr so lang bekämpfte

Universitätsstatut v. I. 1884 aufgehoben uud den Hoch-

schulen eine Art Autonomie gewährt. Aber alle Konzes-

sionen waren nicht mehr imstande, die in Fluß geratene

Bewegung aufzuhalten. Jede Nachgiebigkeit der Regie-

rung wurde freudig als neuer Beweis ihrer Schwäche be-

grüßt. Der Semstwokongreß im September kritisierte in
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schärfster Weise das Bulyginsche Wahlgesetz und verlangte
eine Volksvertretung mit beschließender Stimme auf Grund

des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahl-

rechts. Um dieselbe Zeit trat zu dem schon im Sommer

von sozialrevolutionärer Seite organisierten allrussischen
Bauernverband in Moskau eine neue Föderation in Pe-

tersburg mit rein revolutionärer Tendenz, der inter-

professionelle „Arbeiterdepulierrenrat". Vom Typogra-

phenverbande zur Zeit des Setzerstreiks im September ge-

schaffen und nach dem Muster der früher von der Regie-

rung selbst angestrebten Arbeitervertretungen organisiert,

spielte er unter Leitung eines akademisch gebildetenSetzers,

Chrustaljow-Nossar, zusammen mit dem Verband der

Verbände die führende Rolle in dem am 15. Oktober aus-

brechenden, über alles erwartete Maß gewaltigen poli-

tischen Ausstande und ebenso in den folgenden Streik- nud

Aufstandsbewegungen zu Ende des Jahres 1905.

Am 23. August war unterdessen der Friede mit Japan

zu Portsmouth in Nordamerika geschlossen worden. Er

erscheint durch die Abtretung von Port-Arthur und Süd-

Ssachalin, durch den Verzicht auf Korea und die Man-

dschurei als die Liquidation der großen ostasiatischen

Expansionspolitik. Der slawophile Imperialismus, der

gewaltige Mittel an Geld und Menschen verlangte und

verschlang, dessen frühere Erfolge durch das Opfer all-

gemeiner kultureller Rückständigkeit und der Verarmung

des Bauernstandes Jnnerrußlands erkauft worden waren,

war nur durchführbar bei einer vollkommenen Zentra-

lisation des staatlichen und Fesselung des gesellschaftlichen

Lebens, nur möglich bei Erhaltung der Autokratie. Ver-

zichtete man notgedrungenauf die Fortführung der großen

Eroberungspolitik, so war vom Standpunkt der auswär-

tigen Politik des Riesenreiches nichts gegen die Erfüllung

des leidenschaftlichen Wuusches nach Freiheit und Ver-
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fassung einzuwenden. Besser, als mancher andere, ver-

stand dies Graf Witte. Derselbe Staatsmann, der im

August in Amerika den Friedenstraktat mit Japan unter-

zeichnet hatte, redigierte auch das Manifest vom 17. Ok-

tober 1905, in welchem S. M. der Kais er N i kol ai 11.

Rußland Gewissensfreiheit, die westeuropäischen Grund-

lagen bürgerlicher Freiheit und Konstitution verlieh.

Schlußbemerkung der Herausgeber. Es

fällt schwer, den geschichtlichen Stoff der neuesten Zeit in

knapper Form zu ordnen und treffend zu charakterisieren,
denn wir stehen dieser Zeit noch zu nahe. Um ein objek-
tives Bild zu gewinnen, ist eine gewisse Entfernung nötig.

Nur kurz sei erinnert an die entsetzliche Zeit der re-

volutionären Bewegung vom Oktober—Dezember 1905,

welcher der politische Generalstreik, die blutigen Straßen-
revolten in Moskau, die Mordbrennereienund Güterdemo-

lierungen uud das scheinbar völlige Versagen der Staats-

gewalt und Staatsautoritüt die Signatur gaben.
Die erste Reichsduma, die am 27. April 1903 in Pe-

tersburg zusammengetreten war, wies, neben unbestreit-
bar vorhandenem naivem Idealismus, soviel radikale Ele-

mente auf und zeigte soviel politische Unreife, daß über

der maßlosen Kritik der Regierungsmaßnahmen der neue-

ren und älteren Zeit die hohe Aufgabe des Parlaments,
die Reformarbeit, völlig vernachlässigt wurde. Neue Ge-

setze, die dem Lande hätten Gesundung geben können, er-

schienen nicht, und ziemlich das einzige Ergebnis der

stürmischen Dumasitzungen war eine Thronadresse, deren

Forderungen — Expropriation des priva en Grundbesitzes
und allgemeine Amnestie — nicht nur eine dreiste Nicht-

achtung des Kaiserlichen Willens und der Kaiserlichen

Rechte enthielten, sondern auch den Ansprüchen einer ge-

sunden Vernunft Hohn sprachen. Gerade die Güter sind
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es, die den Bauern im Innern Rußlands Verdienst geben,

auch die nichtbäuerliche Bevölkerung mit Brot versorgen
und durch Export von Getreide Geld ins Land bringen,

während die bäuerlichen Wirtschaften in ihrer erdrückenden

Mehrzahl nicht einmal den eigenen Bedarf decken können

und mit einem beständigen Defizit arbeiten. Unter solchen

Verhältnissen eine gewaltsame Enteignung der Güter zu

fordern, ist mehr als unvernünftig.*) Nicht viel anders

steht es mit der Forderung der Amnestie, deren Gewäh-

rung das unglückliche Land mit Scharen der gefährlichsten

Verbrecher überflutet hätte, die im Namen der „Frei-

heit" weiter geraubt und gemordet hätten.
Bei solchem Gebahren der Dumaabgeordnetenmußte

es zu einer Auflösung kommen, die am IV. Juli >91)6

erfolgte. Die Antwort auf die Dumaauflösung war der

bekannte Wyborger Ausruf, der die Aufforderung enthielt,

nicht mehr Steuern zu zahlen und die Leistung der Mi-

litärpflicht zu verweigern, d. h. dem Staat die Quellen

seiner Kraft zu entziehen. Aber die Unterzeichner des

Aufrufs, der aufs unwiderleglichste zeigte, mit was für

gesellschafts- und staatsfeindlichen Elementen man es zu

tun hatte, hatten ihren Einfluß aufs Volk überschätzt.

EinVolksaufstand brach nicht aus, allenthalben flössen
die Steuern ein uud schon wenige Monate nach den Wy-

borger Tagen präsidierte einer der Hauptführer der in

der Duma tonangebend gewesenen Kadettenpartei in einer

Kommission zur Aushebung von Rekruten.

Auch der zweiten Duma, der, ebenso wie ihrer Vor-

gängerin, kein einziger baltischer Deutscher angehörte, war

es nicht beschieden, die für das Reich so notwendige positive
und schöpferische Arbeit zu leisten, und was in den Jahren

1905 und 1906 an Reformen geschaffen worden ist, ver-

*) Näheres über diese Frage siehe am Schlüsse des Abschnittes

VIII R .Agrarverhältnisse in Livland".
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danken wir nicht der Volksvertretung, sondern einzig und

allein dem Kaiser und seiner Regierung,

Schon am 17. April 1905 hatte der Kaiser ein To-

leranzedikt erlassen, das den Uebergangvon der Orthodoxie

zu einem anderen christlichen Glauben gestattete und den

in Rußland äußerst zahlreichen Altgläubigen Anrlennung

ihrer Religionsgemeinschaft sicherte. Ende 1905 und An-

fang 1906 erfolgten die gerade für unsere Provinzen und

das Königreich Polen so bedeutsamen Ministerrats-

beschlüsse, die für private Mittel- und Elementarschulen
den Unterricht in der Muttersprache freigaben. Ferner

erließ die Kaiserliche Regierung Regeln, die eine liberalere

Handhabung des Preßwesens und der Vereins- und Ver-

sammlungsfreiheit anbahnten (vergl. hierüber Abschnitt

III), sowie eine Reihe von Beschränkungen beseitigten,
denen bisher die Dorfbewohner unterstanden (inbezug auf

Aufnahme in Lehranstalten und in den Staatsdienst, in-

bezug auf das Paßwesen 2c.), und so die Gleichstellung
aller Stände vor dem Gesetz schufen. Endlich wurden

Agrarreformen in Angriff genommen und ein für Jnner-

rußland hochwichtiger Ukas erlassen, der den einzelnen

Mitgliedern des „Mir" gestattet, aus der Feldgemeinschaft

auszuscheiden und ihr Stück Land erb- und eigentümlich

für sich zu erwerben.

Indessen stand die zweite Duma, deren Bildungs-
niveau bereits nichts gutes prophezeit hatte,*) tallos und

vielfach ratlos den mittlerweile in Fülle ausgearbeiteten
und zum Teil recht komplizierten Gesetzesvorlagen der Re-

gierung gegenüber. Die Budgetberatung z. B. artete, wie

*) Nach einer Statistik der hatten b'os 24»/ g der Tuma-

glieder Hochschulbildung, ca. M/g Mittelschulbildung, Elemenlar-

schulbildung, 11°/gHausschulbildung!unter dem Rest von 4t>°g befanden
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die meisten anderen Dumasitzungen, lediglich in unpro-

duktive, gehässige Angriffe gegen die Regierung aus, die

die Resormarbeit bloß aufhielten, aber der großen Masse
des Volkes gegenüber ihre aufreizende Wirkung nicht ver-

fehlten. Der Terror, dessen Verurteilung auszusprechen
die Duma sich beharrlich weigerte, griff wieder um sich,

Raub und Mordtaten häuften sich, und im Schoße der

Duma selbst fanden sich Verbrecher, die nicht nur Militär-

verschwörungen anzettelten, um Meutereienhervorzurufen,

sondern sogar vor einem Anschlag aus das geheiligteLeben

des Monarchen nicht zurückscheuten.

Es war ein für die ganze Welt ungeheuerliches Bild,

in Rußland Volksvertreter zu sehen, die nicht nur ihre

eigenen Wähler hintergingen (welche in der Mehrzahl von

ihren Vertretern doch wohl Reformarbeit erhofften), son-

dern auch sich nicht entblödeten, den eben geschworenen
Treueid zu brechen, um mit Mordgesellen gemeinsames

Spiel zu machen. Ein solcher moralischer und politischer

Tiesstand mußte sowohl dem hohen Namen eines Volks-

vertreters, als auch dem Gedanken des Konstitutionalismus

selbst zu schwerer Schädigung in den Augen des Volkes

gereichen. Es war die höchste Zeit einzuschreiten, wenn

Staat und Volk gerettet werden sollten. So wurde am 3.

Juni 1907 auch die zweite Duma aufgelöst und gleich-

zeitig eine neue Wahlordnung erlassen, die nach Mög-

lichkeit die staatserhaltenden Elemente zur gesetzgeberischen

Arbeit heranziehen soll. Man kann nur wünschen, daß
dies Ziel erreicht werde und die neue Duma dem Reiche
den Frieden und die Reformen gebe, deren es so dringend

bedarf, damit in friedlicher Arbeit der Weiterausbau

der Konstitution und die allmähliche Entwickelung eines

Rechts- und Kulturstaates gefördert werde.



Versaffung.

Russisches Staatsrecht.

Von

Carl von Zchilling.

Die Staatsgewalt.

Durch die Manifeste vom 17. Oktober 1905 und 20.

Februar 1906 und die Grundgesetze vom 23. und 24. April
1906 ist Rußland in die Reihe der konstitutionellen
Staaten eingetreten. Das Manifest vom 17. Oktober

1905 gewährleistete Rußland die bürgerlichen Frei-

heiten: Freiheit der Person, des Glaubens, des Wortes

und der Versammlungen (Artikel 72—83 der Grund-

gesetze). Die Gesetze vom 23. und 24. April 1906 schufen

eine Volksvertretung, bestehend aus zwei gesetz-

gebenden Kammern: Reichsrat und Reichsduma. Das

Russische Reich ist demgemäß eine konstitutionelle Mon-

archie, in welcher der Kaiser, als souveräner Monarch,

an der Spitze der Verwaltung und der Justiz steht, wäh-
rend die Gesetzgebung vom Kaiser und der Volksvertretung

gemeinsam versehen wird.

„Selbslhirricher" (vnKvAen»su,i>) nickt derührt. Das geht schon aus

Reichsrat und Reichsduma üben ihre Rechte unmit-

telbar auf Grund der Konstitution (der Verfassungsgesetze)
aus. Sie erscheinen daher, neben dem Kaiser, als un-

mittelbare Organe (Ausüber) der Staatsgewalt, wäh-
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rend alle anderen Staatsbehörden und Staatsbeamten

ihre Tätigkeit im Namen und aus Befehl des Kaisers

ausüben, also bloß mittelbare Organe der Staats-

gewalt sind. Unsere Betrachtung der Staatsgewalt in Ruß-
land zerfällt demgemäß in drei Teile: a) der Kaiser und

seine Regierung; b) die Volksvertretung; c) die mittel-

baren Organe der Staatsgewalt, die iv Administrativ-
und Justizorgane zerfallen.

a. ver Kaiser unä seine Regierung.

Die Regentenrechte des Kaisers auf den drei

Gebieten der Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsspre-

chung sind in den Hauptpunkten folgende:

Im Gebiete der Gesetzgebung hat der Kaiser
das Recht der Initiative (vgl. Abschnitt I, Seite 27),
das durch die Minister ausgeübt wird, sowie das Recht
der Bestätigung oder Nichtbestätigung der Gesetze. Der

Kaiser hat das „absolute Veto", denn ohne seine Sank-

tion kann keine Vorlage zum Gesetz werden (Artikel 9

der Grundgesetze). Ebenso aber kann „kein Gesetz rechts-
wirkende Kraft erhalten ohne Zustimmung des Reichsrates
und der Reichsduma". Der Kaiser kann also nicht von sich

aus Gesetze erlassen, sondern teilt das Gebiet der Gesetz-

gebung mit der Volksvertretung (Art. 7 und 86 der Grund-

gesetze). Der Kaiser beruft und entläßt Reichsrat und

Reichsduma; ihm steht auch das Recht zu, die Kammern

aufzulösen und neue Wahlen anzusetzen. In der Zeit,

wo die Kammern nicht tagen, kann der Kaiser von sich

aus Notgesetze erlassen, die jedoch nach Wiedereinberufung

des Parlaments demselben im Laufe von zwei Monaten

vorgelegt werden müssen. Geschieht dies nicht, so erlischt
die Wirkung der Notgesetze von selbst.

Im Gebiet der Verwaltung ist der Kaiser

alleiniger und ausschließlicher Machthaber. Ihm allein
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unterstehen sowohl die „Höchste Verwaltung" ikkpxomios

Vni>iig.it>iiik>, die durch unmittelbare Allerhöchste Be-

fehle geleitet wird, als auch das Gebiet der untergeord-

neten Verwaltung (Hoailtiltmuttk die

durch die mittelbaren Regierungsorgane im Namen des

Kaisers geführt wird (Art. 10 der Grundgesetze).
Ins Gebiet der „Höchsten Verwaltung" fallen Kai-

serliche Befehle beinffend die Verhängung des

Kriegszustandes oder anderer Ausnahmezustände über Ge-

genden, die von Krieg oder innerem Aufruhr bedroht sind,
die Münzprägung, die Kontrolle der Regieruugsorgane,
die Verleihung von Titeln und Orden, sowie alle sonstigen

Regierungsangelegeuheiten, die über die Machtsphäre der

einzelnen Minister hinausgehen. Die Allerhöchsten Be-

fehle im Gebiet der Staatsverwaltung müssen vom Prä-

sidenten des Ministerrats oder den einzelnen Ministern

mitunterzeichnet (kontrasigniert) werden, müssen im Ein-

klang mit den geltenden Gesetzen stehen und werden vom

Dirigierenden Senat publiziert. Ins Gebiet der „Höchsten

Verwaltung" gehören ferner die Leitung der internatio-

nalen diplomatischen Beziehungen und der Abschluß von

Verträgen (Traktaten) mit. auswärtigen Mächten, sowie
das Recht, Krieg zu erklären und Frieden zu schließen.

Endlich ist der Kaiser oberster Kriegsherr und gebietet als

solcher über Flotte und Heer. Er ernennt und entläßt die

wichtigsten Beamten, vor allen Dingen die Minister uird

den Ministerpräsidenten, die auch dem Kaiser verantwort-

lich sind.

Im Gebiet der Justiz gibt es keinen eigentlich
unmittelbaren Wirkungskreis der Allerhöchsten Tätigkeit.
Der Kaiser selbst hält nicht Gericht, außer über die Glieder

der Kaiserlichen Familie, die nach dem Kaiserlichen Haus-

gesetz seiner Jurisdiktion unterstehen. Aber alle Rechts-

sprechung geschieht im Namen des Kaiseis („llu
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Uusiepir?()peki!U'o und alle Richter-
ämter werden von ihm besetzt. Dem Kaiser allein steht

auch das Recht zu, einzelne Verbrecher zu begnadigen oder

allgemeine Amnestien zu erlassen. Endlich werden der

Allerhöchsten Bestätigung unterbreitet Urteile, durch welche

Edelleute, Beamte und Geistliche der ihnen zustehenden

Standesrechte für verlustig erklärt werden.

An den Staatsgeschäften des Kaisers nehmen mit

beratender Stimme teil: der Ministerrat, der Rat der

Staatsverteidigung und das Finanzkomitee.
Der Ministerrat (Luviri, Nullue-rvosi,) besteht,

laut Gesetz vom 19. Oktober 1905 und 23. April 1906,
aus sämtlichen Ministern und Hauptdirigierenden.*) Den

Vorsitz führt, falls der Kaiser nicht selbst präsidiert, ein

eigens ernannter Ministerpräsident, der der Zahl der Mi-

nister angehören kann, aber nicht anzugehören braucht.

Im Ministerrat werden die von der Regierung dem Par-
lament vorzulegenden Gesetzesprojekte durchberaten, sowie
die im Gebiet der höchsten Verwaltung vorzunehmendeu

Maßnahmen beprüft. Der Ministerrat ist somit — nächst
dem Kaiser — das höchste Organ der staatlichen Verwal-

tung.

Der Rat der Staatsverteidigung

(Los-bri. I'ncMg.pc'i'Lelluoü 06ol»cuiu), ins Leben gerufen

durch Gesetz vom 8. Junj 1905,besteht aus sechs vom Kaiser

aus der Zahl der vollen Generäle und Admiräle zu er-

nennenden ständigen Gliedern und einer Reihe von nicht

ständigen Teilnehmern, zu denen der Kriegsminister, der

Marineminister und andere hohe Beamte gehören. Auf-

Reichsgestiilsverwaltung u. a.
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gäbe dieses Rates ist es, unter Vorsitz des Kaisers die

Fragen der Staatssicherheit und Staatsverteidigung zu

beprüfen und in diesen Angelegenheiten, die Staatsge-

heimnis sind, möglichstes Einverständnis zwischen Heer
und Flotte herzustellen.

Das Finanzkvmitee (Uo.vlN'rkii, chnuancovi,) be-

prüft die Gesetzesprojekte, die von der Regierung dem

Parlament in Geldfragen vorgelegt werden sollen, und

hat, wenn solche Projekte Gesetz geworden sind, für ihre

Ausführung zu sorgen, z. B. die Summen aufzubringen,
die für Staatszwecke verausgabt werden sollen, Staats-

anleihen abzuschließen :c.

Von den Rechten des Kaisers in bezug auf die Lei-

tung der Staatsgeschäfte sind zu unterscheiden die per-

sönlichen Prärogative (Privilegien, Vorrechte) des

Kaisers. Die Person des Kaisers ist geheiligt und

unverletzlich; Anschläge auf sein Leben oder seine

Ehre werden besonders streng bestraft. Der Kaiser ist per-

sönlich unverantwortlich und zwar: 1) in Kriminalsachen

unbedingt; 2) vermögensrechtliche Forderungen gegen den

Kaiserlichen Hof haben die Beamten oder Behörden zu

vertreten, die den Hofhaushalt unter sich haben (tzofmi-

nisterium, Apanagenverwaltungu. a.); 3) für die Aller-

höchsten Maßnahmen in Staatsgeschäften ist der Minister

verantwortlich, der sie unterzeichnet hat. Als höchster Re-

präsentant des Staates und des Volkes hat der Kaiser

Anspruch auf besondere Ehrenrechte: Titel (Kaiserliche Ma-

jestät, Selbstherrscher aller Reußen zc. !c. ?c.), Jnsignien,

militärische Ehren, Hofstaat. Der Unterhalt des Kaisers,

des Kaiserlichen Hofes und zum Teil auch der Kaiser-

lichen Familie wird aus Staatsmitteln bestritten.

Gewisse Vorrechte genießen auch die übrigen Mit-

glieder der Kaiserlichen Familie, zu welcher

nicht nur die Gemahlin und die Kinder des Kaisers, son-



80

fSronforgc-

artinnng.

dern auch seine Brüder, Schwestern und alle sonstigen

Blutsverwandten zählen, die einer ebenbürtigen (d. h. mit

einem Mitglied' eines regierenden Hauses eingegangenen)
und vom Kaiser gestatteten Ehe entstammen. Sie tragen

Titel, die je nach dem Grade der Verwandtschaft mit dem

Kaiser verschieden sind (Großfürst-Thronfolger-Zäsare-
witsch, Kaiserliche Hoheit und Großfürst, Hoheit, Durch-

laucht, Fürst), erhalten ihren Unterhalt zum Teil aus

der Staatskasse, zum Teil aus den durch Gesetz des Kai-

sers Paul vom Jähre 1797 eigens zu diesem Zweck be-

stimmten sogen. Apanagengütern, führen Orden, Wappen

u. a. Das wichtigste Recht der Glieder der Kaiserlichen

Familie ist aber das Recht der Thronfolge.

DieThronfolgeordnungin Rußland ist durch
das eben genannte Gesetz des Kaisers Paul vom 5. April
1797 geregelt worden. Laut diesem Gesetz vererbt sich
der Thron nach dem Recht der Erstgeburt, d. h. immer

der älteste Sohn des jeweilig regierenden Kaisers hat den

nächsten Anspruch auf den Thron. Stirbt der älteste Sohn

vor dem Vater mit Hinterlassung eines männlichen Erben,

so hat dieser die Anwartschaft auf den Thron des Groß-
vaters (und nicht etwa der Zweitälteste Sohn des Kai-

sers). Hinterläßt der Kaiser keine direkten männlichen

Erben, so folgt ihm auf dem Thron der nächste männliche

Verwandte (Bruder, Vetter, Oheim, Neffe zc.). Frauen
können den Thron nur in dem Falle besteigen, wenn alle

männlichen Linien des regierenden Hauses erloschen sind.

Erbberechtigt sind nur solche Personen, die der rechtgläu-

bigen Kirche angehören oder zur Orthodoxie übergehen.

Die Thronbesteigung wird durch besonderes Manifest

dem Volke verkündet, worauf alle männlichen Untertanen,

die das zwölfte Lebensjahr vollendet haben, dem Kaiser

den Treueid leisten.
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Ist bei des Kaisers Tode sein Nachfolger minder

jährig (die Minderjährigkeit endet in diesem Falle mit

dem 16. Lebensjahr), so wird eine Regent- und Bormund-

schaft eingesetzt, die sowohl die Staatsgesehäste des Kai-

sers zu versehen, als auch für die Erziehung des unmün-

digen Monarchen und die Verwaltung seines Vermögens

zu sorgen hat. Die Regentschaft und die Vormundschaft
können (aber müssen nicht) einer Person übertragen
werden. Gewöhnlich erfolgt die Ernennung des Regenten
und des Vormundes bereits bei Lebzeiten des regierenden

Kaisers durch besonderes Manifest.*) Liegt eine solche

Ernennung nicht vor, so haben den Anspruch auf die

Regent- und Vormundschaft die Eltern des jungen

Monarchen, nach ihnen seine nächsten thronfolgeberech-

tigten Verwandten. Dem Regenten zur Seite steht mit

beratender Stimme ein Regentschaftsrat, bestehend aus

sechs Personen der höchsten Rangklassen, nach Wahl des

Regenten, der übrigens außer den sechs ständigen Glie-

dern auch Glieder der Kaiserlichen Familie zu den Be-

ratungen des Regentschaftsrates hinzuziehen kann.

k. vie Volksvertretung.

Die Volksvertretung in Rußland besteht, wie bereits

oben erwähnt, aus zwei gesetzgebenden Kammern: Reichs-

rat (Oberhaus) und Reichsduma (Unterhaus).

Der Reichsrat**) setzt sich aus vomKaiser ernann-

ten und aus gewähltenMitgliedern zusammen. Die Zahlder

*> So wurde bei der Gcbun des jehigen Thronfolger- für den

Fall eine? frühzeitigen Todes Sr, Majestät de-, regierenden Kaisers zum

Regenten v'rvkfürstAii > ail, zur Vormiinderi» die Kaiserin cinge'etzt.

zu den Reformen de - Jabres UM! eine nur us Beamten bestehende,

die Geieye blon bcraiende kollegiale Behörde »

» ns >l>ui-in opi ani.), d c dem .Kaiser gegenüber keine selb-

ständige Siellungeirma in, also auch ..mittelbares" Organ war.
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ernannten Mitglieder des Reichsrats darf nie über die

Zahl der gewählten Mitglieder Hinansgehen; das Amt

der ernannten Reichsratsglieder ist lebenslänglich. Aus

ihrer Mitte ernennt der Kaiser den Präsidenten und den

Vizepräsidenten des Reichsrats. Die Amtsdauer für die

gewählten Mitglieder beträgt 9 Jahre, jedoch scheidet je

nach 3 Jahren immer ein Drittel (jeder der nachbenann-

ten Kategorien) durchs Los aus und wird durch Neu-

wahlen ersetzt, wobei die früheren Glieder wiedergewählt
werden können. In den Reichsrat werden gewählt: 1)

6 Mitglieder vom Synod, je 3 aus der weltlichen (weißen)

Geistlichkeit und der Mönchs- (schwarzen) Geistlichkeit;

2) je ein Mitglied von jeder Gouvernements-Landschaft

(Semstwo); in den Gouvernements, wo es keine Temstwo-

institutionen gibt, wie z. B. in den Ostseeprovinzen, wird

je ein Mitglied von den Grundbesitzern jeder Provinz

gewählt, die das vom Gesetz vorgeschriebene Mindestmaß

an Vermögenszensus haben (je nach der Oertlichkeit 125

bis 300 Dessätinen); 3) 18 Mitglieder von den Adels-

korporationen des ganzen Reiches; 4) 6 Mitglieder von

der Akademie der Wissenschaften und den Universitäten;

5) 6 Mitglieder von der Kaufmannschaft.

In den Reichsrat können nur Personen gewählt wer-

den, die russische Untertanen sind, mindestens eine Mittel-

schule absolviert und das vierzigste Lebensjahr vollendet

haben. Frauen sind nicht wählbar. Ebenso können nicht

gewählt werden Gouverneure, Vizegouverneure und Po-

lizeibeamten im Rayon ihrer Tätigkeit, ferner Personen,
die angeklagt oder verurteilt sind wegen gemeiner schwerer

Verbrechen (Diebstahl, Betrug, Unterschlagung, Hehlerei

zc.) oder solcher Vergehen, die den Verlust der Standesrechte
oder Ausschluß aus dem Staatsdienst nach sich ziehen,
weiter Bankrotteure, Deserteure und endlich Geistliche, die

der geistlichen Würde entkleidet, und Personen, die Glieder
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von Adels- oder anderen Korporationen gewesen und aus

diesen Korporationen ausgeschlossen worden sind.
Bei ihrer Aufnahme in den Reichsrat schwören die

gewählten Reichsratsglieder einen besonderen Treueid.

Die Einberufung und Entlassung des Reichsrats er-

folgt durch Kaiserliche Befehle, im Falle der Auflösung
der Kammern erfolgten Neuwahlen der gewählten Mit-

glieder.

In Angelegenheiten, die der Beratung des Reichsrates

unterstehen, genießen die Reichsratsglieder völlige Mei-

nungs- und Redefreiheit (Immunität), sowohl ihren Wäh-
lern gegenüber, denen sie in keiner Weise verantwortlich

sind, als auch gegenüber der Staatsgewalt, die einen Ab-

geordneten für seine Parlamentsredeu nicht zur Verant-

wortung ziehen kann. Einer Beschränkung seiner persön-

lichen Freiheit darf ein Abgeordneter nur auf richterliche

Verfügung hin unterworfen werden. Wegen Schulden darf

er nicht inhaftiert werden. Während der Sessionen des

Reichsrats darf die Verhaftung eines Reichsratsgliedes

nur mit Einwilligung des Reichsrats selbst erfolgen, außer
bei Verhaftungen auf frischer Tat oder am folgenden Tage

sowie bei Amtsverbrechen. Betreffen die einem Reichs-

ratsgliede zur Last gelegten Verbrechen sein Amt als

Volksvertreter, so wird die Angelegenheit, mis Allerhöch-

stes Befinden, dem ersten Departement des Reichsrats (siehe
weiter unten) überwiesen, welches entscheidet, ob der An-

geklagte dem Gericht zu übergeben ist oder nicht. Die zu-

stehende gerichtliche Instanz ist in diesemFalle das Oberste

Kriminalgericht (Lk>px<>nuukt Vl'n.K)uniiiii s'^'i-''
Ein Reichsratsglied scheidet aus dem Reichsrat aus,

wenn es ausländischer Untertan wird oder seinen Wahl-

zensus verliert, in den aktiven Militärdienst tritt oder

im staatlichen Zivildienst eine gagierte Stellung erhält

(ausgenommen sind hierbei Ministerposten), endlich wenn
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es aus den vorhin genanntenGründen seine Wahlberechti-

gung verliert.

Nur zeitweilig seines Amtes enthoben wird ein Ab-

geordneter, der unter Konkurs gerät oder unter Anklage
der oben namhaft gemachten Verbrechen steht.

Die Reichsratsglieder erhalten an Diäten 25 Rubel

täglich und einmal jährlich Reisegelder (im Betrage von

5 Kop. pro Werst von ihrem Wohnort bis Petersburg und

zurück).
Der Bestand einer Plenarsitzung des Reichsrats gilt

als vollzählig, wenn mindestens ein Drittel der Reichs-

ratsglieder erschienen ist. Kommt eine Sitzung wegen Nicht-

erscheinens der erforderlichen Zahl von Abgeordneten nicht

zustaude, so kann der Minister, der die zu beratenden Ge-

setzesvorlagen vertritt, verlangen, daß spätestens im Ver-

laufe von zwei Wochen eine neue Sitzung anberaumt wird,
die unabhängig von der Zahl der erschienenen Abgeord-
neten beschlußfähig ist. Zu näherer Begutachtung schwie-

riger Gesetzesprojekte können Kommissionen gebildet wer-

den, an deren Sitzungen jedoch lediglich Reichsratsglie-
der (und nicht dritte Personen, speziell keine Preßvertreter)

teilnehmen dürfen. Zu den Plenarsitzungen können Publi-
kum und Presse zugelassen werden, außer wenn auf Ver-

langen eines Ministers oder auf Beschluß des Reichsrats

selbst die Sitzungen für geheim erklärt werden. Deputatio-

nen und Bittschriften dürfen nicht angenommen werden.

Die Einzelheiten der inneren Ordnung in der Führung
der Geschäfte werden durch besondere, vom Reichsrat selbst

auszuarbeitende Instruktionen (Geschäftsordnungen) ge-

regelt.
Der Reichsrat hat das Recht der gesetzgeberischen Ini-

tiative (außer in bezug auf eine Abänderung der Grund-

gesetze) und das Jnterpellationorecht, d. h. er kann an die

Minister Anfragen richten über Vorkommnisse in den ein-



85

Reichsdung.

zelnen Verwaltungsressorts, die ihm ungesetzlich erschei-
nen. Der interpellierte Minister ist verpflichtet, im Laufe
eines Monats Antwort zu erteilen; ist aber dem Reichs-
rat die erteilte Auskunft nicht genügend, so wird die An-

gelegenheit der Allerhöchsten Entscheidung unterbreitet.

Außer der gesetzgeberischen Tätigkeit, deren Aufgaben
weiter unten berührt werden, hat der Reichsrat auch Funk-
tionen im Gebiete der Verwaltung (Expropriationsange-

legenheiten, Konzessionen von Privateisenbahnen, Kon-

trolle der Rechenschaftsberichte des Finanzministers, der

Reichsbank und Reichssparkasse, der Adelsagrarbank u. a.

m.) und im Gebietender Justiz (Amtsvergehen von Reichs-
rats- und Duma-Mitgliedern, Ministern, Generalgouver

neuren zc.). Zur Erfüllung dieser administrativen und

richterlichen Befugnisse bestehen zwei Reichsrats-Departe-

ments (das erste und das zweite Departement), die all-

jährlich aus der Zahl der ernannten Mitglieder gebildet

werden.

Die Rcichsdnma ist in ihrer gesetzgeberischen Tä-

tigkeit dem Reichsrat völlig gleichgestellt. In gleicher Weise

wie im Reichsrat sind geregelt: der Treueid, die Beru-

fung und Entlassung der Kammer, die Immunität und

die Amtsenthebung der Abgeordneten, die Beschlußfähig-

keit des Hauses und die Bildung von Kommissionen, die

Lessentlichkeit der Sitzungen oder der Ausschluß der

fentlichkeit, das Recht der Initiative, der Interpellation

und des Erlasses von Geschäftsordnungen. Tic Duma-

Abgeordneten werden auf 5 Jahre gewählt und erhalten

während der Session 10 Rubel täglich Diäten. Nach dem

Zusammentritt wählt die Duma aus ihrer Mitte einen

Präsidenten und zwei Vizepräsidenten, je auf ein Jahr,

nach dessen Ablauf dieselben Personen wiedergewählt wer-

den können. Wird die Duma durch Kaiserlichen Befehl
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vor Ablauf der fünfjährigen Frist aufgelöst, so erfolgen

Neuwahlen.
Die Wahlen der Duina-Abgeordneten

gehen laut Gesetz vom 3. Juni 1907 in folgender Ord-

nung vor sich :
I. Jedes Gouvernement hat eine bestimmte, in be-

sonderen Verzeichnissen vorgesehene Anzahl Abgeordneter

zu wählen, so z. B. das Gouvernement Moskau 6, Liv-

land 4, Kurland und Estland je 3 Abgeordnete.

Die Wahl der Abgeordneten geschieht unter Vorsitz

des Gouvernements-Adelsmarschalls in der Gouverne-

mentswahlversammlung »Il>ns>kl?k>.il.»oe eo-

6panie). die sich aus de» „Wahlmänneru" li!i>iüopilli?i:n>
aller preise des Gouvernements zusammensetzt. Diese

Wahlmänner werden ihrerseits in den einzelnen Kreisen

durch die kreiseingesesjenen „Urwähler" (n3t>illm?«Än) ge-

wühlt, die in besonderen Kurien zusammentreten. Jeder
Kreis hal:

1) eine Kurie der Grundbesitzer, zu welcher

gehören: -») alle Personen, die im Kreise mindestens ein

Jahr lang den für den Kreis vorgesehenen Landzensus

(schwankt nach Oertlichkeiten zwischen 100—800 Dessjä-

tinen) oder' sonst ein Immobil im Werte von mindestens

15,000 Rbl. besitzen; b) Bevollmächtigte von solchen Per-

sonen, die zwar nicht !>en vollen Zensus, aber einen Teil

desselben besitzen; zu diesen Personen rechnet das Gesetz

auch die Geistlichen, welche Pfarrwidmen besitzen, nicht
aber die Besitzer von bäuerlichem Anteilland (im Innern

des Reiches) und Bauerland (in den Ostseeprovinzen) und

die Besitzer von nichtbäuerlichem Lande, die zum Be-

stände einer Bauergemeinde gehören. Tie unter ge

nannten Personen versammeln sich zu einer Vorversamm-

lung (Hr>k>Akg.pnreAi,lli>in auf welcher fest-

gestellt wird, wie viel Land die erschienenen Personen im



87

ganzen besitzen, wonach je auf einen vollen Zensus ein

Bevollmächtigter in die Grundbesitzerkurie gewählt wird.

2) eine „erste städtische Kurie", zu welcher ge-

hören: a) alle Personen, die mindestens ein Jahr lang
ein städtisches Immobil besitzen, das in Städten mit über

20,000 Einwohnern einen Kapitalwert (nach der Steuer-

einschätzung) von mindestens 1000 Rbl., in den übrigen
Städten einen Wert von mindestens 300 Rbl. haben muß;

b) Personen, die mindestens ein Jahr lang ein gewerb-

liches oder .Handelsunternehmen betreiben, dessen Besitz

zur Lösung eines Handelsscheines der ersten beiden Kate-

gorien oder eines Gewerbescheines der ersten drei Kate-

gorien verpflichtet.

3) eine „zweite städtische Kurie", umfassend:

l alle Personen, die mindestens ein Jalir lang ein

städtisches Immobil besitzen im Werte von 300—1000

Nbl. sin Städten mit über 20,L00Einw.)bezw. unter 300 R «In

kleineren Stadien ;d) allePersonen, die mindestenseinJahr lang
ein gewerbliches oder Handelsunternehmen innehaben,

dessen Besitz zur Lösung eines Gewerbe- oder Handels-

scheines der niederen (nicht in Pkt. 2l> genannten) Ka-

tegorien verpflichtet; <) Personen, die mindestens ein Jahr

lang die Staats-Wohnungssteuer zahlen; cl) Personen, die

mindestens ein Jahr lang die persönliche Gewerbesteuer

zahlen; Personen, die in einer der Städte des Kreises

eine Wohnung auf ihren eigenen Namen innehaben; l)

Personen, die mindestens ein Jahr lang im kreise leben und

ein Gehalt oder eine Pension von staatlichen, kommunalen

oder Eisenbalmverivallungen beziehen (außer Tienern und

Arbeitern).

sowohl die Grundbesitzerkurie wie auch die städtischen

Kurien können auf Verfügung des Ministers des Innern

geteilt werden, sei es nach Ortschaften, nach einzelnen

Kategorien der Urwähler oder nach Nationalitäten.
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4) eine Kurie der Gemeinde-Bevollmäch-

tigten, zu der jede (bäuerliche) Gemeinde des treues

je zwei Deputierte entsendet, welche besitzlich

sein müssen. Auch diese Kurien können nach Nationali-

täten geteilt werden.

Außerdem werden in 8 Gouvernements des Reiches

besondere Kurien von Fabrikarbeiter-Bevollmächtigten, in

den Gouvernements mit Kosakendörfern Kurien von Ko-

snkenbevollmächtigten gebildet.
11. Eine besondere Wahlordnung haben

die Städte St. Petersburg, Moskau, War-

schau, Kijew, Lodz, Odessa und Riga, .vier

sind die Wahlen, im Gegensatz zu den mehrstufigen Gou-

vernementswahlen, direkte. Die Wähler zerfallen in zwei
Kurien: 1) Zur ersten Kurie gehören: a) alle Personen,
die mindestens ein Jahr lang ein städtisches Immobil be-

sitzen im Einschätzungswert von mindestens 1500 Rbl. (in
den Hauptstädten 3000 Rbl.); d) alle Personen, die min-

destens ein Jahr lang ein städtisches Gewerbe- oder Han-

delsunternehmen innehaben, dessen Besitz zur Lösung ei-

nes der ersten 5 Kategorien oder eines

Handelsscheines der ersten 2 >ialegorien verpflichtet (in
den Hauptstädten eines Gewerbescheines der ersten 2 oder

eines Handelsscheines erster Kategorie). 2) Zur zweiten

Kurie gehören: ,> Personen, die mindestens ein Jahr

lang ein städtisches Immobil von geringerem, als dem

oben angegebenen, Einschäyungswerte besitzen; i'j Perso-

nen, die mindestens ein Jahr lang ein Gewerbe- oder

Handelsunternehmen innehaben, dessen Besitz zur Lösung
eines Gewerbe- oder Handelsscheines der niederen (nicht

in Pkt. 1>- genannten) Kategorien verpflichtet. Endlich
alle Personen, die unter die svk I, 3c, a, s und k für

die städtischen Wähler zu den Gouvernementswahlen auf-

gezählten Kategorien fallen.
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Der Kompetenz (Zuständigkeit) der Duma unterstehen:
a) Erlaß, Abänderung und Aufhebung von Gesetzen und

Behördenorgnnisationen <m?k>.?i>i); K) die Regelung des

Staatsbudgets (Poranschlag der Staatseinnahmen und

-Ausgaben', sowie des Budgets der einzelnen Ministerien
und solcher Geldanweisungen, die in den Budgets nicht

vorgesehen sind, auf Grund besonderer hierauf bezüglicher

5) die Rechnungslegung des Staatskontrolleurs

über die Ausführung (Realisierung) der Budgets; <t) Ver-

äußerungen von Staatseinkünften uud Staatsgütern in

Fällen, wo die Allerhöchste Genehmigung erforderlich ist;

«) Anlage von Staatsbahnen; t) Konzession von Aktien-

gesellschaften, die um besondere Privilegien nachsuchen;

u ans Allerhöchsten Befehl der Duma vorgelegte Ange-

legenheiten.
Der Gang der Gesetzgebung ist verschieden je nach dem,

von wem die Gesetzesvorlagen eingebracht werden.

Geht die Initiative von der Regierung oder der Duma

aus (in letzterem Falle muß das Projekt von mindestens

*) Tie>e am 8.März 1!>0l>Allerhöchst bestätigten Regeln besagen, dasz

nicht später als am 1. Okiobcr eines jeden Jahres vorgelegt wird und

bis zum 1. Dezember durchgesehen sein innsz Erfüllt das Parlament

diese Aufgabe nicht, so bleibt das Budget des vorhergehenden J-.hres

Kredite für das Hofminislerium und die diesem unierüehenden Inst tu-

fcnen Summen hinausgclicn iolltein die Krediie, die durch Ver-

änderungen in der Kaiserlichen Familie notwendig werden, ferner die

Ausgaben für die Kaiserliche persönliche >ianzlei uud die Kanzlei für

nicht überiieigen Endlich dürfen die Summen, die für Abzahlung

von Staatsschulden bestnnmt sind, nicht verkürzt werden, auch steht

dem Kaiser das Recht zu, für Krieg zwecke von sich aus die nötige»

Mittel zu ai signieren
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30 Abgeordneten unterschrieben sein), so wird die Vor-

lage zuerst in der Duma, dann im Reichsrat beprüft;

geht die Initiative vom Reichsrat aus (wobei gleichfalls
30 Unterschriften erforderlich sind), so wird das Projekt

zuerst im Reichsrat und hierauf in der Duma beraten.

Nehmen beide Kammern das Projekt an, so wird es durch
den Reichsratspräsidenten der Allerhöchsten Sanktion un-

terbreitet. Wird die Sanktion verweigert, so kann dasselbe

Projekt erst in der nächsten Session der Kammern wieder

eingebracht werden. Lehnt eine der Kammern ein Ge-

setzesprojekt ab, so kann es, mit Kaiserlicher Bewilligung,
in derselbenSession von nenem eingebracht werden. Wünscht
eine der beiden Kammern eine Abänderung eines von

der anderen Kammer gebilligten Gesetzesprojektes, so
kann entweder das abgeänderte Projekt direkt an die andere

Kammer zu nochmaliger Durchsicht zurückverwiesen oder

eine gemischte Kommission aus Gliedern beider Kammern

gebildet werden, die ein Kompromiß - Projekt
ausarbeitet und es zu

nochmaliger endgültiger Durchsicht derjenigen Kammer

vorstellt, deren Beschlüsse abgeändert wurden.

Die vom Kaiser gewöhnlich durch die Worte

nv sanktionierten Gesetze werden vom Senat

veröffentlicht und treten vom Tage der Veröffentlichung

an in Kraft und Wirkung.

c. vie mittelbaren drgane äer Staatsgewalt.

Die mittelbaren Organe der Staatsgewalt, vom Ge-

setz „Organe der untergeordneten Verwaltung" genannt,

zerfallen in zentrale und lokale Behörden (vgl.

Abschn. I, S. 30u. 33). Tie letzteren scheiden sich ihrerseits
in Regierungs- und Kommunalbehörden. Zu den

zentralen Bebörden gehören der Senat «lllMUkireÄl.-
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Senat.

oriz) wniiti Lvuiiri-), der Synvd
und die Ministerien

Der Senat ist eine kollegiale Behörde, die sich aus

den vom Kaiser ernannten Senatoren und den höchsten

Beamten des Reiches (Ministern, Generalgouverneuren,
dem Oberprokureur des Synods zc.) zusammensetzt, und

der die höchste Aufsicht über alle Administrativ- und Ge-

richtsbehörden der untergeordneten Verwaltung zusteht.

Dieser Aufgabe entsprechend, zerfällt der Senat in Ad-

ministrativ- und Justizdepartements.

Zu den Administrativ-Departements ge-

hören: a> das erste Departement, welches die Gesetze ver-

öffentlicht, Klagen gegen Minister, Gouverneure, sowie

auch Klagen in Wahlangelegenheiten entscheidet und die

Oberaufsicht über sämtliche Administrativorgane ausübt;

K) das zweite Departement, als höchste Instanz für Klagen
über Verfügungen der Gouvernements-Behörden, die auf

Grund des Gesetzes vom Jahre 1889 bestehen (siehe hier-

über weiter unten); c) das Heraldicdepartement, dem die

Angelegenheitenüber Zugehörigkeit zum Adel, zum Stande

der erblichen Ehrenbürger und über das Recht, Titel und

Wappen zu führen, uuterstehen.

Zu den Justizdepartements gehören: -») das

Gerichtsdcpanenicni ((?)^t-6iil.itt entstanden

aus drei jetzt aufgehobeneu Departements: dem Meß-

departement, dem V. und dem VI. Departement. Letztere
bildeten die höchste Instanz in Sachen, die nach dem sogen,
alten Gerichtsverfahren verhandelt wurden, welches bis zur

Einführung der Gerichtsordnungen Alexanders 11. vom

Jahre 186-l allgemein galt und noch in den 9l)er Jahren
in einigen Teilen des Reiches angewendet wurde; v) und

o) das Kriminal- und das Zivilkassationsdepartement.

Die Kassationsdepartements entscheiden die über Urteile

der Berichte zweiter Instanz eingereichten Kassationskla-
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Spttoo.

jaimScricu.

gen (vgl, S. 35). Wenn eine Angelegenheit wegen Mei-

nungsverschiedenheit der Senatoren in den Departements

nicht entschieden werden kann, so wird sie besonderen „All-

gemeinen Versammlungen" (06llii» <üv6Mui«) oder

„Kombinierten Sessionen" (LoeAiillömilln

vorgelegt, die aus der Vereinigung der Senatoren meh-

rerer Senatsdepartements gebildet werden.

Der SyNvd ist die höchste kollegial organisierte Be-

hörde zur Verwaltung der Angelegenheiten der herrschen-

den griechisch-orthodoxen Kirche. Er besteht aus vom

Kaiser ernannten Vertretern der höchsten Geistlichkeit und

einem weltlichen Gliede, dem Obcrprokureur, welcher die

wirtschaftlichen Angelegenheiten (Kirchenbau, Pfarrwid-

men) und die Lehranstalten der Kirche (Seminare, Aka-

demien und andere geistliche Schulen) verwaltet, die Be-

schlüsse des Synods dem Kaiser unterbreitet und die Kai-

serlichen Befehle dem Synod übermittelt. Ter Synod er-

nennt und entläßt die Bischöfe und Glieder der Konsisto-
rien und ist die höchste Instanz des geistlichen Disziplinar-

gerichts, dem die Priesterschaft unterstellt ist. Er ivachr
über die Erhaltung des orthodoxen Glaubens, bekämpft
die Verbreitung von Irreligiosität und Aberglauben sowie
das Sektenwesen. Er sorgt für den Druck und die Ver-

breitung von Bibeln, Gebetbüchern und geistlichen Lehr-

büchern und hat die Zensur über alle im Druck erschei-

nenden Bücher, in deuen die Dogmen der griechisch-ortho-

doxen Kirche behandelt werden. Endlich unterstehen dem

Synod auch noch Ehcschcidungssachen, da nach Ausfassung
der griechisch-orthodoxen Kirche die Ehe Sakrament ist,

daher nur durch geistlichen Spruch gelöst werden kann.

Die Ministerien und ihnen gleichgestell-

ten Institutionen sind bureaukratisch organisierte

Behörden (vgl. Seite 33), denen die einzelnen Verwal-

tungszweige (Ressorts) anvertraut sind. Tie Ministerien
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zerfallen in Departements, die Departements in Abtei-

lungen, die Abteilungen in Tische. An der Spitze jedes

Ministeriums steht ein vom Kaiser ernannter Minister,
mit ein oder zwei Ministergehilfeü; an der Spitze der

Departements stehen die Departementsdirektoren (und

Vizedirektoren); die Abteilungen werden von Abteilungs-

chefs (Hit'iir.n,unttil die Tische von Tisch-

vorstchern «Oiy.imiai-iÄi.iiNKn) verwallet. Zur Beratung

wichtiger Angelegenheiten werden Ministerialräte gebil-

det, die unter dem Vorsitz der Minister aus den Depar-
tementsdirektoren und eigens hierzu vom Kaiser ernannten

Beamten bestehen und dem Minister gegenüber nur be-

ratende Stimme haben.

Für ungesetzliche Amtshandlungen der ihm unter-

stellten Beamten haftet der Minister, ebenso für eigene

Verfügungen, die den Gesetzen widersprechen oder über

den Rahmen der ihm zugeeigneten Macht hinausgehe«.

Die einzelnen Ministerien sind:

1) Das Ministerium der auswärtigen

Angelegenheiten (Nnnnereperöc) lliioerMlliiklx'i.

A-b.i',.), welches durch die ihm unterstellten Bot-

schafien Gesandtschaften und

Konsulate in fremden Staaten die Beziehungen

zu den auswärtigen Mächten aufrechterhält und pflegt,
im Auslande die Interessen Rußlands und russischer

Staatsangehöriger vertritt, im Inland die fremden Staats-

angehörigen (Ausländer) unter seinen Schutz nimmt.

2) Das Ministerium des Innern (Nniin-

crk>p«"i'so
bat vor allen Dingen die

Aufrechterhaltung der inneren Ordnung durch die ihm

unteistellie Polizei zu besorgen. Ferner liegen ihm ob: die

Sorge für die Volksverpflegung
die Oberaufsicht über die Zensur, über städtische und Land-
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schaflsangelegenheiten (verwaltet durch die KriM-

U 0A'baÄU'k sowie das Post-
und Telegraphenwesen «.verwaltet durch die I'LÄmiov

noiii. s und die oberste

Regelung der konfessionellen Angelegenheiten der Evan-

gelisch-lulherischen Kirche, der Römisch-katholischen Kirche
und anderer Religionsgemeinschaften (verwaltet durch das

/I,eliar>'rt»l«u'ri. A>'xosiillxi, neao-

niAtlniö, dem unterstellt sind: das Evangelisch-lutherische

Generalkonsistorium, das Römisch-katholische Geistliche Kol-

legium :c.)

Andere Zweige der inneren Verwaltung werden be-

sorgt durch:

3) das Ministerinn? der Volksaufklärung

(Nnllueiepe?Norl«i)oAUiii'c)llpoev'biMllinwelchemalle,nicht

speziellen Ressorts ungehörigen Lehranstalten des Reiches

unterstellt sind. Ihm unterstehen auch die Kaiserliche

Akademie der Wisseuschaften, die Kaiserliche öffentliche

Bibliothek und andere Bilduugsinstitute, sowie das sog.

„Gelehrte Komitee", das speziell pädagogische Fragen zu

beraten hat.

4) Das Landwirtschafts-Ministerium,

ueuerdings umbenannt in „Hauptverwaltung für Acker-

bau und Agrarwesen"

n welche dieKronsforsten und Kronsgüter

zu verwalten, Ackerbau und sonstiges Agrarwesen zu för-
dern und eine rationelle Landbesitzordnung anzu-

streben hat.

5) Das Ministerium für Handel und In-

dustrie (Nliunerkpcrso n ist

erst im vorigen Jahre aus einem Departement des Finanz-

ministeriums gebildet worden. Seine Aufgaben sind

durch seine Benennung charakterisiert.
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6) Das Ministerium der Wegekommuni-
kation lNunnersverizo (üooöinenilz) besorgt die

oberste Verwaltung der Land- und Wasserwege des

Reiches, insbesondere auch der Eisenbahnen.

7) Das Justizministerium (Uiznne.'repe'rizo

Ncrnttin) hat die Oberaufsicht über den Personalbestand
der Gerichtsbehörden des Reiches. Zu ihm gehört auch
die Hauptgefängnisverwaltung l'wvkuiio«

SÄSnis).

8) Das Finanzministerium iUniineisperso

chnnÄneosi,) hat dieEinnahmen und Ausgaben des Staates

zu verwalten. Zu seinem Bestände gehören u. a. das

Zolldepartement, das Departement für indirekte Steuern

ukoiuiaAiZllX'k eöopOLi,), das die Zucker-,
Tabaks- und Branntweinakzisen verwaltet, und das Depar-

tement für direkte Steuern vliJÄMkixi,

eöoposi-), das die Dessätinen-, Immobilien-, Gewerbe-,

Wohnungs- und andere direkte Steuern verwaltet.

9) und 10) Das Kriegs- und das Marine-

ministerium (Loklluoe n Nopoiios Unnne'rkperizo), zu

deren Bestand das Hauptkriegsgericht uud das Hauptmariue-

kriegsgericht gehören.

11) Die Reichskontrolle (I'ocMapcrskuiiuö

rrourpMi.) ist eine den Ministerien gleichgestellte Zentral-

behörde; ihre Aufgabe ist die Ueberwachung von Regierungs-
und Kommunalinstiturionen inbezug auf ihre Verwaltung

staatlicher Gelder. An der Spitze dieser Behörde steht der

Reichskontrolleur.

Den Ministerien gleichgestellt sind ferner die

Reichsgestütsverwaltung

I'oeMitverLkNllÄi'o sowie eine Reihe von

Behörden, die der unmittelbaren Aufsicht des Kaisers

unterstehen. Hierher gehören: die persönliche
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gi«r«ngs8e-

Gorom.

Gouverneur.

Kanzlei Seiner Majestät, die Kanzlei zur

Entgegennahme von Bittschriften auf den

Allerhöchsten Namen, die Kanzlei zur Ver-

waltung der Wohltätigkeitsinstitutionen
der Kaiserin Maria und das H of mini st eri um,

welches die wirtschaftlichen Angelegenheiten des Kaiser-

lichen Hofes verwaltet. Zum Bestände des .Hofministe-
riums gehört auch die Apanagcnvcrwallung

welche die dci Kaiserlichen Familie

gehörigen sog. Apanagengüter verwaltet, und das Kai-

serliche Ordenskapitel, die Zentralstelle für Verteilung

von Orden und anderen Auszeichnungen.

Die lokalenVehörden der untergeordneten Ver-

waltung zerfallen, wie oben gesagt, in Regierungs-

behörden und Kommnnalbehörden und gliedern sich nach

Gouvernements, Kreisen, Städten, Gemeinden und

Dörfern.
Tie Grundeinheit der lokalen Verfassung im euro-

päischen Rußland bildet das Gouvernement. Chef des

Gouvernements ist der Gouverneur, der auf Vor-

stellung des Ministers des Innern vom Kaiser selbst er-

nannt wird. Ter Gouverneur steht an der Spitze sämt-

licher Regierungsorgane des Gouvernements und hat

die Oberaufsicht über die örtlichen Kommunalorgane.
Als Organ des Ministeriums des Innern ist der Gou-

verneur Chef der örtlichen Polizei und hat die Aufgabe,

Ruhe und Ordnung im Gouvernement aufrechtzuerhalten

sowie für die Bolksverpflegung
und Volksgesundheit zu sorgen. Ihm zur Seite steht der

Vizegouverueur uud die Gouvernementsregierung. Letztere

ist eine kollegiale Behörde nnd die höchste örtliche Instanz

für alle Administrativangelegenheiten. Dem Gouverneur

und der Gouvernementsregierung unmittelbar unterstellt

ist die Polizei in den Kreisen und Städten. An der
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Spitze der Kreispolizei steht in jedem Kreise ein Js-
prawnik nciip-tsunk-k), in den Ostseeprvvinzcn

Kreischef usiiiiadllllxi>> genannt. Die Kieise

zerfallen in Bezirke (cianu, ,
an deren Spitze

je ein türanniwS npueritvi, steht, in den Ostseeprovinzen
ein Gehilfe des Kreischefs. Letzteren Beamten unter-

geordnet sind Landgendarmen und Laiidwächter

l.Lrpa«uniin , welche obrigkeitlich ernannt, sonne Zehn- und

Hundertmüniier > Aveürciiik n weiche aus den

bäuerlichen Gemeinden gewählt werden In größeren

Städten heißen die entsprechenden Organe: Polizeimeister,

Sladlteils-Pnstaws IlMciÄsa), Quarml-

aufseher und Schutzl.ute

In Petersburg ist der Stadthauptmann

Ches der Polizei, in Moskau ein

Oberpolizeimeister.
Ist auch der Gouverneur in erster Linie Chef der

Polizei und Organ des Ministeriums des Innern, so gilt

er doch auch als Vertreter der Regierungsgewalt über-

haupt. Gleichzeitig haben aber auch die einzelnen Mini-

sterien ihre örtlichen Organe im Gouvernement. So hat

das Ministerium des Innern selbst noch besondere Post-,

Telegraphen-, Zensur- und Gendarmerieverwaltungen.

Organe des Finanzministeriums sind: die Kameralhöfc

Iltt.iit'iu». die Renteien die

Steuerinspektoren i.lloM'riii-ie Hncneiiiopg.) und cie Äkzise-

v> rwaliungcn; lerner Fabiikinspckioren, Zollbehörden,

Filialen der Reichsbank, der Adels- und der Baueiagrar-

bank ?c. Tic Rcichskoinrolle ist venrcien durch dieKomioll-

höse >Ismri»>.ir.iil>i!i das Landwirlichafisniliiine-

rium durch die Domänenhöse 11

das Ministerium der Volk?-

--aufllärung durch die >>uraioren und

torischen Konieils «Ill„ik-in?e.?i-llkit! Cuviru), das Verkehrs-



98

fAcncrar-

gouticritcur.

Scteft-

orflaitc.

Ministerium durch Bezirksverwaltungen für Wegekommuni-

kativn, die Kirchenverwaltung durch Bischöfe (kunettonki
und und Konsistorien, die Militärverwaltung

durch Kommandierende Generäle »otlekÄUii),
Hafenkommandeure iioprA) und Kreismilitär-

chefs öoulleüiö H-i.iÄ.ii.uiii>n).

Die Grenzen der Tätigkeit dieser Organe fallen nicht
immer mit den Grenzen der Gouvernements zusammen.
So unterstehen z. B. den Kuratoren, den kommandieren-

den Generälen, den Domänenhöfen gewöhnlich mehrere

Gouvernements.

Außer den bisher genannten normalen Organen der

Verwaltung kennt das russische Gesetz noch ein extra-

ordinäres (>it)«lizi>i-iatini>iti> Oigau: den Generalgouverneur.
Die Generalgouverneure werden vom Kaiser

selbst ernannt. Ihre Vollmachten betreffen vielfach nichl
nur das Gebiet der bürgerlichen (Zivil-) Verwaltung,

sondern auch das Militärressort und enthalten oft Be-

fugnisse, die sonst den Zentralorganen vorbehalten sind.
Den Generalgouverneuren sind meist mehrere Gou-

vernements unterstellt und zwar gewöhnlich solche Teile

des Reiches, die lokale Besonderheiten haben oder sich
in extraordinären Zuständen befinden (Kriegszustand,
Revolution :c.), welche eine starke lokale Gewalt erfor-
dern. Der Generalgouverneur wird zur Vorberatung der

gesetzgeberischen und wichtigeren administrativen Maß-

nahmen herangezogen, die das ihm anvertraute Gebiet

betreffen. Generalgouvernements bestehen in Finnland,

Polen und den Ostseeprovinzen, in Sibirien, im Kau-

kasus und in anderen Teilen des Reiches.
Die kommunalen Organe der örtlichen Selbst-

verwaltung sind die Landschaften (in den Ostseeprvvinzen
Ritter- und Landschaften), die Städte und die bäuerliche»

Institutionen.
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i!!llM,t>«|t<K.Tie Landschaften «üwlen!-,.) bestehen, auf Grund

der 1890 umgestalteten Landschaftsordnung von 1864, in

I (Gouvernements des europäischen Rußlands und sind

Gebietskörperschaften (vgl. oben S. 31), deren Organe von

der örtlichen Bevölkerung gewählt werden. Alle drei

Jahre wählen in jedem Kreise die kreiseingesessenen städ-

tischen und landischen Jmmobilienbesitzer, die den für

den >treis vorgeschriebenen Zensus besitzen (125—800

Dessjatinen Land oder ein Immobil von 15,000 Rbl.),

besondere Landschaftsabgeordnete (J«z.>ie,i>i«z iviacubi«). Diese
bilden die Kreis -Landsckafts v e r sa m m l u n g

Zizilelioö <I!o6piriiie). ein kollegiales Organ, das

<in analoger Weise wie die Parlamente über Neichsangelegen-

heiten) über die Landschaftsangclegcnhcitenberät und beschließt.

Landschaftsangelegenbeiten sind: das Verkehrswesen,

Bau- und Feuerlöschwesen, Vvlksverpflegungs, Ver

sicherungs-, Gesundheit-?-, Armen- und Bildungswesen,

sowie überhaupt die allgemeine Wohlfahrt lvömverusinin«

endlich die Verwaltung der den Land-

sckasten gehörigen Immobilien und Kapiialien. Zur Durch-

sührung ihrer Aufgaben besitzt die Landschaft in bestimmten

Grenzen das sowie das Recht, allgemein-

verbindliche Verordnungen

zu erlassen, die vom Gouverneur bestätigt werden müsse».
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Die Kreis-Landschaftsversammlung tritt

alljährlich im Herbst (Oktober) unter Vorsitz des Kreis-

Adelsmarschalls zusammen, wobei au'den Sitzungen auch
Vertreter der einzelnen Regierungsressorts, z. B. des

Landwirtschaftsministeriums, Finanzministeriums zc. teil-

nehmen. Zur Ausführung ihrerBeschlüsse und zur Führung
der laufenden Sachen während der Zeit, wo keine Sessio-

nen tagen, wählt die Kreis-Landschaftsversammlung ans

ihrer Mitte ein aus drei Gliedern bestehendes Exekutiv-

orgai: das Kreis-Landschaflsamt (>'-biZM-tn 3e-.>i-

ckÄN

Ferner wählt jede Kreis-Landschaftsversammlung be-

sondere Gouvernements-Landschastsabgeorduete. Diese
bilden zusammen mit den Kreismarschällen und Nessort-
vertretern die Gouvernements-Landschaftsver-

sanimlung die all>älirlich
im Dezember unter Vorsitz des Gouvernements-Adels-

marschalls zusammentritt und die für das ganze Gouver-

nement in Betracht kommenden Landschaftsangelegenheiten
berät. Auch diese Versammlung wählt aus ihrer Mitte ein

Exekutivorgan: das Gouvernements - Land-

schaft samt I<i>N!iiiin Xil>><rnit.».
Die Kontrolle über die Landschaftsorgane hat der

Gouverneur, dem Kopien von allen Landschaflsbeschlüsseu

übersandt werden müssen. Ist der Gouverneur mit einem

Beschluß nicht einverstanden, so wird die Angelegenheit

der „Gouvernementsbehörde für Laudschaftsangelegen-

heiten" übergeben. Fällt die Entscheidung dieser Behörde

zur Unzufriedenheit der Parteien, d. h. des Gouverneurs

oder der Landschaftsorgane aus, so gelangt die Sache an

den Minister des Innern resp, den Senat, in gewissen

Fällen (wenn die Landschaftsbeschlüsse den Interessen des

Reiches oder der örtlichen Bevölkerung widersprechen) an

den Ministerrat und die Reichsduma.
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Städte.Die Städte, deren Verwaltung dieStädteordnung v.

11. Juni 1892 regelt, wählen in ähnlicher Weise wie die

Landschaften ihre Vertretung: die Stadtverordnetenver

sanunlung die ihrerseits das Stadt-

haupt i t'oaovÄ), dessen Gehilsen
die Siadlräte

> und den Stadisekretär WKpertipi.) er-

wählt. Än-? diesen Wahlbeamtensetzt sich das oberste st-idtisckc

Erekuiivorgan, das Stadtamt VnvasÄ), zusammen.

Wahlberechtigt ist jeder unbescholtene Bürger russischer

Staatsangehörigkeit nicht unter 25 Jahren, welcher min

bestens ein Jahr in den Grenzen der Stadt entweder

a) ein Immobil besitzt, das in den Hauptstädten einen

Kapitaleinschätzungswert von mindestens 3000 Rbl. haben

muß, in den übrigen Städten von mindestens 1500 bezw,
1000 oder 300 Rbl. oder l>) ein Gewerbe- oder Handels

unternehmen unterhält, dessen Besitz zur Lösnng eines Gi!

denscheincs lin deu .Hauptstädten nur 1. Gilde) verpflichtet.
Die Kontrolle der Regierung über die städtische

Selbstverwaltung ist eine ähnliche wie diejenige der Land-

schaftsorgane. Dem Gouverneur ist zu diesem Behuse die

„Gouvernementsbehörde sür städtische Angelegenheiten"

zur Seite gestellt.
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Eine bäuerliche Selbstverwaltung bestellt

seit Aufhebung der Leibeigenschast, die in Innerrußland

1861, fast ein halbes Jahrhundert später, als in den Ost-

seeprovinzen, erfolgte. In Jnnerinßland bilden die

Bauern eines oder mehrerer Dörfer eine Dorfgemeinschaft

lLkm-eicoe oüineervo), deren Organ die Dvrfversamin-

lung ist (lüe-ir-cniit bestehend ans allen Hans-

besitzern s/lM,c)xyl««im) unter Borsitz des Dorfällcslcn

(üritpoer-r). Gegenstände der Beralung nnd

Beschlußfassung sind u. a. das Schul- und Armenwesen,
die Verwaltung des Gemeinde-Kornmagazins, die Ver-

leitung der Stenern nnd, Ivo es Gemeindebesitz gibt, der

Landameile.*) endlich der Ausschluß verbrecherischer oder

lasterhafter Personen aus der Torsgemeinschast,
Der Dorfälteste führt die Beschlüsse der Dorfversamm-

lnng aus, wacht über die richtige Entrichtung der Steuern

und Abgaben, hat Disziplinargewalt über die Bauern

seines Dorfes (die er mit kleinen Geld- oder Arrest-

strafen belegen kann) und ist, in seiner Eigenschaft als

Polizeiorgan niederster Ordnung, der Kreispolizei unlcistellt.

Mehrere Dörfer zusammen bilden eine Gemeinde

> deren Organ die Gern iildcvci

«'xo.'t'i,'» ist, bestehend ans Delcgierlen der Dörfer (je einer

von zehn Höfen) und den Torf- und Genieindebeamten,

fehlere sind der Gcmcindeälieste (iZo.ie>eruoü Lr-rpuinii-i',
e>er Gcmeindeschrciber und in vielen Geineinden besondeic

Sleucreinnehmcr (Löopiniikl. iw^ai'«»)

Die Kontrolle über die bäuerlichen Selbstverwal-

uingsorgane haben die durch das Gesetz vom 12. Juli 1889

gebildeten Behörden, nnd z'rar vor allen Tingen die

Dorfgemeinde (Mir) zusteht, die die einzelnen Parzellen Periodisch an

ihre Glieder austeilt. Pgl. Abschnitt VIII
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Berichte.

itin)tfria)i«r.

Landhauptleute (Zsuekik die möglichst

aus dem örtlichen landeingesessenen Adel gewählt wer-

den sollen und nicht nur administrative, sondern auch rich-

terliche Befugnisse haben, ferner die Kreisvlena

e.i>-b3Aki) und besondere Behörden der

Gouvernementsregierung für Bauersachen.*)
Die Gerichtsinstitutionen nehmen eine von der

Verwaltung gesonderte und unabhängige Stellung ein,

entsprechend ihrer Aufgabe, strittiges Recht auch den Ver-

waltungsorganen gegenüber festzustellen (vergl. über das

folgende Abschnitt I, S. 34 fs.). Die Unabhängigkeit des

richterlichen Urteils ist durch die Unabsetzbarkeit der Richter

gewährleistet, während die Trennung der richterlichen und

der administrativen Gewalt durch den Grundsatz ausge-

sprochen ist: jeder Ztreit über bürgerliches Recht nnter-

liegt der Entscheidung des Gerichts (und nicht der Admi-

nistration) und niemand darf ohne rechtskräftig gewor-

denen richterlichen Spruch (also auf dem sog. Verwaltungs-

wege) bestraft werden, wenn das ihm zur Last gelegte Ver-

gehen oder Verbrechen dem Gesetz nach gerichtlicher Ent-

scheidung untersteht.
Die Verfassung der Gerichtsbehörden ist durch die

„Gerichtsordnungen Kaiser Alexanders II." vom Jahre

uach westeuropäischem Muster geregelt worden.

Zu scheiden sind vor allen Dingen die Friedens-

richter - I nstitutio ne n und die allgemeinen

Gerichte (<)6iuie Erstcrc haben ihre Be-

nennung von der Aufgabe des Richters, die streitenden

Parteien nach Möglichkeit zu einer friedlichen Einigung

zu bringen.
Die Friedensrichter sind Einzelrichter, deren

Entscheidung unterstehen: Zivilklagen bis zu 500 Rbl.,

vgl. Abschnitt I.
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sowie Kriminalvergehen, für welche vom Gesetz Geldstrafen

bis zu 300 Rbl. oder Gefängnis bis zu einem Jahr vor-

gesehen sind. Beträgt in Zivilsachen die Streitsumme nicht

mehr als 30 Rbl., in Kriminalsachen die Strafe nicht mehr

als 15 Rbl. oder 3 Tage Arrest, so entscheidet der Frie-

densrichter inappellabel, in allen anderen Fällen ist die

Appellation an das Friedcnsrichierplenum )ln-

pcinuxi. gestattet. Tas Plenum ist ein allmonal-

lich zusammentretendes Kollegialgericht, bestehend aus

allen Friedensrichtern und Ehrenfriedensrichtern*) des

Bezirks. Kassationsklagen über die Entscheidungen des

Plenums gehen an den Zenat.

Die Friedensrichter-Institutionell wurden ursprüng-

lich als Wahlbehörden im ganzen Reich eingeführt, mit

Ausnahme der Ostseeprovinzen und anderer Einzelgebiete.
1889 wurden die wählbaren Friedensrichterposten sast
überall ausgehoben iWahlfricdensrichter gibt es nur noch

in einzelnen Städten: Petersburg, Moskau, Odessa u. a.)

und an ihre Stelle traten Kreisglieder des Be-

zirksgerichts < >i.i»mi.i <')'.v->,

ri chter und Landhauptleute u-r'i-i.ii.iiiiicii);

unter diese Organe wurden die bisher den Friedensrichtern

zugewiesenen Funktionen verteilt. Die wichtigeren An-

gelegenheiten erhielten die „Kreisglieder", die weniger

wichtigen die Stadtrichter und die Landhauptleute (die zu-

gleich auch Administrativbeamte sind; vgl. hierüber oben

Seite 103). Appellationsklagen über Entscheidungen der

Kreisglieder gehen an das Bezirksgericht, über Entschei-

Tie Ehreniricdcnsrichier werden aus durch Bildung
oder Besitz hervorragenden Kreisen gewählt und üben, ihre Tätigkeit

ehrenainilich (ohne Gagieiung) aus. Sie haben den Friedensrichtern

analoge Rechte in allen Fällen, in denen streitende Parteien sich an

ihre Cnli'i'eidung wenden. Außerdem nehmen sie an den Sessionen des

FriedenSrichterplenums uud des Bezirksgerichts teil.
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(•'■i-riifltf in

Den iSfffee-

proHingen.

düngen der Stadtrichter und Landhauptleute au das uiuer

dem Vorsitz des Kreisadelsmarschalls aus Ehrenfriedens-

richtern, Stadtrichtern, Landhauptlcuteu und Kreisgliedern

bestehende Kreis-Plenum ei-lzz^i-l.

Kassationsklagen über die Entscheidungen der Plena

gelangen an eine auf Grund des Gesetzes von 1889 ge>-

bildete besondere Behörde der Gouvernements-

regierung. bestehend unter Borsch des (Gouverneurs

aus dem Gouvernements-Adelsmarschall, dem Bezirksge

richtSpräsidcnten, dem Prokureur und „ständigen Gliedern"

'l.il'.ni.i>, welche legieren znm Ressorl des

Ministeriums des Innern gehören.

In den Gebieten, wo es Landhauptleute gibt, habeu
einen Teil der früher sriedensrichtcrlichen Sachen die

Gerne i n d egeri eh t e zu entscheide«, und zwar: Strei-

tigkeiten zwischen Gliedern der Bauergemeinden über Mo-

bilien (bewegliches Eigentum) bis zu 300 Rbl., Erb-

angelegenheiten und Streitigkeiten betreffend bäuerliches

Anleilland*) ohuc Beschränkung der Ttreitsumme. Das

Gemeindegericht besteht aus einem Präsidenten uud den

Richtern, die von der Bauergemeinde gewählt, vom Land-

hauptmann bestätigt werden. Appellationsinstanz ist das

Plenum Kassanonsinstanz die oben ge-

nannte Gouvernementsbehörde.

Gleichzeitig mit der Aufhebung der Wahlsriedensrichter
im Reich wurden (1889) in den Ostseeprovinzen von der

Regierung zu besetzende Ariedensrichler-Jnstitutioueu (und

Bezirksgerichte) eingeführt, die an die Stelle der alten

Landesgerichte**) traten. Zugleich wurde die Gerichtssprache

russisch, uud fast alle Richterposten mit Russen besetzt.

*») Vgl, hicriivcr Avschnilt am Schluß.
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Bestehen blieben in den Ostseeprovinzen die Bauer-

gerichte, doch wurde auch ihre Verfassung durch das

Gesetz vom 9. Juni 1889 neu geordnet.
Die erste Instanz der bäuerlichen Gerichte in den

Ostseeprovinzen ist das Gemeindegericht, bestehend
aus mindestens 4 Richtern (sowie einigen Richterkandi-

daten), die von der Gemeindeversammlung gewählt und

vom Friedensrichterplenum bestätigt werden. Die etwa

in den Gemeindegrenzen lebende griechisch-orthodoxe Be-

völkerung muß, entsprechend ihrer Zahl, durch orthodoxe
Richter vertreten sein. Die Richter wählen aus ihrer
Mitte einen Präsidenten, welcher Gesindewirt (Be-

sitzer oder Pächter eines Bauerhofes) und, wenn die

Hälfte der Gemeindeglieder griechisch-orthodox ist, gleichfalls

diesem Glauben angehörig sein muß. Zur Führung der

Gerichtsprotokolle und sonstigen Gemeindegerichtsakten
werden in Gemeinden, in denen der Gemeindeschreiber zu

beschäftigt ist, besondere Gerichtsschreiber angestellt. Dem

Gemeindegericht unterstehen Zivilklagen zwischen bäuer-

lichen Gemeindegliedern*) bis zu 100 Rbl. (exkl. Jmmobi-

lien), sowie eine Reihe kleinerer Kriminalvergehen, die

in der Livländischen Bauerverordnung vom Jahre 1860

vorgesehen sind. Appellationsinstanz ist das Ob er-

bau ergericht (Lkpxll«-IVr>ee7i.niieinkt L!vAi-). Letzteres

besteht, unter Vorsitz eines vom Justizminister ernannten,

theoretisch oder praktisch vorgebildetenPräsidenten,**) aus

den Gemeindegerichtsvorsitzenden, welche der Reihe nach

nicht dazn' verpflichtet.

'

gerichtliche Praxis erworben werden kann.
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cherickNc,

tlrffil'.iittwciftf. I

zu den Sitzungen des Oberbauergerichts einberufen wer-

den. Kassationsinstanz ist das Friedensrichterplenum.

Die allgemeinen Gerichte lo6inw OMk>i)

sind ans mindestens drei von der Regierung ernannten

Richtern bestehende Kollegien, welche alle Justizsachen ent-

scheiden, die nicht der Kompetenz der bisher genannten

(und der weiterhin zu nennenden

Sondergerichte) unterstehen. Die erste Instanz bilden die

Bezirksgerichte, die Appellationsinstanz die Ge-

rich tspalat c n, die Kassationsinstanz der Senat.

Wichtige Kriminalsachen der Bezirksgerichte werden

mit Hinzuziehung von Geschworenen lHpnenßui>ik lael.-

Mic-.iii) entschieden, die ans allen Schichten der Bevöl-

kerung gewählt werden. Die Geschworenen entscheiden

nur die Frage über Schuld oder Nichtschuld der Ange-

klagten, während die Bemessung des Strafmaßes >xn

juristisch gebildeten Kronsrichtern überlassen bleibt. Gegen
die Entscheidungen der Geschworenengerichte, die übrigens
in deu Ostseeprovinzen, Polen und noch anderen Teilen

des Reiches nicht eingeführt sind, werden nur Kassations-

klagen an den Zenat zugelassen.

Zur Voruntersuchung der Kriminalangelegenheiten

bestehen bei den Bezirksgerichten besondere Unter-

suchungsrichter «Ü.il;:l»i>!lrk.'in), deren

?ärigkeit von der Prokuratür überwacht wird. Letz-

tere hat, als Staatsanwaltschaft, die Aufgabe, über die

Befolgung und richtige Anwendung der Gesetze zu wachen,

das Staatsinteresse zu vertreten, die Verbrecher vor Be-

richt zu ziehen und die gerichtliche Anklage gegen sie zu

führen. Die Verteidigung der Angeklagten und die

rung von Zivilprozessen ist die Aufgabe der vereidig-

ten Rechtsanwälte, welche juristische Hochschulbil-

dung und eine fünfjährige praktische Ausbildung !als
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Rechtsanwaltsgehilfen) genossen haben müssen. Die ver-

eidigten Rechtsanwälte bilden in den einzelnen Gerichts-

bezirken besondere Korporationen, deren Organ ein aus

ihrer Mitte gebildeter Advvkatenrat ist sßarreau, Lovl;i"i>

N0LiZV8lllIKIX1>).

Die Ausführuug gerichtlicher Urteile ist besonderen

Gerichtsvristaws Himeras-r) auferlegt.

Tem Gerichte beigeordnet sind Notare

nnd ältere Notare (H»?!r>>i) (u 11 ciapuii«?
Erstcrc pul>lchi genannt haben die Ausgabe, für das

rechtsungelehrte Publikum die richtige Abfassung von

Testamenten, Kontrakten uud sonstigen Rechtsgeschäften zu

besorgen, Testamente und andere Dokumente in Aufbe-

wahrung zu nehmen, sowie das Recht, Unterschristen,

Kopien, Uebersetzungen, Vollmachten und sonstige Doku-

mente zu beglaubigen, Proteste (von Wechseln ?c.) vorzu-

nehmen, sowie Mitteilungen einer Person an andere zu

überbringen. Die Tätigkeit der Notare ist eine im wesent-

lichen selbständige, unterliegt aber einer gewissen Kon-

trolle seitens der zuständigen Behörden. In den Ostsee-

Provinzen müssen gewisse Dokumente notariell beglau-

bigt werden, so z. B. in den StädtenLivlands Testamente,

Ehestiftuugen (d. h. Verträge über Aufhebung der nach

ostseeprovinziellem Recht zwischen Eheleuten bestehenden

Gütergemeinschaft), Erbeinsetznngsverträge; in Kurland

Schenkungen über 75 Rbl. zc.

Tie älteren Notare bestehen bei den Bezirks-

gerichten; sie besorgen und beaufsichtigen das Grundbnch-

wesen.
Unter „Grundbüchern" > I.li<><!rni>i» xuiii'n)

versteht man amtliche Bücher, in denen die städtischen und

landischen Immobilien verzeichnet sind (Belegenheit, Be-

stand, Name des Eigentümers ?c.) und die Veränderungen
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eingetragen werden, die mit diesen Immobilien vor sich

gehen, so z. B. Verkäufe, Belastung durch Obligationen
und Servituten (Rechte fremder Personen oder Immobi-
lien auf das Immobil, wie z. B. Wege-, Weide-, Hölzungs-

gerechtigkeiten), Errichtung von Fideikomissen und Majo-

raten, auch Pachtkontrakte, Verkaufsverbote zc. Ten

interessierten Parteien werden beglaubigte Kopien der

Einiragungcu ausgereicht »nri-n.

In den Ostseeprovinzen gibt es keine „älteren No-

tare", sondern es besteht bei jedem Friedensrichterplenum
eine besondere Grundbuch- oder Krepostabteilung

lliplzuveriwti Die Pflichlen des älteren

Notars in der Führung der Geschäfte besorgt hier der

Chef der Krepostabteilung (Präsident des Plenums, in

Riga ein besonders hiezu ernannter Friedensrichter), so-
wie der Sekretär der Krepostabteilung, welcher inbezng

auf die in den Grundbüchern der Abteilung einzutra-

genden Kontrakte ?c. auch Notariatsbefuguisse ausüben

kann.

Die Ostseeprovinzen erfreuen sich eines besonders

wohlgeordneten Grundbuchwesens. Hier ist die über-

wiegende Mehrzahl der Immobilien schon in die Grund-

bücher eingetragen (eine Ausnahme bilden die Krons-

güter) und jedermann berechtigt, Einsicht in die Krepost-

register zu fordern und sich auf diesem Wege genau über

Wert, Bestand, Belastung !c. jedes einzelnen Jmmobils

zn unterrichten.

Klagen über Verfügungen des Chefs der Krepostab-

teilung gehen an das Friedensrichterplenum, Klagen über

die Entscheidungen des Plenums an den Senat.

Außer den ordentlichen Gerichten bestehen in Ruß-

land noch folgende Sondergerichte: a) die Militär-

gerichte für von Militärpersonen begangene Vergehen und

Verbrechen; b) die geistlichen Gerichte, deren Kompetenz
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sich auf Amtsvergehen geistlicher Personen und Eheschei-

dungen erstreckt; c) die in Petersburg,

Moskau, Odessa, Tagaurog, Kertsch, Kischinew, Archan-

gelsk. Endlich können auch die bereits oben erwähnten

bäuerlichen Gerichte zu den Sondergerichten gezählt
werden

L, Das 6taalsvolk.

Das Gesetz teilt die Bevölkerung des gesamten Reiches
in drei Hauptgruppen: geborene russische Untertanen

<lll>llr>vMUis v)eei>ie Fremdstämmige (Ijno-
nnd Ausländer llluu(!rl>ir»ul-i),

bilde» eine An irreguläres Heer, das selbjl für seine Ansrüstung und

Ausländer nennt man Angehörige eines anderen

Staates. Tie Ausländer genießen in Rußland, wie auch

sonst überall, keine politischen Rechte (inbezug auf Wah-
len ?c,), sind aber in vermögensrechtlicher Beziehung den

russischen Untertanen gleichgestellt.*) Ausländer können

in Rußland Industrie und Handel betreiben, bei vorhande-

nem Bildungszensus in manchen Ressorts (z, B, der Volks-

aufkläruug) sogar die Rechte des Staatsdienstes erhalten,

ohne russische Untertanen zu werden. Andererseits steht
es jedem Ausländer frei, um die Aufnalime in den russi-

schen Untertanenverband (Naturalisierung) bei der Regie-

*) Diese Regel Hai Ausnahmen: so veibietel z. B. ein Geje»

vom 14. März 1687 Ausländern den Erwerb von Immobilien aujicr-

halb der Städte in Polen, Livland und »urland, sowie einer ganzen

Reihe der westlichen GouvcrnemenlS (Wilna, Ltomno, Grodno u. a.).
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rung einzukommen. Ausnahmebedingnng ist ein fünfjäh-

riger Aufenthalt in den Grenzen Rußlands, sowie für.

Personen männlichen Geschlechts der Nachweis über Ab-

leistung der Wehrpflicht im Heimatsstaat. Ohne diese For
malitäten werden aufgenommenAusländer, die im Staats

dienst stehen, sowie in Rußland erzogene minder von Aus

ländern, wenn sie in dem Jahre, in dein sie die Mün

digkeit erreichen, sich zur Aufnahme melden. Ausländern,

die Rußland besondere Dienste erwiesen haben, sich durch

Talente oder Gelehrsamkeit auszeichnen oder bedeutendere

Kapitalien in russischen Unternehmungen stehen haben,
kann die fünfjährige Frist verkürzt werden. Ebenso hat
aber die Regierung das Recht, mißliebigen Elementen auch

bei Erfüllung der vorgeschriebenen Formalitäten die Aus

uahme in den russischen Untertanenverband ohne besondere

Motivierung zu verweigern.

Zu den Fr e m d st ain m i g en (Huopoaliu) zählt das

Gesetz: 1) die Nomaden völ ke r in Nord- und

Rußland, Sibirien nnd im Kaukasus (Kalmücken, Samo-

jeden, Burjäten u. a.). Diese zum Teil halbwilden Böl

kerschaften leben im allgemeinen nach ihren eigenen Slam

mesgesetzen und Gebräuchen, jedoch kann jeder „Fremd

stämmige" vollberechtigter russischer Untertan werden, wenn

er in eine russische Bauer- oder Bürgergemeinde anfge

nommen wird. 2) die Hebräer. Sie zerfallen in zwei

große Gruppen: die Karaimen,*) die den übrigen russi-

schen Untertauen gleichgestellt sind, und die Talmudjnden

*) Eine im Verhältnis zu dcn'Talinudjuden nicht zahlreiche,
im Süden Rußlands lebende Seke, die nur das Gesetz Mosis (die

Thora), nicht aber dieRegeln der rabbinischcn Tradition (den Talmud)

anerkennt. Tie Karaimen gelten als Nachkommen des alten türkischen

X. Jahrhundert im Süden Rußlands ein großes Reich bildete, welches

durch den GroWrsten Swjatoslaw zerstört wurde.
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(Rabbinisten), denen durch das Gesetz in vieler Beziehung
eine Ausnahmestellung zugewiesen ist. Vor allen Dingen

sind sie in ihrer Freizügigkeit beschränkt durch den ihnen

zum Aufenthalt angewiesenen sog. Ansiedelungs-

rayon (It-pra, vsptigeiioü der das

Königreich Polen, die nord- und südwestlichen und einige

südliche Gouvernements umfaßt. Außerhalb dieses Rayons

dürfen nur solche Hebräer sich frei bewegen, die eine Hoch-

schule absolviert haben, Kaufleute erster Gilde siud oder

einigen bestimmten Berufen angehören (Apotheker, Feld-

schere, Dentisten u. n. a.). Ferner unterliegen die Hebräer

Beschränkungen in bezug auf Erwerb von Immobilien,

Teilnahme an der landschaftlichen und städtischen Selbst-

verwaltung, Aufnahme in den Staatsdienst, in die Ad-

vokatur und in die Schulen, in welchen nur ein bestimmter

Prozentsatz der Schülerzahl hebräischer Konsession sein darf.

Andererseits haben die .Hebräer nicht nur ihre besonderen

Lehrer, Schulen, Gotteshäuser und Religionsgemeinden,

sondern zahlen auch besondere Steuern (Korobkasteuer),

wodurch eine Sonderstellung im Staat und gegenüber den

anderen Staatsbürgern geschaffen und aufrechterhalten

wird. Der Uebertritt zum Christentum hebt alle Beschrän-

kungen für die Hebräer auf.
Die geborenen russischen Untertanen

zerfallen dein Gesetz

nach in die vier Stände: Adel, Geistlichkeit,

Bürger und Bauern.*)

drückte alle ständischen Negungcn des Adels und der Geistlichkeit und

*) Tentirfic, Selten, ©ftett unb SlngerjBiiae anberer in 3?uWanb

lebenber bie bicien Bier Stäuben angeboren, finb b<m

©eic$ nad) nid)t „nnnpo;urhi
u

, ionbern ebenjo roie bie ÜRationalnifjen

„npiipoaiiue pycenie iio^iaiiHhie".
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einzig'r Gewalthaber der Selbstherrscher stand. Erst Peier und Kacha-

stand sche Entwickelung hat einerseits das Gute gezeitigt, daß den

Lhne die rechte Gliederung in Gesellschasisklassen nach Geburt,

Serie 102).

Der Adel steht Personen, die im Staatsdienst Of-

fiziersrang, den Titel eines Titulärrats oder bestimmte
Orden (Stanislaus 2. und 3. Ranges, Anna 2., 3. nnd

4. Ranges, Wladimir 4. Ranges) erwerben, persön-

lich zu. Kinder persönlicher Edelleute gelten als erbliche

Ehrenbürger. Ein Anrecht auf den erblichen Adel

geben der im aktiven Dienst erworbene Rang eines wirk-

lichen Staatsrats, Obersts oder Kapitäns ersten Ranges,

sowie die höheren Orden (Stanislaus und Anna 1.Ranges,

Wladimir 1., 2., 3. Ranges, Andreas ?c.).
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Die erblichen Edelleute bilden in den einzelnen Gou-

vernements Adelskorporationen, deren Organe die Adels-

konvente, die Deputiertenkonvente, die Adelsmarschälle
und die adeligen Vormundschaftsbehördensind. Allgemeine
Adelskonvente versammeln sich alle drei Jahre zur Be-

ratung der Willigungen und sonstigen ständischen Ange-

legenheiten, sowie zur Wahl der Exekutivorgane, Letztere

sind der Gouvernements-Adelsmarschall und der Teputier-

tenkonvent, bestehend aus je einem Deputierten von jedem

Kreise. Ferner hat jeder Kreis einen Kreis-Adelsmarschall,
und endlich bestehen zur Verwaltung der Angelegenheiten

minderjähriger oder sonst unter Vormundschaft stehender
Edelleute besondere adelige Vormundschaftsbehörden

(MoMnekitl »nenn).

Die Adelsmarschälle haben einen gewissen Anteil an

der Staats- und Selbstverwaltung, indem sie in einer

Reihe von Behörden (Wehrpflichtsbehörden, Semstwo-

organen, Schulräten ?c.) Sitz und Stimme haben.
Die Geistlichkeit zerfällt in zwei Hauptgruppen:

die schwarze oder Mönchsgeistlichkeit und die weiße

Geistlichkeit. In die Mönchsgeistlichkeit können Män-

ner nicht unter 3l) und Frauen nicht unter 40 Jahren

aufgenommen werden, die der Welt gegenüber nicht durch

besondere Verpflichtungen gebunden sind (z. B. als Ehe-

leute, Eltern unerzogener Kinder, zahlungsunfähige

Schuldner). Die höherenStellungen der Bischöfe

Archimandriten, Klostervorsteher 2c. sind durchweg durch

Angehörige der schwarzen Geistlichkeit besetzt. Die weiße

Geistlichkeit besteht aus Oberpriestern (llporoikpen), Prie-

stern (LiuiinMiunks), Diakonen und Psalmensängern (llcn-

.io«iNlliiii). Die Nachkommenschaft der weißen Geistlichkeit,

welcher letzteren die Eingehung der Ehe vor Empfang der

priesterlichen Weihen gestattet ist, wird zu dem Stande

der Ehrenbürger gerechnet.
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werden vom Gesetz in vier Gruppen geteilt: die Ehren-

bürger rMRMiIk), die Kaufleute, die Hand-
werker (ykxonbie) und die Kleinbürger (uiiMus).

Ein Anrecht auf den Stand eines erblichen Eh-

renbürgers haben die Nachkommen von persönlichen
Edelleuten uud Priestern, sowie Kaufleute, die den Titel

eines .Nommerzienrats oder Manufakturrats oder einen

Orden erhalten haben, Personen, die den gelehrten Grad

eines Magisters oder Toktors erworben haben ?c. Zu

den persönlichen Ehrenbürgern rechnen die

Nachkommen der niederen Geistlichkeit (llep«0vllki« npn-

'le-rllniin), ferner Personen, die den ersten Klassenrang
im Staatsdienst (inni, XIV erworben haben, Ab-

solventen russischer .Hochschulen, sowie einiger privilegierter

Mittelschulen ?c.

Die Kaufleute sind nach Gilden geschieden. Tie

erste Gilde betreibt den Handel sn gros (nnron-in ivprou.»»),
die zweite Gilde den Handel sn6sts.il lrwziin'iui«! 'roproiz.iti 1-

Wer sich zu einer der beiden Gilden anschreiben lassen

will, muß alljährlich, außer dem seinem Betriebe entspr»
den Gewerbescheine lnponue.i<iizos noch

einen sogenannten Gildenjchein

lösen.*)

In diesen als Standeslegitimation geltenden Gilden-

schcin können anszer dem Hausmann selbst auch seine Frau,

seine unverheirateten Schwestern und Töchter, sowie seine

Söhne und deren Söhne eingetragen werden. Die Kaus-

") Zu der Gildenkausmannschafi kiiuncii sich nur solche Ge-

blos an Siandcn, Tischen und dgl. haudeln oder Hausierhandel be-
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leute haben in' einzelnen Städten Aemter (Kvnöikem»

und ihre Aeltesten ciapoeri-i).
Die Handwerker (nExosue, von dem deutschen

Wort Zeche, d. h. Zunft) sind in Städten, wo es Handweiker-

innungen (nexn) und Handwerkerämter lnexovun

gibt, gehalten, sich zur Innung anschreiben zu lassen.

Die Kleinbürger oder haben

ihre ständische Organisation und ihre ständischen Organe
in Bürgerversammlungen mit Aemtern

VNMiZki) und Aeltesten (u-kinittit:i:i« erApo<zrl.i). Zu

den Kleinbürgern werden alle in den Städten lebenden

Personen angeschrieben, die nicht Edelleute, Geistliche,

Ehrenbürger, Kaufleute, Handwerker oder einer Bauer-

gemeinde angehörig sind.

Die Organisation der bäuerlichen Selbstver-

waltung ist bereits im Abschnitt über die Selbstverwal-

tungsorgane (Seite 102) kurz dargelegt worden.

Ueber die ständische Gliederung und die Selbstverwal-

tung in den Ostseeprovinzen vgl. Abschnitt und ö.

Kectite unä ?tlickten äes Staatsvolkes.

Durch das Manifest vom 17. Oktober 1905 hat der

Zar seinem Volk die bürgerlichen Freiheiten gewähr-

leistet: Freiheit der Person, des Glaubens, des Wortes,
der Versammlungen und Vereine. Die Grundgesetze be-

sagen hierüber:

Art. 72. Niemand kann der Verfolgung

für eine verbrecherische Handlung anders

unterliegen, als in dem vom Gesetz bestimm-

ten Versahren.

Art. 73. Niemand kann anders als in den

vom Gesetz bestimmten Fällen in Haft gehal-
ten werden.
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Art. 74. Niemand kann anders gerichtet
und bestraft werden, als für verbrecherische

Handlungen, die in den zur Zeit ihrer Be-

gehung geltend gewesenen Strafgesetzen

vorgesehen sind, falls überdies die neu er-

lassenen Gesetze die von den Schuldigen ver-

übten Handlungen nicht aus der Zahl der

verbrecherischen ausschließen.
Art. 75. Die Wohnung eines jeden ist un-

verletzlich. Die Vornahme von Haussuchun-

gen und Beschlagnahme in einer Wohnung

ist ohne Zustimmung des Inhabers nicht an-

ders als in den vom Gesetz bestimmten Fäl-
len und uach dem voin Gesetz bestimmten Ver-

fahren zulässig.
Art. 76. JederrussischeUntertanhatdas

Recht, frei seinen Wohnsitz und seine Be-

schäftigung zu wählen, Eigentum zu erwer-

ben und zu veräußern und ungehindert über

die Grenzen des Reichessich zu begeben. Be-

schränkungen in diesen Rechten sind durch

besondere Gesetze bestimmt.
Art. 77. Das Eigentum ist unantastbar.

Zwangsweise Enteignung unbeweglichen

Vermögens, falls solche zu irgendeinem
staatlichen oder kommunalen Nutzen not-

wendig, ist nicht anders zulässig, als gegen
gerechte und angemessene Entschädigung.

Diese Bestimmungen enthalten die Gewährlei-

stung der Unantastbarkeit der Person, des

Eigentums, des 5z ausrech ts und der Frei-

zügigkeit.
Ueber die Ausnahmen, die in bezug auf die Freizügig-

keitsrechte der Hebräer bestehen, ist oben (S. III) berichtet.
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Art. 78. Die russischen Untertanen haben

das Recht, zu Zwecken, die dem Gesetz nicht

widersprechen, friedlich und unbewaffnet

Versammlungen zu veranstalten. Durch das

Gesetz werden die Bedingungen festgestellt,

nnter denen Versammlungen stattfinden

können, das Verfahren bei ihrer Schließung,
wie auch die Beschränkung der Orte für Ver-

sammlungen.

Art. 80. Die r u ssischen Untertanen haben

dasßecht,VercineundVcrbändezuZwecken,

die den Gesetzen nicht widersprechen, zu bil-

den. Die Bedingungen der Bildung vou Ver-

einen und Verbänden, das Verfahren bei

ihrer Tätigkeit, die Bedingungen uud das

Verfahre« für die Gewährung der Rechte
einer juristischen Person an sie, wie auch das

Verfahren bei Schließung von Vereinen und

Verbänden werden vom Gesetz bestimmt.

Eine Ergänzung der Artikel 78 und Bt> bilden die am 4. März
191>6 Allerhöchst bestätigten „Zeitweiligen Regeln über Vereine, Ver-

Erhalten die Gründer im Laufe von 2 Wochen keinen Bescheid, so

juristischen Person erwerben wollen (d. h. das Recht, Jnrmobilic» zu
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erwerben, Kapitalien zu bilden, Verträge zu schließen und Verbind-

werden. Nach Durchsicht der Statuten entscheidet die Gouvernements-

sind, oder welche stattfinden! in Theatern, Konzert- oder AussteUungs-

freiem Himmel sind nur mit Erlaubnis des Gouverneurs zulässig,
in Lehransiallcn nur gemäß den Statuten dieser Anstalten, in Nestau-
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rants sind sie verboten. Schüler. Minderjährige und bewaffnete

Personen dürsen nicht an Versammlungen teilnehmen.

Der Gouverneur kcmn zu öffentlichen Versammlungen einen

Kongresse dürsen nur mit Erlaubnis de?

Art. 79. Jeder kann, in den von den Ge-

setzen bestimmten Grenzen, mündlich und

schriftlich seine Gedanken aussprechen, sie

attchaufdemWegederPresseoderinanderer

Weise verbreiten.

Auch dieser Artikel der Grundgesetze ist durch (am 24. Novem-

ber 1905, am 18. März und 26. April 1906) Allerhöchst bestätigte

periodische Drucksachen (Bücher, Broschüren) auf, unterstellen alle

zu geschehen, der in zwei Wochen (bei nicht russischen Preßerzengnissen

so ist eine Klage an den Senat zulässig. Beim Erscheinen müssen

Druckschristen von einem Umfange bis zu einem Druckbogen dürfen

erst 2 Tage, solche von I—s Bogen erst 7 Tage nach Einlieferuug

der Pflichtexemplarein den Handel gebracht werden, für Druckschriften

über 5 Bogen besteht keine derartige Frist. Weisen die eingelieferten

Exemplare strasbaren Inhalt ans, so wird auf die Nummer der Zei-

tung oderauf das Buch Beschlag gelegt, jedoch sind die (an Stelle der

*) Sein ber „<PtÄDenti05cn[ur", b. 6. einet 3enjut, bet Stuiiocbcn not i6tem

öffentlldjcn Grjcbclnen unterliegen, untetidjelbet man bie „Mepteiflmcnfur", bie bie

Slufga6e bat, bereits ct(d)ienene Iructiacben oerbotenen 3n6alts ju untetbrüefen.
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Slunden vor ihrem Erscheinen der Zensur eingeliefert werden.

Art. 81. Die russischen Untertanen genie-

ßen Glaubensfreiheit. Die Bedingungen

für den Genus; dieser Freiheit werden vom

Gesetz bestimmt.

gilt aIS die herrschende in Rußland. Ihr

oberster Schuppalron ist der Kaiser selbst, der nach den Grundgeseken

Abfall von der Orthodoxie anregt, strafbar ist. Tie andersgläubigen

ihnen (ieil dem Toleianzedikt vom 17. April 1905 auch den Altgläu-

bigen) die freie Religionsausübung nicht verwehrt. Ter Ucbertritl

17. April 1905 nicht mehr strafbar und soll keinerlei rechtlichen Nach-

teil nach sich ziehen. Kinder unter 14 Jahren folgen den Eltern. Im

Alter von 14 bis 21 Jahren ist der Übertritt nicht gestattet. Ist mir

und Mutter uneinig sind, bleibt bei der Erziehung der Kinder dem

orthodoxen Glauben das Ucbergewicht.

der Muttersprache.

Es verdient noch ausdrücklich hervorgehoben zu wer-

den, daß in all den oben angeführten, im Verwaltungs-
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Wege durch die Regierung erlassenen „Regeln" wiederholt
betont ist, daß diese Regeln nur provisorische Geltung

haben, bis zum Erlaß allgemeiner Gesetze in gesetzgeberi-

scher Ordnung. So steht unserer Volksvertretung die hohe
und würdige Aufgabe einer näheren Regelung der bür-

gerlichen Freiheiten bevor.

Die dargelegten Grundlagen der bürgerlichen Frei-

heiten gelten für normale Zeiten und Umstände.

In Zeiten, wo die öffentliche Ruhe und Ordnung be-

droht ist, können Ausnahmezustände eintreten, die

die Rechte der Staatsmacht den Bürgern gegenüber er-

weitern und die Verantwortlichkeit der Bürger für Ge-

setzesübertretungen verschärfen.
Zu den Ausnahmezuständen gehören der „verstärkte

Schutz" cixsiÄiia), der „aus-crvrdcniliche Schutz"

('ij>el»u'iattiig,n oxsmuir) und der „Kriegszusland" (noen-

llv« no.iomkni>>.

Der verstärkte Schutz kann vom Minister des

Innern verhängt werden. Während seiner Dauer hat die

Administration (Gouverneure, Stadthauptleute,

gouverneure) das Recht: zur Aufrechterhaltung der Ruhe

obligatorische Verordnungen

zu erlassen, deren Ucbertrctung auf administrativem Wege

mit Geldstrafen bis zu 500 Rbl. oder Arrest bis zu 3 Mo-

naten bestraft werden kann; Versammlungen zu verbieten;

Handels- und gewerbliche Anstalten zu schließen; ver-

dächtige Persoueu auszuweisen; endlich die subalternen

Beamten in städtischen, Landschafts- uud Friedensrichter-

Institutionen zu bestätigen uud zu entlassen. Außerdem

sind der Minister des Innern und die Generalgonverneure

berechtigt, Verbrecher dem Kriegsgericht zur Aburteilung

zu überweisen und, falls es ihnen zur Aufrechterhaltung
der Ruhe nötig erscheint, für Gerichtsverhandlungen den

Ausschluß der Öffentlichkeit zn verlangen. Die Bestäti-
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gung der Urteile der Kriegsgerichte liegt dem General-

gouverneur resp, dem kommandierenden General ob. End-

lich erhält die Polizei und Gendarmerie das Recht: 1) Per-

sonen, die eines Staatsverbrechens oder der Zugehörigkeit

zu illegalen Organisationen verdächtig sind, bis zn 14

Tagen in Arrest zn halten (welche Frist vom Gouverneur

bis zu einem Monat ausgedehnt werden kann) und 2) je-

derzeit und überall Haussuchungen vorzunehmen und aller

Art Gegenstände, die aus ein beabsichtigtes Verbrechen hin-

weisen, mit Beschlag zu belegen.

Der außerordentliche Schutz kann nnr ans

Allerhöchsten Befehl verhängt werden (und zwar nnr auf

ein halbes Jahr, nach dessen Verlauf ein neuer Befehl

nottvendig wird), und gibt den Generalgouverneuren resp,

besonders zu ernennenden „Oberchefs"

Mlliie) außer den Rechten, die nach den Regeln des

verstärkten Schutzes der Administration zustehen, noch fol-

gende Befugnisse: Ernennung von Unterkommandeuren in

der Zivil- und Militärverwaltung; Organisation beson-
derer militärischer Polizeikommandos; Unterstellung ge-

wisser Kategorien von Verbrechen unter das Kriegsge-

richt resp, (geriugsügigere Strafsachen) unter administra-
tive Entscheidung; Sequestrierung von Mobilieu und Im-

mobilien, die verbrecherischen Zielen nutzbar gemacht wer-

den; administrative Bestrafung bis zu 30L>0 Rbl.

oder Gefängnis bis zu 3 Monaten Personen gegenüber,

welche die obligatorischen Verordnungen übertreten oder

sich Vergehen zu schulden kommen lassen, die der admi-

nistrativen Ahndung unterstellt sind; aller

Staats- und Kommnnalbeamtcn (mit Ausnahme von Be-

amten der ersten 3 Klassen) von ihren Aemtern; Einbe-

rufung, Vertagung nnd Schließung vou Adels-, Semstwo-,

Stadtverordnetenversammlungen, sowie Ausschluß ein-

zelner Fragen von der Beratung dieser Körperschaften;
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Sistierung von periodischen Drucksachen (Zeitungen und

Zeitschriften); Schließung von Lehranstalten auf höchstens
einen Monat.

Ten Generalgouverneuren können (aber brauchen

nicht) durch besondere Allerhöchste Befehle die Rechte eines

Oberkommandierenden der Armee zu Kriegszeiten ver-

liehen werden.

Die Verhängung des Kriegszustandes bedeutet

die Unterstellung aller Zivil- und Militärgewalten unter

einen Allerhöchst ernannten militärischen Befehlshaber

(Oberkommaneierenden der Armee oder Generalgcuverneur,
dem die Funktionen eines Oberkommandierenden über-

tragen sind). Den Zivilgewalten stehen alle Rechte
des außerordentlichen Schutzes zu. Staatsverbrechen un-

terstehen den Kriegsgerichten und werden nach Kriegsrecht

bestraft.

Die Pflichten des Staatsvolkes sind vor allen Din-

gen die Steuerpflicht und die Wehrpflicht.

DieW ehrpflich t ist persönlich, d. h. niemand kann

sich von dieser Pflicht loskaufen, und allgemein, d. h.

die gesamte männliche Bevölkerung ohne Unterschied der

Stände wird zur Ableistung des Militärdienstes heran-

gezogen. Gründe zur Befreiung vom Dienst sind: Körper-

liche Untauglichkeit, die Tätigkeit in bestimmten Bernsen

(Geistliche, Lehrer ?c.), sowie Familienverhältnisse, die den

Einzuberufenden als einzigen Ernährer der Familie er-

scheinen lassen. Gründe zu einem Aufschub können sein:

mangelhafte körperliche Entwickelung, Familienverhält-

nisse und iVer Besuch von Lehranstalten. Die Dauer des

Dienstes beträgt 5 Jahre, doch wird diese Frist für Per-

sonen, die einen Bildungszensus besitzen, sowie für Frei-

willige erheblich verkürzt.
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L, Das ätc>c>tsgebiet.

Das Russische Reich umfaßt eiue Landfläche von 21,z
Millionen Quadratkilometer, was nahezu Vo der gesam-
ten trockenen Erdoberfläche ausmacht. Auf das europäische

Rußland (inkl. Finnland) entfallen s,zg, auf das asiatische

16,»4 MillionenQuadratkilometer.

Dieses ungeheure Staatsgebiet zerfällt in eine ganze

Reihe äußerst ungleicher Teile. Als besondere Teile sind

zu nennen: 1) Sibirien; 2) die mittelasiatischen Besitzun-

gen, zu denen die VasallenstaatenBuchara und Chiwa ge-

höre»; 3) der Kaukasus: 4) das Königreich Polen, 1815

mit Rußland vereinigt, besaß ursprünglich weitgehende

Autonomie, gegenwärtig weist es nur in einzelne« Zwei-

gen der Verwaltung (Polizei, ländliche und städtische Selbst-

verwaltung) und der Justiz Besonderheiten auf; 5) das

Großfürstentum Finnland, seit 1809 zu Rußland gehörig,

hat ein eigenes Parlament und eine eigene Regierung.

Zu der letzteren gehören: der Senat, bestehend aus zwanzig

Finnländern, der Generalgouverneur, welcher Vertreter

des Kaisers, Präsident des Senates und Chef der gesamten

Militär- und Zivilverwaltung ist, und der Finuländische

Staatssekretär, der seinen ständigen Sitz in Petersburg

hat. Der Staatssekretär hat den unmittelbaren Vortrag
bei dem Kaiser in den Angelegenheiten Finnlands, ins-

besondere über Beschlüsse des Senats, und übermittelt

dem Laude die Allerhöchsten Entscheidungen und Befehle,
die Finnland betreffen. 6) Die drei Ostseeprovinzen Est-,

Liv- und Kurland haben gegenwärtig im wesentlichen die-

selben Regierungsbehörden wie die inneren Gouvernements

(Gouverneur, Kurator, Kameralhos, Domänenverwaltung,

Kontrollhof :c.), nur die Organisation der Polizei ist in

einzelnen Stücken abweichend. Die Justizbehörden dagegen

weisen in ihrer Verfassung lokale Besonderheiten auf, über
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die oben Seite 105 berichtet ist und habeu sich in Zivil-

sachen an das Ostseeprovinzielle Privatrecht zu halten.

Insbesondere aber haben die ländlichen Selbstverwaltungs-

organe noch ihre provinzielle Eigenart, deren Darstellung
der Abschnitt dieses Buches enthält. Die Neugestal-

tung dieser Telbstverwaltungsorgane ist eine der Haupt-

aufgaben des beim Baltischen Generalgouverneur gebil-
deten besonderen Konseils.

In administrativer Hinsicht wird Rußland eingeteilt
in 77 Gouvernements (r)ö«pnin), 13 Gebiete

und 4 Stadthauptmannschaflen Peters-

burg, Odessa. Sewastopol, Kertjch-Jenikale. Die Gouver-

nements zerfallen in Siädle, Kreise Gemeinden

(vo-ioern) und Dorfschafien n Außerdem

gibt es noch, den einzelnen Verwaltuugszweigen entspre-

chend, spezielle Einteilungen in Militärbezirke, Gerichts-

bezirke, Lehrbezirke, Zoll- und Postbezirke, Wegekommnni

kationsbezirke uud kirchliche Bezirke (Eparchien).

Literatur: A. S. Alexejew, Russisches Staats

recht, Moskau 1905 (russisch). Dr. I. Engelmann,
Das Staatsrecht des Kaisertums Rußland, Freibnrg i. B.

1889 (in Marquardsens Handbuch d. öffentl. Rechts, 4.

Bd., 2. Halbbd., 1. Abt.). W. I. Krjukowski und

N. N. Towstoljeß, Handbuch der Gesetzeskunde, 2.

Aufl., Wilna 1906 (russisch). Die Gesetze über die Be-

gründung der Reichsduma und Umgestaltung des Reichs-

rats nebst Wahlordnung, Instruktionen und Senats-

erläuterungen; ins Deutsche übersetzt von 5?. v. Lutz au,

Riga 1907.
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Geschichte derdemRussischenKaiser-
reicheinverleibtenOstseeprovinzen

Liv-,Est-unKurland.

Von

LeonidArbusow.

Wie die meisten Länder der Welt, so sind auch unsere

Ostseeprovinzen ein Schauplatz der Völkerwanderungen ge-

wesen. Wir vermögen heute nicht genau zu sagen, in wel-

cher Reihenfolge die Völker einander abgelöst haben; doch

erscheint als Ergebnis skandinavischer Forschung, daß goti-

sche Völker hier gesessen haben, ehe das Land von Norden

durch finnische, von Süden und Osten her durch lettisch-

slawische Stämme überflutet wurde.

Wir können diese Vor- und Urgeschichte füglich über-

gehen, denn erst mit der „Aufsegelung Livlands" durch
die Deutschen gewinnt das Land Kultur und Geschichte.

Vorbedingungen der Aufsegelung waren die Grün-

dung Lübecks durch Heinrich den Löwen (1158) und die

Ausbildung einer deutschen, der skandinavischen gleichbe-

rechtigten Stadtgemeinde zu Wisby auf Gotland (1163),
denn erst nach Erringung dieser festen Posten wagte sich

deutsche Unternehmungslust weiter nach Osten hinaus.

Im Gebiet der unteren Düna war es der Volksstamm
der Liven, mit denen deutsche Kauffahrer zuerst in un-

mittelbaren Verkehr traten, und nach ihnen erhielt im

Mittelalter das ganze Land den Namen „Livland".
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Die Liven sindStammverwandte der Esten, die den

Norden dieser Landschaften besetzt hatten; den Süden

hatten Letten (Lettgallen, Selen, Semgallen) inne. Jene

gehören zum finnisch-ugrischen Volksstamm (Mongolen),

diese zum lito-slawischen (Jndogermanen, Arier); ins

Gebiet der Letten aber hatte eine finnische Invasion vom

Meere aus stattgefunden (Kuren, Kurland). Da die Letten

diese fremden Elemente der Kuren und Liven allmählich

aufgesogen und sich bis auf einen ganz geringen, noch

heute bestehenden Rest der Liven vollständig assimiliert

haben, ist ihr Blut stark mit finnischem vermischt worden.

Alle diese genannten Völker lebten in beständigen

Kriegen untereinander und auch mit den benachbarten

Völkern und ringsumher entstehenden Staatswesen der

Russen, Litauer, Täueu, Schweden. Der nationalen Selb-

ständigkeit der Letten uud Esten drohte von allen Seiten

Gefahr, doch ist von keinem der Nachbarn eine Koloni-

sation versucht worden. Denn die von Polozk vorgeschobenen

Posten der Russen (Gerzike und Kukenois an der Düna),

sowie das im Jahre 1030 am Embach erbaute, drei Jahr-

zehnte darauf bereits wieder zerstörte Jurjew können als

solche nicht aufgefaßt werden, ebenso wenig wie die um

1160 erfolgte Erbauung einer Kirche in Kurland von feiten

der Dänen. Es handelt sich in allen diesen Fällen nur

um vorübergehende Tributpflichtigkeit einzelner Teile des

Landes.

Dem deutschen Kaufmann gesellte sich der deutsche

Missionar. Ein Kanonikus aus dem holsteinischen Kloster

Segeberg, Meinhard, später Bischof von Uexküll (1186
bis 96), war seit c. 1180 der Pfadfinder, der als Missionar
und sanfter Dulder den Spott und Hohn, ja Mißhandlungen

von feiten der in ihren Instinkten gekränkten, von uu-

bekehrten Nachbarn aufgewiegelten Heiden erleiden mußte,

die, schon getauft, immer wieder zu ihren alten Göttern
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zurückstrebteu. Sein Nachfolger, Berthold, griff schon zum

Schwert; als erster Märtyrer der livländischen Kirche ist

er im >lampf gefallen.

Noch erfüllte die Stimmung, die zu den >lreuzzügen

geführt hatte, die Gemüter. Schon Bifchof Berthold hatte

vom Papst eine Kreuzzugsbulle erwirkt: zur Sühne ihrer

Zünden waren die Gläubigen Niedersachsens zur Bekchruug
und Bekämpfung der Heiden Livlands aufgefordert wor-

den. Albert, Domherr zu Bremen, ein Neffe des Erz-

bischofs Hartwich 11., ein umsichtiger, tatkräftiger Mann,
wurde als Bischof von Livland (Riga) 1199—1229 der

Gründer der Kolonie, der er durch Eroberung des Landes

die Grundlage schuf.
Als seinen Bischofssitz, zugleich aber als Handels-

platz, legte er 1201 an der unteren Düna den Markt Riga

an, der sich rasch zur Stadl auswuchs (seit 1226 gab es

nachweislich einen Rat der Stadt). Bon diesem Brenn-

punkt aus hat die Kultur des Mutterlandes dann festen

Inst im Lande gefaßt. Albert begann den stampf mit

Unterstützungen von Pilgerscharen, zu denen auch fahrende

Kaufleute*) gehörten; aber auch der seßhafte Bür-

ger, sowie der Lehnsmann**) nahmen teil an Ver-

teidigung uud Augriff. Da der Zuzug der Pilger sich

nicht regeln ließ, schuf der Bischof sich eine stehende Kriegs-

macht in dem geistlichen Ritterorden der „Brüder der

Ritterschaft Christi", der 1204 vom Papst bestätigt und

nach dem Abzeichen seiner Mitglieder der Orden der

„Sehwertbrüder" genannt wurde.

Vasall empfängt sind sich zu gegenseitiger Treue verpflichtet.
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Planmäßig erfolgte die Unterwerfung des Landes,

zunächst nördlich von der Düna uud nach Osten hin strom-

auswärts. Auch die Christianisierung der Völker machte,

trotz manchem Rückschläge, stetig Fortschritte. Burgen

und Kirchen wurden ans dem Lande errichtet. Ter Papst

hatte Albert in seinen Unternehmungen mit seinen Mit-

teln uuterftünr, Kaiser nnd Reich aber zeigten kein Ver-

ständnis für die Aussichten, die sich hier im Nordosteu
des Erdteils eröffneten. Trotzdem trug Bischof Albert,
als er gewisse Erfolge aufweisen konnte, das von ihm er-

oberte Land dem Könige Philipp von Schwaben auf (auf-

tragen ----- übergeben) nnd empfing es von ihm als Reichs-

lehen zurück (1207, eine wiederholte Belehnung durch vö-

llig Heiurich erfolgte 1225). Denn in anderer Weise konnte

zu jener Zeit ein Staatswesen nicht begründet werden.

Aber die nach außen gewonnene Stellung wurde durch
innere kämpfe bedroht.

Ter Orden trat mit Ansprüchen auf: er verlangte
als Lohn für seine Tätigkeit Teilung des Landes. Der

Bischof gewährte ihm ein Drittel des Eroberten, und die-

ses als Lehen, das der Orden von ihm erhielt. Aber die

Gegensätze verschärften sich. Nach der Ermordung des ersten

Ordensmeisters Menno (1209) verfolgten seine Nachfolger

Meister Folkwin und der Orden ihre 2onderinteressen.

Dieser Zwiespalt gibt die Signatur für die

Geschichte Alt-Livlands, bis zum Zusam-

menbruch seiner Selbständigkeit. Es war der

Kampf um die weltliche Oberherrschaft, den die bischöfliche
Gewalt und der geistliche Ritterorden (seit 1237 der

Deutsche Orden) miteinander führten. Selten war es die-

sen Mächten vergönnt, im Einklang zu handeln, und nie

war eiu Friede zwischen ihnen von langer Dauer. Tamit

war das Geschick Livlands besiegelt.

Die Vorposten von Polozk, die russischen Niederlas-
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innren in >inieuvis und mit denen anfangs freund

schaftliche Pe'iieliiniiien angeknüpsl innren, erwiesen sich

später als den Beslrebnngen Alberls feindlich gesinnt. Zie

mußten beseitigt iverdeu. Eine Folge ivaren Konflikte mit

den östlichen Nachbarn, den Ztadliepubliken Noivgorod
nnd seinein „jüngeren Bruder" Pskoiv; da diese Vervin

düngen mit Litauen unterhielten, so ergaben sich noch
iveileve Verwickelungen, Eine» Eindrang, den die Zchme
den (12Ä) versuchten, indem sie sich in Leal lim jeuigen
?>ordlivland sestsenien. brauchten nicht einmal die Teul

sehen abzuwehren - die noch heidnischen nnd unbczwnngenen
Oeseler duldeten ihn nicht. Erst viel später haben sich

Einflüsse Schwedens geltend gemacht. Tai) einzelne In-

seln iTagö, Runö von ihnen kolonisiert worden sind,

kommt weiter nicht in Betracht.

Wichtiger und nachhaltiger war die Konkurrenz Tä-

nemarks. Schon 1206 hatte König Waldemar 11. einen

Zug gegen die Oeseler unternommen, dann aber seine
Pläne ruhen lassen. Alberl selbst rief seine vilsc an: als

sich im I- >218 von allen Zeiten die Gegner der Kolonie

erhoben, der Zuzug der Pilger aber versiegte, da der Erz-

bischos von Bremen den Hafen Lübecks gesperrt hatte, der

damals die einzige Verbindung mit Livland unterhielt,
da meinte der Bischos dieser Unterstützung nicht eniraren

zu können. Er suchte den König in Schleswig aus, wo

zwischen beiden ein Vertrag zustande kam, in dem der

Bischof dem >iönig Zugeständnisse machte. Im solgendcn

Jahre unternahm der König den Angriff aus Estland, die

Tänenbnrg Veval entstand nnd ein dänischer Bischos ward

hier eingesetzt. Gleichzeitig besetzte der Orden im Ein-

vernehmen mit dem Könige die Landschast Jerwen. Tann

trat der König mit übertriebenen Forderungen an Alberl

heran; übertrieben, denn es ist kaum glaublich, das; sich

dieser in Schleswig zu so weitgehenden Zugeständnissen



132

um

hatte verleiten lassen: ganz Livland, auch die schon von

den Deutschen eroberten Teile beanspruchte jetzt der König

für sich. Dagegen erhob sich allgemeiner Widerspruch der

Livländer. Notgedrungen verzichtete daraufhin der >iöiiiq

auf seine Ansprüche und begnügte sich mit dem Besitz E>>

lands; denn das Zerwürfnis mit seinen mächtigsten nnd

rücksichtslos gegen ihn vorgehenden Vasallen in seinem
Reiche lahmte seine Kraft. Der Orden aber nutzte diese

Lage der Dinge aus: im I. 1227 besetzte er Reval mit

Harrien und gab sie nicht wieder heraus.

Papst Innocenz 111. und seine Nachfolger enthielten
dem Bischof Albert die erzbischöfliche Würde vor, wobei

die Vuirie ihre besonderen Pläne verfolgte: direkt dem

Stuhle Petri sollte Livland als das Land der Heu. Jung

srau unterstellt sein uud bleiben, wie Palästina das Land

des Lohnes war. Aus diesem Beweggrunde waren von

der Knrie schon Versuche der Bremischen Kirche, die als

Mutterkirche ihre Gewalt auf das Bistum Livland zu

erstrecken gewillt war, energisch zurückgewiesen worden.

Dagegen war Albert gestattet worden, von sich ans. wie

es sonst die Befugnis von Erzbischöfen war, Nebeubichwse

für einzelne Teile des Landes einzusehen. 5o war 1211

ein schon zu Meinhards Zeiten bei Treiben als Missionar

täliger Cisterzienscr, Theoderich, zum Bischof von Leal

eingesetzt worden: dessen Nachfolger war der Bruder

Alberls, Hermann, zu dessen Bischofssitz das 1224 er-

oberte Dorpat bestimmt wurde. Dann wurde ein Bistum

Selouieu (jetzt etwa das kurischc Oberland) für Bernhard

zur Lippe (1218) abgegrenzt; doch zog nach dessen Tode

das Stift Riga diese Landschaft für sich ein und wies dem

Nachfolger das südlicher gelegene Semgallen an, das zum

größten Teile noch der Eroberung harrte. Oesel erhielt
1228 einen Bischof, der sich aber nicht halten konnte. Das

alles waren troch unfertige Bildungen, mehr die Keime
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zu Bistümern; daherbedachte mau sich bei Veränderungen,
die nötig wurden, auch nicht lange. Nach Ulberts Tode

fand eine Wiederaufrichtung des Stiftes Oefel statt (1234),

sowie die Begründung eines Bistums Kurland, das

uach der Aufhebung des Stifts Semgallen (1251) erst eine

greisbare Gestalt annahm. Doch wurde seine Entfaltung

durch deu (Teutschen) Orden gebemint, der es sich (1290)

inkorporierte, d. h. Kapitel*) uud Bischof nur aus der

Zahl seiner Priester hervorgehen ließ. Das dänische Bis-

tum Renal aber hatte schon 1227 ein vorschnelles Ende

erreicht.

Anch unter Berücksichtigung der Mißerfolge, die

Bischof Albert nicht erspart worden sind, und trotz der be-

ständigen Behinderung durch stärkere Gewalten, ist das,

was er in unablässiger dreißigjähriger Tätigkeit geschas-

seu hat, doch erstaunlich und aller Bewunderung wert.

Eigenwillig war vielfach der Zchwertbrüderorden vor-

gegangen und auch in seinen eigenen Reihen herrschte Dis-

ziplinlosigkeit. Erst als im September 1236 Meister

Folkwin mit 50 seiner Ordensbrüder in der Schlacht bei

Säule gegen die Litauer gefallen war, konnte unter Ein-

willigung des .Hochmeisters Hermann von Salza der

Papst eine Verschmelzung der Reste dieses Ordens mit dem

Teutschen Orden vornehmen, nach der Folkwin schon viele

Jahre vergebens getrachtet hatte. Terart löste der Or-

den mit dem schwarzen Kreuz (die „Brüder

vom Teutschen Hause") den Livländischen

Orden (der Schwertbrüder) ab und trat seine

Erbschaft au. In Preußen, das er damals zu unter-

werfen begonnen hatte, ließ der Orden die weltliche Ge-

walt der Bischöfe nicht auskommen; in Livland mußte

*) See Olli ben $om£)errcn beftefintbe Söcirat beä S3ifa)of§.
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er sich ihr fügen. Jerwen behielt der 57rdeu beselu, :lieva!

und Harrten aber hatte er in einem Vertrage ni Zteulw

(7, 7u,ni I2M> den Tauen ausgeliefert. So hatte es die

>U,rie augeordnet, lieber 100 labre lang verivaltete ein

dänischer Hauptmann von nnn ab Estland für seinen >tö

nig, hatte ein dänischer, übrigens nur mit wenigem und

zerstreutem Landbesitz (sog. Tafelgüteru ausgestatteter,

auch sonst bedeutungsloser Bischof iv Reval feinen

Tie BasaUeuschast aver, die bald nach der Äiue des

schon als geschlossene Ztandschast ericheint,

war und blieb mir ganz geringen A»suachneii deutsch.

Auch das ihre» l>)üterbesch regelnde sog. Waldemar

Erichsehe Lelinsrecht ist in seinen nicht

dänisch, sondern deutsch. Eine städtische Ansiedlung bei der-

Burg Reval l,ar sich kurz vor 1230 gebildet. Wie stark

skandinavische Elemente in der 5 ladt Reval vertreten

waren, läßt sich nicht erkenueu. Tas Sladlivappen (im

großen Siegel die drei leopardierteu Löwen des Reichs,
im kleinen der TanebrogX der sel,ulUieilige der einen

Stadtkirchspielstirche die der zwei geringeren
bilden Fleins und st. >lauiltus seheiueu .vnuweise

auf Täneiuark zn entliallen. Leiterin» aber ist die Bär-

ger- nnd Einwohnerschast voriviegend deutsch, abgesehen

von ganz geringen schwedischen nnd estnischen Bestand

teilen. Zahlreiche sich am niederlassende Familien,
die ursprünglich in Westfalen beheimatet waren, l>aben

ihre Einwanderung über Lübeck oder Wisby auf Gvtland

vollzogen. Die Bevölkerung fluktuierte stark; schou uach

2— 3 (Generationen verschivinden die ineisten wieder, mit

ganz geringen Ausnahmen. 2o ist es zur Bildung eines

eigentlichen Ztadtpatrizials ebenso wie in Riga und

>-«,. uicht gekommen. Zchon 1245 wurde der stadt

vom >iönig das Lübische Recht verlieben. Bald nach 1280

trat Reval, dem Beispiel der Ztädle Riga und Dor-
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pat folgend, der Vereinigung vornehmlich norddeutscher
Ztädte bei, die seit dem 14. Jahrhundert als „Teutsche

Hanse" bekannt ist. Der Handelsverkehr brachte das mit

sich, zumal das schon seit dem 12. Jahrhunderl nachweisbare

nnd damals für den überseeischen .Handel Avrodeulschlands
uud Flanderns überaus wichtige Kontor zn l>>ros;

gorod aus dem „Teutschen Hofe"*), das später nnr mehr

Vedentnng sür die livländischen Zlädte behielt, besonders

für Reval nnd Torvat (nachdem Rigas Handel vorzugs-

weise nach Polozk gravitierte», nnd von den nengegrün-

deten, ausblühenden livländischen Städten viel besucht
ward. Tas uvch wenig entwickelte Untertanenverhällnis

gestallele den Ztädtcn diese Zonderstellnng im vansabund.
Tie Zrädte ersreuten sich voller Selbständigkeit, die Lan-

desherren (Vischöse bezw. Ordens mischten sich in ihre
internen Angelegenheiten nicht, sodaß während des Mit

telalters von livländischen Stadtstaaten gespro-
chen werden kann. Auch kleinere Zlädle .mir Ausnahme

jedoch Narvas- gehörten zur .Hansa. Ihn' Inleeessen aber

wurden allmählich ausschließlich, auch iv Landesangele-

genheiten, von den drei großen Ztädten vertreten, die den

Ton angaben nnd sich von den kleineren nicht dreinreden

ließen.

Listland war der Kolonie zunächst entfremdet, doch

beteiligten siel, die dänischen Machthaber wie die Harrisch-

wierische Rillerschaft bis ins 14. Jahrhundert an den

Eroberungs- und Abwehrkriegen, die planmäßig vom

Teulschen Orden geführt wurden, wie dieser auch den

Zchnn des dänischen Estlands nicht Hintanseme. Voll In-

gendtraft spähle der Orden nach Eroberungen aus, ob-

einen Goten- lskandinavischent Hof.
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wohl er mit zahlreichen Aufständen der unterworfenen

Völkerschaften (der Semgaller, besonders der wiederholt

nach ihrer Unabhängigkeit strebenden Oeseler) vollauf zu

tun hatte, die nicht selten seine Pläne kreuzten. Es war ein

fast ohne Unterbrechungeu sich hinziehender Kampf, und

nicht weniger als 8 Meister (oder deren Stellvertreter)

sind bis zum Schluß des 13. Jahrhunderts gefallen. Die

Besetzung Pskows war vorübergehend. Der Sieg des

Fürsten Alexander Newski über den Orden (Schlacht auf
dem Eise des Peipus, April 1242) ließ diesen zunächst

von weiteren Unlernehinungen abstehen. Aussichten er-

öffneten sich im Süden. König Mindaugas (Mindow)

von Litauen suchte Rückhalt am Orden. Durch „Sehen

kung" seines Landes, auch solcher Gebiete, die unabhängig

von ihm waren, köderte er den Orden. Dessen kühnem

Vordringen in Feindesland (1259 Erbauung der Georgen

bürg am Memelstrom) ward durch Ausstände der Zem

galler und Leseler, dauu durch die verlustreiche Niederlage
bei Türken (Juli 1260) ein Riegel vorgeschoben. Der

Orden uud die Kolonie mußten sich auf die bisherigen

Grenzen einschränken. Teren Behauptung, die Abwehr weit

in die nördlichen Striche gehender Litanereinfälle heischte

Anspannung aller Kräfte. Erst nach dreißigjährigem Hel-

denkamps gaben die Semgallen weiteren Widerstand aus,

nachdem beträchtliche Teile dieses Volksstammes nach Li-

tauen ausgewandert waren.

Ter Ordeu war zn seinem Unterhalt auf den Handel
mit den ihm in natura zufließenden Gefällen (--- Natural-

abgaben in Korn, Vieh :c.) angewiesen. Er konkurrierte

also mit den Städten, und indem er in Riga die Ober

Herrschaft des Erzbischofs zu beseitigen, sich selbst an dessen

Stelle zu setzen strebte, entfremdete er sich die Stadt. Tie

Spannung löste sich in einem schrecklichen Bürgerkriege



137

aus (1297—1330). Eudc September 1297 erstürmreu die

Städler die Ordensburg. Eine vom Erzbischos organisierte
Koalition gegen den Orden vermochte dieser freilich noch

zu sprengen. Tann aber schloß Riga ein Bündnis mit

den gesährlichsten Feinden der Christenheit, den Litauern,
und der Orden mußte eiueu schwereu >iamps aufnehmen.
Tie Erwerbung Tünamündes brachte ihn in den sehars "»-.

slen Konflikt mir der >tnric, welche die vom Orden zu-

stande gebrachten Bündnisse (1304, 1313, 1316) annul-

lierte und den Bestand dieser Körperschaft, der der Kletterei

bezichtigt ward, eine Zeitlang in Frage stellte. Ter Erz-

bischof verließ das Land und nahm seinen Aufenthalt >->«7

am Sitz der Kurie (seit 1309 iv Aviguonl, seine Nach-

iolger folgten seinem Beispiel. Riga blieb im Bünd-

nis mit den Litauern. Handel und Wandel litten:

nach harter laugwieriger Belagerung nnlenvarf sich end

lieh die Ztadt dem Lrden. Nun aber begann die Aktion uv»

der Erzbischöse von der >rnrie aus: sie bestauben auf dem

ihnen zustehenden Lehnseid und beanspruchten die Allein-

herrschaft über die Zradt Riga.

Unterdessen vollzogen sich große Veränderungen in

Estland. In Tänemark hatten die großen Vasallen die

Macht des Königtums zn einem Schatten erniedrigt und

völlige Anarchie war die - Folge. Erst Waldemar IV.

brachte die Krone wieder zu Ehren Tas entfernte Her-

zogtum Estland bildete für das in sich gekrästigre Reich

nur ein Hindernis. Versuche, sich seiner zu entledigen,

führten durch ein unvorhergesehenes Ereignis endlich zu

einem Abschluß. In der Georgermacht 1343 (April 22./23.)

brach ein blntiger Aufstand der Esten in Harrien aus,

der sich dann auf Wierland und die Wiek fortpflanzte.
Er hätte weitere Ausdehnung genommen, wenn nicht der

Orden, die einzige reelle Macht im Lande, sich energisch

an die Niederwersuug der Bewegung gemacht hatte. Im
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I. 134 Kaber verkaufte der König das für ihn werllose
Gebiet für 19,000Mark reiueu Silbers Kölnisch dem Deut-

schen Orden. Widerstrebend lösten sich Stadt und Land

von dem milden Regimen! Dänemarks. Livland aber war

zur ursprünglichen, natürlichen Ausdehnung gelangt, die

durch deu Perl rag zu Stenby (1238) unterbrochen worden

war. Barrien und Wierland standen unter der Waltung
der Ordensmeisler, die bis l.')2.'> Huldigung

sür den Hochmeister in Preusten emvsmgen, in dessen Na-

men Belehnungen erleillen nnd die Hegnng des (Berichts

(Rechtsprechung, slnltsindeu liesten. Der .Hochmeister Kon-

rad vou lungingen erteilte <12. Inli 1397> den Vasallen

dieser Landschaften eine erweilerle Erbfolge in ihren

lern, die sog. Bislier strenge ver

erbten sich die Lehen von nnn an aus beide Geschlechter

tiud ans Zeiteuverivaudte bis in das fünfte Ter

Heimsall des unbeerbten**) Lelms an die Herrschaft trat

seitdem änsterst selten ein. Tie Ritterschaften der Stifte

Livlands haben dieses enveilerle Erbrecht erst seit der

Mitte des li. Jahrhunderts nnd im l«!. lahrhnnderl von

ibren Herren erlangt: der aber hat in seinem bediele,

von leriven bis Kurland ieinschl. des von ihm ganz ab-

hängigen Bistums Kurland, prinzipiell das alte Mann

lehnrecht beibehalten, ist nur in seltenen Ausnalnnefällen

davon abgewichen.

Ein zn Tanzig im I. 1366 abgehallener >ivngres!

brachte eine Einigung zwischen dem Erzbischos von Riga

nnd dem Orden zustande. Ter Erzbischos verzichtete ans

die Huldigung nnd auch der Vennes sich in vielen

**) d. h, Rückfall eines Lehnsiiutes, dessen Besitzer keine

lehnSberechlilitcn Erben hinterlassen batle, an die Lehnslicrrschast.
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Punkten nachgiebig. Tie ,>iune aber erkannte den Per

trag nicht an: seine zahlreichen Bestimmungen, die vor

aussichtlich einen modus vivendi herbeigeführt hätten, wa-

ren damit, verhängnisvoll genug, null und nichtig. Er-

bitlerl begann der Kampf von nenem. Nachdem der Or-

den an der >iurie eine Neihe von Niederlagen erlitten halte,

gelang es ihm, sich den Papst Bonisaz IX. günstig zn

stimmen. Ein Bruder des Teutschen Ordens, Johann von

Wallenrodt. wurde Erzbischos von Riga, das ttapilel

sollte allmählich aus Ordensbrüdern gebildet werden. Tas

wäre die angestrebte Inkorporation gewesen. Toeh im

>iapitel fand eine Spallnng statt: dem Erzbischos ver

sagte der Bischof von Torpat die Anerkennung nnd unter

stichle einen C>>egeubifchof (dem Iljährigeu Knaben Otto von

Skellin-Pommern!). Ter Erzbischos verlies; das

später „vermietete" er das Erzstist dem Orden ans 12

Jahre, '.'lach die widerstrebenden Tvmherren nnd Vasallen

flohen und traten in enge Verbindung mit dem Bischof von

Torpat. Tiesen überzog der Orden mit >irieg, der mit

rücksichtsloser Härle geführt ward. Auf einem >iongres;

tt> Tauzig »lichte der Orden ans alle errungenen Vorteile

Verzieht leisten: seine Gegner triumphierten. Zn früh

hatte sich der Meister auf Verliandlnngen eingelassen, ehe

er, wozu ihiN» die Möglichkeit gebolen war, seine Feinde

vollständig zn Boden gedrückt hatte, lind so mns;te das

böse Spiel von neuem beginnen.

Tnrch die Heirat, die zwischen dem Lilanerherzvg Ja

giello. der in der Taufe den Namen Wladislaw erhielt,

und der Erbtochler Polens. Hedwig, zustande kam (IW6),

war eine Einigung beider Neiehe, erbitterter Feinde des

sich ausbreitenden Tenischtuins, angebahnt. Anch die,

bestenfalls halbheidnifchen litanifchen Untertanen Wladi-

slalvs gallen nnn als christliches Volk und gegen ein solches
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durfte der Orden sein Schwert nicht ziehen, da seine Ge-

setze ihm nur den Kampf gegen Heiden und Ketzer gestat-

teten. Diese Fiktion ließ sich aber nicht immer aufrecht-

halten und die Kämpfe haben nicht geruht, nahmen aber

einen stets lässiger werdenden Charakter an. Zu Anfang
des 15. Jahrhunderts versuchte die Politik des Hochmeisters

vergeblich den Anschluß des Königs Wladislaw an den

Herzog Witowt (als Christ Alexander genannt) von Li-

tauen zu vereiteln. Beide bekriegten gemeinsam den

preußischen Ordensstaat. Die Schlacht bei Tannen-

berg (15. Juli 1410) vernichtete das Ordensheer, der

Hochmeister Ulrich von Juugingen fiel. Tie Bischöfe

Prenßens und die dortigen Städte suchten kleinmütig An-

schluß an Polen. Livland, das bisher durch einen Waf-

fenstillstand mit Witowt gebunden war, konnte erst nach
der verhängnisvollen Schlacht eingreifen; es wurde der

Retter Preußens.

Obgleich die Hochmeister seit dem letzten Drittel des

14. Jahrhunderts ihren Einfluß auf die Politik des

dens in Livlaud gesteigert und ihn durch fortwährende

Tlärtnng der rheinländischenElemente, sowie Nieder

Haltung und Zurücksetzung der bisher im livländischen

Zweige des Ordens vvrwicgenden Westfalen zu bewahren

gesnehl hatten, verstanden sie es doch nicht, mit Hilfe

dieser geeinigten Kräfle eine große, zielbewußte Politik

zu verfolgen. Es blieb bei Ansätzen und tastenden Ver-

suchen, und der Parteihader schwächte die innere >irafr.

Während die livländischen Ordcusmeisler jetzt die Unter-

stützung und Kräftigung Litauens, das einem Aufgehen

ins Polenreich widerstrebte, mit allen Kräften verfolg-

ten, so die Meister Rutenberg, Kerskorf, nahmen die

.Hochmeister eine Polen begünstigende Haltung an. Man

träumte von einem friedlichen Ausgleich.
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Gleichzeitig hatte der Kampf um die Oberherrschaft
in Livland an Schärfe gewonnen. Schon der Erzbischos

Johannes Ambundii legte das Ordenskleid nicht an;

sein Nachfolger, Henning Scharfenberg, setzte bei der

Kurie die Aunullierung der vom Papst Bonifaz IX. an-

geordneten Inkorporation der Rigischen Kirche in den

Orden durch. Um diese Zeit (1421) treten die Land-

tage in Livland deutlicher hervor, die gemeinsame

Beratung und Beschlüsse der Landesangelegenheiten. Zu
einer einheitlichen Verfassung ist Alt-Livland jedoch

nicht gelaugt. Es blieb ein lockerer Staatenbund, be-

bestehend aus den Bistümern (Stiften), dem Orden und

den Stadtstaaten, vornehmlich der drei großen ständisch-

republikanisch organisierten Städte Riga, Torpat, Reval.

An den Landesversammlungen, die bis ins 16. Jahr-

hundert vom Erzbischos und dem Ordensmeister gemein-

sam ausgeschrieben wurden, nahmenteil: der Erzbischos und

die Bischöfe (auch der von Reval) mit ihren Kapiteln,
der mit seinen Ratsgebietigern (Landmar-

schall, .Komture und andere wichtige Beamte), die Rit-

terschaften und Abgeordnete der drei großen Städte Riga,

Torpat und Reval, durch welche auch die kleineren Städte

(Fellin, Pernau, Kokenhusen) vertreten wurden. Unter

den Ritterschaften war straff organisiert nur die Harrisch-

wierische, während die übrige Vasallenschaft des Ordens

es kaum zu landschaftlich geordneten Gruppen gebracht

hatte. Daneben gab es Prälaten- und Städtetage. Auf

letzteren kamen meist den Handel und Verkehr betreffende

Angelegenheiten zur Sprache, oder es waren Vorbera-

tungen zu den meist in Lübeck abgehaltenen Hansetagen,

ans denen die livländischen Städte durch Abgeordnete

(Ratssendeboten) vertreten waren.

Der Orden hatte auch Beeinflussung der Stifte

Oesel und Dorpat versucht. Es gelang ihm aber nicht.
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den dort gegen Um herrschenden Widerslaiid zu brechen:

in isl es wiederholt zn Spalliiugen gekommen, so

das; zwei Bischöfe, von denen der eine >iiealiir des

dens >sl, sich den Sin streitig machten. ?er stand

endlich nach vielen schlimmen Erfahrungen von jeder Be

einslussung ab. Im Erzstift aber verfolgte er seine Pläne

weiter, denn hier bändelte es fich zugleich um die

Herrschaft über die Stadt Riga. Erzbischos Zil

vest er (1448—79), Bruder des Teutschen Ordens, schien

anfangs nachzugeben. So kam der sogen. Kireh hv l

iner Bertrag I2U. November 145>2 znslande: Velde

Herren, der Erzbi sehof und de r !Ürd eusmeist e r

»damals Johann von Mengdeu teilten lieh in die

Herrsch ast über die Stadt. Nur uuter der Bor-

aiisselmug. das; die Herren einig blieben, konnte dieses

Erperimeul, den Streit beiznlegen, bei dem der liegen

sland. nm den gehaderl ward, die Stadl, nicht einmal ihre

Zustimmung gegeben Halle, auf Erfolg rechnen. Erbit-

ten draeh der >lamps auch bald ans. im Juli l 45> l kam

es zu leindseligkciten in der Stadt; Silvester wars sich

zum Beschützer der Stadl ans. er hetzte vsseu gegen den

Orden. Ter Klugheit nnd Mästignng des Meisters ge

lang es, die Gemüter der Städter zu beruhigen. Tee

Slreil selbst tonnte nicht beseitigt werden; nitter den

Nachfolgern Mengdens ist er unter mancherlei bestall

zum Ausbruch gekommen. Ter mächtigere senie endlich

seinen Willen durch, nnd das war der

In Prensten war es inzwischen zu einer Katastrophe

gekommen. Tie mit der Ordeusherrschast unzufriedenen

Basallen und Städte arbeilelen auf den Ziurz derselbeu

hin; uuter polnischen! Landesregiment wähnlen sie zu

sreierer Enlfaltung ihrer berechligten Eigentümlichkeiten

zu gelaugcn. Tie Städte ivaren zudem erbittert über die
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Handelskonknrrenz des Ordens, Ter schwächlichen Hal-

tung des Hochmeisters Ludwig von Erlichshausen gegen

über errang der keck zugreifende Polenkönig Erfolge, die

sich nicht rückgängig machen ließen, Ter livländische

grisf tatkräftig ein, er sorgte sür Bundesgenossen.
Aber trotz hoher rührte sich der

König von Tänemark nichl nnd kam seinen Verpflichtn»

gen nicht nach. Im Frieden zu Thorn verlor der

preußische Zweig des Ordens die westliche Hälfle seiner

Gebiete (mit der Marienbnrg, den Ztädlen Tanzig und

Elbing : der .v>oclimeister, der sul> ans Königsberg zurück-

zog, mnßle sich zur 'Anerkennung der LehnshoheitPolens

und zur .veeressolge verstellen. Weitere anmaßende For

deruitgen, u. a., daß der Teutsche Lrden iv Preußen bis

zur Hälsle seines Bestandes polnische Elemenle in sich

aufzunehmen habe, sind nicht erfüllt worden. Tie >lnrie

hat diesen Friedensbestimmnngen ihre Änerkennnng ver-

sagt.

Aus talkräftige Unterstützung von seilen Preußens

hatte der in Livland nn» »icht mehr zn rechnen.
Tie die von den Nachbarn drohle, aber nahm

jetzt eine viel deutlichere Gestalt an. Es war nur eine

Frage der Zeit, die Konflikte waren in sicherer Aussicht.

Das gekräftigte Tänemart halte Ansprüche auf Harricn
und Wierland erhoben, wozu ihm seit dem Verkauf von

1346 freilich jeder Rechtsgrund fehlte. Polen-Litauen,
das mit der Erwerbung Westpreußens ans Meer gelangt

war, betrieb eine weiter strebende Ausbreitungspolitik.

Endlich hatte Livland seit dem 13. Jahrhundert mit kür-

zeren oder längeren Pausen fortwährend Kriege mit

Nowgorod oder Pskow zu bestehe» gehabt, seltener mit

beiden zugleich, da es mein gcluiige» war, die prinzipielle

Eifersucht, die diese Republiken gegen einander hegten,

auszunutzen und sie von einander zu sondern. Schon
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aber agierten das von Temagogentum in seinen Mauern

zerwühlte Nowgorod und Pskow mit seinem aristokratischen

Regiment im Interesse einer hinter ihnen stehenden Macht,
des geeinten und ebenfalls nach Ausdehnung zum Meere

hin drängenden Großfürstentums Moskau (Iwan 111.

Wassiljewitsch, 1462—1505), das schrittweise die Selbst

ständigkeit der Zchwesterrepubliken einengte und auf dem

Wege war, sie sich vollständig einzuverleiben.

Livland war isoliert. Zur Kräftigung uud zum Zu

sammenschluß seiner Elemente aber schien jeoe Aussich!

geschwunden. Ein tatkräftiger Lrdensmeifter, Johann

Wolthus von Herse (1470—71), durchbrach rücksichtslos
und gewiß verfrüht die Tradition. Seine eigenmächtigen

Anordnungen gingen auf Konzentration der Lrdcusmacht

aus, im Grunde war es ein Anlauf zur Säkularisation

'Verweltlichung der in Livland bestehenden geistlichen

Staatswesen). Nach seinem Sturze ist die Handlungsfrei'

heit des Meisters uoeh mehr als bisher durch den Rat

der Gebietiger parlamentarisch eingeengt worden. Meister
Bernd von der Borch gelang es, den (Gegner des Ordens,
den alten Erzbischos Silvester, vollständig niederzuwerfen.
Aber er verstand nicht, seinen Erfolg auszunutzen; über-

mütig geworden dnrch das Errungene, wußte er sich nicht

zu mäßigen. Intriganten Ratgebern lieh er Gehör, die

ihm die Belehnung mit dem Erzstift und der Stadt

Riga durch Kaiser Friedrich 111. verschafften, dem das

Recht der Belehnung gar nicht zustand. Tas konnte der

Hochmeister, der bisher noch nicht in ein Verhältnis zum

Reich getreten war, das konnte vor allem die Kurie, in

deren Rechte gegriffen war, nicht dulden. Borch hatte aber

auch die Stadt Riga verstimmt, indem er ihr seinen Vetter

Simon als Erzbischos aufdrängen wollte. Er mußte Amt

und Würde niederlegen; als bösestes Vermächtnis hinter-
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ließ er seinem Nachfolger, Johann Freitag vom Loring-

hofe, einen abermaligen Bürgerkrieg mir Riga, den die

Stadt zum Teil mit Glück geführt hat, obgleich es iyr im

Laude selbst fast an jeder Unterstützung fehlte. An der

Hanse (Lübeck) fand sie einen Rückhalt, zur Bestreitung der

Kosten —
denn Handel und Wandel war gestört, der Un-

terhalt und die Ablöhnung der Söldnerscharen verschlan-

gen gewaltige Summen — machte die Stadt Anleihen
im Auslande, u, a, in Tanzig. Der Orden aber erlitt

Niederlagen und Mißerfolge aller Art. Er wurde völlig
aus der Stadt gedrängt, sein Schloß eingenommen und

zerstört. Erst der seil 1489 unter dem Landmarschall Wol-

ter von Plettenberg energisch geführte Angriffs-

krieg brachte das ermattete Riga zur Unterwerfung, die

durch die Wvlmarer Afsprvte im März 1491 geregelt
wurde. Aus Grund des Kirchholmer Vertrages von 1452

mußteRiga sich zur Huldigung an beide Herren, den Erz-

bischos und den Ordensmeister, verstehen.

Im I. 1491 war der letzte mit Nowgorod und Pskow

geschlossene Waffenstillstand (Beifriede) abgelaufen. Erst
1493 gelang es nach weitläufigen Verhandlungen, ihn auf

zehn Jahre mit den Statthaltern des Großfürsten von

Moskau zu Nowgorod zu erneuern. In der Zwischenzeit

hatte der Großfürst gegenüber Narva in wenigen Mo-

naten ein gewaltiges Schloß ausführen lassen, nach ihm

Iwangorod genannt. In der sich daranlehnenden Stadt

entwickelte sich von Narva aus ein lebhafter Handels-

verkehr, der sich um die von der Hanse ausgehenden

Satzungen nicht kümmerte und von dieser als Schmuggel

(Rancfahrr) betrachtet wurde. Ter Großfürst unterbrach
den Verkehr. Den deutschen Hos in Nowgorod ließ er

Anfang November 1191 schließen nnd die anwesenden



146

UM—1535

49 deutschen Kaufleute gesaugen setzen. Ein Versuch

(1514), den Hof wieder einzurichten, hat den Erwartungen

hüben und drüben nicht entsprochen. In der Folge haben

die über Finnland bzw. Litauen eingeschlageneu Handels-

wege den Handel der Hanse mit Rußland geschädigt, zu-

letzt ganz einschrnmpfen lassen.

In Livland war nach dem Tode des Meisters Frei-

tag der Landmarschall Wolter von Pletten-

berg einstimmig von den Gebietigem zum Ordensmeister

erwählt worden. Eine bedenkende Persönlichkeit, die es

verdient, neben den Gründer der Kolonie, den Bischof

Albert gestellt zn werden. In seiner langen Regierungszeit

(1494—1535) hat Livland wichtige Krisen zu bestehen ge-

habt. Das Erwachen der Geister ließ auch hier eine neue

Zeit anbrechen. Die Bedeutung Plettenbergs wird erst

klar, wenn man Vergleiche mit seinen Vorgängern und

Nachfolgern vornimmt. Der Orden hatte sich zu domi-

nierender Stellung im Lande emporgearbeitet, die übri-

gen Bestandteile des lockeren Staatenbundes traten gegen

ihn zurück. Zur Einheit zu gelangen ist ihm versagt ge-

blieben. Dennoch hat Plettenberg durch Zusammenhalten

der immerhin beschränkten Kräsle des Landes es nicht

nur vor mächtigen Feinden geschützt, was die letzten

Meister nicht mehr vermochten, er ist sogar zu siegreichem

Angriff vorgegangen. Daß er die Früchte des Sieges

nicht hat einheimsen tonnen, lag an der politischen Kon

stellation; ihm erwächst daraus kein Vorwurf. Seiner

weisen Mäßigung und Voraussicht ist es zu danken, daß

Bioland von einem weiteren Bürgerkriege verschvnt blieb.

Zündstoff genug gab es, die religiöse Erregung hatte die

Gemüter tief aufgewühlt: Nachgiebigkeit war, ohne Zu

geständnisse, von keiner der Parteien zu erwarten. Er hat
den heißen Wünschen einer der Parteien, der Städte, die

ihm die Aufrichtung einer Alleinherrschaft nahelegten, sich
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versagt, weil er über den Parteien stand. Er kannte seine
Livländer: aus viel geringeren Ursachen schon ballen sie

sich untereinander zerfleischt. Es gab der in ihren Mei-

nungen weil Auseinandergehenden uud trotzig auf ihuen

Beharrenden hier in dem Kolvnistenlande mehr als ander-

wärts, wo die Entwickelung eine einheitlichere, stätigere

gewesen ist. Auf vieles hat Plettenberg verzichten müssen,
manches erst nach langem Harren durchgesetzt, so z. B.

die Regalienerteilung (d. h. Belehnung) von seilen des

Reichs. Ter freudige Optimismus seiner großen Seele

ist bis in die allerletzten, späten Tage seines Lebens frei

von Verbitterung geblieben.

Ein Krieg mit Moskau war in sicherer Aussicht.

Plettenberg hat nmfasscndc Rüstungen vorgenommen, nach

Bundesgenossen Ansschan geHallen. König .Hans von Ta

nemark versagte sich, er trat im Gegenreil mit dem e>>roß

fürsteu von Moskau in engere Beziehungen, da er von

diesem Bekämpfung der sich unter den Reichsverwesern

von der skandinavischen Union absondernden Schweden (in

Finnland erhofste. Mir Litauen kam im Juni 1501 ein

Bündnis zustande, doch erlangte Livland durch dieses keine

Hilse, sondern ivuede bloß in seiner Bewegnngssreiheit

gehemmt. Nach bedeutenden Erfolgen im Felde (13. Sep-

tember l>)<>2 siegreiche Zehlachl bei Pleskan' hat Livland,

von seinem Bundesgenossen in Stich gelassen, einen um

vorteilhafte!! Beisriedeu schließen müssen, der dann, wie-

derholt verlängert, doch keine Sicherheit bot. Geregelte

.Handelsbeziehungen mit Rußland haben sich nur schwer

wieder anbahne« lassen (S. 146 obem.

Tie leinen Hochmeister des Ordens in Preußen, Fried

rieh, Herzog zn Sachsen, uud Albrecht, Markgraf von

Brandenburg, durch Kaiser Maximilian, der Reichshilse
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in Aussicht stellte, ermutigt, verweigerten dem Könige von

Polen den Huldigungseid. Unter Albrecht kam es zum

Kriege mit Polen. Livland konnte nicht eingreifen; tra-

ditionelle Hilfstruppen, Subsidien in Korn und Geld hat

es an eine verlorene Sache gewendet. Auch ein Bündnis,

das Albrecht mit dem Großfürsten von Moskau gegen Po-
len geschlossen, ist nicht zu voller Wirkung gelangt. Hilfe
aus dem Reich blieb aus; aus habsburgischem Familien-

interesse hat Maximilian den Orden preisgegeben. Ge-

gen eine letzte Subsidienzahlung, die Ehren halber geleiste!

ward, denn man hätte das Zugeständnis kostenlos erwer-

ben können, verzichtete Albrecht aus die Oberhoheit über

Harrien und Wierland. Gleich darauf schloß er seinen

Frieden mit Polen und hat daraus als Lehnsherzog dieses

Reichs den Orden in Preußen säkularisiert und der vom

Mönch von Wittenberg ausgehenden kirchlichen Neuerung

Eingang in seinem Reich gewährt. Albrecht hatte die

Regalienerteilung an den Ordensmeister von Livland

bisher verzögert. Jetzt hat Plettenberg durchgesetzt, mas

die Landesbischöfe schon seit langem (zuletzt 1520 auch
Kurland und Reval) erreicht hatten, er hatte den ideellen

Anschluß ans Reich gefunden (1527) und ist 1530 (in

Vertretung) vom Reich belehnt worden.

Zehr früh haben die reformatorischen Ideen in Liv-

land sich ausgebreitet, zunächst in den Städten, und hier

früher in den Gemeiudeu als in den konservativer ge-

sinnten Ratskörpern. Allgemein war die Hoffnung, daß

nun eine Reform vom Oberhaupte der Kirche ausgehen

und ein großes Konzil die Entscheidung bringen werde.

Taß eine tiefeingreifende Kirchenspaltung die Folge sein

werde, hatte niemand geahnt. Tic Staaten Livlands, die

auf geistlicher Grundlage erbaut waren, wurden von der
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Bewegung tief erschüttert. Die Städte, allen voran die

drei großen, nahmen die Regelung ihrer kirchlichen An-

gelegenheiten eigenmächtig in die Hand; so schien es

wenigstens den Gegnern, schließlich standen
aber diese Schritte ganz im Einklang mit der

in den Städten fest eingebürgerten Auto-

nomie. Hierbei ging es ohne Schädigung fremden Rechtes

nicht ab. Tie Bewegung nahm einen tumultuarischen Cha-
rakter an (Bilderstürme) nnd wandte sich rücksichtslos ge-

gen die Klostergeistlichkeit. Die Bischöfe waren ohnmäch-

tig, sie mußten widerstrebend die Ausbreitung der neuen

Lehre dulden. Einen Vorkämpfer fürs Althergebrachte
und echten Römling, der Erzbischos von Riga und zugleich

Bischof von Dorpat war und es längst (und gar nicht

aus religiösen Rücksichten) mit seinen Ritterschaften und

Städten verdorben hatte, den superklugen Herrn Johann

Blankenfeld, spülte die Bewegung hinweg.

Auch Plettenberg ist, damals und heute, der Vorwurf
der Lauheit nicht erspart worden. Man hat ihm Gewalt-

maßregeln zugemutet, da Ueberredung (an der er es nicht

hat fehlen lassen) nicht zum Ziele führte, nicht führen
konnte. Tie Forderung, daß er sich der religiösen Be-

wegung anschließen, ihr Führer hätte werden sollen, wird

heute wohl niemand mehr stellen. Das Uebergewicht über

die Bischöfe war nnn, nach langem Kampfe, errungen

worden. Nutzbar konnte es nicht mehr gemacht werden;
im Gegenteil: der Orden, als geistliche Institution, war

durch die Verkettung der Ereignisse nunmehr gezwungen,
den Schutz der verfolgten Kirche auf sich zu nehmen.

An dem Nachbarn in Preußen hatte man nun einen

Gegner. Er suchte auf die Entwickelung der Beziehungen
der Landesherren zu den Städten Einfluß zu gewinnen.
Ein jüngerer Bruder des Herzogs, der Markgraf Wilhelm
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von Brandenburg, wurde Wider Willen des Ordens dem

Erzbischos als Koadjutor aufgedrängt. Seine evangelische

Gesinnung, aus der er kein Hehl machte, verschaffte ihm

Anhang in den Städten und bei den Ritterschaften des

Erzstifts und des Bistums Oesel. Sein Persuch, dieses

Stifts sich zu bemächtigen, führte zu Krieg und Aufruhr,
den der Nachfolger Plettenbergs, Hermann von Brüg-

gcnei, zu dämpfen hatte, aber zu keinem Erfolge des

Markgrafen. Tagegen wurde er 1539, indem er sich den

Forderungen der alten Kirche soweit es nötig war gefügig

zeigte, Erzbischos von Riga. Als er, entgegen einem Land-

tagsbeschluß, dem er selbst zugestimmt hatte, 1556 sich
einen Koadjutor aus fürstlichem Geschlecht, den ihm ver-

wandten jugendlichen Herzog Christoph vou Mecklenburg
ins Land rief, und auch ein kriegerischer Eingriff zu dessen

Schutz von seilen des Herzogs Albrecht von Preußen zn

befürchten war, kam der Orden dem zuvor. Tie Schlösser
des Erzbischofs wurden besetzt, er selbst in die Gefangen-

schaft abgeführt. Polen nahm an der Grenze eine dro-

hende Stellung ein. Der Meister Fürstenberg vermied

aber den Kampf und in dem Vertrage zu Pvswol setzte
der König die Wiedereinsetzung des Erzbischofs und sei-
nes Koadjutors durch und schloß mit Livland ein gegen

Rußland gerichtetes Schutz- und Trutzbündnis.

>',:!->
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Ein Beifriede (zeitlich befristeter Waffenstillstand) war

kurz vorher mit Moskau zustande gekommen. In dem

Sondervertrage, der, wie stets bisher, zwischen dem Stifte

Torpat und Pskow abgeschlossen wurde, waren Forde-

rungen gestellt, die auch in früheren Verträgen vorkamen,

denen aber als rein formell von keiner der paktierenden
Seiten bis dahin eine praktische Bedeutung beigelegt wor-

den war. Ter Zar (Iwan IV., Grosny) verlangte vom

Stifte eine Zinszahlung, die nie zugestanden worden war,

und deren rechtliche Grundlagen dunkel und zweifelhaft
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waren, Tie livländische Gesandtschaft hatte nicht nachdrück-

lich genug gegen diese Forderung remonstriert, in Ueber-

schreituug ihrer Vollmacht hatte sie sogar eingewilligt, daß

ganz Livland für die Zahlung dieses „Glaubenszinses"

solidarisch aufkomme, Ties war etwas neues, ebenso wie

die die selbständige Politik Livlands einschränkende Be-

stimmung des Beifriedens, daß ein Bündnis mit Polen-
Litauen dem Zaren als Kriegsfall gelte, Solche durch

diplomatische Ungeschicklichkeit der Unterhändler herbei-

geführte Bestimmungen läßt man über sich ergehen, seiner

Ohnmacht ein Zeugnis ausstellend, oder man läßt das

Schwert entscheiden. In schier unglaublicher Verblendung

versuchte man, die Lösung der Frage in die Länge zu

zieheu, unterließ jede Rüstung, ja verzettelte in der Koav-

julorsehde die letzten Kräfte, Im Januar 1558 brachen
die Heere des Zaren in Livland ein. Fast 25 Jahre hin-

durch ist Livland nun der Schauplatz der erbittertsten

Kämpfe gewesen, die große uud wichtige Strecken des blü-

henden Landes zur Wüstenei gemacht haben.

Tie Staatengebilde Alt-Livlands brachen morsch zu-

sammen. Polen hat das Land nicht nachdrücklich unter-

stützt, Hilfe vom römischen Reich Deutscher Nation blieb

aus. Tas Stift Torpat kapitulierte, wie wesenlose Schat-

ten haben sich einige der Bistümer noch weitergeschleppt.

Im Stifte Oesel setzte sich Tänemark sest, der Bruder des

Königs, Herzog Magnus von Holstein, wurde dort

„Bischof" und erwarb auch das Stift Kurland. Schweden

bemächtigte sich Estlands. Intrigen im Orden brachten

unter Beseitigung Fürsteubergs Gotthard Kettler an die

Spitze des Ordens. Aber auch diesem gelang es nicht, den

Widerstand gegen die Uebermacht zu organisieren. Ketiler

und der Erzbischos Wilhelm untcrwarscn sich schließlich
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in der Hoffnung, dadurch einen wirksamen Schutz zu er-

langen, der Krone Polen; jener (indem er den Orden

1562 in Livland auflöste) als Herzog der südlichen Land-

striche Kurlands (doch ohne das Stift Pillen), Die Stadl

Riga allein bewahrte bis 1582 ihre Selbständigkeit. Wohl

hatte König Sigismund August in feierlicher Urkunde den

sich Unterwerfenden und ihren Ständen die unerschütter-

liche Aufrechterhaltung der Grundlagen des Landes —

Glauben, Sprache, Recht — zugesagt; in Wirklichkeit gestal

tete sich das anders, Russen, Polen (oder Litauer, wie die

Fiktion noch immer aufrecht zu erhalten versucht wurde),

Schweden und Dänen kämpften miteinander, mit wechseln-

den Erfolgen. Erst König Stefan Bathory führte eine Ent-

scheidung herbei. Im Frieden zu Sapolje trat Zar

Iwan IV. seine Eroberungen in Livland an Polen ab.

Unter König Stefan begann die Rekatholisieruug des Lan-

des, Jesuiten setzten sich fest. Ein Jesuitenzögling war

auch König Sigismund 111 (1587 bis 1632), der Sohn

Johanns 111. Wasa und der polnischen Prinzessin Katha-
rina. Er war der Erbe Polens und (seit 1592) Schwe-

dens. Indem er in dem durchweg protestantisierten Schwe-

den seine Kirche wieder zur Geltung zu bringen suchte, hat

er auf die Vereinigung beider Kronen verzichten müssen.

Sein Oheim ttarl (IX.) riß die Herrschaft in Schweden

an sich (1604). Estland fiel ihm als Provinz des Reichs

zu; er hat aber auch versucht, Polen ans dessen Provinz

Livland mit Waffengewalt zu verdrängen. Die Unter-

tanentreue der Livländer wurde auf eine harte Probe ge-

stellt, sie hatten sich zu entscheiden. Manche wurden wan-

kend; als das Waffenglück die Schweden verließ, verfielen

sie der Rache von feiten der Polen.

Erst Gustav Adols, dem <-ohne Karls IX., gelang es,

Livland den Polen zu entreißen; 1621 kapitulierte Riga
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nach kurzer aber harter Belagerung. Er hat sich auch

gegen das Herzogturn Kurland gewandt. Hier hatte (1616)

Herzog Wilhelm, der es mit seiner Ritterschaft und dem

Oberlehnsherrn, dem König, verdorben hatte, das Land

räumen müssen. Seinem Bruder, Herzog Friedrich, mit

dem er die Regierung bisher geteilt hatte, war von Polen,
das durch das neue Statut, die „Regimentsformel" von

1618, die Macht des Herzogs beschränkt, die des Adels ge-

stärkt hatte, die Alleinherrschaft übertragen worden. Der

Schwedenkönig beabsichtigte die Wiedereinsetzung Herzog

Wilhelms; aber dieser selbst ging auf diesen Plan nicht

ein, «obgleich er sich mit Gnstav Adolf in Verhandlungen

eingelassen hatte. Herzog Friedrich aber harrte bei Polen
in unentwegter Lehnstreue aus. Der Krieg um Livland

hat zwischen Schweden und Polen, die sich wieder im

Lande festzusetzen suchten, seinen Fortgang genommen.

Dem Waffenstillstand zu Altmark (1629) folgte der Friede

zn Stumsdorf (1635): Polen mußte Livland räumen, be-

hielt bloß die südöstliche Ecke (das sog. polnische Livland).

Gustav Adolf hat noch die Grundlinien angeben können,

nach denen die Verwaltung der neuen Provinz geregelt
werden sollte. Der während polnischer Herrschaft in Ver-

wirruug geratenen Rechtspflege, einer neuen Behörden-

verfassung und der kirchlichen Organisation hat er sein

Augenmerk zugewandt. Fn Torpat gründete er eine

Universität. Ten Ausbau dieser Einrichtuugeu hinterließ

er der Erbin seines Thrones, seiner Tochter Ehristine.

Aus Oesel (das eine polnische Herrschast nicht kennen ge-

lernt hat) mußte Tänemark zugunsten Schwedens 1645

(Friede zu Brösembro) verzichten. Tie Königin Christine

entsagte 1654 der Regierung. Auf den Thron gelangte ihr

Vetter, Karl X. Gustav vou Pfalz-Zwcibrücken, der, um

Schwedens Großmachtstellung zu befestigen, Tänemark

und Polen mit >irieg überzog. Er beschwor eine allgemeine
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Koalition der Ostnrächte gegen sich heraus. Brandenburg

sagte sich von ihm los und hielt zu Polen; der Zar Alexei

suchte Livland zu erobern, doch hat Riga 1656 im Herbst
eine hartnäckige Belagerung glücklich abgewehrt. Kurland,
das neutral zu bleiben versuchte, wurde von den Schwe-
den besetzt; der Herzog Jakob wurde in die Gefangensehasi

geführt, dem Wohlstand des Landes wurde« schwere Wun-

den geschlagen. Erst der Tod des Königs von Schweden,
den das Waffenglück zuletzt verlassen hatte, ermöglichte ei-

nen Frieden (zu Oliva, mit Rußland 1661 zu Kardis ab-

geschlossen): Schweden behauptete Liv- und Estland. Toch
es war nur eine zeitweilige Waffenruhe, die dadurch her-

beigeführt wurde.

Unter König Karl XI. versuchte die Krone Schweden,

nm die in totale Verwirrung geratenen Finanzen wieder

herzustellen, durch die sog. Güterreduktionen, d. h. Ein-

ziehung von Gütern (Domänen), die während der lang-

jährigen Kriege als Belohnungen, oft auch statt des aus-

bleibenden Soldes anstelle dieses verlehnt worden waren,

die Einkünfte des Staates zu ordnen und zu erhöhen.

Wahrhafte Latifundien hatten sich gebildet; sie wurden

auf ein vernünftiges Maß zurückgeführt. Aber aneh Be-

sitzer kleiner Landstücke wurden durch die rücksichtslos zur

Anwendung kommenden Maßregeln arg betrosfen, viele

gänzlich dem Ruin zugeführt. Auf Liv- nnd Estland hatten

sich die Reduktionen nicht erstrecken sollen. Entgegen den

geschehenen Zusagen erfolgten sie dennoch (seit 1681). Auch

hier wurden schwedische Große dadurch betrofsen: am

meisten empfanden die Folgen der Reduktion, da viel-

fach ganz rücksichtslos, auch ungerecht verfahren ward, die

Lehnsinhaber mittlerer oder kleiner Achter, hauptsächlich
der Provinz Livland. Tie gerechten Klagen, durch Joh.

ReinholdPatkul an den Monarchen gebracht, sandenkeine



155

Berücksichtigung. Der Gouverneur Hastfer, der das Ohr
Karls XI. hatte, bewog diesen zu scharfem Vorgehen gegen

die Livländische Ritterschaft. Der Landesstaat wurde auf-

gehoben. Patkul entzog sich der drohenden Gefahr; er trat

in den diplomatischen Tienst schwedenfeindlicher Mächte,

zuletzt Rußlands. Siegreiche Intrigen spielten ihn in die

Hände seines erbitterten Feindes, des Schwedenkönigs, der

ihn 1707 in grausamer Weise hinrichten ließ.

Eine Koalition hatte sich gegen Schweden gebildet.
Der junge König Karl XII. besiegte zuerst seine Gegner

-Dänemark, Sachsen-Polen, Peter d. Gr.) einzeln. In-
dem er den Krieg gegen Polen hartnäckig fortsetzte, ließ

er dem Zaren Peter Zeit zu neuen Rüstungen. Die

Schlacht bei Poltawa brachte die Entscheidung.

,?<>!»
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Ein Friede, der den Niedergang von Schwedens Groß-

machtstellung besiegelte (geschl. zu Nystadt), brachte die

Provinzen Liv- und Estland an den Russischen Kaiserstaat.

Besetzt und den Schweden entrissen waren sie schon mehr
als ein Dezennium vorher. Dorpat uud Narva schon 1704.

Nach langwieriger Belagerung hatte Riga im Juli 1710

kapituliert (Pernau und Reval noch im Herbst desselben

Jahres). Tie Grundlagen der Provinzen, Religion,

Sprache, Recht, waren in den Kapitulationen (denen die

Huldigung folgte) anerkannt worden. Estland hatte 150

Jahre, Livland kaum eiu Jahrhundert unter schwedischer

Herrschaft gestanden.

Russischer Einfluß hat sich um dieselbe Zeit in dem

polnischen Lehnsherzogtum Kurland befestigt. Nach dem

Aussterben des Hauses Kettler (Friedrich Wilhelm starb

1711, vermählt mit einer Nichte Kaiser Peters, Anna,

der späteren Kaiserin: sein Oheim Ferdinand st. erst

1737) hat Ernst Johann Biron eine neue Dynastie

begründet. Weder ihm, der über 20 Jahre in
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der Verbannung zugebracht hat, noch seinem Sohne Peter

ist es gelungen, die herzogliche Gewalt den Ständen ge-

genüber zur Geltung zu bringen. Als die Nachbarmächte

die Aufteilung Polens unter sich ins Werk setzten, kam auch
die Weiterexistenz Kurlands in Frage. Nach der Abdankung

Herzog Peters erfolgte die Unterwerfung an Katharina 11.

Damit war die ursprüngliche Kolonie unter einem Szepter

vereinigt und ist es geblieben.

Literatur: A. v. Richter, Geschichte der Ost-

seeprovinzen, Riga 1857—58, 2 Bde. in 5 Teilen. —

Th. Schiemann in der Onckenschen Sammlung (II 10,

Bd. 2). — L. Arbusow, Grundriß der Geschichte Liv-,

Est- und Kurlands, 8. Aufl., Riga 1908. — E. und A.

Seraphim, Geschichte vou Livland (bez. Kurland), 2.

Aufl., Reval 1896, 1904, 3 Bände.



Die Selbstverwaltung in den Ostsee-

provinzen.

Dank der eigenartigen geschichtlichen Entwickelung der

drei Schwesterprovinzen Liv-, Est- und Kurland ist die

Selbstverwaltung hier zu hoher Blüte gelangt.
Städte und Stände besaßen von jeher ein großes Maß

von Selbständigkeit, was den inneren Ausbau förderte, den

Gemeinsinn und das Berantwortlichkeitsgefühl großzog und

eine Wirksamkeit in der Richtung ermöglichte, wie sie oben

(Abschnitt I, Seite 32 und 33) als Aufgabe der Selbst-

verwaltung gekennzeichnet worden ist.
So fanden die russischen Herrscher, nach der Besitz-

ergreifung Altlivlands, viel Vorbildliches in der Organi-

sation der ländlichen und städtischen Selbstverwaltung vor,

und zweimal — unter Peter dem Großen und unter Ka-

tharina 11. — haben Liv- und Estland dem Reich als

Muster gedient für die Organisation der Provinzialverwal-

tung in Jnnerrußland.
Die Ostseeprovinzen selbst aber setzten unter russischem

Szepter die begonnene Arbeit auf wirtschaftlichem und kul-

turellem Gebiete fort. Durch zeitgemäße Agrarreformen
wurde ein wohlbestellter grundbesitzlicher Bauernstand ge-

schossen: die bäuerliche Selbstverwaltung wurde organi-

siert; die Land- und Forstwirtschaft erfuhr alle Pflege

und Ausgestaltung. Das provinzielle Steuer- und Kredit-

wesen, Post und Wege und audere Gebiete der Selbst-
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Verwaltung wurden mehr nnd mehr vervollkommnet. Ein

hochentwickeltes Volksschnlwesen, im Anschluß an die

evangelisch-lutherische Landeskirche, war in gedeihlichem

Zusammenwirken der Ritterschaft, Geistlichkeit und Bauer-

schaft geschaffen worden uud führte dem Bolke gesunde

geistige und sittliche Nahrung zu; das Mittel- und Hoch-

schulwesen stand aus anerkannt hoher Sluse. Ter einher

mischen Rechtspflege war ein gefestigtes Rechtsbewnßlsein
in allen Schichten der Bevölkerung zu danken. In den

Städten, so vor allem in der altehrwürdigen baltischen

Metropole Riga, erfreuten sich Handel, Gewerbefleiß und

jegliche Art gemeinnütziger Wirksamkeit einer Verständnis
vollen nnd wohlwollendenFörderung von seiten der Zladt

Vertretungen.
Wenn solcher Selbstverwaltung in Stadt und Land

auch noch mancherlei Mängel anhafteten nnd manches

Ziel unerreicht blieb, so bewegte sie sich doch, innerhalb

der geschichtlich erwachsenen Formen, auf der gesunden

Bahn des Vorwärtsstrebens, und als ihre Frucht war

dem Lande durchweg das Gepräge ausstrebender, segens

reicher Kultur gegeben.
Da begannen die Vertreter der slawovhilen Toktrin, in

solcher Selbstverwaltung und Selbstentwickelung „Separa-
tismus" zu wittern. Und während die >inllnr, dte ans

dem Boden baltischer Eigenart nnd Selbstbetätigung her-

anreifte, dem Reiche in wirtschaftlicher wie geistiger Hin

ficht nur von Dienst und Nutzen sein konnte nnd tatsächlich

gewesen ist, wurde darin das (Gespenst einer Gefahr für
das russische Weltreich gesehen. Tie von den Kommunen

geplantenReformen in Recht nnd Verwallnng stießen nun

je mehr und mehr aus Widerstand. Ein von Landtagen
und Städten gemeinsam ausgearbeitetes Projekt zur Re-

organisation des Gerichtswesens blieb unberücksichtigt. Ein

am 28. Mai 1880 Allerhöchst bestätigtes Gesetz über
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Einführung von Wahlfriedcnsrichtcrn, die in deutscher

Sprache verhandeln sollten, gelangte nicht zur Ausfüh-

rung. Das von den vier Ritterschaften (Livland, Kurland,

Estland, Oesel) 1885 ausgearbeitete Projekt einer neuen

Kreisordnuug, nach der die Vertreter des Kleingrundbesitzes
iv erweitertem Maße au der Landesverwaltung teilneh-

men sollten, wurde von der Staatsregierung ad acta ge-

legt. Gegen Ende der 80er Jahre brach auf der ganzen
Linie die Russifizierung herein, die die Kirche schwer be-

drohte, die Schule niederwarf, in Gericht und Verwaltung
die einheimischen Kräfte und einheimischen Sprachen aus-

schaltete und jede selbständige Regung provinzieller Selbst-

verwaltung zu ertöten bestrebt war.

So war der weitere Ausbau der Selbstverwaltung

abgeschnitten und das zum Untergänge verurteilt, was

der Provinzen eigenstes Leben war und wodurch sie eine

sruchtbarc Kulturarbeit auch im Dienste des Reiches zu

leisten befähigt waren.

Der bekannte Staatsrechtslehrer Professor Dr. Jo-

hannes Engelmann kennzeichnet den Wert der baltischen

Selbstverwaltung in folgenden treffenden Worten:*)

„Tie Bedeutung der Ostseeprovinzen für Rußland liegt
vor allem in der Tatsache, daß Rußland in denselben
drei Landschaften besitzt, in welchen die Selbstverwaltung

nicht erst von oben mühsam begründet, eingeführt nnd

bevormundet zu werden braucht, sondern seit Jahrhun-
derten fest eingebürgert ist. Die Stände sind hier daran

gewöhnt, die Angelegenheiten des Landes zu verwalten.

Seit dem Anfang dieses Jahrhunderts ist es der Landtag

gewesen, der die Agrarreform ausgearbeitet und die Bauern

allmählich zur Teilnahme an der Selbstverwaltung her-

*) Im „Handbuch des öffentlichen Rechts der wegenwart",

herausgeg. v. Dr. H. Marquardsen. 4. Bd., 2. Halbbd., 1. Abteil.,

Freiburg 1889. S. 226.
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angezogen hat. Ter Dienst, auch in den Aemtern der Exe-

kutivorgane der Polizei, ist stets als Ehrenpflicht ange-

sehen worden und als eine Schule für erfolgreiche Tätig

keit im Landesdienste, eine Schule, in der auch die be-

deutendsten und vornehmsten Repräsentanten des Adels

ihre Laufbahn begonnen haben. Tie Zumutung eines sol-

chen Dienstes an den Adel wäre in einem der anderen

Gouvernements als unmöglich angesehen worden, was

eben beweist, wie wenig die Selbstverwaltung, daselbst

Wurzel geschlagen hat. Selbstverwaltung ist nicht glän-

zende, außergewöhnliche Repräsentation, sondern alltäg-

liche Arbeit zur Aufrechterhaltung der Sicherheit, Ord-

nung und Wohlfahrt des Landes. Je sorgfältiger diese

alltägliche Arbeit geleistet wird, desto sicherer ist die all-

gemeine Wohlfahrt uud Sicherheit des Reiches begründet,

desto mehr wird fie gefördert."

Möge denn für die schwer geschlagenen Provinzen

nun wieder eine lichtere Zeit kommen, die ihnen aufs

neue die Bahn freilegt zu solcher Arbeit im Tienste der

Heimat und des Reiches!

Ländliche Selbstverwaltung.

I. Organisation.

Von

TheodorvonRichter.

Die unterste Selbstverwaltungseinheit bildet, auf

Grund der in allen drei Ostseeprovinzen geltenden Land-

gemeindeordnung vom Jahre 1866, die Landgemeinde.
Sie umfaßt das Territorium eines oder mehrerer Gitter.

Es gehörenzu ihr die Eigentümer und Pächter des Bauer-

landes dieser Güter, auch wenn sie selbst nicht bäuer-

lichen Standes sind, sowie alle sonst zur Gemeinde ver-

zeichneten Personen bäuerlichen Standes, und zwar so-
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wohl Äie von Gliedern dieser Gemeinde abstammenden Per-

sonen, sofern sie nicht auf ihren Wunsch aus der Ge-

meinde ausgeschieden sind, als auch diejenigen Personen,
die zu dieser Gemeinde, gleichfalls auf ihren Wunsch, sich

haben anschreiben lassen.
Die allgemeine Gemeindeversammlung, be-

stehend aus den volljährigen und rechtsfähigen männlichen

Eigentümern und Pächtern von Bauerland und aus Tele

gierten der übrigen volljährigen männlichen Gemeinde-

glieder, versammelt sich einmal jährlich zur Wahl des

Gemeindeausschusses, eines Gemeindeältesten, mehrerer

Gemeindevorsteher und der Gemeinderichter. Ter Ge-

mein deauss ehu ß bildet die in allen Gemeindeange

legenheiten beratende und beschließende Versammlung. Tie

Zahl der Mitglieder des Gemeindeausschusses steht in Ver-

hältnis zur Zahl der Gemeindeglieder überhaupt. Zu den

Gemeindeangelegenheiten gehören vornehmlich: die Ge-

meindeschule, die Versorgung der durch Alter oder Krank-

heit arbeitsunfähig gewordenen Gemeindeglieder, die Ver-

waltung der Bauer-Kornmagazine oder der jn letzter Zeit

vielfach an deren Stelle getretenen Verpslegungs-.Kapita-

lien, die den Zweck haben, die bäuerliche Bevölkerung im

Falle einer Mißernte vor deren verderblichen Folgen zu

schützen. Tas dicsetz bezeichnet jedoch als Befugnis des

Gemeindoausschusses ganz allgemein „Beratungen und

Beschlüsse über die Wünsche und Bedürfnisse der Ge-

meinde". Es gestattet also hierdurch dem Gemeindcaus-

schnß, auch Angelegenheiten anderer Art zn behandeln und

für sie Gemeindemittel auszuwerfen. Tie Art der Be-

steuerung der Gemeindegliederfür Gemeindezwecke ist gleich-

falls dem Gemeindcausschnß anheimgestellt.

Die Ausführung der Beschlüsse des Gemeindeaus-

schusses, die Führung der Listen der Gemeindeglieder, die

direkte Verwaltung der der Gemeinde gehörigen Anstalten
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und Kapitalien, die Verteilung uud Erhebung der Ge-

meindesteuern, sowie einer Reihe sonstiger, für die Ge-

meindeglieder verbindlicher öffentlicher Leistungen, bilden

die Obliegenheiten des Gemeindeältesten und der

G e meindcvorsteher, denen für die schriftlichen Ar-

beiten der Gemeindeschreiber und seine Gehilfen zur Seite

stehen. Dem Gemeindeältesten und den Vorstehern liegt

außerdem die Beaufsichtigung der Remonte der öffentlichen

Wege ob, insofern diese von den zur Gemeinde gehörigen

Eigentümern und Pächtern von Bauerland zu bewert

stelligen ist, sowie die Erfüllung einiger niederer Aufgaben
der Sicherheitspolizei. In letzterer Hinsicht werden ihnen,

falls erforderlich, von dem Gemeindeältesten zu ernen-

nende sog. Zehntner, denen ein kleineres Territorium über-

wiesen wird, untergeordnet. Die polizeilichen Funktionell
des Gemeindeältesten und der Gemeindevorsteher erstrecken

sich nur auf das Bauerland. Für das Hofsland fallen

die gleichen Obliegenheiten dem Gutsbesitzer oder seinem

Stellvertreter, als Pflichten der Gutspolizei, zu.*)

Tie Kontrolle und Beaufsichtigung der bäuerlichen

Geineindeselbstverwaltung wurde früher von den aus der

Bevölkerung erwählten Beamten ausgeübt. Seit 1889

siitd an deren Stelle die vom Gouverneur ernannten Kom-

missare sür Bauer fachen getreten, die ihrerseits

wiederum der Gouvernement s beh ö r d e für

Bauers« chen unterstellt sind. Tiesc besteht aus dem

und Vizegouverneur, einer Reihe anderer

Staatsbeamter und einem Vertreter der Ritterschaft.

*) Jedes Gut zerfällt in Hofes- und Bauerland. Das Hofes-
land kann vom Besitzer beliebig genutzt werden, das Bauerland

kann, insoweit es nicht durch Verkauf in bäuerliche Hände übergegan-

gen ist, vom Gutsbesitzer nur durch langfristige Verpachtung an
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Nächst der Gemeinde kvmml das .Kirchspiel, je-

doch nur in Livland, als Selbstverwaltungseinheit in Be-

tracht. Sämtliche Gutsbesitzer und sämtliche Gemeinde

älteste eines Kirchspiels treten zu einem Äirchspiels-
konp e n tzusammen, erwählen aus den (Gutsbesitzern oder

deren Stellvertretern einen Kirchspiels v or st e her

nnd beraten und beschließen über allgemeine Wohlsahrts-

angelegenheilen des Kirchspiels, hauptsächlich über die Er-

richtung neuer Landstraßen. Anstellung von Aerzten oder

Veterinären, Errichtung von Krankenhäusern, Einrichtung
der Briefpost u. dergl. m. Tie Ausführung der Beschlüsse
der Konvente nnd ihre Verlrelnng nach außen, sowie die

Verwaltung der Kirchspielsaustalten liegen dem Kirchspiels-

vorsie!>r ob. Tie znm Besten des Kirchspiels erhobenen
Steuern sind ausschließlich die zur .Hälfte

von deu »ach Maßgabe des Talerwerls"

der Güter, zur Hälfte vvn den Bauergemeinden, gleich

falls nach Maßgabe des Talerwerts, getragen werden. Die

Errichtung nnd Erhaltung von (Gebändelt wird durch Ra

turallasten in der Art bewerkstelligt, daß den

die Hergabe sämtlichen Rohmaterials an Holz und Stei-

nen, den Eigentümern und Pächtern der Banerlandgesinde
aber die Bearbeitung nnd Ansnhr dieses Materials, sowie
die Stellung der erforderlichen niederen Arbeitskräfte ob-

liegt. Ten Lohn der Meister und den Ankauf Handwerks-

oder fabrikmäßig hergestellten Materials haben ausschließ-

lich die Gutsbesitzer zu tragen.

*) Der Taler- oder Hakenwert der Güter ist der auf Schätzung

ihres Reinertrages beruhende Wert, der die Grundlage der Steuerver-

schwedischen Herrschaft über Livland stammen, so wird die Schätzung

drückt. Gegenwärtig ist eine Neuschätzung aller Ländereien im Gange,
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Untergeordnet sind die Kirchspielsvorsteher und Kirch-

spielskonvente den Oberkirchenvorsteherämtern,
deren es auf dem livländischen Festlande vier, je eines für

zwei Kreise gibt. Diese Behörden, ursprünglich nur für

die Angelegenheiten der evangelisch-lutherischen Kirche ins

Leben gerufen, bestehen aus dem Oberkirchenvorsteher, dem

dieustälteren der beiden Pröpste des Bezirks und einem

weltlichen Assessor. Der Oberkirchenvvrsteher und der

Assessor werden vom Adel des Bezirks aus dem Landtage

erwählt, wobei zu Oberkirchenvorstehern nur die zwölf
Landräte wählbar sind. Tie Oberkirchcnvorsteherämter sind
in den Angelegenheiten, welche die Kirchspielskonvente und

die Kirchspielsvorsteher betreffen, der Gonvernementsver-

waltung unterstellt.

In Kurland, Estland und im Oesclschen Kreise Liv

lands (der die Inseln Oesel und Mohn umfaßt) gibt es

keine von den Organen der Kircheuverwaltung getrennten

Kirchspielsinstitutionen. Tie in Kurland bestehenden 33

politischen Kirchspiele, von deueu unten iZeite 174. ehe

Rede sein wird, kommen nur als Abteilungen des Land-

tages und uicht als selbständige Institutionen in Betracht.

r Tie der kommunalen Fürsorge überwiesenen Gebiete

der allgemeinen Wohlfahrtspflege bilden, sofern sie nicht

schon im Rahmen der bäuerlichen Landgemeinde oder

des Kirchspiels Befriedigung finden, den Gegenstand des

Geschäftskreises der Landtage und der sonstigen

Adels- oder ritterschaftlichen Institutionen. Das

Berwaltungsgcbiet dieser Institutionen ist in Knrland und

in Estland gleich dem Umfange der Provinz. In Livland

haben der festländische Teil einerseits und der Oeselschc
Kreis andererseits von einander unabhängige Landtage
und Institutionen.

Gemeinsam ist allen ritterschaftlichen Institutionen,

daß ursprünglich die Rechte, die sie gewährten, und die
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Ae<ht»erPeil.Pflichten, die sie auferlegten, auf den Adel beschränkt wa-

ren, der in jedemeinzelnendieserVerwaltungsgebiete grund-

besitzlich und daselbst in die Adelsmatrikel eingetragen war.

Heute hingegen ist in allen drei Provinzen jedem Besitzer
eines Rittergutes, ohne Rücksicht auf seinen Stand, das

Recht der Teilnahme an den beschließenden Versammlungen,
den Landtagen, eingeräumt. Nur die Beschlußfassung
in einzelnen Angelegenheiten, sowie die Verwaltung und

teilweise auch die Beselzung einiger Aemter, das Recht,
au den Wahlen zu diesen Aemtern teilzunehmen, sind dem

immatriknlierten Adel oder der Ritterschaft vorbehalten.

Tiefe letztere Bezeichnung stammt ebenso wie die Bezeich-

nung „Rittergut" aus dem Mittelalter. Gegenwärtig

gelten als Rittergüter, mit deren Besitz das Stimmrecht

auf den Landtagen verbanden ist, die in den Landrollen

und Hvvothekenbüchern, in Kurland in der sogen. Stimm-

tafel verzeichneten Güter. Ausgenommen einige kleinere

Rittergüter, die von alters her als solche gellen, müssen
die Rittergüter einen bestimmten Minimalumfang*) haben,

15V Dessätinen Hvsö-Ackerland, nebst den entsprechenden Wiesen und

Weiden; in Livland 000 Lofstellen - ca. 300 Dessät. (ungerechnet

Wasser, Moräste und sonstiges Unland), wovon mindestens 300 Lof-

stellen alles Ackerland (Brustacker! sein müssen; in Lescl 000 Oeselsche

wirtschast stammt, bei der nicht mehr als l/,, der vorhandenen Feld-

flüche mit Roggen besäet wurde. Da mit 30 Tsckietwert Roggen
ca. 30 Dessätinen besäet werden können, besteht der Minimalumfang

Lofstellen Ackerland und den entsprechenden Wiesen und Weiden, die

gleichfalls zur Zeit der Dreifelderwirtschaft eine selbstverständliche

Voraussetzung bildeten. (1 Tessätine 1,0025 .vektar; 1 Tschciwert
3,2 Löf ----- 2,099042 Hektoliter).
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wie er den landwirtschaftlichen Oiroßbelrieb ermöglicht.
Nur soweit dieser Minimalumfang nicht geschmälert wird,

ist der Verkauf einzelner Teile des Gutes gestattet. Aus

abgeteilten Landstellen, die den festgesetzten Minimalum-

fang eines Rittergutes haben, können mit Genehmigung
des Landtages und unter Bestätigung des Gouverneurs

neue Rittergüter gebildet werden, deren Besitzern dann

das Stimmrecht zusteht.

Ohne Stimmrecht nehmen an den Landtagen teil: in

Livland nnd Oesel alle zur örtlichen Adelsmatrikel gehöri-

gen volljährigen Personen männlichen Geschlechts, in Kur-

land alle Angehörigen der vier Adelsmatrikeln der Ost-

seeprovinzen.

In Kurland ist es nichtgrundbesitzlichen Angehörigen
der kurländischen Adelsmatrikel auch gestattet, als „Ren-
lenirer" das Stimmrecht auf dem Landtage auszuüben,

sofern sie iv Kurland beständig wohnen, Vermögen im

Betrage von mindestens 4200 Rbl. besitzen und sich ver-

pflichten, dem Betrage ihres Vermögens entsprechend an

den vom Landtage bestimmten Abgaben, den sogen. Wil-

lignngen, teilzunehmen.
Von den Städten ist nur die Stadt R iga, und zwar

am livländischen Landtage, teilzunehmen berechtigt. Sie

entsendet znm Landtage zwei Teputierte, denen jedoch nur

eine Stimme zusteht.
Die Landtage treten nur auf Grund einer jedes Mal

besonders eingeholten der Regierung zu-

sammen. Alle drei Jahre finden ordentliche Landtage

statt. Ihnen liegen ob: die Feststellung des Budgets und

die Revision der Rechnungen, sowie die Wahlen zu den

Rillerschasrsämtern und anderen durch Wahl der Ritter-

schasl zn besetzenden Aemtern. Außer den ordentlichen

finden, je nach Erfordernis, außerordentlicheLandtagestatt.
Tie nie gen stände der Landtagsverhand-
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tun gen sind vornehmlich durch die im Provinzialrecht »»>«<>»'>> »"

der Ostseegouvernements Band II aufgezählten Rechte der

vier Korporationen des Stammadels der Provinzen be-

stimmt. Dieses sind: das Recht, sich zur Beratung ge-

meinsamer Angelegenheiten zu versammeln; das Recht
der Aufnahme von Personen adligen Standes in die pro-

vinzielle Adelsmatrikel, sowie des Ausschlusses von Per-

sonen aus dieser Matrikel; das Recht der Erwähluug ei-

niger Beamten; das Recht, sowohl zum Besten der Rit-

terschastskasse, als auch zur Erfüllung gemeinsamer Lei-

stungen und zu gemeinnützigen Zwecken Bewilligungen zu

machen; das Recht, an der Verwaltung der evangelisch-

lutherischen Kirche nnd der Volksschule, sowie auch gewisser

Lehranstalten und milder Stiftungen teilzunehmen; das

Recht der Festsetzung von Geschäftsordnungen; das Recht,
die Bildung neuer Rittergüter zu genehmigen; in Liv-

land, Oesel und Eftland auch das Recht der Verteilung

nnd Erhebung der Landesprüstanden, d. i. der Steuern,

die vom Staat, außer der allgemeinen Reichsgrundstener,

noch den ländlichenGrundeigentümcrnzu bestimmtenZwecken

auferlegt sind, sowie das Recht des Unterhalts und der

Verwaltung der FaHrpost. Diese Aufzählung ist jedoch

nicht erschöpfend. Für Livland und Oesel ist ausdrücklich
im Gesetz bestimmt, daß. „alles, was sich aus die Rechte,

Interessen und Einrichtungen der Ritterschaft oder auf das

Wohl des ganzen Landes bezieht", Gegenstand der Land-

lagsverhandluug sein kann. Ausgeschlossen sind nur:

l) Justizsachen, 2) Beiträge, die sich nicht aus allgemeine

Angelegenheiten nnd Zwecke beziehen, und 3) Vorschläge,

welche die Verletzung der Rechte irgendeiner Privatperson

zum Besten der Ritterschaft zum Gegenstände haben. Diese

Bestimmungen gelten in der Praxis auch in Kurland und

in Estland. Sie haben dazu geführt, daß von den Land-

tagen in allen Angelegenheiten, die hauptsächlich das



168

3<U>tü"if|Utlf|CH

ttr fanbtane.

flache Land berühren, und besonders in den mit der Land-

wirtschaft zusammenhängenden Fragen Anträge an die

Regierung gerichtet und Gesetzesprojekte ihr zur Bestäti-

gung vorgestellt werden dürsen. Ebenso hat auch die Re-

gierung ihrerseits über beabsichtigte Gesetzesänderungen,

sosern es sich um Spezialgesetze für die Ostseeprovinzen

handelte, die Meinung der Landtage meist eingeholt. Hier-

durch sind die Landtage und die mit ihrer Vertretung be-

trauten Beamten die gesetzlich berufenen Vertreter aller

Provinzialinteressen gegenüber der Staatsregierung.
Von gleicher Wichtigkeit, wie diese Rechte der Land

tage, ist auch die Befugnis, „Bewilligungen zn

machen", denn hierdurch ist den Landtagen das Recht
der Besteuerung zu gemeinnützigen Zwecken erteilt. Tie

Höhe dieser Besteuerung ist an ein bestimmtes Maß nicht

gebunden. Es dürfen aber nur Grundsteuern erhoben wer-

den, deren Verteilung unter die einzelnen Steuerzahler

auf Grund obrigkeitlich bestätigter Regeln erfolgt. Zur

Zahlung der Willigungen find in Kurland nur die auch

stimmberechtigten Gutsbesitzer verpflichtet, in Livland

außer diesen auch Städte, Korporationen, Stiftungen !c.,

sosern fie Ritlergüter besitzen, in Estland endlich«alle Grund-

besitzer überhaupt, einschließlich der Kleingrundbesitzer.
Die Tomänengüter, die Liegenschafteu der griechisch-ortho-

doxen Kirche, die evangelisch-lutherische» Pastorate sind
in allen drei Provinzen von diesen Auslagen befreit. In

Estland find außerdem noch die Güter der Stadt Reval,
das Hospitalgut der dortigen Tomkirche, sowie überhaupt
alle zu gemeinnützigen und wohltätigen Zwecken bestimm-

ten Liegenschaften befreit.

Während in Estland ein Unterschied in der Besteue-

rung des Hofs- uud des Bauerlandes nicht gemächt wird,
werden in Kurland und in Livland die Willigungen nur

vom Hofslande erhoben. Tas Banerland in Kurland zahlt
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nur die durch Reichsgesetz bestimmten L an d e sp r a st a n-

den, deren Erhebung und Verwaltung dort auch der

Selbstverwaltung vollkommen entzogen ist. In Livland

und in Estland sind durch Spezialgesetze einzelne der reichs

rechtlichen Landesprastanden eingeführt, andere nicht.

Diese letzteren hängen vielmehr von der Willkür des Land-

tages ab. Sie fallen in Estland mit den sonstigen Land-

tagsbewilligungen, den sogen. Ladengeldern, zusammen.

In Livland unterscheiden sie sich von den Willignngen

dadurch, das; sie nicht nur vom Hofslande, sondern auch
vom Bauerlaude erhoben werden, und bilden, im Gegen-

satz zu den durch Gesetz auferlegten obligatorischen Landes

prästanden, fakultative, d. h. freiwillige Landesprastanden.
Tie Landesprastanden, welche nicht als Grundsteuer

von landwirtschastlich gen unten Ländereien erhoben werden,

sondern Zuschläge zu den staatlichen Handels- und Ge-

werbesteuern und zu den in den Städten erhobenen Fm-

mobilienstenern, joivie endlich eine Zteuer von länd-

lichen Fabrikgebäuden bitden, werden anch in Livland und

Estland von Regieruugsinstitutionen erhoben nnd verwaltet.

Toch nimmt überall je ein Vertreter des Landtages an

diesen Verwaltungen teil.

Tie durch Wahl der Landtage zu besetzen-
den Amts stellen sind in neuerer Zeit wesentlich be-

schränkt worden. Namentlich ist die Wahl der Justiz- und

Polizeibeamten des Landes ihnen entzogen worden. Ge-

genwärtig werden vou den Landtagen, außer den eigent-

lichtn Ritterschastsbeamten, d. h. den zur Vertretung der

Landtage uud zur Ausführung ihrer Beschlüsse berufenen

Personen (f. uuten S. 175 ff.), nur gewählt: die geistlichen

Vizepräsidenten und die weltlichen Beisitzer der evangel.

lutherischem Konsistorien, die Glieder der adligen Vvr-

mundschaftsämter, sowie einige andere Verwaltungsbeamte
der evangelisch-lutherischen Kirche nud der Volksschule.
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Von den Beschlüssen der Landtage bedürfen

diejenigen, die sich bloh auf innere oder ökonomische An-

gelegenheiten der Ritterschaft beziehen, keiner besonderen

Bestätigung und werden der Regierung nur zur Kenntnis-

nahme mitgeteilt. Dagegen werden Beschlüsse, die sich

auf allgemeine Landesangelegenheiten beziehen, der Re-

gierung zur Bestätigung vorgestellt und dürfen nicht

zur Ausführung gelangen, falls die Bestätigung nicht er-

folgt. Zu den Beschlüssen letzterer Art gehören in Livland

auch die Verteilung und Erhebung der Landesprastanden,
wie überhaupt alle Bewilligungen zu gemeinnützigen

Zwecken, welche nicht ausschließlich vom .Hosslande der

Rittergüter, sondern als fakultative Landesprastanden

anch vom Bauerlande und den Tomäncngütern getragen
werden sollen.

Ueber die Verhandlungenauf den Landta-

gen und das Stimmrecht weichen die Bestimmungen
in Livland, Estland und Kurland so vielsach von einander

ab, daß eine getrennte Betrachtung geboten erscheint:

In Livland und Oesel sind die immatrikulierten

nnd ein Rittergut besitzenden Edelleute im Alter von 21

bis 60 Jahren verpflichtet, auf dem Landtage zu erschei-

nen, jedoch berechtigt, im Falle gesetzlicher Hinderungs-

gründe, einen Bevollmächtigten zu entsenden. Wer ohne

genügendeVeranlassung ausbleibt, zahlt 100 Rbl. Strafe

zum Besten des Armenfonds der Ritterschaft. Zur Ueber-

nahme von Vollmachten sind nur volljährige immatriku-

lierte Edelleute, die selbst keine Stimme besitzen, berechtigt.
Wer mehrere Güter besitzt, übt trotzdem nur eine Stimme

aus. Die Verhandlungen sinden uuter dem Vorsitz des

vom Landtag auf drei Jahre erwühlten Landmar-

schalls statt. Das Protokoll sührt der gleichfalls vom

Landtag auf Lebenszeit erwählte Ritter schafts-

sekre t ar.
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Alle Angelegenheiren, die die ganze Provinz betreffen,
in Oesel überhaupt alle Angelegenheiten, werden in der

vollen Landtagsversammlung durch Stimmenmehrheit der

Anwesenden entschieden. Angelegenheiten, die nur einen

oder zwei Kreise angehen, werden auf dem Festlande
Livlands unter Vorsitz des O b e r kir eh en v o rst e h e r s

aus Kreistagen oder Kreisversammlungen entschieden. Die

nicht örtlich immatrikulierten Gutsbesitzer nehmen an

allen Abstimmungen teil, außer: bei den Wahlen des

Landmarschalls, der Landrüte, Kreisdeputierten, Kassa-

deputierten, des Ritterschastssekretärs und des Ritter-

schaftsnotars, bei der Beratung und Beschlußfassung über

korporative Angelegenheiten, zn denen die Aufnahme neuer

Mitglieder in die Adelsmatrikel und der Ausschluß von

solchen, sowie die Verwaltung des der Ritterschaft aus-

schließlich gehörigen Vermögens gehören, endlich bei Be-

ratung uud Beschlußfassung über Veränderungen im Be-

stände, in der Zusammensetzung und in den Befuguissen
des Landtages. Zu dem erwähnten ritterschaftlichen Ver-

mögen werden die Rilterschaftsgüter und gewisse Kapi-
talien gerechnet. Andere Vermögensobjekte, wie z. B. das

Ritterhaus in Riga, dessen Inventar, die Ritterschasrs-

bibliothck, das Landesgymnasium zu Birkenruh sind Ei-

gentum der Ritter- und Landschaft, d. i. der »>e

samlheir aller überhaupt landtagsberechtigten Personen,
und stehen in deren Tispositionsbefugnis.

Tie Gehälter der ritterfchaftlichen Beamten, insofern

diese überhaupt ein Gehalt beziehen, werden aus den Er-

trägen der Ritterschastsgüter nnd des Vermögens der Rit-

terschaft bestritten. Tie Landräte, mit Ausnahme des re-

sidierenden, die Kreisdeputierten und Kassadeputierten er-

halten überhaupt kein Gehalt.
An den Abstimmungen über die Aufnahme neuer

Mitglieder in die Adelsmatrikel und den Ausschluß aus
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ihr nehmen auch die anwesenden, nicht Güter besitzenden

Angehörigen der betr. Adelsmatrikel teil.

In Estland herrschen dieselben Grundsätze. Auch
dort ist nur der ein Rittergut besitzende immatrikulierte,

Edelmann zum Erscheinen ans dem Landtage verpflichtet
und daher auch nur ein solcher zur Entsendung eines Be-

vollmächtigten im Falle gesetzlicher Hinderungsgründe be-

rechtigt. Vollmachten dürfen nur von örtlich immatriku-

lierten Edelleutenausgeübt werden. Gutsbesitzern, die nicht

zur örtlichen Adelsmatrikel gehören, steht das Stimmrecht
bei allen Geldbewilligungen zu. Tie Verhandlungen sin-

den unter dem Vorsitz des auf drei Jahre erwählten

Rittcrschaftshauvtmanns statt. Das Protokoll

führt auch hier der Ritters eh a f t s s ekr etär. Jeder

Anwesende übt nur eine Stimme aus. Tie Abstimmung

erfolgt jedoch nicht nach der Gesamtzahl der Anwesenden,

sondern kreisweise, indem die in jedem >ireise ansässigen
oder auf Gruud einer Vollmacht stimmberechtigten Land-

tagsglieder unter einander abstimmen. Wer mehrere Omter

in verschiedenen Kreisen besitzt, kann trotzdem nur ei»

mal in einem Kreise seine Stimme abgeben. Tie Majorität
der in einem Kreise abgegebenen Stimmen bildet die

Stimme des Greises. Teilen sich die Stimmen der vier

Kreise derart, daß 2 gegen 2 sind, so ist das L a n dr a t s-

kolleginm, die Versammlung der 12 Landräte, befugt,
den Ausschlag zu geben. Will aber das Landratskolle-

gium weder der einen noch der anderen Meinung zustim-

men, so sindet über sein Gutachten eine nene Abstimmung

statt. Besondere Interessen und Angelegenheiten der Kreise
werden auf Kreistagen verhandelt. Ten Vorsitz sührt auch

hier der Ritterschaslshauvtniau«.

In Kurland herrscht ein abweichendes Prinzip.

Während in Liv- nnd Estland die gruudbesitzliche Persou
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der Träger des Landtagsrechts ist, haftet nach der kur-

ländischen Landesverfassung die Stimme am Grundbesitz

selbst. Es ist daher jeder Eigentümer eines stimmberech-

tigten Grundstücks zur Ausübung seines Stimmrechts ver-

pflichtet, und der Eigentümer mehrerer solcher Grund-

stücke ist zur Abgabe von so viel Stimmen berechtigt, als

er Güter besitzt. Auch Ehemänner, Vormünder und Ku-

ratoren unter Vormundschaft oder Kuratel stehender Rit-

tergutsbesitzer sind zur Ausübung des Stimmrechts für
die ihren Fraueu gehörigen Güter oder für die Güter

der ihrer Fürsorge anvertrauten Personen berechtigt. Jeder

Stimmberechtigte kann durch einen anderen Stimmberech-

tigten, sowie durch Aszendenten (Väter, Großväter) oder

Deszendenten (Söhne, Enkel) sich vertreten lassen. Andere

nicht selbst stimmberechtigte Personen sind zur Uebernahme
einer Vollmacht nur befugt, wenn sie der örtlichen Adels-

matrikel angehören. Der Besitzliche darf, außer seiner

eigenen ein- oder mehrfachen Stimmberechtigung, nicht

mehr als zwei Vollmachten ausüben, der Nichtbesitzliche

nicht mehr als eine. Nicht der örtlichen Adelsmatrikel an-

gehörige Besitzer stimmberechtigter Güter sind nur in

Angelegenheiten, die speziell die Interessen der ritter-

schaftlichen Korporation oder deren Vermögen betreffen,

nicht stimmberechtigt. An den Wahlen der Landesvertre-

tung, d. i. des Landesbevollmächtigten, der Kreismar-

schälle, Landboten und Kirchspielsbevollmächtigten, sowie
des Obereinnehmers, nehmen sie teil. Der Landesbevoll-

mächtigte, die Kreismarschälle und Kirchspiclsbcvollmäch-

tigten und der Obereinnehmer müssen aber dem imma-

trikulierten Adel angehören.

Versammlungen aller Stimmberechtigten werden nur

ausnahmsweise in besonders wichtigen Angelegenheiten

einberufen. Sie heißen allgemeine oder brüder-

liche Konferenzen. Die Verhandlungen leitet ein
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von der Versammlung sür jede Zession besonders erwählter

Konferenz-Direktor.

Zu ordentlichen sowohl, als zn außerordentlichen

Landtagen versammeln sich nnr Landboten der Kirchspiele.

In jedem der 33 politischen Kirchspiele wählen die da-

selbst stimmberechtigten Gutsbesitzer, sowie die Ehemänner,
Vormünder und Kuratoren gutsbesitzlicher Personen einen

Kirchspielsbevollmächtigten oder Konvokanten. Tie Ren-

tenirer (f. oben) üben ihr Stimmrecht in der Regel im

Kirchspiel ihres Wohnorts aus. Der Konvokant leitet die

Kirchspiels-Versammlungen oder Konvoka-

tionen. Diese treten zunächst als Relations K o n

vokationen zusammen und haben als solche über die

dem Landtag vorzulegenden Anträge und Vorschläge des

Kirchspiels, sowie einzelner Stimmberechtigter zn beraten,

sodann nach Maßgabe dieser Anträge eine Instruktion sür

die zu erwählenden Landboten zn entwersen, ferner einen

oder zwei Landboten aus den Eigenlüinern stimniberech

tigter Rittergüter oder aus dem nicht besitzlichen imma

trikulierten Adel zu erwählen, endlich zu deu Aemleru.

die durch Wahl des Landtages besetzt werden, Kandidaten

vorzuschlagen. Tie Landboten treten sodann zum Land-

tage und zwar zum „R e l at i ons termin" zusammen
und verhandeln unter Vorsitz des von ihnen ans ihrer

Mitte erwählten Landbotenmarschalls über alle dem Land

tag vorliegenden Gegenstände. Nach Schluß der Ver-

handlungen finden wiederum in den Kirchspielen sogeu.

„Instruktions -K onvokatione n" statt, auf deneu

die Landboten über den Landtag Bericht erstatte» uud die

Abstimmungen erfolgen. Das Resultat dieser Abslimmnn-

gen wird im „Jnstruktionstermin", zu welchem

sich wieder»»: alle Landbote» versammel», zusammenge-

stellt. Bei Beurteilung der bisherigen Geschäftsführung
des Ritterschastskomitees (f. unte» S. 176) wird die Ma-
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Ziitttrs-siafts-

jorität der Stimmen in jedem Kirchspiel als Stimme des

Kirchspiels gezählt, in allen anderen Angelegenheitenwer-

den alle einzelnen Stimmen gezählt.
Die außerordentlichen Landtage werden

nur zur Erledigung bestimmter Gegenstände einberufen.
Sie bestehen aus nur einem Termin und einer ihn vorberei

tenden Kirchspiels-Konvokation. Die auf dieser zu erwäh
lenden Landboten erhalten den Auftrag, das Kirchspiel

aus dem Landtage zu vertreten und nach bestem Wissen
und Gewisse» ihr Votum abzugeben. Gestimmt wird nach

Kirchspielen. Es entscheidet die Majorität der Kirchspiele.

Außer den Konferenzen und den Landtagen finden
Kr eis v ers a mmlv n g en statt, und zwar in dringen-
den Fällen außerordentliche, außerdem aber auch regel

mäßige zur Entgegennahme von Berichten der Kreismar

schalle. Auf den Kreisversammlungeu haben sämtliche

Stimmberechtigte aller Kirchspiele des Kreises Sitz und

Stimme. Erscheint es wünschenswert, einen Gegenstand,
der nicht bis zum nächsten Landtag hinausgeschoben wer-

den kann, in einer größeren Versammlung zu erörtern,

so können aus den Stimmberechtigten zweier Kreise be-

stehende Oberhauptmannsehafts-Versammluugen berufen
werden. Alle diese Versammlungen werden von den Kreis

Marschallen geleitet.

Zur Vertretung der Landtage bestehen unter

verschiedenen Benennungen in allen drei Provinzen Aus-

schüsse, die teils vom ganzen Landtag, teils von den Land-

tagsmitgliedern je eines Kreises erwählt werden. Ihnen

steht in der dreijährigenZwischenzeit von einem ordentlichen

Landtage zum anderen die Erledigung der minder wicht,

gen Angelegenheilen zu, die nicht die Berufung außtr-

ordentlicher Landtage oder Kreisversammlungen erhei-

schen. Sie versammeln sich, so oft es erforderlich scheint,

in der Regel zweimal im Jahre. Diese Institutionen
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heißen: in Livland und in Oesel: Adelskonvent, in

Estland: Ritterschaftlicher Ausschuß, in Kur-

land: Ritterschaftskomitee. Der Adelskonvent des

livländischen Festlandes besteht aus dem Landmarschall,
12 Landräten, 12 Kreisdeputiertennnd 2 Kassadeputierten,

von denen aber den Landräten und den Kassadeputierten

nur begutachtendes Stimmrecht zusteht. Der Oesclsche
Adelskouvent besteht aus dem Oeselschen Landmarschall,
vier Landräten, 6 Konvents- und 2 Kassadeputierten. Den

Landräten und Kassadeputierten steht auch hier nur eine be-

ratende Stimme zu. Der Ritterschaftliche Ausschuß in

Estland besteht aus dem Ritterschaftshauptmann, 12 Land-

räten nnd 12 Kreisdeputierten. Alle diese Personen müssen

nicht nur dem örtlichen immatrikulierten Adel angehören,

sondern auch, mit Ausnahme der Kassadeputierteu in Liv-

land und in Oesel, Rittergüter in der Provinz oder in dem

Kreise besitzen, dessen Vertretung ihnen als Kreisdepu-
tierten obliegt.

Die Landrüte werden auf Lebenszeit, die übri-

gen Vorgen. Beamten aber je auf drei Jahre erwählt.

Die Sitzungen der Kreisdeputierten und Kassadeputierten
werben von dem Landmarschall oder dem Ritterschafts-

hauptmann geleitet. Die Landräte geben ihr Gutachten

gewöhnlich in besonderen Sitzungen ab, bei denen in Liv-

land und in Oesel der residierende Landrat den Vorsitz

führt. Doch finden auch gemeinschaftliche Sitzungen, sogen.

Plenarversammlungen statt. Insbesondere wird in Liv-

land oft die Erledigung wichtiger, der Entscheidung des

Landtages vorbchaltcner Gegenstände vom Landtage der

Plenarversammlung des Adelskonvents übertragen.

Das Ritterschaftskomitee in Kurland besteht aus dem

Landesbevollmächtigten, drei residierenden und zehn nicht-

residierenden Kreismarschällen, sowie dein Obereinnehmer.



177

Es versammelt sich mindestens zweimal jährlich. Außer-

dem finden, so oft erforderlich, Versammlungen des Lan-

desbevollmächtigten, der drei residierenden Kreismarschälle,
die in Mitau ihren Wohnsitz haben müssen, und des Ober-

einnehmers statt. Der Landesbevollmächtigte, die Kreis

Marschalle und der Obereinnehmer müssen dem kurländi-

schen immatrikulierten Adel angehören. Daß sie mit

Rittergütern ansässig seien, wird nicht verlangt.

Die Ausführung der Landtagsbeschlüsse
und überhaupt ihre Pertrctuug sowohl der Regierung als

anderen Institutionen und Privatpersonen gegenüber ist
im allgemeinen Obliegenheit des L a n d m ar s eh all s in

Livland und Oesel, des Ritterschaftshauptmanns
in Estland und des Landesbevollmächtigten in

Knrland. Ju Livland und in Oesel übt der Laudinarschall

vornehmlich die Vertretung des Landtags und der Adels-

korporation bei den zentralen Regierungsinstitutionen aus.

Tagegen ist die laufende Geschäftsführung und die Vertre-

tung vor und in Provinzialinstitutionen dem residierenden
Landrat übertragen. Tiefes Amt wechselt entweder unter

den Landräten, oder es wird von ihnen selbst einem von

ihnen auf längere Zeit, auf dem Aestlande gewöhnlich auf
drei Jahre, übertragen. Der residierende Landrat, der

Ritterschaftshauptmaun, der Landesbevollmächtigte sind
die Leiter der Ritter sch aftskan zlei en, denen

Schriftführung und Rechnungswesen in allen, die ritter-

schaftlichen Institutionen betreffenden Angelegenheiten ob-

liegen. Sie sind auch die Vertreter der Ritterschaft in allen

Regieruttgsinstitutionen des Gouvernements, zu deren Be-

stände solche Vertreter gehören, z. B. in der Gouverne-

ments-Wehrpflichtskommission, in den besonderen Sessionen
der Gouvernementsverwaltung in Bauersachen, Städte-

sachen und Sachen des Wegekapitals, im Waldschutz-Ko-

mitce, Gouvernements-Gefängniskomitee, Sanitäts-Ko-
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nntee, Zchutzpocken-Jmpfungs-Komitee, Statistischen Ko-

mitee u, and, m.

Wo in derartigen Regierungsinstitutionen der Kreise
eine solche Vertretung zulässig ist, wird sie von deu >ireis

deputierten bezw. den nichtresidierenden Kreismarschällen

ausgeübt.

waren; 2) Kirchspielsgerichte, die aus dem Kirchsviclsrichter

anderer, in Kurland gab es, statt der >iirch!piclsgerichte, eine vermehrte

Endlich war bis 1888 auch die Landvolizci Wahlbeamten



179

II. Geschtentlicher Rückblick.

Von

Dr.Astaf vonTransehe-Roseneck.

Die äußere Struktur der ländlichen Selbstverwaltung
der zeigt einen ständisch - aristokratischen

Charakter, wie er sich in allen Kolonialländern, wo eine

sremdstämmige Herrenklasse der großen Masse der ein-

geborenen Bevölkerung gegenübersteht, herauszubilden

pflegt.
Urteilt mau daher nach den äußeren Merkmalen, so

erscheinen die einzelnen Provinzen mit ihren von der land-

sassigen Ritterschaft geleiteten Landesverwaltungen wie

Adelsoligarchien, und unwillkürlich drängt sich die Ana

logie der deutschen Ostseeländer: Holstein, Mecklenburg
uud Neu-Vorvommeru auf, die bis in das 19. Jahrhundert

hinein sehr richtig als „Adelsrepubliken" charakterisiert
worden sind.

Trotz weitgehender Unterschiede, die sich durch die

Verschiedenheit der politischeu Schicksale der genauuten
Länder einerseits und der russischen Ostseeprovinzen an-

dererseits gewissermaßen von selbst ergeben, ist diese Ana-

logie unzweifelhaft vorhanden. Sie tritt besonders zu-

tage in dein Maß politischer Rechte, das der Klasse der

Großgrundbesitzer, die früher mit dein landiässigen Adel,

der Ritterschaft, zusammenfiel, zustand und zum Teil noch

zusteht.

Wer die Geschichte der Ostseeprovinzen nicht kennt,

ist daher leicht geneigt, sein Urteil über die Lebensfähigkeit
und den Wert der „feudalen" Verfassung der Provinzen

nach seiner Kenntnis dieser Tingein den deutschen „Adels-

republiken" zu formen, wie diese sich noch etwa im 18.

Jahrhundert darstellten. Er würde jedoch hierbei in einen

verhängnisvollen Irrtum verfallen. Denn so sehr die
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Ostseeprovinzen nach ihrer staatsrechtlichen Form Adels-

oligarchien ähneln, so wenig sind sie es ihrem innersten

Wesen nach. Diese gewiß auffallende Erscheinung läßt

sich historisch erklären.

Die siebenhundertjährige Geschichte Livlands ist eine

Kette ununterbrochenerharter Kämpfe. Die Handvoll deut-

scher Kolonisten niedersächsischen Blutes hatte nicht nur

ihre Herrscherstelluug im Jnucrn zu wahren, sie mußte

beständig gegen die äußeren Feinde kämpfen, die sich den

Zugang zur Ostsee auf livländischem Boden erstreiten woll-

ten. Ritter und Bürger hatten wenig Zeit zu satter Muße,

ihr Leben verlief in Unrnhc und Streit. Harnisch und

Sattel waren ihnen gewohntere Dinge als Feierkleid und

Sorgenstuhl. So wuchs ein rauhes, trotziges, kampfge-
wolmles Geschlecht heran. Kampfesfroh so sehr, daß sie
übereinander herfielen, Ritter und Städte, Vasallen und

Ordensherren, wenn die äußeren Feinde ihnen Ruhe

ließen, ja — zu ihrem Verderben
— auch dann, wenn die

Feinde vor den Toren standen.
Als die nordischen Mächte: Schweden, Dänemark und

Polen das Erbe des Deutschen Ordens und der Bischöfe

unter sich teilten, da mußten sie sich mit den deutschen

Ständen, Ritterschaften und Städten ins Einvernelmien

setzen, die politisch von weit größerer Bedeutung waren,

als die besiegten Landesherren: Ordensmeister und Bi-

schöfe. Daher schloffen die Sieger mit den Ständen staats-

rechtliche Verträge, in denen sie ihnen freie Religionsübung
und deutsche Selbstverwaltung zugestanden.

Die letzten drei Jahrhunderte sind nun nichts weiter,
als ein hartnäckiger und oft verzweifelter Kampf der deut-

schen Stände um die Wahrung dieser Rechte. Wenn man

bedenkt, wie unendlich ungünstig Licht uud Schatten in

diesem Kampfe verteilt sind, wenn man sich ins Ge-

dächtnis ruft, wie oft anscheineud das Deutschtum dem
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Tode geweiht war, so muß es mit Staunen erfüllen, daß

noch heute die deutsch-protestantische Kultur an der Ostsee

herrscht. Und nicht nur mit Staunen, auch mit der Ueber-

zeugung, daß die Kraft des Glaubens und die Liebe zum

Volkstum stark genug sind, um allen Gefahren zu trotzen.
Wir wollen nicht die Frage auswerfen, wie weit die

ständische Form, in die sich das Deutschtum kleidete, dazu

beigetragen hat, seine Widerstandskraft zu erhöhen, diese

mittelalterliche Form, die gewiß große Mängel hatte, die

aber einem echt germanischen Empfinden entsprach und

zweifellos eine Macht darstellte: „die durch eine Verbin-

dung Gleichstehender zum Frieden, zu gegenseitigem Schutz
und Trutz, zu gemeinsamem Besitz und Genuß begründete

Macht der Einigungen".
Es kommt hier nicht daraus au, den Wert oder Un-

wert ständischer Einrichtungen zu untersuchen, sondern nur

festzustellen, daß die deutschen Stäube Fahrhunderte hin-

durch den Kampf um Glauben und Volkstum geführt haben.
Darin aber liegt der Schlüssel für die Beurteilung des

Wesens unserer Verfassung. Die höchsten Güter der

Menschheit, die den innersten Kern aller Kultur bilden:

Glaube uud Sprache, waren auch für die livländischen
Stände die höchsten Güter, für die sie unzählige Male

Leben und Habe in die Schanze geschlagen haben. Ein

versöhnendes Moment in dem sonst harten Schicksal, das

über dem Ballenlande waltete, liegt darin, daß es vor-

wiegend ideale Interessen waren, die das politische Leben

des Landes erfüllten. Dadurch wurden Verantwortungs-

gefühl und Pflichtbewußtsein der leitenden Stände gegen-

über dem ganzen Lande vertieft. Nicht Standesinteressen

galt es in erster Linie zu verfolgen, sondern Landesinter-

essen. Tie Ritterschaften fühlten sich als die berufenen

Vertreter des ganzen Landes, als Patrone der evangelisch-

lutherischen Landeskirche, als Wahrer der von den Vätern
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ererbten deutschen Kultur. Die Verfassung gab ihnen die

Möglichkeit, in diesem Geiste zu wirken.

Im Artikel 83 des 1815 kodifizierten Ständerechts

heißt es vom Livländischen Landtage ausdrücklich: „Alles,

was sich aus die Rechte, Interessen und Einrichtuugen
der Ritterschaft oder auf das Wohl des ganzen

Landes bezieht, kann Gegenstand der Landtags

Verhandlungen sein." Dieser Artikel geht zurück auf die

Verfassung von 1613, die Basis der derzeitigen Verfas

sung der livländischen Ritterschast.
Ein Blick iv die Geschichte Livlands der letzten drei

Jahrhunderte zeigt uns, daß die Wirksamkeit der Ritter-

schaft aus allen kulturellen uud politischen Gebieten in

diesem leiste verlaufen ist.

Wir wollen diese Gebiete in großen Umrissen an uns

vorüberziehen lassen. An allererster Stelle steht die Für-

sorge für bi l a n b e und Kirche.
Als die livländischen Stände sich 1561 dem polnischen

Szepter unterWersen mußten, da bedangen sich ihre Ver-

treter die volle Freiheit und Betätigung des evangelisch-

lutherischen Glaubens aus.

Erstlich und vor Allem — heißt es im Vertragsin-

strument vom 28. November 1561, dem sog. ?rivilsMuro.

Ligisirruricli — erstlich uud vor allem bitten wir

im Namen der Ritterschaft ganz Livlands um die Er-

haltung des evangelisch-lutherischen Glaubens und darum,

daß wir in keiner Weise darin gestört werden. Sollte sol-

ches wider Erwarten geschehen, so würden wir dennoch

unsere Religion und gewohnten kirchlichen Gebräuche bei-

behalten nnd uns in keiner Weise davon abwendig machen

lassen nach der Richtschnur der heiligen Schrift, daß man

l>mtt mehr gehorchen soll als den Menschen. Sodann bitten

wir nin Erhaltung nnd Widerherstellung der Kirchen und

um Anstellung von Dienern des reinen Evangelinms,
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nie Ten

denen ihre Bezüge nnd Widmen, falls ihnen solche ab-

genommen oder vorenthalten werden, wiedergegeben wer-

den mögen.

Tiefe Bitten werden in den Punkten 1 und 2 der

Unterwerfungsurkunde vom 4./15. Juli 1710 wiederholt

uud von Peter dem Großen feierlichst zugestanden.
Seitdem sind die Livländischc Ritterschaft und gleich

ihr die Ritterschaften der anderen Provinzen unzählige

Male für die Glaubensfreiheit und die erschütterten Rechte
der evangelisch-lutherischen Landeskirche eingetreten; es

sei hier nur au die kirchliche Bewegung der 40er Jahre
des 19. Jahrhunderts, an die Kämpfe um die Gewissens-

freiheit in den «illee Jahren und an die Suppliken von

1870 uud 1885 erinnert. Gleichzeitig haben die Ritter-

schaften unablässig am Ausbau des inneren und äußeren

Kircheuwesens mitgewirkt. Ihre Mitglieder haben als

Kirchenvorsteher und Glieder der Lberkirchcnvorsteherämter

ehrenamtlich die Verwaltung des äußeren Kirchenwefens

geführt uud find als Präsides und weltliche Beisitzer im

Konsistorium tätig. Tie Ritterschaften wählen und be-

solden die Geueralsuperintendentenund tragen auch sonst

erhebliche materielle Lpser für die Kirche. (Vgl. über das

'iirehenwesen Abschnitt VI dieses Buches.)
Wir wenden uns nun zum Unterrichtswesen

und zwar zunächst zur Universität.

Hier finden wir, daß schon König Karl IX. von

Schweden am 13. Juli 1602 der Dörptschen Ritterschaft

zusicherte: „daß das alte Nonnenkloster, in der Stadt

Torpl belegen, wiederum erbauet und ein Eollegium oder

hohe Sehole dareiu fundierer werden soll". Tie Universität
wurde jedoch wegen der Kriegslauste erst 1632 vou König

GustavAdolsinTorpat errichtet und 1690 vonKönigKarlXl.

zuerst in Torpat, dann in Pernau erneuert. Ter nord. Krieg,
der Livland im wahren Sinne des Wortes zu einer Einöde
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machte, brachte auch der livländischen Universität den

Untergang. Im Punkt 4 der Kapitulation von 1710 be-

dang sich daher die Ritterschaft aus: „Die Universität
in Liefland, weiln sie mit zureichlichem Einkommen und

Gütern fundiert ist, wird beybehalten." Peter der Große

gestand diese Forderung in seiner Resolution vom 12/23.

Oktober 1710 zu und verfügte, daß die Ritterschaft und das

Oberkonsistorium geschickte Professoren vorschlagen sollten.
Die Not der Zeiten ließ es jedoch nicht zur Neugründung
der Universität kommen, und es verging fast ein Jahr-

hundert, bis es den vereinigten Ritterschaften gelang, den

langgehegten Plan wieder ins Leben treten zu lassen.
Am 1. Mai 1799 bestätigte Kaiser Paul den Gründungs-

plan einer Universität in Torpat, einer Bildungsstätte

„für das ganze russische Reich, vorzüglich aber für die

Ritterschaften Liv- und Estlands", denen die Universität

kapitulationsmäßig zugesichert worden sei. Der Univer-

sität wurden die Einkünfte von 100 Haken Livländischer

Domänengüter zugewiesen. Tie Unkosten der ersten Ein-

richtung übernahmen die Ritterschaften. Sie betrugen

ca. 70,000 Rbl., eine für jene Zeit sehr beträchtliche

Summe, von der ca. 45,000 Rbl. auf die livländischc Rit-

terschaft entfielen. Die Verwaltung der Universität lag
in den Händen eines von den Ritterschaften eingesetzten

Kuralveinuls, dem auch die Wahl und Berufung aller

Professoren und Beamten anheimgegeben war. Dieser

Zustand, der durch das Statut vom 5. Januar 1802 an-

erkannt worden war, dauerte jedoch nur bis zum 24.

Januar 1803, an welchem Tage der Torpater Lehrbezirk

begründet und dieser ebenso wie die Universität einem

Regierungsbeamten als Kurator unterstellt wurde. Seit-

dem haben die Ritterschaften nur indirekt für das Wohl
der Landesnniversität tätig sein können durch Errichtung

zahlreicher Ztudieustipcndien und durch wiederholtes
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Eintreten für den abendländischen Charakter der Univer-

sität, der durch immer wiederkehrende Russifizierungsver-

suche gefährdet wurde und schließlich — wie bekannt —

nach Umwandlung der deutschen Universität Dorvat in

die russische Universität Jurjew auch vollständig ver-

loren ging.

Tieselbe Wirksamkeit zeigten die Ritterschaften auch

auf dem Gebiete des Mitt el schulwese n s. Einerseits
bedeutende materielle Opfer für Begründung, Unterhalt
und Unterstützung von deutschen Gymnasien, andererseits
ein ununterbrochener Kampf für die Wahrung der deut-

schen Bildung. Von den ritterschaftlichen Gymnasien zu

Reval, Goldingen, Fellin und Birkenruh ist im Abschnitt
VII v dieses Buches die Rede, von ihrer Errichtung, Auf-

lösung und neuerlichen Wiedererrichtung. Zurzeit bestehen

ritterschastliehe Gymnasien in Reval, Birkenruh, Mitau

nnd Goldingen und das Land ist mit einem Netz von

Progymnasien bedeckt, die mehr oder weniger von den

Ritterschaften unterstützt werden. Welche außerordentlich

hohen Mittel die Ritterschaften für deutsche Privatschuleu
und Lehrkreise während der Zeit, wo alle ösfentlichen

Schulen russisch sein mußten, hergegeben haben, wirv noch

in jedermanns Erinnerung sein.

In engein Zusammenhang mit der Schutzpflicht für
die Kirche steht die Fürsorge für die Volksschulen,
die von jeher einen koufessionellen Charakter besaßen und

denen nach alter Tradition nicht nur das allgemeine In-

teresse der Ritterschaften, sondern auch die Liebe jeder ein-

zelnen Gutsherrsehast zugewandt war, was die zahllosen

Schenkungen und Stiftungen auf diesem Gebiete beweisen.

Hierüber vgl. Abschnitt Vlldieses Buches.
Wenn wir uns nun dem Rechtsleben zuwenden,

so finden wir auch hier eine eifrige Tätigkeit der Stände,

sowohl hinsichtlich der Kodifikation des Provinzialrechts,
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als auch hinsichtlich des Ausbaues des Gerichts- und Ver

waltnngswesens.

Es ist schon oben bemerkt worden, daß den Livländern

in ihren Unterwerfungsverträgen-mit fremden Monarchen
neben freier Religionsübung auch deutsche Selbstverwal-

tung zugesichert wurde. In, Punkt 10 der Kapitulation

von 1710 wurde das bestehende deutsche Recht anerkannt

und seine Kodifikation als Proviuzi alre eh l t„jus

proviiroials") in Ausfuhr gestellt. Hierzu kam es aber

erst, nachdem weit über 100 Jahre Verslossen waren, ob-

gleich die Livländische Ritterschast 1741 den vollständig

ausgearbeiteten Entwurf eines Landrechts vorstellte. Alle

Arbeit zahlreicher ständischer Kommissionen, alle Ve

mühung der ritterschaftlichen Vertretung in Petersburg

scheiterte an der Unfähigkeil oder dem Uebelwvlleu der

Bureaukratie. Erst 1829 trat eine Wendung zum Besseren

ein, als ein Livländischer Landrat als Redakteur des

Prvviuzialrechis in die kaiserliche Kanzlei, deren eine

Abteilung mit diesen Arbeiten betraut war, berufen wurde.

Diesem gelang es auch, den allmächtigen Minister Spe-

ranskp zu bewegen, das Provinzialrecht der Ostseepro-

vinzen als besonderes nnd nicht in der Form

von Anmerkungen znm allgemeinen russ. Reichsgefehbuch

erscheine» zu lassen, welches Schicksal später Klein-Rußland

widersuhr. Trotzdem vergingen aber noch 16 Jahre, bis

am l. Juli 1845 die zwei ersten Teile des Provinzial-

rechts lßchördenverfassung und Stauderecht) erschienen,

und erst am 12. November 1864 lag der dritte Teil, das

Privatrecht, kodifiziert vor. Ein tranriges Schicksal hatten
der vierte und fünfte Teil des Provinzialrechts, die den

Zivil- und Kriminalprozeß enthalten sollten. Die von der

ständischen Kommission, der sog. Zentraljustizkommission,
1864 und 1865 ausgearbeiteten Entwürfe wurden nicht

bestätigt, da 1867 der Onmeralgouverneur die Einführung
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von Friedensgerichten und damit im Zusammenhang eine

gänzliche Reorganisation des Gerichts- uud Verwaltungs-

weieus in den Ostseeprovinzen dringend besürwortele, Tic

Regierung schloß sich den Erwägungen des Generalgou-

verneurs an uud beries eine neue staudische Kommission

znr Ausarbeitung eines Friedensrichlergeselzes sür die Ost-

seeprovinzen, Tieses geschah 187V. .Nach unzähligen Prü-

flingen nnd Reuredaktivueu erchiell das besetz über die

Einführung von Wahl-Friedensrichtern, dem auch Abände-

rungen des bestechenden (Gerichtsverfahrens beigefügt wa-

ren, am 2!> Mai die Allerhöchste Bestätigung. Dieses

besetz ist aber nie zur Gelluug gelaugt. Seine Eiusührung
wurde ausgeschoben und wegen der 1886 beginnenden

russischen lustizreform in den Ostseeprovinzen 1889 ganz

aufgehoben. Seitdem haben die Ritterschaften keine Mit-

wirkung am Ininzwesen gehabl uud mußten sich ans Bor

schlüge zur Ergänzung des Privatrechts beschränken.*)

Parallel mir der Wirksamkeit der Stände sür die Ko-

difikation des Provinzialrechts und die Reorganisation des

Gerichtswesens liefen die Versuche zur Erlangung eines

baltischen Obertri buna l s. eines obersten Gerichts-

hofes sür die deutscheu Provinzen Rußlands. Im Punkt
9 der Kapitulation von 1710 hatte sich die Livländischc

Ritterschaft „eiu Tribunal allhie nach der Form des

Preußischen" ausbedungen. Peter der Große gestand die

Errichtung eines Tribunals zu mit der Einschränkung,

daß sie wegen der Kosten auf „bequemere Zeiten aus-

») Von den zahlreichen dnrch denLivl. Landtag der Staatsregierung

vorgestellten Geseizcsnovellen seien hier nnr einige genannt: Ein An-

erbenrechl sür Vaucrhöfe i 1890 und 1898). ein Anerdenrccht sür Ritter-

güter (1902 — wird demnächst vorgestellt), ein Vorflut- (Bewttsseruiigs-
und Entwasscrungs-) Gesetz (1903), ein Noilvegc-Gesetz (1906), d. h. ein

Gesetz, das die Berbindnng eines Grundstücks mit den öffentlichen

Verkchrsslraßen regelt.
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gesetzet" werden müsse. Diese bequemeren Zeiten sind aber

bis auf den heutigen Tag nicht eingetreten. Nur kurze

Zeit füngierte als ein solches Obertribunal das 1718 in

Petersburg gegründete Reichsjustizkollegium der Liv-,

Est- uud Finuländischen Zachen. Seitdem hat die Ritter-

schaft immer wieder dieselbe Bitte in Petersburg vor-

gebracht. Das ist im 18. Jahrhundert bei fast allen

Gesuchen um Privilegienbestätigung geschehen, serner in

den lahren 1827, 1839 und 1862 und zuletzt in der

Sr. Majestät dem Kaiser überreichten Denkschrift vom

März 1906, wo es zur Frage einer lustizreform in den

baltischen Provinzen heißt: „Als leitende Gesichtspunkte

für diese Reform müßten gelten: Einführung der Landes-

sprachen für die mündliche Verhandlung in allen In-

stanzen, Zulassung der Landessprachen für alle schrift-

lichen Eingaben, Anstellung von Richtern, die der Landes-

sprachen mächtig sind nnd außer allgemeiner juristischer

Oualifikalion ihre Kenntnisse des provinziellen Rechts durch

ein besonderes Examen erwiesen haben, (Gründung eines

Obertribunals in Riga für alle baltischen Provinzen, Auf-

hebung der Gemeindegerichte bei Ueberweisung ihrer Ob-

liegenheiten an die allgemeinen judiziären Instanzen."*)

Ziehen wir die Summe aus den geschilderten Bestre-

bungen der Ritterschaften auf dem Gebiete des Rechts-

lebens, so handelt es sich um die Wahrung des überkom-

menen Rechts, um die Erhaltung der festgewurzelten Rechts-

vorstellungen und um die Pflege einer gesunden, den tat-

sächlichen örtlichen Verhältnissen angepaßten Rechtsspre-

chung. Diese letztere war, wie auch das ganze Verwaltungs-

wesen, bis Ende der achtziger Jahre des 19. Jahrhun-

derts, entsprechend der ganzen Entwickelung der Zelbst-

*) Denkschrift der Livl. Ritterschast vom März 1900. Abge-
druckt in der Bali. Monatsschrift Bd. 62, 1906, S. 279-301.
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verwallnng, ständisch organisiert, svwobl in den Städten

als auch auf dem flachen Lande. Die höheren Gerichte
wurden auf den Landtagen besetzt; Richter und Verwal-

tuugsbeamte wurden von ihren Standesgenossen gewählt.

Ein großer Teil der Posten war unbesoldet. Es galt für
eine Ehre und als Pflicht, dem Lande zu dienen. Gewiß,

es hafteten diesen alten Behörden manche Mängel an.

Vieles war veraltet, der Instanzenzug war schleppend,
das Verfahren kompliziert, die Kompetenzen der Behör-

den nicht sorgfältig genug geschieden. Aber die Beamten

waren eng vertraut mit Land und Leuten, sie sprachen
deren Sprache, sie kannten deren Gefühlsleben, sie hatten

dieselben Rechtsvorstellungen. Vom Vertrauen ihrer Stan-

desgeirossen berufen, kannten sie keinen anderen Ehrgeiz,
als dieses Vertrauen zu rechtfertigen. Da es für sie keine

Beförderung gab und keine andere Belohnung, als das

erhöhte Ansehen, welches Pflichterfüllung und Treue ver-

leihen, wurde ihre Beamtentätigkeit nur von sachlichen

Erwägungen geleitet. Kurz, das Gerichts- uud Ve>wal-

tungswesen hatte alle die Vorzüge einer bis ins kleinste

ausgebildeten Selbstverwaltung. Allerdings, wie schon be-

merkt, auch deren Mängel. Daß diese letzteren auch von

den Ständen empsunden wurden, beweisen ihre Vorschläge

zur Neugestaltung des Gerichts- und Verwaltungswesens,

von denen wir oben gesprochen haben. Leider hat die

Staatsregierung diese Vorschläge verworfen und ein dem

Wesen der Bevölkerung völlig fremdes, rein bureaukrati-

sches System an die Stelle der historisch erwachsenen Selbst-

verwaltung gesetzt.
Tie Organe der Ritterschaft funktionieren zurzeit nur

noch auf wirtschaftlichen und allgemein kulturellen Ge-

bieten, die allerdings einen bedeutenden Umfang haben,

u. and. die ganze den „Semstwos" der innerrussischen

Gouvernements zugewiesene Tätigkeit mit umfassen. Nach
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wie vor wird die Arbeit der wichtigsten versassungsmäßigen

Organe der Ritterschaften nicht nur ohne Besoldung,

ehrenamtlich, geleistet, sondern sie erfordert sogar bedeu-

tende der Allgemeinheit und der Einzelnen,

Innerhalb der wirtschaftlichen und sozialpolitischen

Tätigkeit der Ritterschaften steht in erster Linie die Ge-

staltung der Agrarverhältnisse, die in Abschnitt
VIII dieses Buches ausführlich bebandelt werden. Wir

werden dort erfahren, daß die sogen. Bauernbefrei-

ung: die Aushebung der Leibeigenschaft und der Schollen-

pflichtigkeit, sowie die Regulierung des gntsherrlich-bäuer-

liehen Verhältnisses von den Ritterschaften in Angriff ge-

nommen und durchgeführt worden ist, während es sonst
in den Ländern mit ähnlichen gutsherrlich-bäuerlicheu Ver-

hältnissen die Regierungen waren, die im allgemeinen

Staatsinteresse diese Reformen durchführten, nieist gegen

den Willen der die Grundherrschast vertretenden Stände.

Das Resultat der durch die Ritterschaften seit Ende des

I!> Jahrhunderts durchgeführten Agrarreformen wird

gleichfalls im Abschnitt VIII dargestellt werden. Tie Tat

fachen, die wir dort anführen, sprechen eine für jeden

Unbefangenen beredte Sprache. Man wird nicht daran

zweifeln dürfen, in ihnen den besten Beweis für den Wert

der alten baltischen Selbstverwaltung zu erblicken.

Von der wirtschaftlichen Arbeit, die im Laufe der

Zeiten vom Großgrundbesitz geleistet worden ist, ist in

jenem Abschnitt gleichfalls die Rede. Tiefe Arbeit er-

scheint dadurch nicht wertloser, daß sie auch dem lKrch;

grundbesitze selbst zugute kam, indem die Fürsorge sür

den Bauernstand, wie sie die patriarchalische Ausfassung
des gutsherrlich-bäuerlichen Verhältnisses in den Ostsee-

provinzen in so hohem Maße zeigt, dem wohlverstandenen

Interesse des ganzen Landes entsprach, nach dem alten

Spruche: „Hat der Bauer Geld, hat es die ganze Welt."
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Die wirtschaftliche Arbeit des Großgrundbesitzes, die sich

in der Ausgestaltung der bäuerlichen Besitzverhältnisse, in

der raliouelleu Vervollkommnung landwirtschaftl. <>>roß

betriebe, in den Bestrebungen auf dem Gebiete des Kredit-

wesens nnd der wirtschaftlichen Vereine und Genossen-

schaften u. f. w. äußert und Agrarverhältnisse geschaffen

hat, mit denen sich diejenigen des inneren Rußlands

nicht vergleichen können, diese Arbeit der Sclbstverwal-

tungskörver verdient jedenfalls in einer Hinsicht die Auf-

merksamkeit: daß sie nämlich so gut wie vollständig ohne

materielle Beihilfe des Staates durchgeführt worden ist.

In dieser Beziehung stehen die Ostseeprovinzen unter allen

Agrarländern Europas vereinzelt da.

Es erübrigt nnS noch, einen Blick auf den Ausbau

der Verfassung zu werfen.

In dem vorhergehenden systematischen Abschnitt über

die Organisation der Selbstverwaltung ist die Verfassung
in Umrissen gegeben worden. Wir wollen hier die wich-

tigsten Momente ihrer inneren, d. h. durch die Stände

veranlaßten Entwickelung anführen.

Ter Landtag war auf Grundlage der Kapitulation

von 1710 die Versammlung aller adligen Rittergutsbe-

sitzer, die seit Errichtung einer Ritterbank (Adelsmatrikel)
in die Ritterschaft nnd den nicht immatrikulierten Adet

zerfielen. Letzteren nannte man, in mißverstandener Auf-

fassung des alten pleouastischen Ausdrucks „Ritter- und

Landschaft", kurzweg „die Landschaft". Personen nicht-

adliger Stände konnten nur Pfandbesitz erwerben und

waren infolgedesseu nicht landlagssähig. Aus Beschluß der

Ritterschaft wurde jedoch 1866 das ausschließlich adlige

Gülerbesitzrccht aufgehoben, und seitdem können Personen
aller Stände, sofern sie Rittergüter besitzen, zur „Land-

schaft" gehören.
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Allerdings waren die Rechte und Pflichten der Glieder

der Ritterschaft und der sog. Landsassen verschieden.

Erstcrc waren bei Strafe verpflichtet, auf den Landtagen

zu erscheinen (die altgermanische Gerichtspflicht der Va-

sallen!) und übten sämtliche verfassungsmäßigen Rechte

aus; letzteren stand es frei, die Landtage zu besuchen und

in allen Steuersragen ein Stimmrecht auszuüben. —

1871 verzichtete die Livländischc Ritterschaft auf das aus-

schließliche Wahlrecht ihrer Glieder zu Gerichts- und Ver-

waltungsämtern, 1881 erteilte sie der „Landschaft" ein

Stimmrecht in allen Fragen mit Ausnahme der korpora-
tiven Angelegenheiten der Ritterschaft, der Verfassungsän-

derungen und der Wahlen zu den Reprüsentationsämtern.
1885 und 1889 verzichtete der Livläudische Landtag auf
die sogen. Schatzfreiheit des Hofeslandes der Rittergüter,
d. h. dieses sollte nicht nur wie bisher zu den Willigungen
der Ritter- und Landschaft, zur sogen. Ritterkasse, son-
dern auch zu den Landesabgaben, zur sogen. LandeTkasse,
die bisher ausschließlich von den Eigentümern des Quoten-

und Bauerlandes getragen wurden,*) herangezogen wer-

den. Der Landtag ging dabei von der Erwägung aus,

daß, bei dem fortschreitenden Uebergang des Bauerlandes

in das Eigentum von Bauern und den stets wachsenden

Ansprüchen des Landeshaushaltes, die besitzliche Bauer-

schaft sonst zu sehr belastet werden würde, nmsomehr als

die der Ritterkasse allein zur Last fallenden, sehr bedeu-

tenden Ausgaben für die Justiz- und Polizeibehörden

nicht mehr den Lasten des Bauerlandes gegenüber in

Ueber dießegUffe,.Hvsesland", „Quvtc" und»Vauerland"s.Abschn.Vlil.
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Rechnung gestellt werden konnten, da sie mit Einführung

der russischen Justiz- und Polizeireform in Fortfall kamen.

Zu weiterem Ausgleich und gerechterer Verteilung der

Steuerlasten durch Heranziehung bisher gar nicht oder

wenig getroffener Steuerobjekte, wie z. B. der Wälder,

beschloß der Livländische Landtag von 1898 eine Grund-

steuerreform, deren Durchführung auf Grund des

Gesetzes vom 4, Juni 1901 dem Lande über eine Million

Rubel kosten wird.

Gleichzeitig mit der Erweiterung der Rechte der nicht

zur Ritterschaft gehörigen Landtagsglieder war die Rit-

terschaft bedacht, auch die nicht landtagsfähigen ländlichen

Steuerzahler zur Selbstverwaltung des Landes heranzu-

ziehen. Hierbei leiteten den Landtag dieselben Grundsätze,
wie bei den Agrarreformen. Es galt, jede sprunghafte

Neuerung zu vermeiden und in allmählicher Entwickelung
die geeigneten bäuerlichen Elemente durch gemeinsame
kommunale Arbeit für Zwecke gesunder Selbstverwaltung

zu erziehen. Die Reform mußte daher beim untersten

Selbstverwaltungskörper, dem Kirchspiel, beginnen. Der

Landtag von 1869 beschloß „die Hinzuziehung des bäuer-

lichen Standes zur Lösung kommunaler Aufgaben" durch
Erteilung eines Stimmrechtes an die Vertreter der Bauer-

gemeinden auf den Kirchfpielskonventen. Der Landtag

von 1870 setzte die Trennung der Kirchen- und Kirchspiels-
konvente ins Werk und regelte die Verhältnisse der neu-

gestalteten Selbstverwaltungsorgane.

Nach etwa zehnjähriger Tätigkeit dieser Organe glaub-

ten die Ritterschaften, an einen weiteren Ausbau gehen

zu können. Auf gemeinsamen Konferenzen von Vertre-

tern der vier baltischen Ritterschaften wurde das Projekt
einer Kirchspiels- und Kreisordnung ausge-

arbeitet, nach welchem die Bauerschaft zur Vertretung
in den Kreisversammlungen berufen werden sollie. Dieses
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Projekt wurde 1885 der Staatsregierung vorgestellt, von

dieser jedoch, wie es in derDenkschrift der Livl. Ritterschaft

vom 24. November 1905*) heißt, „einer Prüfung nicht

gewürdigt. Die Ablehnung der Kenntnisnahme erfolgte,
weil die Absicht einer vollkommenen Bureaukratisierung
der Proviuzialverwaltung vorlag."

Die im Jahre 1885 beginnende Russifizierung des

Schulwesens, der Justiz- und Verwaltungsbehörden hat

bekanntlich jeden Einfluß der Ritterschaften ans den Aus-

bau der Verfassung gelähmt. Es trat eine Periode von

20 Jahren ein, die einen Stillstand, ja auf vielen Ge-

bieten des kulturellen Lebens einen deutlich erkennbaren

Rückschritt bedeutete. Diese Tatsache ist nicht nur von

der öffentlichen Meinung, ja sogar von der Staats-

regierung**) anerkannt worden, sie ist auch in der Re-

volution von 1905 zutage getreten.

Erst die Allerhöchste Kundgebung vom 12. Dezember
1904 über „Entwürfe zur Vervollkommnung der Staats-

ordnung", die u. and. auch „die Erweiterung der kommu-

nalen Selbstverwaltung" ins Auge faßte, gab den Rit-

terschaften die Möglichkeit, auf der eingeschlagenen Bahn

vorwärtszuschreiten. Nach vorbereitenden Arbeilen im

Schoße der einzelnen Ritterschaften traten ihre Vertreter

im Mai 1905 zu einer „Baltischen Konferenz" zusammen
nnd berieten die Grundzüge einer neuen Provinzialver-

fassung, diebei organischem Ausbau der bestehenden Ver-

fassungen eine Heranziehung sämtlicher Steuerzahler aller

Stände zur Selbstverwaltung ins Auge faßte, indem die

einander übergeordneten Selbstverwaltungskörper: Be-

zirkstage, Provinzialtage und ihre Organe aus Vertretern

der ganzen, die Landessteuern aufbringenden Bevölkerung

») Abgedruckt im Rigaschen Almanach sur 1906. S. 105-109.

»*) z. B. in der am 18. Juni 1905 Allerhöchst bestätigten Re-
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bestehen sollten. Noch im Sommer 1905 wurden, auf
Grund der vereinbarten Gesichtspunkte, von den Landtagen
der vier Ritterschaften eingehende Projekte ausgearbeitet
und der Staalsregierung zur Bestätigung vorgestellt.

Gleichzeitig überreichte am 15. August 1905 der Livlän-

dischc Landmarschall Sr. Majestät dem Kaiser ein Ge-

such um Errichtung eines Baltischen Generalgouverne-
ments. Tiesem Gesuch fügte er Mitte November die Bitte

hinzn, daß dem Baltischen Generalgouverneur ein Pro-

vinzialrat zur Seite gestellt werde, der über alle schwe-

benden, das Wohl der Provinzen berührenden Fragen

Beschlüsse zu fassen hätte, die durch Bestätigung des Ge-

neealgouverneurs sofortige Krast, wenn auch zunächst nur

in provisorischer Form, erhalten sollten. Diese Schritte
wurden dnrch die oben erwähnte Denkschrift der Livländ.

Ritterschaft vom 24. November 1905 unterstützt. Durch

Kaiserlichen Befehl vom 28. November 1905 wurde ein

temporäres Baltisches Generalgouvernement errichtet;
dem Nieneralgouverneur sollte ein Konseil aus 18 Ver-

trelern der Stände zur Beratung aller schwebendenFragen

zur Seite stehen. Auf Antrag der Ritterschaften wurden 1906

besondereProvinzialräte aus ständischen Vertretern in jeder

einzelnen Provinz eingesetzt, denen die Aufgabe zugewiesen

wurde, die Resormprojekte auf den Gebieten der Kirche
und Schule, der Verfassung, des Justizwesens und der

Agrarordnung, als Vorlagen sür den Konseil des General-

gouverneurs, auszuarbeiten. Die Sitzungen der Provin-

zialräte der vier Provinzen und des Konseils des Ge-

neralgouverneurs haben 1906 und 1907 stattgefunden. Tie

Heranziehung der Vertreter des Bauerstandes, die großen-
teils entweder revolutionär gesinnt waren oder unter dem

Terror der Revolutionäre standen, hat die Verhandlungen

nicht nur nicht gefördert, sondern vielfach behindert; be-

sonders in Estland, wo der Gouverneur die radikale Rich-
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tung der bäuerlichen Delegierten offen begünstigte. Die

Verhandlungen der Provinzialräte haben den vollständi-

gen Beweis dafür erbracht, daß die unter dem Einfluß
oder dem Terror der Sozialdemokratie stehende bäuerliche

Bevölkerung noch wenig reif zur Selbstverwaltung im

größeren Umfange ist und daß das Schwergewicht der po-

litischen und kulturellen Tätigkeit nach wie vor dem deut-

schen Element zufallen muß, dem es hoffentlich gelingen

wird, in gemeinschaftlicher Arbeit seinen Idealen der

selbstlosen Vaterlandsliebe und der loyalen Gesinnung

gegen Kaiser und Reich zum Siege zu verhelfen.

Wir schließen mit diesem Ausblick die historische

Rundschau über die Selbstverwaltungstätigkeit der Balti-

schen Stände. Man wird vielleicht im Prinzip über den

Wert ständischer Einrichtungen verschiedener Meinung sein

können, doch wird jeder unbefangene Beurteiler zugeben

müssen, daß die Baltischen Stände unter außerordentlich

schwierigen Verhältnissen eine große Summe von Arbeit

für das Wohl des Landes geleistet haben, getragen von

heißer Liebe zur Heimat und getreu dem Grundsatze:

„Nicht die Rechte, die jemandausübt, sondern die Pflichten,
die er sich auferlegt, geben ihm den Wert"!

B. Städtische Selbstverwaltung.
Von

Nikolai darlberg.

Sllrgergemeinäe unä cinwoknergerneinäe.

Wie die alten deutschen Gemeinden, so waren auch
die alten Stadtgemeinden Liv-, Est- und Kurlands Bür-

gergemeinden. Das Bürgerrecht wurde nur

durch gewisse Bedingungen erworben, denen entsprechen

mußte, wer Bürger werden wollte. Nicht jeder beliebige

Zugewanderte konnte es erlangen. Wer einmal in die

Bürgerschaft ausgenommen war, besaß das Recht am Mit-
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genuß des Gemeindevermögens, an der Benutzung der

Gemeindeanstalten und der Teilnahme an der Gemeinde-

verwaltung; dazu gesellte sich im Laufe der Entwickelung
das Recht des Grnnderwerbs und Gewerbebetriebes inner-

halb der Stadt, sowie das Anrecht, im Aalle der Dürftig-
keit Unterstützungen aus Gemeindemitteln zu erhalten.

Infolge der nachmals eingeführten Freizügigkeit wan-

derten indessen den Städten zahllose Elemente zu, denen

es nicht beschieden war, das Bürgerrecht zu erlangen,
oder die darauf verzichteten; und doch mußten diese Ele-

mente an den Lasten der Gemeinde mittragen. Die Ge-

setzgebung mußte, zumal als gegeu Ende des 18. Jahr-

hunderts eine Bewegung zu Gunsten der Aufhebung des

Zunftwesens und zu Gunsten des Prinzips der freien

Konkurrenz sich geltend machte, entweder die Gewährung
des Bürgerrechts erweitern oder einfach zur Einwoh-

nergemeinde übergehen. In Preußen z. B. wurde

dieser Uebergang zur Einwohnergemeinde durch die Ge-

meindeordnung vom Jahre 1850 vollzogen, die kein

Bürgerrecht mehr kennt; von diesem war nur noch das an

gewisse Voraussetzungen gebundene Wahlrecht übrig ge-

blieben.

Zu einer ähnlichen Entwickelung ist das Städtewesen

durch den menschlichen Fortschritt auch in Rußland ge-

drängt worden. Ein auf die Gesetzgebung Peters des

Großen zurückgehender Grundsatz verlangte, daß alle

Untertanen des Reichs in zwei große Kategorien zerfie-
len: in solche, die (zu Gunsten des Staats) Kopfsteuer

zahlten, und solche, die von ihr befreit waren.*) Diesen

die Glieder der Kaufmannsgilden. Ihnen standen als abgabenpflich-

tige Stände (noMNki-? ooenosi«) gegenüber die Bürger und Bauern.
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letzteren, d, h. den Personen privilegierten Standes,

speziell dem Adel, wurde dagegen anheimgestellt, dem Staat

in andrer Weise behilflich zu sein: sie mußten sich in

den Staatsdienst (Kriegs- oder Zivildienst) stellen. Tie

Kopfsteuer wurde auf dem Lande von den Bauergemein-

den, in den Städten von den kompetenten Stadtbehörden

erhoben. Neben der Kopfsteuer zu Gunsten des Staats

gelangten bald auch die Steuern zu Gunsten der Ge-

meinde, wie auf dem Lande, so in der Stadt, zur Ein-

führung, und die Gemeindeglieder hafteten solidarisch

für den richtigen Eingang, bis im Jahre 1882 die Krons-

kopfsteuer im Prinzip*) und dann im Jahre 1903 auch
die solidarische Haftung der Gemeinden aufgehoben
wurden. Während aber die Gleichförmigkeit der Land-

bevölkerung die Verteilung und Erhebung der Bauerge-

meindeabgaben ziemlich einfach gestaltete, wurde svleiies

schwieriger in der vielgliederigen Stadtgemeinde. Die

Gesetzgebung unterschied bald unter den Städtebewohnern

zwischen Kaufleuten, Kleiubürgeru (Mefehtschaue) und

Handwerkern und verordnete, daß jeder dieser Stände

gesondert für sich von seinen Gliedern zum Besten der

Verarmten und Hilfsbedürftigen unter ihnen durch dazn

geschaffene Organe, die Kaufmanns-, Bürger- und Hand-

werkerämter, Abgaben erheben sollte. In den Städten

der Ostseeprovinzen funktionieren keine getrennten Aemter

dieser Art, fondern die Stände bedienen sich hierzu eines

gemeinsamen Organs, der Steuerverwaltung,

*) Vollst. Sammlung der ReichSgesetze 1882, XüXs 887 und

889. Allerhöchster Befehl an den Senat v. 18. Mai 1882 über
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welche die Geschäfte der zu einer ver-

einigten Stände der Stadtbewohner- zu führen hat.*)

Als, nach dem Vorgang Westeuropas, auch Ruß-
land die Notwendigkeit erkannte, seine veraltete Stadt-

verfassung zu modernisieren, fand es dennoch nicht den

Mut, mit der althergebrachten ständischen Gliederung

seiner Stüdrebewohncr zubrechen, - wohlhauptsächlich in Rück-

sicht aus den Eingang der damals noch bestehenden Kopfsteuer.
Die russische Städteordnung von 1870 löste

eine Städteordnung, die dem Reiche im Jahre 1785 ge-

geben war**) und im wesentlichen aus einer ständischen

Grundlage ruhte, ab und führte etwas ein, was, in Ruß-
land neu nnd nach westeuropäischem Muster gearbeitet, an das

in Rußland bislang gewordene mehr gerade direkt anknüpfte.
Die Ztädteordnung vom 16. Juni 1870

wurde in den russischen Städten eingeführt, ohne daß
damit eine Einwohnergemeinde, wie in Westeuropa, an-

erkannt worden wäre, ohne daß auch die ständische Glie-

derung der Bevölkerung ausgehoben worden wäre. Tie

Städteordnung schuf ein modernes Selbstverwaltungs-

organ, das Steuern erheben, Straßen pflastern und be-

leuchten, kurz, für die gemeinsamen Bedürfnisse der Be-

wohner sorgen sollte. Dabei erhielten die Steuerzahler
ein durch die Höhe der Steuer abgestuftes Wahlrecht

(Dreiklassensystem).***) Der städtische Einwohner erhielt
aber darum «och keiu Armenrecht, kein Recht auf

Unterstützung im Bedürftigkeitssalle. Dieses Recht haf-

") Vollst. Neichsgesepe Bd. XXII, Nr. 16.188.

Pag. 279 <vriL. 1864).

—») Vgl. oben Seite 23.
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tete an den ständischen Organen (Kaufmannsämtern,

Steuergemeinden u. s. w), zu deuen der Betreffende an-

geschrieben war: So entstand innerhalb der Grenzen ein

und derselben Stadt ein mchrgliedriges Gebilde: die

St a d t gem e i n d e mit ihrer Stadtverordnetenversamm-

lung, dem Stadthaupt und Stadtamt; daneben blieben

die Standesgemeinden und ihre Aemter, oder — in den

Städten der Ostseeprovinzen — die Steuerverwal-,

tun gen bestehen.
So bedingt der Unterschied zwischen Bürger- und Ein-

wohnergemeinde zugleich den so überaus wichtigen Un-

terschied in der Organisation des Armenrechts: während

dieses in Westeuropa größtenteils auf dem modernen

Grundsatz des Unter st ütz un gswo hnsitz es süßt,

wonach die Unterstützungspflicht der Gemeinde durch eine

bestimmte Aufenthaltsdauer des Bedürftigen in ihr be-

gründet wird (z. B. in Deutschland — ausgenommen

Bayern und Elsaß-Lothringen —
2 Jahre nach voll-

endetem 18. Lebensjahr), herrscht in Rußland noch das

veraltete Heimatsrecht, wonach jede Gemeinde die zu

ihr angeschriebenen Personen, mögen sie auch längst an

einen anderen Wohnort übergesiedelt sein, im Verarmungs-
oder Erkrankungsfalle zn unterstützen hat.

Es ergibt sich somit folgendes Bild: Berannt ein

städtischer Kaufmann oder Hausbesitzer, so hat er nur dann

Anrecht auf eine Unterstützung, wenn er (in Riga z. B.)

zur örtlichen Steuergemeinde gehört. Gehört er aber,

obgleich in Riga ansässig, zur Steuergemeinde z. B. der

Stadt Sehlock oder zu einer Landgemeinde, so hat diese,

nach Maßgabe ihrer Mittel, ihn zu versorgen. Die heuti-

gen Stadtverwaltungen haben zwar Maßregeln gegen den

Bettel zu ergreifen, nicht aber die Pflicht, jeden, der zum

Besten der Stadt Steuern zahlte, im Verarmungsfalle zu

versorgen. Sie versorgen nur für Rechnung des Verpflicht
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teten, d. h, bald für Rechnung der örtlichen, bald für

Rechnung einer auswärtigen Steuergemeinde,

Daß diese Zustände veraltet und völlig unhaltbar

geworden sind, liegt auf der Hand. Von den gegenwär-

tigen Einwohnern Rigas z. B. ist nicht einmal Vz zur

Rigaschen Steuergemeinde verzeichnet und hat Unter-

stützungsanspruch für Rechnung dieser. Die Steuerge-
meinde stellte bis vor kurzem noch etwa 185,000 Rbl.

jährlich der Stadtverwaltung, die seit 1887 das Armen-

und Krankenwesen übernommen hat, zur Verfügung, eine

Summe, zu der die Stadtverwaltung ca. 100,000-200,000
Rbl. jährlich für solche Zwecke freiwillig hinzufügt. Ge-

genwärtig, nach Aufhebung der solidarischen Haftung der

Geineinden, werden die Mittel der Steuergemeinden zn

sehcnds geringer, und die Opfer der städtischen Steuer-

zahler werden infolgedessen wachsen müssen.
Ten durch die Konstitution geschaffenen neuen gesetz

geberischen Körperschaften bleibt es vorbehalten, auf dem

Gebiete des Städte- und Ständewesens, des Steuer- und

Armeuwesens reformatorisch zu wirken.

oescknckrlicnes.

Die durch die Städteordnung von 1870 sür das Reich

geschaffene neue Stadtverfassung wurde durch
das Gesetz vom 26. März 1877 auf die Städte der Ost-

seeprovinzen ausgedehnt. Bis dahin bestanden in letzteren
die in vielhundertjähriger geschichtlicher Entwicklung aus-

gebildeten alten Stadtverfassungen.
Die Verfassung der Stadt Riga, wie sie in ihren

Hauptgrundlagen bereits im Laufe des 13. bis 16. Jahr-

hunderts nach dem Vorbilde norddeutscher Handelsstädte

auf autonomem Wege sich entwickelt hatte und während
der späteren wechselvollen Geschicke der Stadt von Herr-

schern zu Herrschern bestätigt worden war, beruhte auf
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dem Grundsatz, daß die Stadtgemeinde durch
drei Stände: den Rat, die Große und die

Kleine Gilde, vertreten wurde. Der Rat, aus

rechtsgelehrten und kaufmännischen Gliedern gebildet,

handhabte als Stadtobrigkeit so Justiz, wie Verwaltung
und bildete zugleich den ersten Stand, der die Kommunal-

angelegenheiten gemeinschaftlich mit den beiden anderen

Ständen, der aus Kaufleuten, Literaten, Künstlern und

Goldschmieden bestehenden Großen Gilde und der aus

zünftigen Handwerksmeistern bestehenden Kleinen Gilde

(St. Johannis-Gilde) leitete.*)

Aehnliche Stadtverfassungen bestanden auch in den

anderen Städten der Ostseeprovinzen.
Am 26. März 1877 erschien das Gesetz über die Aus-

dehnung der Städteordnung vom 16. Juni 1870 auf die

Städte der Ostseeprovinzen, das in 22 Artikeln diejenigen

Abweichungen und besonderen Bestimmungen zusammen-

faßt, welche das allgemeine Reichsinteresse zu gunsten der

Eigenart der Ostseeprovinzen für zulässig befunden hatte:
die korporativ organisierte Bürgerschaft war gefallen und

durch die reichsrechtlichen „Wahlversammlungen", d. h.
die Versammlungen der nach der Städteordnung zur

Wahl der Stadtvertretung berechtigten städtischen Steuer-

zahler, ersetzt worden; ebenso hatte der zur Teilnahme

an den Gemeindebeschlüssen berufene und mit obrigkeit-

lichem Charakter ausgestattete „Magistrat" dem ausschließ-

*> Ueber die Verfaffungsgeschichte Rigas vergl. C. Mettig:
„Die Geschichte der Stadl Riga", Riga 1897: H. I. Böthsii h r:

„Rigische Ralslinie", 2-te Auslage 1877 und „Der Rat der Stadt

Stadt Riga", Riga 1901, Druck und Verlag von Ernst Plates;
A. v. Bulmerincq: „Der Ursprung der Stadtvecsassung Riga's",
Leipzig 1894 und „Die Verfassung der Stadt Riga im ersten Jahr-

hundert der Stadt", Leipzig 1898. N. Carlb e r g, Ter Stadt Riga

Verwaltung und Haushall. Riga 1901, pag. XXXII ff.
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lich zur Exekutive bestellten „Stadtamt" der Städteordnung

weichen müssen. Bezüglich der Amtssprache aber war fest-

gestellt worden, daß in den Verfammlungen und der Ge-

schäftsführung der kommunalen Institutionen bis auf

weiteres, unabhängig von der russischen, auch der Ge-

brauch der deutschen Amtssprache gestattet werde, eine Be-

stimmung, die durch den Allerhöchsten Befehl vom 9. No-

vember 1889 zu gunsten der russischen Amtssprache auf-

gehoben wurde.

Nach dem Allerhöchsten Befehl vom 26. März 1877

war die neue Stadtverfassung in den baltischen Städten

sukzessive nach Ermessen des Ministers des Innern ein-

zuführen, dergestalt, daß die Magistrate und ständischen

Institutionen zwar bis auf weiteres fortbestehen sollten,

ans ihrem Wirkungskreise aber diejenigen Angelegenheiten
und Vermögensobjekte ausgeschieden würden, die nach der

Städteordnung den neuen Verwaltungsorganen zuzuteilen

seien. Auch diese Scheidung der Kompetenzen war nach
dem Allerhöchsten Befehl vom 26. März 1877 unter die

spezielle Aufsicht des Ministers des Innern gestellt.

In Riga genehmigte die Stadtverordnetenversamm-

lung in der Sitzung vom 1. August 1878 ein Verzeichnis
der von den alten auf die ueuen Organe zu übertra-

genden Vermögensobjekte und Verwaltungskompetenzen.
Die Scheidung der Kompetenzen hat sich dann erst all-

mählich nach langwierigen Verhandlungen vollziehen las-

sen. Die Verteilung der Mehrzahl der Kompetenzen wurde

in Riga zwar in der ersten Hälfte der 80er Jahre voll-

zogen, das Armen- und Krankenwesen dagegen erst mit

dem Jahre 1887 auf die neue Stadtverwaltung übertra-

gen, während eine Reihe anderer Fragen noch später erst

Erledigung fand.

Im Jahre 1889 hörte, mit Einführung der lustiz-

reform, der ehrwürdige Rigasche Rat, nach fast 700jä-
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hriger Wirksamkeit (nachweisbar seit 1226), zu bestehen

ans (27. November 1889 letzte Ratssitzung mit nachfolgen-
dem feierlichem Gottesdienst in den alten Kirchen). Der

letzte wortführende Bürgermeister Rigas war Eduard

Hollander.

Die russische Städteordnung vom 16. Juni 1870 hat

sich, im ganzen genommen, im Reiche schlecht bewährt.

Dieses lag aber nicht an der Städteordnung, sondern" an

denen, die mit ihr zu tun hatten. Die Freiheit der Selbst-

verwaltung, welche däese Stadtverfassnng gewährte, wußten

nur einige Städte zu schätzen; ja, man kann sagen, daß,
mit Ausnahme der allergrößten Städte des Reiches und

der Städte der Ostseeprovinzeu, niemand etwas Rechtes

damit anzufangen gewußt hat. Statt daß dieses Eesetz

unter den Stadtbewohnern nnd deren Erwühlten ein Lehr-

meister wurde, wurde es infolge der Indolenz derer, für
die es gegeben war, bald zu einem Steine des Anstoßes

für das russische Beamtentum. Besonders in den kleinen,,

noch gänzlich unentwickelten russischen Städten mit ihrer

wenig belesenen, meist sogar des Lesens und Schreibens

unkundigen Bevölkerung verleitete diese neue Art der

Selbstverwaltung die örtlichen Stadtväter bald zu unge-

setzlichen, bald zu unzweckmäßigen Beschlüssen. Tie Re-

gierungsorgane wiederum, welche die Tätigkeit der Stadt-

verwaltungen zu überwachen hatten, nahmen bald nur zu

gern Anlaß, in die Tätigkeit derselben einzugreifen. Noch

zur Zeit Alexanders 11. galt als Grundsatz, die Selbstver-

waltungsorgane gewähren zu lassen. Die SenatSentschei-

duugen, die in jener Zeit anläßlich der so häufigen Kon-

flikte zwischen Regierung und Stadtverwaltung erfolgt

sind, atmen einen gewissen freiheitlichen Geist. Es wal-

tete damals eben allenthalben der aus den sechziger Jah-

ren, der Zeit der Bauernbefreiung, stammende Libera-

lismus. Die Stadtverwaltungen und Semstwo -Organe
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galten als hoffnungsvolle Kinder, die sich entwickeln und

den Boden sür den Konstitutionalismus vorbereite» sollten.

An ers gest lteteu sich die Anschauu gen mit demßegie-

rungsantritt Kaiser Alexanders 111. Während der Periode

uneingeschränkter Bureaukratie, die jetzt anbrach, ent-

wickelte sich die städtische Selbstverwaltung in einer Rich-

tung, die mit der Einleitung des Entmündigungsverfah-

rens gegen ihre Organe endete. Weil viele Städte tat-

sächlich für eine moderne Selbstverwaltung noch nicht reif

waren, wurde darum das Recht auf Selbstverwaltung auch

den großen und reisen Städten aberkannt. Das Prinzip

möglichster Zentralisation wurde zum Götzen gemacht, und

die Aufsichtsbehörden begannen auch aus geringfügigen

Anlässen sich in die Tätigkeit der Stadtverwaltungen ein-

zumischen. Ein bedauernswerter Formalismus grijf Plaß.

Beständig wurden auch ganz unwesentliche Beschlüsse der

Stadtverordnetenversammlungen beanstandet. Konflikte

wurden geradezu provoziert, die schließlich vom Senat in

einer Weise entschieden wurden, die von derjenigen aus

der Zeit Alexanders 11. wesentlich abwich.

Der Ruf der Bureaukratie um Schutz für die

rechte des Staates, gegenüber den angeblichen Uebergrisfen
der Selbstverwaltungen, wurde schließlich so laut, daß das

Ministerium des Innern gegen Ende der BZer Jahre sich

veranlaßt sah, eine „zeitgemäße Reform" sowohl der

Semstwo-Jnstitutionen, als auch der Stadtverwaltungen

in die Wege zu leiten. Das Resultat war die neue, noch

jetzt geltende Städteordnung vom 11. Juni 1892. Bei

dieser Reform sind nicht etwa die gesetzlichen Vertreter der

Städte danach gefragt worden, wo sie der Schuh drückt,

wohl aber ihre Vormünder, die Gouverneure, die doch,

mit wenigen Ausnahmen, niemals Glieder einer Stadt-

verwaltung gewesen waren. Mit mehr oder weniger Aus-

führlichkeit haben die Gouverneure und ihre Beamten ihre
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Meinung über die angebliche Mißwirtschaft in den Städten

geäußert. Von Einfluß auf die Neugestaltung der Dinge

sind die meisten dieser Gutachten übrigens auch nicht ge-

wesen, galt es doch schon vor deren Eingang eine solche

Städteordnung schaffe», die den örtlichen Organen so gut
wie jede Selbständigkeit nehmen sollte und dafür die ei-

gentliche Tätigkeit derselben, damit freilich aber auch die

Verantwortung für Wohl und Wehe der Städte, in die

Häude der Staatsbehörden legte. Während nach der Städte-

ordnung von 1870 der Beschluß cmer Stadtverordneten-

Versammlung nur in bezug auf seine Gesetzlichkeit einer

Kontrolle unterlag, kann und soll er jetzt auch auf seine

Zweckmäßigkeit geprüft werden. Dieses ist der Kardinal-

unterschied zwischen dem alten und neuen Gesetz; aber noch

mehr, ein Beschluß kann, laut neuem Gesetz, vom Gou-

verneur beanstandet und auf gesetzlichem Wege aufgehoben

werden, wenn er „den allgemeinen Reichsinter-

essen nicht entspricht oder offenbar die In-

teressen der lokalen Bevölkerung schädigt"

(Art. 83). Man setzte also voraus, daß die Stadtverwal-

tungen darauf ausgingen, durch ihre Beschlüsse in ihr

eigenes Fleisch zu schneiden. Diese neue Städteordnung

vom Jahre 1892 gab dem Prinzip der Selbstverwaltung
einen harten Stoß. Für solche Städte indessen, die sich, wie

unsere baltischen, schon vorher durch rege Tätigkeit aus-

gezeichnet hatten, wurde jenes neue Gesetz kein Hindernis,

trotz aller seiner einengenden, ja kränkenden Bestimmungen,

auch weiterhin Tüchtiges auf dem Gebiet der Wirtschaft

zu leisten.

vle russiscke Ztääleoränung vom Zakre 1392.

In nachstehendem sei in knapper Form ein Bild

von der z. Z. geltenden russischen Stadtverfassung ge-

geben.
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Das teils beratende, teils beschließende Organ, in

dessen Hände der städtische Hanshalt gelegt ist, ist die

Stadtverordnetenversammlung.

Die Stadtverordneten werden von dem wahlberechtig-
ten Teile der Einwohnerschaft auf 4 Jahre gewählt (siehe
weiter unten).

Der Stadtverordnetenversammlung unterstellt ist, als

ausführendes Organ, das Stadtamt (dem deutschen

Magistrat vergleichbar). Es wird von der ersteren auf
4 Jahre gewählt und besteht aus dem Stadthaupt (Ober-

bürgermeister), dem in einigen Großstädten, darunter

Riga, der Stadthauptkollege beigegeben ist, und

aus Mindestens zwei Stadträten (in Riga gegenwärtig 9).

In beiden Organen präsidiert das Stadthaupt, das auch

den gesamten Geschäftsgang zu überwachen hat. Ein be-

sonderer Stadtverordneten-Vorsteher, wie in deutschen

Städten, existiert nicht. Nur für besondere Fälle, wie z. B.

Beratungen über die Amtstätigkeit von Wahlbeamten, Ge-

schäftsnormierung derselben und Revision der Rechen-

schaftsberichte des Stadtamts, präsidiert ein hierzu ge-

wählter Stadtverordneter.

1. Das Wahlrecht.

Das Wahlrecht (das Recht, zu wählen und auch

zum Stadtverordneten und anderen Kommunalämtern ge-

wählt zu werden) genießen russische Untertanen (sowie auch

Wohltätigkeits- und Lehr-Anstalten, gelehrte und Regie-

rungs-Jnstitutionen), wenn sie in der betreffenden Stadt

ein städtisch besteuertes Immobil von einem gewissen Wert

mindestens ein Jahr lang besitzen. Für die Gouvernemenls

städte mit über 100,000 Einwohnern ist dieser Wert ans
1500 Rbl., für die kleinerenStädte auf 1000 resp. 300 Rbl.

festgesetzt. Ferner genießen das Wahlrecht die Inhaber von

Handels- und Gewerbe-Unternehmungen, welche zur ersten
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oder zweiten Gilde steuern.*) Auch hier bildet ein minde-

stens einjähriger Besitz die Voraussetzung für das Wahl-

recht. Gesellschaften, Genossenschaften und Kommanditge-

sellschaften genießen unter den gleichen Voraussetzungen
das Wahlrecht und üben es durchRepräsentanten aus. Per-

sonen, die das 25ste Lebensjahr noch nicht erreicht haben,
und Frauenüben das Wahlrecht durch Bevollmächtigte aus.

Frauen können jedoch nur ihren Vätern, Männern, Söh-

nen, Schwiegersöhnen, Enkeln, leiblichen Brüdern und

Neffen Vollmacht erteilen. Niemand darf mehr als zwei
Stimmen haben: eine für sich, die andere für seine Voll-

machtgeber.

Des Wahlrechts beraubt sind Personen, die sich ge-

wisser Verbrechen schuldig gemacht haben, ferner solche, die

für insolvent erklärt worden sind, Inhaber von Schnaps-
und Stofbuden und Trinkhäusern, Polizeibeamte, Beamte

der örtlichen Prokuratür (Staatsanwaltschaft), sowie Geist-

liche und Kirchendiener christlicher Glaubensbekenntnisse,

endlich Personen, die mit städtischen Steuern im Rückstände

sind, wenn dieser Rückstand die Halbjahrssteuer über-

schreitet.
Die Wählerliste Rigas enthielt bei den letzten Stadt-

verordnetenwahlen (März 1905) 4259 Wähler; Vt von

ihnen beteiligten sich tatsächlich an den Wahlen.

Als Mangel ist schon oft empfunden worden, daß die

Wahlen in einer Wahlversammlung vorgenommen wer-

den müssen, wobei sie, in Rücksicht auf die zahlreichen

des Lesens und Schreibens unkundigen Bewohner des

Reichs, durch Kugelballotement vollzogen werden müssen:

*) Nach dem heute geltenden Handelssteuergesetz gelten als

Stewrzahler I. Gilde solche Kaufleute, welche Handel>?scheine 1. Kaie-

Kaieaone zu lösen haben. Inhaber von Handelslcheinen 2. Kaiegorie

oder von Gewerbescheinen 4. u. 5. Kategorie zählen zur zweiten Gilde.
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für jeden proponierten Kandidaten wird je eine geteilte,

schwarz-weiße Urne aufgestellt, deren Oesfnungen verhängt

sind. Für Großstädte ist allerdings die Teilung der Stadt

in Wahlbezirke vorgesehen, doch muß in jedem dieser

Wahlbezirke eine bestimmte Anzahl Stadtverordneter ge-

wählt werden. Dieses Verfahren beschwört die Gefahr her-

auf, daß einzelne Stadtteile Verfechter speziell ihrer Stadt-

teilsinteressen bevorzugen. Von dem Recht einer Teilung
in Wahlbezirke hat Riga glücklicherweise noch niemals Ge-

brauch gemacht. Das weit kleinere Reval hat, auf höheren

Wunsch, schon wiederholt seine Wahlen nach Bezirken voll-

ziehen müssen. Da die Zahl der Wähler Rigas etwa 5000

beträgt und für jeden Wahlkandidaten je eine Urne zur

Aufnahme der Kugeln aufgestellt werden muß, so ist die

Vollziehung der Wahlen in einer Wahlversammlung ein-

fach physisch unmöglich. Man hilft sich dadurch, daß man

die Wahlen über mehrere Tage ausdehnt und die Ge-

samtzahl der Wähler nach ihrer Numeration in der Wäh-

lerliste auf die einzelnen Tage verteilt. Einfacher wäre

es, wenn es das Gesetz gestattete, Zettelwahlen vorzuneh-

men, wobei für dieEntgegennahme der Zettel eine beliebige

Anzahl Sammelstätten eingerichtet werden könnte. Der

Hauptfehler des städtischen Wahlrechts besteht aber wohl

darin, daß die Stimmen bloß gezählt und nicht auch ge-

wogen werden, was nach der Städteordnung von 1870

(Drei-Klassensystem) allerdings geschah.

Die Zahl der zu wählenden Stadtverordneten richtet

sich nach der Zahl der Wähler und beträgt, wo es nicht mehr

als 100 Wähler gibt, 20. Auf je 50 Wähler mehr werden

3 Stadtverordnete gewählt, bis ihre Gesamtzahl erreicht:

in den Residenzen 160, in den Gouvernementsstädten mit

mehr als 100,000 Einwohnern und in Odessa 80, in den

übrigen Gouvernements- und bedeutenderen Kreisstädten

60, in sonstigen Städten 40.
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tung.

Juden dürfen weder wählen noch gewählt werden.

Im Ansiedlungsrayon (mit Ausnahme der Stadt Kijew)
werden Juden von der Gouvernementsbehörde für Städte-

sachen in einer vom Minister des Innern festzusetzenden

Anzahl zn Stadtverordneten ernannt.

2. Die Stadtverordnetenversammlung und

ihre ausführenden Organe.

Die Stadtverordnetenversammlung ist die

eigentliche Leiterin des städtischen Haushalts und trägt

für ihn die Verantwortung. Während in Deutschland die

städtische Selbstverwaltung nach dem Prinzip des Zwei-

kammersystems*) organisiert ist, fehlt dieses Prinzip in der

russischen Städteordnung. Die Stadtverordnetenversamm-

lung und der Magistrat in deutschen Städten müssen über-

einstimmen, damit ein Beschluß zustande kommt; die rus-

sische Stadtverordnetenversammlung hat allein zu be-

schließen; da sie sich aber nicht auch mit allen Kleinig-
keiten befassen kann, bevollmächtigt sie zur Erlediguug

solcher ihr ausführendes Organ, das Stadtamt. Dieses

besitzt somit die Exekutive. Daneben ist das Stadtanrt

berechtigt, Anträge bei der Stadtverordnetenversammlung

zu stellen; in der Praxis gehen denn auch die meisten An-

träge vom Stadtamt aus.

In größeren Städten, wie z. B. Riga, ist natürlich
das Stadtamt mit seiner Kanzlei nicht in der Lage, den

ganzen Arbeitsstoff zu bewältigen; es macht daher von

seinem Rechte Gebrauch, einzelne Zweige des städtischen

Haushaltes ständigen Kommissionen (meist aus drei bis

fünf Personen bestehend) oder auch einzelnen Personen zu

übertragen. Die Stadt Riga z. B. besitzt gegenwärtig
21 solcher ständiger Kommissionen oder „Unterorgane"
und zwar: Oekonomieamt (städtisches Vermögen, Steuern),

*) Vgl. oben Seite 21.
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Bauamt (öffentliche Bauten), Bauaufsichtsamt (Privat-

bauten), Handels- und Gewerbeamt, Quartieramt (Mili-

tärbequartierung), Armenamt, Sanitätskommissiou, Kran-

kenhauskommission, Arbeitsnachweisamt, Stadtgüter-Ver-

waltuug, Betriebsamt (Gaswerk, Wasserwerk, Elektrizi-

tätswerk), Schlachthausverwaltung, Gartenverwaltung,

Dampferverwaltung, Verwaltung des Kunstmuseums, Ver-

waltung der Stadtbibliothek, Verwaltung der Volksbibliv-

thek und Lesehalle, Administration des Stadtarchivs, Ad-

ministration des Münzkabinetts, Statistische Kommission,

Delegiertenko-mmission für Einschätzung der Immobilien

(mit Lokalkommissionen). Endlich hat das Stadtamt je
eine Abteilung für Wehrpflichtssachen und für Beitrei-

bung von Krankenhausgebühren. Die Schulen sind dem

Stadt-Schulkollegium, z. T. auch Spezialadministrationen,

unterstellt. Man sieht hieraus, ein wie großes und viel-

gestaltiges Arbeitsfeld die Verwaltung einer Stadt, wie

Riga, zu bestellen hat uud ein wie verzweigter Behörden-

organismus dazu nötig ist.
Die Unterorgane haben, innerhalb der ihnen von der

Stadtverordnetenversammlung zugewiesenen Kompetenzen,
teils eine vorbereitende, teils eine ausführende Tätigkeit

zu entfalten. Jedem Unterorgan präsidiert ein Glied des

Stadtamts (der Stadthauptkollege oder ein Stadtrat). Die

Glieder oder „Beisitzer" der Unterorgane arbeiten, ebenso
wie die Stadtverordneten, ehrenamtlich. So wird eine

große Menge unbesoldeter Arbeit zum Besten der Kom-

mune geleistet. Jedes Unterorgan hat seine Kanzlei mit

einem Sekretär und sonstigem Beamtenpersonal, darunter

je nach Erfordernis auch technische Beamte (Aerzte, Ve-

terinärärzte, Ingenieure, Architekten, Landmesser usw.).

Die Hauptaufgabe der Stadtverordnetenversammlung

besteht, neben der Besetzung der Wahlämter (Stadthaupt,

Stadträte, Mitglieder der Unterorgane und besonderen
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Kommissionen:c.), in der Feststellung der jährlichen Vor-

anschläge der Einnahmen und Ausgaben (Budgets),
wobei auch die Höhe der gesetzlich vorgesehenen Steuern

fixiert wird, und in der Prüfung der jährlichen Rechen-

schaftsberichte des Stadtamts. Ferner hat die Stadt-

verordnetenversammlung zu beschließen über Erwerb und

Verkauf von unbeweglichem städtischen Eigentum, über die

Aufnahme von Anleihen, über Entwürfe zu örtlichen

Verordnungen (O rtssta tu t e n). Sie hat endlich das

Recht, durch Vermittelung des Gouverneurs der höheren

Staatsregierung Petitionen zu unterbreiten, die die ört-

lichen Interessen und Bedürfnisse betreffen. Die gewöhn-

lichen Sitzungen haben nicht weniger als vier Mal und

nicht häufiger als 24 Mal im Jahr stattzufinden. In

Riga findet in der Regel jeden Monat eine Sitzung statt,
mit Pause im Sommer. Man darf jedoch, falls die Tages-

ordnung einer Sitzung nicht erledigt werden kann, die

Sitzung an einem der folgenden Tage fortsetzen. In klei-

neren Städten gelangen fast alle Angelegenheiten der

Städte mit allen Einzelheiten zur Beratung in der Stadt-

verordnetenversammlung, in größeren nur die wichtigsten,
und auch diese zuweilen nur in den Grundzügen.

Kommunalverwaltung. Hier wählen ausichließlich Besitzer

XU fixierende Anzahl Deputierter auS ihrer Mitte <12—15). Der

erwählte Stadtäl test c. Ihm zur Seite stehen ein oder zwei

Gehilsen. Die Wahlperiode ist auch in solchen Oltschaften eine

3. Der städtische Haushalt.

Das Recht der Städte, Steuern zu er-

heben, ist ein sehr beschränktes. Die Haupt-

steuern sind: die Jmmobiliensteuer, die mit höchstens 100/o

des geschätzten Ertragswertes resp. 1«/« des Kapitalwertes



213

erhoben werden darf, und die Steuern von Handel und

Gewerbe. Die Städte Deutschlands und vieler anderen

Länder besitzen in der Einkommensteuer die Möglichkeit,
alle dringenden Bedürfnisse zu befriedigen, indem, wenn

es notwendig ist, die Steuerschraube eben einfach stärker

angezogen wird. Die russischen Städte dagegen kränkeln

und können sich nur sehr langsam entwickeln, weil ihr

Steuerrecht ein sehr beschränktes ist. Nur solche Städte,

die es gewagt haben, sich auf Unternehmungenein-

zulassen, verfügen, wenn diese gewinnbringend sind, über

größere Mittel. In Riga z. B. bilden die Erträge der

Steuern nur etwa V 3aller Einnahmen der Stadt,

fließen aus auderen Qnellen. Zu diesen anderen Ein-

nahmequellen gehören neben den Einnahmen vom Gas-

werk, vom Wasserwerk, vom Elektrizitätswerk, vom städti-

schen Dampferverkehr und von den städtischen Kreditan-

stalten, vor allem die Einnahmen aus städtischen

Immobilien (Gütern und Forsten, Marktflächen, Sta-

pelplätzen ?c.) und die Gebühren für Benutzung städti-

scher Anstalten.
Die wirtschaftliche Lage der Städte wäre eine weit

bessere, wenn den Städten nicht eine ganze Reihe von

Lasten zu gunsten des Staates auferlegt wäre. Eine der

drückendsten Lasten ist die Bestreitung der Unterhaltskosten
der örtlichen Polizei und die Militärlast. Letztere besteht in

der Beschaffung von Kasernen nebst Beheizung, Beleuch-

tung und Inventar, so weit nicht etwa Staatskasernen

vorhanden sind. Sind auch keine städtischen Kasernen oder

Mietkasernen zu beschaffen, so muß das Militär bei den

Einwohnern sein Quartier finden. Die Kosten, die den

Städten durch die Militärlast erwachsen, sind weit größer
als der Ersatz, den dieKrone leistet. Noch weit größer sind
die Geldopfer, die die Städte dem Unterhalt der Polizei

bringen müssen. Viele Städte Rußlands müssen den zehn-
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ten Teil ihrer Einnahmen und sogar noch mehr zum Un-

terhalt der Polizei hergeben, obgleich diese doch wohl vor-

herrschend staatliche und nicht kommunale Aufgaben hat.

In Finnland wird nur V? des Unterhalts der Ortspolizei

von der betreffendenStadt, der Rest vom Staate getragen.

Aehnlich ist es in vielen Orten Westeuropas. Riga muß

für seine Polizei fast den gleichen Betrag aufwenden, wie

für sein Bildungswesen.

Einnahmen. Rbl. «

Jmmobiliensteuer 1.222.000 —

Handels- u. Gewerbesteuern 224.425 —

Verschiedene Gebühren 101.721 —

Stadt. Liegenschaften u. Gruudzins 827.894 79

Kommunale Werke (Unternehmungen) 1.827.301 40

Subventionen u. Kostenersax. 1.084.246 18

Summa: 5.403.710 37

Ausgaben.

Stadtverwaltung u. Waisengericht 461.585 65

Beheizung u. Beleuchtung d. Gefängnisse 2.995 —

Militärbeauartierung 210.481 75

Stadtpolizei 385.313 60

Kommunalfeuerwehr u. Subventionen 75.641 73

u.
. "

632.397 62

Kommunale Werke (Unternehmungen) 1.087.330 —

Bildungswesen 405.907 80

Kommunale Armenpslegc 430.570 36

Medizinal-, Veterinär- u. Sanilätswesen 680.037 65

Steuern 5.000
—

Unlerhalt städr. Immobilien 91.986 57

Transport: 4.502.257 67
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Transport: 4.502.2.',7 li7

Schulden (Zinsen u. Tilgung)») 805.226 37

Zuschläge zu Kapitalien 53.383 33

Verschiedene andere Ausgaben 42.843 —

Summa: ü.403.710 37

Ueber die Höhe der Budgets anderer baltischer Städte folgen

vie Hörigkeit äer valtis<t«en Stadtverwaltungen
seit 1877.

Unter den Städten der Ostseeprovinzen ist Ri g a weit-

aus die größte, zugleich auch die am meisten ent-

wickelte.**) Danach folgen Reval und Libau; neuer-

dings hat auch Windau, seitdem es endlich durch einen

Schienenweg mit dem Eisenbahnnetz des Reiches verbun-

den ist, einen starken Aufschwung genommen. Eine Perle
des Baltikums war, als noch die alte alirra. raatsr ihr Lichr

ausstrahlte, Torpat.

*) Die Schulden Rigas betrugen per 1. Januar 1907:

11.032.214 Rbl., etwa 33 Rbl. pro Kopf der Bevölkerung. Hoch-

entwickelte deutsche Städte haben bis 300 Mk. pro Kopf der Bevölke-

Bankregeln getilgt. Für Ende 1907 ist eine weitere Anleihe (2 Mill.

Rbl.) geplant.

Stadt Riga Verwaltung und Haushalt in den Jahren 1878 — 1900",

herausgegeben in Anlaß des 700jährigen Bestehens Rigas vom

Stadisekretär N. Carlberg. Riga 1901. XXXVIII -4- 409 -4- 109

schaflsberichte des Rigaschcn Stadtamts Sodann das Pracht-

Verein und Rig. Architekten-Verein. Riga 1903. 458 Seiten. Mit

546 Abbildungen und 4 Karten. — Ein wichtiges Spezialgebiet

behandelt das Werk Alex. Tobien's „Tas Armenwesen Rigas"

Riga 1895. X -4- 519 Seiten.
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-Aiga. Rigas Entwickelung zur Großstadt hat eigent-

lich erst seit der vom Generalgouverneur Fürsten Suwo-

row durchgesetzten Abtragung der Festungswerke (i. d. I.
1857—1860) begonnen. An Stelle der Festungswälle er-

standen zu beiden Seiten des ehemaligen Wallgrabens,
des heutigen Stadtkanals, die herrlichen, weithin berühm-

ten Gartenanlagen, die in Rußland ihresgleichen nicht

besitzen.

Unter den Verdiensten der ehemaligen ständischen

Stadtverwaltung sind aus den letzten Jahrzehnten ihres

Bestehens, neben der Abtragung der Festungswerke, be-

sonders noch folgende zu nennen: die Anlage des Wasser-
werks (1863), das die Stadtteile auf dem rechten Düna-

user mit Flußwasser (allerdings unfiltriertem) versorgte,

des Gaswerks (1862) und einer ausgedehnten Pflasterung
der vorstädtischen Straßen.

Seit jenen denkwürdigen Jahren der Entfestigung

Rigas ist die Stadt an Einwohnerzahl und

wie auch in bezug auf alle Zweige der Betriebsamkeit stetig

gewachsen, und so war es keine leichte Aufgabe, die der

1878 ins Leben getretenen neuen Stadtverwaltung zufiel,
einen den veränderten Bedürfnissen entsprechenden, vielver-

zweigten Verwaltungsorganismus zu schaffen. Diese große

Aufgabe hat die neue Stadtvertretung, an deren Spitze

als Stadthaupt zuerst Robert von Büngner, dann von

1886—1889 August von Dettingen stand, in glücklicher

Weise gelöst. Aus ihren sonstigen Schöpfungen sind wäh-
rend der 80er Jahre etwa folgende besonders erwähnens-
wert: das 1882 niedergebrannte Stadttheater wurde wie-

der aufgebaut, der Dampferverkehr in städtische Regie ge-

nommen, Gebäude für vereinigte Elementarschulen, die

Stadtrealschule und die Stadttöchterschule erbaut, sowie

3 Depotgebäude für die geplante, aber vom Gouverneur
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Sinowjew aus politischeu Gründen hintertriebene Kom-

munal-Feuerwehr errichtet; auch die Polizeireorganisation

(1888) wurde durchgeführt.
Die ungünstigen Zeitverhältnisse brachten es mit sich,

daß im Laufe der 80er Jahre auf Kompetenzstreitigkeiten,

Senatsprozesse gegen die Staatsregierung und das Aus-

tragen von aller Art Rechtsfragen viel Zeit verwandt

werden mußte.

Mit dem Amtsantritt des hochverdienten weil. Stadt-

haupt Ludwig Kerkovius, der es verstand, mit der Staats-

regierung in der Person des Gouverneurs Sinowjew zu-

nächst einen Waffenstillstand zu vereinbaren, kam regeres

Leben in die praktische Tätigkeit der städtischen Verwal-

tungsorgane. Tie Verbesserung des Straßenpflasters

(schwedisches oder Reihensteinpflaster) machte große Fort-

schritte; die alte Floßbrücke über die Düna wurde durch
eine moderne, eiserne Pontonbrücke ersetzt (1896); das

Projekt zu einer systematischen Schwemmkanalisation an-

gefertigt und seine Ausführung begonnen; das Gaswerk

erfuhr eine bedeutende Erweiterung; zur Bekämpfung der

Lepra wurde ein städtisches Leprosorium (1891), zur Steue-

rung des Wuchers der Stadt-Lombard gegründet (1895);

eine Reihe von Kasernen wurde erbaut; auf dem Andreas-

holm wurde unter Beteiligung des Börsenkomitees und

der Riga-Dünaburger Bahn der Elevator (ein Getreide-

speicher für 500,000 Pud) geschaffen (1895); das städtische

Schlachthaus wurde erbaut und die Fleischbeschau einge-

führt (1897). Ferner wurde 1901/02 das zweite (russische)

Stadttheater erbaut, die Stadtrealschule bedeutend erwet-

tert, der ehemals Kleinsche Park 1896 angekauft und zu

einem Volkspark umgestaltet, und aus der Stiftung des

weil. James Armitstead das Kinderhospital erbaut (er-

öffnet 1899). Endlich wurden die einer Gesellschaft ge-

hörigen Pferdebahnen in elektrische Straßenbahnen um-
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gestaltet (1901), eine Maßregel, bei der es unendliche

Schwierigkeiten zu überwinden galt.

Trotz alledem traf eine neue Periode wirtschaftlichen

Aufschwunges, die mit der GeldüberflutungRußlands 1896

einsetzte, die Stadtverwaltung völlig überraschend; es

fehlte, äks plötzlich eine emsige private Bautätigkeit be-

gann und die Ansprüche der Einwohnerschaft wuchsen, noch

sehr viel, um dem alten Riga das Aussehen einer wirklich
modernen Großstadt zu geben. Es fehlte ein gesundes,

gutes Trinkwasser, es fehlte die Kanalisation und vieles

andere, und es ist dahersehr zu bedauern, daßRiga damals

den billigen Geldstand und die Jahre des Geldüberflusses

nicht dazu benutzt hat, sich kühn in Schulden zu stürzen,

um im Lause weniger Jahre auf dem Wege großer An-

leihen alles Fehlende zu beschaffen.

Zwar setzte mit dem im 700sten Jahre seit Gründung

Rigas, d. h. im Jahre 1901 erfolgten Amtsantritt des

neuerwählten Stadthaupts G. Armitstead die aus Neu-

schöpfungen gerichtete Tätigkeit der Stadtverwaltung mit

neuer Energie ein, doch begann die Beschaffung der hierzu

anzuleihenden Geldmittel bald schwierig zu werden. An

Neuschöpfungen seit 1901 sind hauptsächlich folgende zu

erwähnen: 1. Die Errichtung des städtischen Grundwasser-

werks in Veltenhof; es hat bisher ca. 3 Millionen Rbl.

gekostet und versorgt seit dem 26. Oktober 1904 die 3 ans
dem rechten Dünaufer belegenen Stadtteile, neuerdings

auch einen Teil der Mitaver Vorstadt (vermittelst eines

über die Eisenbahnbrücke verlegten isolierten Rohres) mit

einem tadellos reinen Trinkwasser. 2. Das städtische Elek-

trizitätswerk. Der erste Ausbau war auf IV2 Mill. Rbl.

veranschlagt (Wechselstrom); die Nachfrage nach elektrischer

Energie ist aber eine so große, daß das Werk schon 1908

wird erweitert werden müssen. 3. Die Eröffnung der

Alexandermarkthallen, einer allen modernen Ansprüchen
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gerecht werdenden Marktanlage (Kostenaufwand: ca.

235,000 Rbl.). 4. Die Fortführung der Schwemmkana-

lisation (bis Ende 1906 erbaut: 19,642 Meter für 841,568

Rbl.; die ganze Anlage fürs rechte Dünaufer ist auf ca.

3 Mill. Rbl. veranschlagt). 5. Verbesserung des Straßen-

pflasters und Anlage neuer Straßen. 6. Die Gründung
der städtischen Handelsschule (1902) und mehrerer Elemen-

tarschulen, sowie die Reform der letzteren. 7. Eine sehr we-

sentliche Erweiterung des Stadtkrankenhauses durch Neu-

bau einer Anzahl von Baracken (geplant ist die Gründung
eines zweiten Krankenhauses). 7. Die Anlage eines städti-

schen Thee- und Speisehauses (auf Groß-Klüversholm).
8. Die Erbauung eines neuen Siechenhauses für über

200 Kranke (in Thorensberg). 9. Die Begründung einer

Arbeitsstätte für gefährdete Minderjährige in der Mos-

kauer Vorstadt. 10. Die Erweiterung der Irrenanstalt

Rothenberg. 11. Das städtische Kunstmuseum, aus indu-

ziertem Vermögen (d. h. erblosem Gut) erbaut. 12. Zahl-

reiche Kasernenbauten fürs Militär. 13. Die Anlage meh-

rerer städtischer Gärten (auf dem Griesenberg, den sog.

Lammerbergen und auf dem ehemaligen Freibegräbnis in

der Moskauer Vorstadt). 14. Die Eröffnung des städtischen

Sanatoriums in Kemmern; es soll zunächst den Bedürf-

nissen verwundeter oder rheumatisch gewordener Offiziere

(10 Betten) und Soldaten (40 Betten) aus dem japanischen

Kriege, später den Zwecken Rigascher Gemeindeglieder die-

nen. 15. Die Anlage mehrerer städtischer Bedürfnisan-

stalten, verbunden mit Telephonautomaten und Zeitungs-

verkauf.
Aber auch auf dem Gebiete organisatorischer Arbeit,

des Steuerwesens und neuerdings auch der Sozialpolitik

hat sich die gegenwärtigeStadtverwaltung betätigt. Durch
eine neue, zeitgemäße Bauordnung ist einer weiteren un-

hygienischen Bebauung des Stadtgebiets vorgebeugt wor-
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den. Die Einnahmeartellen der Stadt suchte man durch
die Projektierung einer kommunalen Einkommensteuer*)

zu vermehren. Es gelang, dieses Projekt bis an die Zen-

tralbehörden in St. Petersburg zu bringen — woselbst

es vom Ministerium des Innern „bis zur Entscheidung
der Frage einer allgemeinen Reichseinkommensteuer" ver-

tagt worden ist. Auch sind Vorstudien zu einer kommu-

nalen Wertzuwachssteuer**) gemacht worden.

In das Gebiet sozialpolitischer Maßnahmen fallen:

die Begründung eines städtischen Bureaus sür Arbeits-

nachweis (für Dienstboten sowol, wie für Arbeiter), die

Eröffnung der ersten städtischen Volksbibliothek nebstLese-

halle (gegründet aus einer 5000 Rbl. betragenden Stif-

tung des weil. Ratsherrn Miln), die Invaliden- und

Hinterbliebenenversorgung der städtischen Arbeiter und

niederen Bediensteten u. s. w. Geplant ist der Bau eines

sogen. Volkshauses und einer Badeanstalt (Duschbad).

Ueber die Tätigkeit anderer baltischer Städte, sowie
der baltischen Flecken mögen nachstehende im August 1907

durch Umfrage gesammelte, leider nur lückenhafte Notizen

hier Hlatz finden:

1i v I a n <l.

Dorpat. Allgemeine Slädteordnung seit 1. April 1878.

Budget Pro 1907: 235,683 Rbl. Schulden: 325,200 Rbl. Sladt-

med. Wilh. von Bock 1891—1898, seit 1898 cand. jur. Victor von

Grewingk. Seit 1892: 60 Stadlverorvnete, 3 Stadträte. Die Stadt

besitzt eine Gasanstalt, ein Schlachthaus, in den Hauptstraßen Par-

kellpflaster, städtische Kasernen und Kaianlagen. Projektiert ist ein«

*) Vgl. Motive und Erläuterungen zum Projekt einer Kom-

munal-Einkommensteuer für Riga. Im Auftrage des Rig. Stadtamls

ausgearbeitet von B. v. Schrenck. Riga 1906.

**) Vgl. B. v. Schrenck, Zur Frage der kommunalen Wert-

zuwachssteuer, mit besonderer Beziehung aus Riga. Riga 1907.
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drückender Militärlast, relativ großes geschaffen. Der estnischen Partei

Pernau. Allgem. St.-O. seit 26. Januar 1879. Budget
pro 1907: 182.373 Rbl. 80 Kop. Schulden: 75.853 Rbl. Stadt-

Haupt: seit 1879 ununterbrochen Oscar Brackmann. Bis 1892

48 Stadtverordnete, seitdem bis 1901: 29, 1901—1905 : 32, seitdem 44.

— 3 Stadträte, seit März 1907: 4. Die Verwaliung liegt in deut-

schen Händen. Hauplschövfungen: ausgedehnte schöne Parkanlagen

soime Spritzendepol. Projektiert eine Bolksbadeanstalt. — Pernau ist

Wenden. Allgem. St.-Ordn. seit 12. Januar 1878. Jahres-

budget: 46.191 Rbl. Schulden zum 1. Januar 1907: 33.000 Rbl.

Sladihäup-er: Georg Trampedach 1878-1906- Waldemar Behrson

seit 28. Oktober 1906. Seil 1892 61 Stadlverordnete, 7 Stadträte.

Die Stadtverwaltung lettisch seit 1906. Die frühere Stadtverwaltung

Sladtvelw. eröffnete ein achiklasfiges Mädchengymnasium mit russischer

Unterrichtssprache.

Wolmar. Erste St.-V.-V. 9. Oktober 1879. — 24 Stadt-

Verordnele, seit 1906 — 22. 2 Stadträte. Stadthäupler: Ordnungs-
richier G. v. Vegesack 1879-1881, Apolheker Leopold Antonius

1881—1897, Rod. Wilhelms 1897-1906; seit 1906 Dr. Georg

Appiüg. — Lettische Majorität seit 1897. Jetzt nur noch 3 deutsche

Sladtoerordneie. — Budget pro 1907 : 26.572 Rbl. 82 Kop.

Schulden: 22.800 Rbl. - Gebaut wurden seil 1878: zwei Kasernen,
die Wasserleitung; seit 1905 elektrische Straßenbeleuchtung.

Werro. Allg. Sl.-O. seit 2. Februar 1880. Zwei Stadträte.

Bis 1906 — 20, send.m 23 Siadlhäupter: Deme-

trius Weyrich 1880-1892, Alexander vonMöller 1892—1903, seiidem

Eugen Schultz. lahresbadget 1907 : 28.663 Rbl. Schulden 11.502

Rbl. 23 Kop. Am 7. Januar 1906 aewann zum ersten Mal die

Haus, neues Elementarschulgebäude, Spritzenhaus; mehrere Straßen

sind neugepflasten, die meisten anderen umgepflastert wo>den; die

Haupistraßen erhielten glatte Trottoirs. Die Elementarschulen wurde«'
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auskömmlich dolierl, und Krons- u. Privatschulen erhielten Sub-

Schlork. Erste Stadtverordnelen-Versammlung22. September

1879; jetzt vereinfachte Städteordnung. Budget pro 1907: 14221

Schulden nicht vorhanden. 1879—1893 Stadthaupt Provisor Hugo

Schmieden; Stadtältester Kaufmann Jacob Stuhl seit 1893. 12Stadt-

deputierte, 2 Gehilfen des Stadtallesten. Die Deutschen unterlagen
bei den Wahlen am 13.November 1893. Schöpfungen: Volksbidliothek,

waltung, obgleich lettisch, hält sich nationalistischen Bestrebungen fern.

Fellin — keine Auskünfte eingegangen.

Walk (berühmt durch seine Marktfrage) — keine Auskünfte

Lemsal — keine Auskünfte eingegangen.

( 5 tI a n c>.

Reval. Allgem. St.-O. seit 1. Februar 1878. Budget pro

1907: 709.881 Rbl. Schulden: 970.148 Rbl 38 Kop. Stadlhäupter:

Oscar von Riesemann 1877 — 1878, Alexander Baron Üxküll
1878-1883, Mag. Wilh. Greifsenhagen 1883-1885; Victor Baron

Maydell 1885—1894; John von Hueck 1895—1905; wir«. Staatsrat

Ernst Hiazintoff 1905—1906; Woldemar Lender seit 27. Mai 190K.

— Stadtverordnete seit 1892: 60. Stadt»äte: 4. Die Teutschen

Realschule 1881, Kommunalbank eröffnet 1882, geschlossen 1883;
1880 Ankauf des 1866 begründeten privaten Gas- und Wasserwerks :

1881—1883 Ausbau des Wasserwerks, 1906 des Gaswerks; 1893

Schlachthaus eröffnet; Kasernenbauten; neueS Siechenhaus 1889/1890;

Ausgestaltung und Neubau von Schullokaleu; 1895 Konversion der

Speisehalle. Konzessionierung der Pferdebahn 1883; Ausgestaltung

1905 ist die Stadtverwaltung eine estnisch-demokratische, fast alle

deutschen Beamten sind entlassen.

Wesenberg. Allgem. St.-O. seit 3. Juli 1879. Budget sür

1907 : 28894 Rbl. 24 Kop. Schulden: ca. 6000 Rbl. Stadthäupter:

Paul Trellin 1879-1883, Nicolai Dehio 1883—1892. Carl Wcb-rg
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1392-1902, Georg-Wehit 1902-1905, Gustav Kautsberg 1905—1906,

2 Stadträte. Die Stadt-Verw. ist seit 1902 in den Händen der

Esten. Schöpfungen: Neues Schlachthaus 1906; umsassende Pflaste-
rungen, Spritzenhaus; Pelroleum-Gaslicht-Beleuchtung.

Hapsal. Allg. St.-O. seit 12. Januar 1873. Zwei Stadträte,

29 Stadtverordnete. Budget Pro 1907 : 29.731 Rbl. Schulden:

18.000 Rbl. Stadthäupter: Baron Pilar von Pilchau 1878, Robert

Jürgens 1878-1879, Carl Mirsalis 1879-1889, Johann Michelsen
1890—1897, Bar. Ewald Ungern-Sternberg 1898—1902; seit 9. Feb-
ruar 1902 Dr. Gottfried von Krusenstern.

neue Kurhaus.

Wcistenstcin. Allg. St.-O. seit 11. Juni 1879. Budget
pro 1907: 16.572 Rbl. Schulden pr. 1. Januar 1907: 2500 Rbl.

Stadthäupter: Eduard Silsly 1879-1891, Gustav Weber 1892-1901,

Magister cand. Oscar Brasche seit 1902. Seit 1892: 23 Stadtver-

ordnete, 2 Stadträte.

des Schlachthauses; Neuvermessung des Stadtgebiets; Erwerb eines

Die Verwaltung der Stadt ist eine deutsche.

t< u r I a n a.

Mitau. Allg. St.-O. seit 21. Dezember 1377. Budget pro

1907: 378.824 Rbl. Schulden: 316.791 Rbl. 55 Kop. Stadthäup-
ter: Paul Baron Hahn-Linden 1878-1890, Theodor von Engelmann
1890—1904, Gustav Schmidt seit 30. Juli 1904. Bis 1901: 47

rung des Schlachthauses, Neubau der städt. Mühle, Kasernenbaulen,

tu den Hauptstraßen, neues Polizeigebäude. Stadtverwaltung bis

Liban. Allg. St.-O. seit 9. März 1878. Budget für 1907:

817.691 Rbl. 47 Kop. Schulden: 958.000 Rbl. Stadthäupter:
Carl Gottlieb Mich 1878-1880, Carl Friedrich Schneider 1880-1882,
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Adolph Gustav Baggehuswudt 1882-1886, 'Hermann Adolph»

1887-1902, Heinrich Zink 1902—1906, seiidem William DreyerS-

dorss. 60 Stadtverordnete, 4 Stadträte. In der St.-V.-V. ist die

Schöpfungen: Hafenbrücke, Krankenhaus, Station für Geisteslranke,

Neu-Libau, Schlachthaus, Kasernen, Warmbadeanstall, fchived. Siraßen-

(für Straßenbahn, Beleuchtung und gewerbl. Mo-

Turtum. Allg. St-O. seil 1879. Budget pro 1907:

55.598 Rbl 52 Kov- Schulden: ca. 100.000 Rol. mcl. der vom

1879-1882; Bürgermeister a. D. Carl Hick 1883-1887; Cand. jur.

Carl Miram 1887 -1898; Martin Kremans (z. Z. in Sachsen domi-

zilierend), Elementarlehrer. 1893—1905; Lehier F. Janson bis Ende

Revolutionszeit zu trauriger Berühmtheit gelangt.

Fricvrichstadt. Allg. St.-O. seit 30. Dezember 1873.

Budget pro 1907: 23.669 Rbl 86 Kop. Schulden: auner an üädt.

Gouverneur ernannteJuden). Stadthaupier: Oskar Schulz 1879—1883,

Peter von Dombrowsky 1883-1887, Stadlnrzt Dr. Adolf Biene-

mann 1887—1903, sei, 1903 Apotheker Hugo Feyerabend.
—

In der

Zeit 1878—1892 unterstützten die zahlreichen Juden Friedrichstadt»

die Deutschen bei den Wahlen. Als aber die Juden durch die neue

Slädieordnung vom Jahre 1892 des Wahlrechts verlustig erklärt

nur sedr wenige Deutsche gelangten in die Stadw.-Versammlung.
Nur das Amt eines Sladlhauvls verblieb in deutichen Händen (ein

Mal durch Ernennung); 1899—1903 gab es keinen einzigen deutschen

Bauten: Neuer Feuerwehrturm, Schlachthaus (mit maschineller

Einrichtung),artesischer Brunnen aus dem Marktplatz; Schlepp-Prahm
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aus der Düna. Ziegeltrottoire an den Hauptstraßen; Pflasterung des

Uferabhangs am Hauptteil der Uferstraße.

Jlluxt. Vereins. Städteordnung seit 2. April 1894. Budget
pro 1907 : 3839 Rbl. Schulden pr. 1. Januar 1907: 1300 Rbl.

Sladtälteste: Nik. Ssytin 1894-1902, G. Bogdanowilsch 1902-1904.

Iwan Grosd 1904-1906, M. Drvsdow seit 1906. — 15 Stadtbe-

vollmächtigte. Gebaut wurde ein Stadthaus nebst Feuerwehrdepot.
Mehrere Straßen und der Marktplatz wurden gepflastert, die Petrole-

umbeleuchtung weiter ausgedehnt. Die Bevölkerung besteht aus

katholischen Letten, Polen, Juden und Russen. Es sind nur 4 deutsche

Hascnpoth. Allg. St.-O. seit 17. September 1879. Budget

sür 1907: 14.193 Rbl. 39 Kop. Schulden: 8862 Rbl. Stadthäapter:

Hermann Adolphi bis 1887, seitdem Wilhelm Groth. 20 Stadiver-

Grobin. Vereins. St.-O. seit 1894. Budget Pro 1907:

4781 Rbl. Schulden: 3150 Rbl. Früher 30 Stadtverorduete, jetzt
12 Stadtdepulierie. Stadthäupter: Baron Bodelschwing 1879 -1883.

Dr. Ernst von Grot 1883 -1894; Stadtälteste: Waldemar Lilienfeldt

1894—1902, seitdem Friedrich Rosenberg.

Doblcn. Vereins. St. O. — Stadthaupt: Dr. mcd. W. v.

Raison 1877-1882; seiidem (jetzt Stadlällesler) Apotheker Valentin

Grenzthal. 12 Stadtdeputierte. — Pflasterungsarbeiten. Schlachthaus.

Zwischen Letten und Teutschen herrscht das beste Einvernehmen. Die

Candau. Seit 1894 Vereins. St.-O. Jahresbudget: ca.

1500—2000 Rbl. Schulden: ca. 2000 Rbl. Fleckenvorsteher

Christoph Gaertner 1872—1877, Christoph Schneeberg 1878—1881,

Friedrich Samblowsky. Stadtälteste: Provisor Alexander Rosenthal

1894—1901, Lehrer Jan Rupais 1902—1907. — 12 Siadtdepuiierte,
1 Gehülfe des Stadlältesten. In den Quadriennien 1894-1897 und

1898—1901 waren Teutsche und Letten gleich start vertreten. Zum
Sladtällesten wurde einstimmig ein Teutscher gewählt, zum Gehülfen

ein Lette. Im zweiten Quadriennium wurde von der Regierung ein

Teutscher ernannt, im dritten wurden mit 6 gegen 5 Stinimen ein

lettischer Sladiälrester sowie ein leitischer Gehülfe gewählt. Schöpfun-

gen: Straßenbeleuchtung und Pflasterung, Anlagen in der Schlvß-

ruine, Schlachthaus. Seit 1902 ganz lettisch.
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Durben. Vereins. St.-O. Jahresbudget ca. 1000 Rbl.

12 Sladtälteste. Ort>?vorsteher: Kisselew, Kasemann, Klemers

(1898-1902) und Kirren (seit 1902). Gebaut wurde 1907 ein

kommunales Schlachthaus. Die Verwaltung ist vorherrschend denlsch

Taßmackei«. Vereinfachte St.-Ordng. seit 1894. Budget pro

1907: 1003 Rbl. 83 Kop. 12 Deputierte. Sladtälteste: Bernhard
Funk 1894—1899, Rudolph Grabowsku 1899-1900. seitdem Fr.

W. Karlson.

Jakobstadl, Griwa, Zabeln, Grobin, Polangen, Subbalh und Pill.»

sich im Abschnitt IX L.
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Zeit,

Die Evangelisch-Lutherische Landes-

kirchederOstseeprovinzen.
Von

ArthurvonVilebois.
Nach der Aufsegelung der damals den Namen Liv-

land führenden, heutigen Ostseeprovinzen Rußlands, in

der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts durch Bremer

uud Lübecker Kaufleute, draug auch das Christentum in

dieses von den heidnischen Liven, Letten und Esten be-

völkerte Gebiet.

Den für ihre Missionstätigkeit zu Bischöfen geweih-
ten Geistlichen Meinhard und Albert ist die erste Errich-

tung christlicher Kirchen zu danken. Es waren die Kirchen

auf dem Martinsholm in der Düna (bei Kirchholm) und

in Uexküll (1186), sowie die Domkirche in der vomBischof
Albert 1201 gegründeten Stadt Riga.

Dem Geiste jener Zeit und den in der römisch-katho-

lischen Kirche geltenden Grundsätzen entsprechend, wie

auch durch die ausanglich mangelhafte Kenntnis der ört-

lichen Volkssprachen bedingt, fand die Bekehrung der

heidnischen Eingeborenen zumeist in zwangsmäßiger

Unterjochung und äußerlicher Zuführung zum Christentum

statt.

Zur Vollendung des Bekehruugswcrkes des vom

Papste der heiligen Jungfrau Maria geweihten Landes

bestätigte der Papst den vom Bischof Albert gestifteten

Schwertorden, der sich schon nach kurzem Bestände mit
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Reformation.

dein in Preußen bestehenden deutschen Orden vereinigte.
Von den Ordensrittern und der leider bald mit der Or-

densmacht in Besitz- und Herrschaftsstreitigkeiten geraten-
den bischöflichen Geistlichkeit wurden Burgen, Kirchen

und Bischofssitze im Lande errichtet, die Bevölkerung in

Untertänigkeit zur Kirche und ihrer Machthaber erhalten
und das „Marienland" in stetigen Kämpsen mit den Mos-

kowitern und Littauern gegen deren immer wiederkeh-
rende Einfälle verteidigt.

Im Anfang des 16. Jahrhunderts bestanden in Liv-

land, neben den zahlreichen Ordensschlössern und dazu

gehörigen Kirchen, die dem Erzbischos in Riga unter-

gebenen Bistümer Wenden, Torpat, Reval, Oesel-Wiek,

Knrland-Pilten.

In den größeren Städten waren, den Bedürfnissen
der Einwohnerschaft entsprechend, Kirchen errichtet wor-

den, in Riga außer dem Dom die Petri- und die Jakobi-

Kirche, sowie die nicht mehr bestehenden Georgs- und

Katharinenkloster-Kirchen, in Reval die Ritter- und Dom-

kirche, die Olai- und die Nikolaikirche.
Orden und Geistlichkeit hatten jedoch nicht vermocht,

der römisch-katholischen Kirche neben der äußerlichen auch
die innerliche Herrschaft zu erhalten. Ordensritter und

Priester waren, in innerem Streite und äußeren Kämpfen

sittlich und religiös entartet, nur auf Erhebung drücken-

der Kirchensteuern zu ihrem Wohlleben bedacht, und die

Mißwirtschaft der katholischen Geistlichkeit bereitete auch
iv Livland, vor allem bei den religiös gesinnten Bürger-

schaften der Städte, der Reformation einen empfäng-

lichen Boden.

Im Jahre 1522 kamen Andreas Knöpken aus Pom-

mern und bald darauf Sylvester Tegetmeyer aus Rostock

nach Riga; beide waren von der Lehre Luthers erfaßt
worden und verkündeten sie durch Predigten in der Petri-
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und Jakobikirche hier in den baltischen Landen, indem

sie die Mißstände und Schäden der päpstlichen Kirche auf-
deckten.

Knöpken wurde vorn Rat zum Prediger an derPetri-

kirche ernannt, Tegetmeyer an der Jakobikirche angestellt,
und alle Bemühungen der katholischen Geistlichkeit, der

Bewegung Einhalt zu tun, ja selbst eine Beschwerde beim

deutschen Kaiser vermochten nicht, den Rat und die Bür-

gerschaft Rigas der alten Kirche zu erhalten. Immer

mehr lutherische Prediger wurden berufen, die katholi-

schen Geistlichen zur Abstellung von Messe und „Götzen-

dienst" aufgefordert und für die lettische Bevölkerung

Gottesdienst in ihrer Sprache eingerichtet, gemäß der

schon 1428 erlassenen Verordnung, daß zu Pfarrämtern

nur der örtlichen Landessprache kundige Personen bestellt
werden sollten. Mit Luther direkt trat der Ratssekretär
Dr. Johannes Lohmüller in Riga in brieflichen Verkehr,
und Luthers Briefe an die Freunde in Riga, Reval und

Torpat und an die „Christen zu Riga" aus den lahren
1523 und 1524 sind uns noch heute erhalten.*)

In gleicher Weise fand bald darauf die Reformation

anch in den Städten Reval und Torpat und unter dem

Schütze eines von dem wohlgesinnten Bischof Johann
Kieivel der Ritterschaft erteilten Privilegiums in Oesel

Eingang. Nachdem dann unter Begünstigung des der

lutherischen Sache zugetanen Markgrafen Wilhelm von

Brandenburg das Luthertum immer festeren Boden im

Lande gewonnen, auch ein Teil der Ordensritterschaft

schon die neue Lehre aufgenommen hatte, wurde auf dem

Landtage zu Wolmar 1532 beschlossen, daß ein Jeder,

hohen oder niederen Standes, in Glaubenssachen es so

*) Vgl. das sehr lesenswerte Büchlein „Luther an die Christen

in Livland" (Neudruck von 17 Briefen Luthers. Riga 1866). Preis

20 Kop.
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halten solle, wie er es vor Gott, Kaiserlicher Majestät
und gemeiner Christenheit verantworten könne.

Als Schlußstein der Resormation Livlands kann der

Landragsabschied zu Wolmar vom 17. Januar 1554 gel-

ten, der, von dem Erzbischos, den Bischöfen und dem

Ordensmeister Heinrich von Galen unterzeichnet, die Be-

stimmung enthielt, daß jeder bei seinem Glauben frei
und ungehindert gelassen werden solle bis zu einem all-

gemeinen christlichen Konzil.

Unterdessen führten langwierige, verheerende Kriege

in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts den Unter-

gang des Gesamtbestandes und der Selbständigkeit des

bis dahin zum Deutschen Reiche gehörigen und unter

der Oberherrschast des Teutschen Kaisers befindlichen

Livländischen Landesstaates herbei. Estland fiel an

Schweden, Livland wurde polnische Provinz und Kur-

land ein Lehnsherzogtum unter polnischer Oberhoheit,

während Oesel noch eine Zeit lang zu Tänemark gehörte,
bald aber auch Schweden zusiel.

Wie umfassend und tief schon damals die lutherische

Lehre im Lande Herrschast gewonnen hatte, beweist das

bei der Unterwerfung Livlands 1561 vom Polnischen

Könige Sigismund August der Provinz und

bald daraufauch der Stadt Riga zugesicherte

Privilegium, welches, auf die Bitten des Ordens,
der Ritterschaft und der städtischen Vertretung, in seinem

ersten Punkte dem Lande die Belassung und Erhaltung
in der Evangelischen und Augsburgifchen Konfession in

steter zukünftiger Unverbrüchlichkeit verbürgte. Das

gilt uns noch immer

als Grundlage aller Rechtsordnung in uuserer Heimat
und begründet die Rechtsbeständigkeit der evangelisch-

lutherischen Kirche als Landeskirche der Provinz. .
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In Kurland begründeten dasselbe
rnririäi sodann eine Kirchenordnnng von 1570

und das vom Herzog Gotthard Kettler 1570 erteilte Pri-

vilegium die Aufrechterhaltung und Ausübung der Angs-

burgischen Konfession im Lande.

Die bereits in der katholischen Zeit in großer An-

zahl begründeten uyd mit Landbesitz ausgestatteten Kirchen

waren lutherisch geworden. Es entstammen fast alle heute

bestehenden Kirchen in den Lstseeprovinzen jener frühesten

Zeit, sowie der Periode schwedischer Herrschaft nnd des

kurländischen Herzogtums.

Die von der polnischen Regierung auf Anregung nnd

unter Leitung der katholischen Geistlichkeit in schandlich-

stem Nechlsbruche versuchte sogen. Gegenreformation
nnd Erzwingung katholischer Kirchenherrschaft haben nur

das Ende von Livlands Zugehörigkeit zu Polen und den

Uebergang an Schweden im Anfange des 17. Jahrhun-

derts beschleunigen können.

Schwedens Könige haben dann die evangelisch-luthe-

rische Landeskirche in ihren Rechten sichergestellt durch

Einsetzung von Superintendenten und Pröpsten, Einrich-

tung von Konsistorien und mit der äußeren Kirchenverwal-

tung betrauten Kirchenkonventen mit Kirchenvorstehern und

von der Banerschaft erwählten Kirchenvormündern in den

Kirchspielen und Oberkirchenvorsteherämtern auf dem fla-

chen Laude.

Diese das gesamte Kirchenwesen im Lande umfassen-
den Neuordnungen erhielten ihre gesetzliche Verfassung in

der 1686 vom König Karl XI. erlassenen Kirchenord-

nnng, die noch heute ergänzende Nechtsquelle für das

Kirchenwesen im Lande ist.
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Fischer ausgeführte lettische Bibelübersetzung, eine gewal-

von der schwedischen Krone 10,000 Reichstaler erwirkt hatte. Vorher

sich lebhaft verwandt. Auf sein Betreiben übersetzte 1l!87 in Kawelecht

der berühmte Sprachforscher Joh. Hornung das neue Testament aus

dem Urtext ins Reval-Estnische; der Druck kam zwar nicht so bald

mcnt im Druck erschienen. Tie erste estnische Uebersetzung der ganzen

1739 in Reval; es waren dabei hauptsächlich die Prediger H. Gutsles,

eine ansehnliche Summe sür den Druck opferte. Vergl. Harald Feyer-

abend, D. Johannes Fischer, Generalsuperintendentvon Livland von

1674-1700, Riga 1907. S. 10 und 11; serner die Mitteilungen von

berichten der Gelehrten Estnischen Gesellschaft zu Dorpat, 18W, S. 95ff.

und 1900, S. 156 ss.

Als in dem das baltische Gebiet verheerenden Nordi-

schen Kriege Peter der Große die Macht Schwedens im

Jahre 1710 niedergezwungen hatte und mit den Ständen

der Provinz über deren Unterwerfung verhandelte, be-

dangen sich Ritterschaften und Städte in erster Reihe die

Aufrechterhaltung der Evangelisch-Augsburgischen Religion
in deren bestehender Geltung in Kirchen, Gemeinden und

Schulen aus, und der Zar hat in den vom Feldmarschall

Zcheremetjew bewilligten Kapitulationsbedingungen, auch



233

selbst in seinen Entscheidungen vom 12. Oktober 1710

die Vertragsbedingungender Livländischen Ritterschaft und

der Stadt Riga ausdrücklich bestätigt und namentlich das

siAisrauiieii von 1561 anerkannt.

Endlich ist im Nystädter Friedensvertrage von 1721 die

Beibehaltung der evangelischen Religion, des Kirchen- und

Schulwesens, wie es zu schwedischer Zeit bestanden, der

Verzicht auf jeglichen Gewissenszwang in den Provinzen

Liv- Nnd Estland festgesetzt und nur die unbehinderte Aus-

übung der griechischen Religion vorbehalten worden. In

seiner Bestätigung dieses Friedensvertrages am 9. Sep-
tember 1721 hat Peter der Große „bei seinem Zarischen
Worte für sich und seine Nachfolger im Russischen Reiche

versprochen, daß alle Bestimmungen des geschlossenen ewi-

gen Friedens fest, unwidersprechlich, heilig und uuver-

brüchlich zu ewigen Zeiten gehalten und erfüllt werden

sollen."

Ebenso gewährleistete Katharina 11. dem Her-

zogtum Kurland bei seiner Einverleibung ins Russische

Reich im Jahre 1795 Aufrechterhaltung nnd freie Aus-

übung des evangelisch-lutherischen Glaubens Augsburgi-

scher Konfession.
Es folgte die Zeit der Wiedererstarkung des mit dem

gesamten Lande im Nordischen Kriege schwer geschädigten

Kirchenwesens und die Zeit friedlicher Entwickelung unter

dem Schütze und der Fürsorge der Herrscher Rußlands.
Die zerstörten Kirchen wurdeu wieder ausgebaut, die

verwüsteten Pfarrwidmen wieder in wirtschaftlichen Stand

gesetzt und neuberufenen Predigern übergeben, ebenso er-

langte auch das Patronatsrecht, d. h. das Recht der Pre-

digerwahl seitens der Gutsbesitzer, die durch Erbauung

von Kirchen oder Ausstattung der Pastorate mitLändereien

sich Verdienste um die Kirche erworben hatten, wieder

Kraft, nnd für die gesamte Kirchenverwaltung war die
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Kirchenordnnng von ItißL im Lande wie bei den obersten

Reichsbehörden maßgebendes Gesetz. Einzelne, die Kirche

bedrohende Mißgriffe russischer Beamten fanden einsichts-
volle uud wohlwollende Zurechtstellnng au hoher uud

höchster' Stelle. Zwar versuchte die griechische Kirchen-

obrigkeit, einer Vorschrift über die Taufe von Kindern

aus Mischeheu, welche die ins Innere des russischenReiches
im Nordischen Kriege fortgeführten schwedischen Kriegs-

gefangenen betraf, auch iv den Lstseeprovinzen Geltung

zu schassen, dach hatte das wenig Bedeutung sür das all-

gemeine kirchliche Leben, da hier die gesamte Bevölkerung

zur lutherischen Kirche gehörte und Bekenner des griechisch-

orthodoxen Glaubeus meist nur zeitweise als Beamte, Mi-

litärs uud Kaufleute ins Land kamen.

Wenn auch nicht ausdrücklich als solche anerkannt,

galt die evangelisch-lutherische Kirche doch tatsächlich als

Landeskirche der Ostseeprovinzen, wie ihr

solche Eigenschaft im Privilegium in

der Kirchenordnnng von 168l> und desgleichen von Peter
dem Großen gewährleistet worden war.

Die Organe der Landeskirche schieden sich in

rein geistliche und Organe der äußeren (wirtschaftlichen)
Verwaltung, wobei sich allmählich folgende, noch heute be-

stehende Lrganisation herausbildete:

Jede Provinz bildet einen Kvnsistorialbezirk, dessen

geistliches überhaupt der >st, dessen

höchste Behörde, das Konsistorium, aus zwei Geistlichen und

zwei weltlichen Assessoren, dem Generalsuperintendenten
als Vizepräsidenten und einem von der Ritterschaft zu

wähleudeu, von der Regierung zn bestätigendenPräsidenten

besteht. Ein Erlaß Alexanders 111. hob das Wahlrecht
der Ritterschaften für das Präsidium in den Konsistorien

auf; seitdem werden die Präsidenten direkt vom Kaiser

ernannt.
'
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Jeder Nonsistorialbezirk zerfällt in Sprengel Diö-

zesen), an deren Spitze von der Geistlichkeit aus ihrer Mitte

gewählte Pröpste stehen. Tie Sprengel teilen sich in Kirch-

spiele, jedes mit einer Kirchengemeinde, deren geistliches

Haupt der Pfarrer ist.
Gegenwärtig deslehen: in Livland «.mit Lesel) 111 Kirchspiele

in 10 Prepslsprengeln; in Knrlcmd 10! Kirchspiele") in 8 Sprengeln;

Reiches sind dein St. Pclerslunger Konsistorium 117 und dem Mos-

kauer Konsistorium 78 Kirchspiele unterstellt.

Die wirtschaftliche Verwaltung der Äirchen, Pastorale
und Parochial-(Kirchspiels-)Schulen liegt in den .Händen
des in jedem Kirchspiel bestehenden Kirchenkonvents, der

sich zusammensetzt aus Vertretern der zur betreffenden

Kirche cingcpsarrten Rittergüter und Vauergemeiuden. Der

iiirchenkonvenl wählt aus seiner Milte den Kirchenvor-

steher, welcher Präsident und Exekutivorgan des Konvents

ist. Die bäuerlichen Kirchenvormnnder haben für Ruhe
und Ordnung in der Kirche zu sorgen Den Kirchenton-

vcnten übergeordnet sind die Oberkirchenvorsteherämter,

bestehend aus dem von der Ritterschaft zu wählenden Lber-

kirchenvvrsteher, dem ältesten Propst als geistlichem As-

sessor und einem weltlichen Assessor.

In die kirchlichen Verhältnisse unserer Heimat kam

eine schwerwiegende Aenderung durch die Einrichtung des

Generalkonsiftorinms sür die evangelisch-lutherische Kirche
im russischen Reiche im Ansänge des 19. Jahrhunderts.

Dieser Rcichsbehorde wurde auch das Kircheuweseu in den

Ostseeprovinzen unterstellt und damit unsere Landestufe

den gegenüber der herrschenden griechischen Uirchc nur ge-

duldeten lutherische» Kirchen im Innern des Reiches gleich-

gestellt. Das 1832 vom Kaiser Nikolai I. erlassene Gesetz

für die evangelisch-lutherische Kirche im russischen Reiche

setzte dann solche Stellung der evangelisch - lutherischen

•) 31td)t jii »erroecojein mit b. polllifdjcnSitdjjuictcn (S. 1G-J).
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Kirche in den Ostseeprovinzen als geduldete fremde Glau-

benslehre auch äußerlich rechtlich fest.

In dieses Gesetz waren Bestimmungen des Reichs-

gesetzes hineingebracht worden, die sich mit den Grund-

lehren des protestantischen Glaubens und dem geschichtlich
entwickelten Wesen unserer Landeskirche nicht wohl ver-

einigen ließen. Die allendliche Entscheidung nicht nur

äußerlich, sondern auch innerlich kirchlicher Angelegenheiten

war dem von seiner Kanzlei (Departement) für fremde

Religionen beratenen Minister des Innern und dem Di-

rigierenden Senat vorbehalten.
Wenn schon die mit diesem Gesetz ausgesprochene Ver-

neinung einer baltischen Landeskirche schwere Befürchtun-

gen im Lande erwecken mußte, so sollten doch die Er-

eignisse der nächsten Zeit alle Besorgnisse noch weit über-

treffen. In den Mißwachsjahren der 40er Jahre des vo-

rigen Jahrhunderts traten viele Tausende der ärmsten
Letten und Esten, verlockt durch trügerische Versprechungen

russischer Wanderprediger auf Landanweisungen, zur grie-

chischen Kirche über. Selbst der fanatische Kämpfer für die

Orthodoxie, der Oberprokureur des Hl. Synods der grie-

chischen Kirche, Pobedonoszew, hat noch in neuerer Zeit

in seinem offiziellen Bericht zugegeben, daß Eigennutz und

weltliche AbsichtenmitHeu Ucbertritten in den 40er Jahren
verbunden waren. Auch der Synod, der Minister und der

Rigasche griechische Erzbischos mußten schon in den 40er

Jahren anerkennen, wie wenig peinlich die Ordnung jener

Aufnahmen in die griechische Kirche sei. Als nun jene

Massen sich in ihren Erwartungen weltlicher Vorteile ent-

täuscht sahen und dabei der unüberlegt ergriffenen Glau-

benslehre fremd geblieben waren, da begann die rückläufige

Bewegung. Den Rücktritt zu ihrer angestammten Kirche

versagten jedoch deu „Rekonvertiteu" harte Staatsgesetze.

Als dann die lutherischen Pastoren sich in ihrem seelsorge-
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rischen Gewissen verpflichtet sahen, der Glaubensnot ihrer

früheren Gemeindeglieder zu Hilfe zu kommen und einer

immer weiter um sich greifenden Verwüstung kirchlicher
ujnd bürgerlicher Ordnung Einhalt zu tun, da wurden

auch die Prediger mit polizeilicher Verfolgung und schwe-

ren Strafen bedroht. Das kirchliche Elend im Lande wuchs
bis in die 60er Jahre zur Unerträglichkeit, und als der

vom Kaiser zur Prüfung der Verhältnisse 1864 nach Liv-

land entsandteFlügeladjutant Graf Bobriuski seinem Herrn

berichtete, wie schwer es ihn, als Orthodoxen und Russen,

berührt hatte, „die Erniedrigung der russischen Rechtgläu-

bigkeit als Folge eines offiziellen Betruges sehen zu müs-

sen", da hob Alexander 11. für die Ostseeprovinzen das

Gesetz über den Zwang zur griechischen Taufe der minder

aus Mischehen auf, und nach einigen Jahren wurden

die kriminellen Verfolguugeu der Prediger wegen geist-

licher Bedienung der zur lutherischen Kirche Zurückgekehr-
ten auf Kaiserlichen Befehl niedergeschlagen. Es folgte
eine Zeit äußerer kirchlicher Ruhe und anscheinender An-

bahnung friedlichen Nebeneinanderbestehens der griechi-

schen und der lutherischen Kirche.

Diese Ruhe war jedoch uur von kurzer Dauer.

Nach dem Regierungsautritt Alexanders 111. wurden

die in den Listen der griechischen Kirche noch immer ver-

zeichnet gebliebenen, aber langst wieder zu lutherischen

Gemeindegliedern gewordenen Letten und Esten (mehr als

35000) und die sie bedienenden Prediger neuen Verfol-

gungen unterzogen.

Obgleich Kaiser Alexander 111. auf eine Unterleguug

über den wieder entstandenen kirchlichen und bürgerlichen

Notstand höchsteigenhändig die Anmerkung gemacht: „die

Lage ist wirklich eine verzweifelte", und trotz einer di-

rekten Verfügung des Kaisers, daß er eine Propaganda
der griechischen Kirche nicht zulasse, wurde in mehr als
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200 Kriminalprozessen eine große Anzahl lutherischer Pre-

diger ihrer Aemter und selbst der geistlichen Würde ent-

kleidet, und wieder wurden ungeistliche Verleitungen zum

Uebertritt zur griechischen Kirche ins Werk gesetzt. Auch

sonst äußertensich Bedrückungen der protestantischen Kirche.
Die Verpflichtung zur griechischen Taufe von Kindern aus

Mischehen wurde wieder iv Kraft gesetzt, der Bau pro-

testantischer Kirchen uud Bethüuser wurde von der Zu-

stimmung der griechischen Kirchenobrigkeit abhängig ge-

macht, die Teilung übergroßer Kirchengemeinden und

Gründung neuer Pfarren wurde verweigert, das Miß-
trauen der Regierung gegen die hervorragendsten Prediger

versagte ihnen die Bestätigung in den Aemtern von Ge-

neralsuperintendenten und Pröpsten. Während die Unter-

haltung der lutherischen Kirchen und Geistlichkeit in den

Landkirchspielen als rechtlich begründete Verpflichtung der

eingepfarrten Grundstücke selbst, unabhängig vom Glau-

bensbekenntnis des Besitzers, mehr als ein Jahrhundert

von der russischen Regierung anerkannt gewesen war, wur-

den nunmehr die der griechischen Kirche angehörigen Be-

sitzer von Gütern und Bauergesinden von solchen Leistungen

befreit.

Schwer wurde endlich das Kirchenwesen durch die 1890

erlassene gesetzliche Verordnung der Führung der lutheri-

schen Kirchenbücher (Verzeichnisse der Geborenen und Ge-

tauften, Getrauten und Verstorbenen) in russischer Sprache

betroffen.
Die humane Gesinnung unseres Herrn und Kaisers

Nikolai II.; und der allgemeine, im russischen Reich immer

stärker sich entwickelnde Drang auf freiheitliche Staats-

einrichtungen hat dann der vom allmächtig gewordenen

Oberprokureur des Syuods Pobedonoszew in fanatischem

Eifer geschürten Glaubens- und Nationalitätenverfolgung
alles Nichtorthodoxen und Nichtslawischen Halt geboten.
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Die Manifeste Kaiser Nikolai 11. vom 17. April und

17. Oktober 1905 haben seinen Untertanen jeglicher Re-

ligionsgemeinschaften und aller Nationalitäten, neben frei-

heitlicher Entwickelung des bürgerlichen Lebens, auch die

Aufhebung jeder Religions- und Gewissensbedrückung ver-

hießen. Mit Gottes Hilfe werden der Kaiser und seine

Regierung solchen Verheißungen volle Erfülluug schaffen
und in unserer baltischen Heimat der evangelisch-luthe-

rischen Landeskirche, unserer Muttersprache und dem ein-

heimisch entwickelten Recht, den Grundfesten baltischer Ei-

genart, die staatliche Anerkennung sichern.

Literatur: L. Arbusow, Grundriß der Geschichte

Liv-, Est- und Kurlands. 3. Auflage 1907. I. Th. Helm-

sing. Die Reformationsgeschichte Livlands. C. Schir-

ren, Livländische Antwort an Herrn Juri Samarin. 1869.

Dr. G. C-. Adolf von Harleß, Geschichtsbilder aus der

lutherischen Kirche Livlands. 1869. F. Hörschelmarm,

Andr. Knöpken, der Reformator Rigas. 1896.
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Das Schulwesen der Ostseeprovinzen.
DieLandvolksschulen.

Von

ArthurvonVillebois.
Die Ausbildung und Organisation des Volksschulwe-

sens ist fast überall eine Errungenschaft der neueren Zeit;
in manchen europäischen Ländern (z. B. England, Frank-

reich) datiert sie kaum hundert Jahre zurück. Auch in

Preußen sind erst u.nter Friedrich dem Großen (1740 bis

1786) und gründlicher sogar erst unter dem Einflüsse Pe-

stalozzis (1809), in Oesterreich unter Maria Theresia (1740
bis 1780) durchgreifende Fortschritte auf diesem hochbe-

deutsamen Kulturgebiete erzielt worden. Und ungefähr

ebensoweit reicht auch die Entwickelung eines wohlgeord-

neten Volksschulwesens in den baltischen Landen zurück.

Seine ersten Anfänge dagegen liegen im fernen Mittel-

alter. Sie zeigen uns, ähnlich wie in manchen Teilen

Westeuropas (z. B. in Deutschland), das Landvolksschul-

wesen als eine kirchliche Einrichtung. Dieser enge An-

schluß an die Kirche ist auch für die spätere Entwicke-

lung des Landvolksschulwesens in den Ostseeprovinzen

charakteristisch geblieben.

Bereits zu katholischer Zeit bemühten sich Bischöfe
und die Landtage um die Belehrung der Bauerkinder im

Glauben und in den zehn Geboten. Die Kirchenstatuten des

Erzbischofs Henning von Riga ordneten schon 1428 an.
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daß zu Pfarrämtern nur der örtlichen Landessprachen

kundige Personen befördert werden sollten.

Nach Eingang der Reformation wurden bann durch
die Landeingesessenen immer mehr Schulen an den Kirchen

gegründet. Ter Unterricht wurde den Küstern, die Lei-

tung und Aufsicht der Schulen den Predigern übertragen.

Eine besondere Pflege erhielt der Volksunterricht zu

schwedischer Zeit. Ten Lberkirchenvorsteherämtern wurde

die regelmäßige Prüfung der bei den Kirchen errichteten

Landvolksschulen zur Pflicht gemacht, die Bibel und die

Lehrbücher wnrden ins Lettische und Estnische übersetzt.

Propst Glück in Marienburg gründete mehrere Schulen
in seinem Kirchspiel, in denen er Zchnlmcister ausbildete.

Im Jahre 1684 wurde bei Torpat ein Lehrerseminar ein-

gerichtet, von wo 160 „undentsche" Jünglinge als Lehrer

in die Kirchspiele entlassen wurden. 1687 beschließt der

Livländische Landtag, daß in jedem Kirchspiel ein Küster,
der zugleich Lehrer sein soll, angestellt nnd Zchnlhäuser
erbant werden sollen. Es wnrden in Livland etwa 80

schulen gegründet, auch mit Land ausgestattet. Ter heu-

tige Landbesitz zahlreicher Parochialschulen stammt aus

jeuer Zeit. 1697 wird durch Königlich schwe-

disches Reglement in Liv- nnd Estland der allgemeine

Schulzwang für die bäuerliche Bevölkerung anerkannt.

In gleicher Weise sorgte in Kurland besonders Herzog

Gotthard Kettler in seiner .>iirchenordnung von 1570 für
die Begründung von Zchnlcn bei den Kirchen und die reli-

giöse Erziehung der Jugend.
Die entsetzlichen Verwüstungen des großen Nordischen

Krieges schädigten die jungeaufblühende Volksschule schwer.

Erst uach Abschluß des Friedens zu Nhstädt im Jahre
1721 konnte an einen Wiederaufbau gedacht werden; lang-

sam nnd uuter großen Opfern brachten Ritterschaften und

Geistlichkeit das Schulwesen wieder in kräftige Entwicke-
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lung, ohne hierbei auch auf eine tatkräftige Unterstützung

seitens der Staatsregierung rechnen zu dürfen. Weder die

schwedische noch die russische Regierung haben das Land-

volksschulwesen als staatliche Einrichtung angesehen; die

Volksschule ist ausschließlich aus Mitteln der Landgemein-
den und Ritterschaften unterhalten und in unentgeltlicher

ehrenamtlicher Arbeit der ständischen Selbstverwaltung

von der Ritterschaft, Geistlichkeit und Bauerschaft gepflegt
worden.

In zielbewußter Erkenntnis der für das Gedeihen
des staatlichen und gesellschaftlichen Lebens notwendigen

religiös-sittlichen Volksbildung hat die evangelisch-luthe-

rische Kirche in jahrhundertelanger Entwickelung die Schule

als eine kirchliche Anstalt in ihre Einrichtungen eingefügt,

und Staatsregierung wie Landstände haben sie als zur

Kirche gehörig anerkannt und behütet.
Die Jugenderziehungund der gesamte Unterricht war

Vorbereitung zur Konfirmation und stand unter unmit-

telbarer Leitung der Prediger und Kirchenbeamten. Für

die Lehrer galt die Bedingung der Zugehörigkeit zur evan-

gelisch-lutherischen Kirche und einer religiös-wissenschaft-
lichen Ausbildung.

Diese im Laufe des 18. Jahrhunderts und besonders
in Livland aus Grund eines Landtagsbeschlusses von 1765

ausgebildete Versassung des Landvolkschulwesens erhiell
die gesetzliche Anerkennung und Feststellung in dem Gesetz

für die evangelisch-lutherische Kirche in Rußland, in dem

Provinzialrecht der Ostseeprovinzen und in den Bauer-

nerordnungen der drei Provinzen (Kurland 1817, Estland
1816 und 1845, Livland 1819, 1849 und 1860) und sür
Kurland uud Estland insbesondere in dem Gesetz von 1875.

Die Grundlagen des Volksschulwescns

waren im wesentlichen folgende: Ter Schulbesuch war

unentgeltlich und obligatorisch. Die Schulung
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der Binder begannnur dem b a uslichen, von den Eltern

zu erteilenden Unterricht im Lesen, Katechismus und Ein-

maleins. Hierauf kamen die minder in die Gemeinde-

schule, deren Erhaltung Obliegenheit der Bauergemein-
den der einzelnen »>üicr war. An die Gemeindeschule

schlössen sich bis zur Konfirmation fortdauernde „Rcpe-

titionskurs e".

Zu erweiterter Ausbildung und Hinüberleitnng iv

höhere Lehranstalten bestand in jedem Kirchspiel eine

Kirchspiels- oder P ar o eh i al s eh u l c, die von den

Landgemeinden und Gutsbesitzern, des Kirchspiels gemein-
sam erhalten wurde.

Tie llcberwachnng des Unterrichts war Obliegenheit
des Predigers, während die wirtschaftlichen Angelegen-

heiten und Bedürfnisse der Zehnte von dein ans Guts-

besitzern und Vertretern der Bauergemeinden bestehenden

Kirchenk o n v e n t besorgt wurde. Endlich bestand zu

spezieller Verwaltung der Schulangelegenheiten in jedem

Kirchspiel eine Kirchspiels -Schulverwaltung,
deren Glieder die Kirchenvorsteher und von der Bauerschaft

gewählte Kirchenvormünder nnd Zchnlälteste waren. Es

bestanden serner (inLivland) als obere Organe vier Kr e i s-

l a n d s eh u l b e h ö r d en, zu denen die Glieder der Ober-

kirchenvorsteherämter, von derRitterschaft resp, der Geistlich-

keit gewählteweltliche und geistliche Kreisschnlrevidenten und

Delegierte der bäuerlichen Zchulältesten gehörten: für die

ganze Provinz, als Zentralorgan der Volksschnlverwal-

tung, die Oberlandschulbehörde, in Kurland und

Estland Oberlandschulkommission genannt. In

diese Behörden gehörten die Oberkirchenvorsteher, der Ge-

neralsuperintendent nnd ein von der Ritterschaft aus der

Geistlichkeit erwählter Schüllar.

So war eine gesicherte Rechtsgrundlage und wohl-

durchdachte Organisation des Volksschulwesens geschaffen,
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dessen Pflege sowohl auf den Landtagen der Ritterschaften,
als auf den Predigersynoden regelmäßig Gegenstand ein-

gehendsterBeratungenund bedeutender Geldunterstützungen

gewesen ist.

Im Hinblick auf die nicht nur wissenschaftlichen, son-
dern auch religiös-erzieherischen Aufgaben der Volksschul-

lehrer gründeten und unterhielten die Ritterschaften Leh-

rerseminare, in Livland das Parochiallehrerseminar

(die Küsterschule) in Walk nnd je ein Gemeindelehrer-

seminar für den lettischen und estnischen Teil Livlands

und unterstellten diese Seminare kirchlicher Leitung. In
Kurland bestand ein Volksschullehrerseminar in Iruilau
bei Tuckum, in Estland ein solches in Kuda.

In Vereinbarung mit der Ritterschaft und dem Liv-

ländischen Evangelisch-lutherischen Konsistorium wurden

von der Oberlandschulbehörde 1874 die „Instruktion für
die livländischen Landvolksschulen", die Lehrpläne für die

Lehrerseminare und für die Gemeinde- und Parochialschu-
len .erlassen, serner Regeln für die Prüfung von Volts

schnllehrern und für die jährlich vorzunehmenden Schul

revisivnen festgestellt.

Nach den ursprünglichen Lehrplänen der Volksschulen

war der russische Sprachunterricht nur freigestellt gewesen,
aber doch nach Möglichkeit getrieben worden: nach Einfüh-

rung der allgemeinen Wehrpflicht wurde dieses Fach vor-

schristsmäßiger Teil des Unterrichts, nnd es wurden be-

sondere Lehrer der russische» Sprache iv den Seminaren

angestellt.

Entsprechend der rein ständischen Verfassung der Volks-

schulverwaltung war dieselbe den: Ministerium des In-

nern unterstellt, dem von der Ritterschaft jährliche Rechen-

schaftsberichte über das Landvolksschulwesen vorgestellt

wnrden.

Tie Lehrpläne bestimmten sür den Umfang des Un-
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terrichtes: Im häuslichen Unterricht der Kinder

vom B—ll) Lebensjahre:Lesen, Katechismus, Einmaleins;
in der Gemeindeschule: Lesen, Schreiben, Rechnen,

Erklärung der 5 Hauptstücke des Katechismus, biblische

Geschichte, Geographie, Gesang, Turnen, Handarbeit, rus-

sische Sprache und beliebig auch deutsche Sprache; in der

Po.ro chialschule: erweiterter Unterricht der Lehrge-

genstände der sowie Geschichte, Naturkunde,

russische und deutsche Sprache.
Als Zweck der Landvolksschulen bezeichnete die In-

struktion von 1874: „Vorbildung zur Konfirmation und

zum Eintritt in das Gemeindeleben"; das Gefetz sür >iur

und Estland von 1875 bezeichnen' als „die religiösen

und moralischen Begriffe zu kräftigem und nützliche Kennt-

nisse zn verbreiteu". >

In Livland bestanden 1886 in 107 Kirchspielen 123

Parvchialschulen mit 223 fast durchgängig seminaristisch

ausgebildeten Lehrern, und 974 Gemeinde- und (von den

Gutsbesitzern allein unterhaltene) Hofesschulen mit. 1187

Lehrkräften, von denen eine große Zahl in den beiden

gebildet, die übrigen in älterer

Zeit angestellten Lehrer aber speziell auf ihre kirchliche
nnd lehramlliche Befähigung geprüft worden waren.

Die Erbauung der bestehenden Schulgebäude hatte 2

Millionen Rbl. gekostet, und es betrugen die jährlichen

Unterhaltkosten der Parochial- und Gemeindeschulen ca.

410,000 Rbl., welche überwiegend von den Bauergemein-

den, zum großen Teil aber anch, insbesondere sür die Pa-

rochial- und Hofesschulen, von den Gutsbesitzern aufge-

bracht wurde». Statistisch erwies sich, daß, unabhängig

von Ausstaltungeu der Schulen mit Land, ca. >4 der auf

das Voltsschnlwescn verwendelen Mittel vom (<>roßgruud-

besin in barem l>ietde beigesteuert wurde.

Tie Paroeliialschulc mit dem erweiterten Unterrichts-
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plan nahm ausschließlich Zöglinge auf, die eine Gemeinde-

schule durchgemacht hatten. Tementsprechend unterschie-
den sich die Lehrpläne des Parochiallehrerseminars und

der beiden Gemeindelehrerseminare, uud an die lehramt-

liche Befähigung der Parochiallehrer wurden höhere An

spräche als an die der Gemeindelehrer gestellt.

Im Jahre 1880—81 wurden in den Schuleu unter-

richtet 660/0 aller schulpslichtigen Kinder, häuslichen Un-

terricht erhielten 32o/g, spdaß in diesem Jahre 98 <G aller

schulpflichtigen Kinder auch wirklich der Schulpflicht ge

nügten.

Von den im Jahre 1886 in schulpflichtigem Aller

(d. i. vom 8. Lebensjahre bis zur Konfirmation! stehen-
den 126,414 Kindern der bäuerlichen Bevölkerung in

Livland erhielten häuslichen Unterricht (im Alter von

B—lo8—10 Jahren) 34,759, die Gemeiirde- uud Parochial-

schulen besuchten 49,775, im Durchschnitt 45 Kinder eine

Schule, an, Repetitiousuntcrricht bis zur Konfirmation

nahnten teil 33,034, znsammen 117,568 kontrolierte Kin-

der, während der Rest von 8846 Kindern zum größten
Teile nachweisbar städtische und andere Lehranstalten be-

suchte.

Diese Daten zeigen deutlich, einen wie hohen Stand

die Volksschulbildung erreicht hatte. Analphabeten gab
es in der jüngeren Generation nur wenige, wie dies ge

legentlieh der Rekrutierungen sich vollauf bestätigte. Es

gab nur wenig Prozent Analphabeten unter den neu-

ausgehobenen Esten nnd Letten, während die Zahl der

Analphabeten unter den Rekruten im Reich im Jahre 1896

z. B. gegen 70 0/0 betrug.

Die segensreiche Wirksamkeit der baltischen Volks-

schulen war bis dahin allgemein und auch von der Re-

gierung anerkannt worden. Ter Allerhöchste Befehl vom

3. Februar 1876 hatte für die Ableistung der allgemeinen
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Wehrpflicht die Lehrerseminare der 111. und die Parochial-
und Gemeindeschuleu der IV. Kategorie der Lehranstalten

zugezählt.
So sah das Volksschulwesen in den Ostseeprovinzen

aus, als die Allerhöchsten Befehle von 1885 nnd 1886

die evangelisch-lutherischen Volksschulen dem Ministerium
der Volksaufklärung unterstellten.

Es durste erwartet werden, daß mit dem Wechsel des

Ministeriums nur eine unmittelbare Kontrolle des bal-

tischen Vvlksschulwesens bezweckt sei, die Tätigkeit uud

Verwaltung der Schuleu aber in bisheriger Ordnung be-

lassen werden würde. Jedoch schon gleich äußerten die

örtlichen Regierungsbeamten Zweifel an der Berechtigung
der Eigenschaft der Landvolksschulen als kirchliche Ein-

richtung, erklärten sich für eine nur beschränkte Geltung
der Muttersprache im Unterricht zu Gunsten der Reichs-

sprache und sprachen sich für eine Umwandlung der be-

stehenden ständischen in eine von staatlichen Beamten zu

leitende Verwaltung der Volksschule aus.

Wiederholte Vorstellungen der Ritterschaften und

der Geistlichkeit au die höchsten Reichsstellen, daß der

kirchliche Charakter der Volksschule, die Wahrung der

Muttersprache als Unterrichtsmittel und eine ständische

Verwaltung des Volksschulwesens nicht nur geschichtliche

Grundlagen, sondern auch ausschließliche Lebensbedingun-

gen einer gedeihliche» Erziehung des Landvolks sind, hat-

ten keinen Erfolg.

Im Jahre 1887 wnrden von der Regierung Volks-

schuldirektoren und Volksschulinspektoren sür die Lstsee-

provinzen ernannt nnd im Gesetz vom 17. Mai 1887

Regeln für die Verwaltung der Elementarschulen in die-

sen Provinzen erlassen.
Wenn in diesen Regeln die Landvolksschulen auch

noch als „evangeliseh-lntherische" bezeichnet waren und
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auch auf die bisherigen ständischen Verwaltungseinrich-

tungen hingewiesen war, so fand sich doch keinerlei

Anerkennung der kirchlichen Zugehörigkeit der Schule,

noch auch einer Beziehung der Geistlichkeit und der kirch-

lichen Amtsstellen zur allgemeinen Schularbeit; im Gegen-

teil, es war alle Leitung und Beaufsichtigung des Unter-

richts den neuernannten Regierungsbeamten übertragen
und nur die Aufsicht über den von der gesamten Schul-

aufgabe losgelösten Religionsunterricht den Predigern be-

lassen.
Alle bisher von den ständischen Institutionen für

die Volksschule» erlassenen Verordnungen, Lehrpläne und

Bestimmungen über Lehrmittel waren in bezug auf ihre

fernere Geltung der Prüfung des Ministers der Volksauf-

klärung vorbehalten. Eine Verfügung erfolgte jedoch

noch lange Jahre nicht, und den russifizierenden Maß-

nahmen des Kurators Kapustin, der als Ideal russische

Wiegenlieder der Ammen im baltischen Lande hingestellt

hatte, war freier Spielraum gelassen.

In den Regeln von 1887 war schon die russische

Sprache für den gesamten Unterricht (mit alleiniger

Ausnahme der Religion) in den oberen Abteilungen der

Gemeindeschule und in der ganzen Parochialschule fest-

gesetzt, und der Gebrauch der Muttersprache im Anfangs-

unterricht in so unbestimmter Weise („je nach Erforder-

nis") zugelassen, daß die Volksschuldirektorcn nnd in

spektoren, von denen viele aus dem Innern des Reiches
ins Land kamen, folglich der nationalenBevölkerung und

deren Sprachen gänzlich fremd gegenüberstanden, kein Be-

denken trugen, bald die gesamte Jugenderziehung in der

Schule unter die .Herrschaf! der russischen Sprache zu

stellen.
Wie z. B. einer dieser Volksschulinspektvren. die

Sache betrachtete, geht aus einer Rede hervor, die er IW3
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in einer Mädchenparochialschule hielt und in der er u. a.

sagte: „Mädchen, lernt russisch! Wer nicht russisch ver-

steht, gleicht einem Blinden,,. An den Wiegen eurer

Kinder sollt ihr nur russische Lieder singen; wer nicht

russisch spricht, ist dumm... Religion ist nicht so wichtig
wie das Russische. Wozu nützt euch die Religion? Ihr
kennt sie schon von euren Eltern und werdet sie noch ken-

nen lernen in der Koufirmandenlehre. Die Religions-

stnnden in der Sehnte sind nicht so wichtig... Auch das

Estnische ist nicht so wichtig... Ihr kennt es ja schon . .."
Den ständischen Bolksschulverwaltungen in den Kirch-

spielen und Kreisen, sowie der Oberlandschnlbehörde wurde

tatsächlich jede Mitwirkung an der Leitung der Schulen

unmöglich gemacht. In den Kreislandschulbehörden und

in der Oberlandschnlbehörde waren die Beschlüsse von der

Zustimmung des Bolksschulinspektors vezw. des Volks-

schuldirektors abhängig. Ein Widerspruch des Regierungs-
vertreters brachte die Angelegenheit an den Minister zur

Entscheidung; nur zu oft wurde dann die Meinung oes

.Kronsbeamten ohne weiteres bestätigt.
Tie Unbekanntschast der nenernannten Regierungs-

beamten mit dem Landvolk und seinen gesellschaftlichen
wie bürgerlichen Bedürfnissen, sowie ihre Unkenntnis der

nationalen Sprachen machte es ihnen auch bei etwaigem

besten Willen unmöglich, die örtlichen Schulverhältnisse

kennen zu lernen und sie zu fördern.

Tiefe Beamten ließen sich nicht von pädagogischen

Zielen leiten, sondern von dem Grundsätze, den in einer

Sitzung der Livländischen Oberlandschnlbehörde der Volks-

ichnldirektor hingestelll hatte: „Ter Hauptzweck der Schule

ist die Erlernung der russischen Sprache". Tie lehramtliche

Befähigung und Leistung der Lehrer wurde nach den, Mas;

ihrer Kenntnisse des Russischen beurleill. Teshalb wurde

eine große Anzahl langbewährter Lehrer entlassen und.
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nachdem die ritterschaftlichen Lehrerseminare wegen der

für sie gestellten Bedingung vollständiger Russifizierung

geschlossen worden, eine Unzahl neuer Lehrer angestellt,
deren Ausbildungmeistens lange nicht den früher an einen

Volksichullehrcr gestellten Forderungen entsprach.

Das Gesetz von 1887 wies die selbständige Ernennung
der Lehrer den Volksschulinspektorcn zu, die bisher gesetz-

lich der Gemeinde zustehende Wahl war nicht mehr ein

Recht der Bauerschaft und blieb dem Belieben des In-

spektors überlassen. Die nach den: Wortlaute des neuen

Gesetzes der Lberlandschulbehörde vorbehaltene endgültige

Bestätigung der angestellten Lehrer war tatsächlich bedeu-

tungslos wegen des dem Regierungsvertreter zustehenden

Einspruches gegen etwaige Versagung der Bestätigung.
Als erst l Jahre nach Einführung der Regeln von

1887 von feiten der Schulobrigkeit eine Feststellung der

Stundenpläne und Lehrbücher für die Volksschulen er-

folgte, war die Muttersprache so wenig in Betracht ge-

zogen worden, daß im Verzeichnis der Lehrbücher sich
kein einziges in einer Volkssprache verfaßtes Handbuch

vorfand und die Zahl der Lehrstundeu sür Religion und

Muttersprache erheblich vermindert war.

Früher waren nur im häuslichen Vorunterricht vor-

bereitete Kinder in die Gemeindeschule, und nur nach be-

endeter Gemeindeschule Zöglinge in die Parochialschulc

aufgeuommen worden; auch war von den Parochialleh-

rern eine entsprechend höhere Ausbildung verlangt wor-

den. Dagegen waren seit 1887 nicht nur die Gemeinde-,

sondern auch die Parochialschulen gänzlich nnvorbereite-

teu Kindern geösfnct, auch ist bei der Anstellung von Leh-

rern an Schulen der einen oder anderen Gattung kein

Unterschied bezüglich ihrer Ausbildung gemacht worden.

Vermutlich in Veranlassung der Vorstellung der Rit-

terschaft über den beispiellosen Riedergang des Volks-
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schnlwesens verlangte der Minister der Volksansklärung
1897 von der Livländischeu Lberlandschulbehörde die Ver-

anstaltung einer allgemeinen Revision der Schulen und

Berichterstattung über den Vesund, Tie

behörde traf die erforderlichen Anordnungen nnd beabsich-

tigte die Revision in Gemeinschaft mit den Volkchchul

inspektoren ausführen zu lassen. Mit Unterstützung des

Kurators veriveigerlen jedoch die Regierungsbeamten ei-

nem ?eile der ständischen Zchulrevidenten den Zutritt zu

den Schulen, und der Bericht der Lberlandschulbehörde da-

rüber an den Minister fand keine Berücksichtigung. Tie

Revision unterblieb!

Endlich gewährte der Minister der Bolksaufkläruug,
in offenem Widerspruch auch zum Wortlaute des Gesenes

von 1887 und ohne Berücksichtigung einer dringendsten

Gegenvorstellung der Livländischen
im Jahre 1897 den Volksschuliuspcktoren das Recht, an

den Volksschulen Personen anzustellen, vou denen nichts
weiter verlang! wurde, als Vollendung des 17. Lebens-

jahres und genügende Kenntnis der russischen Sprache.
Eine etwaige Verweigerung der Bestätigung seitens der

sollten die Volksschulinspektoren da-

bei nicht beachten.
Alles dieses mußte die schreiendsten Nvlslände im

Volksschulwesen hervorrufen.
Tie Landbevölkerung verlor ihr früher so lebhaft uud

mit Aufbringung bedeutender Mittel bewährtes Interesse

für die Schule. Tie Kinder wurden vielfach vom Schul-

besuch ferngehalten. Mit Äugst sahen die Eltern in der

Jugend unter dem Einfluß politisch und sittlich unzuver-

lässiger Lehrer einen Geist der Auflehnung wider alle

Ordnung aufkommen. Tie äußerlich auf Grund der l>'>e

setze noch bestehenden ständischen Verwaltungen hatten alle

praktische Wirksamkeit verloren. Ten Regierungsbeamten
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fehlte die Kraft und das Verständnis, Ordnung in das

Vvlksschulwesen zu bringen.
Tie Folgen dieser für unsere Volksjugend verderben-

bringenden Zeit zeigen sich in nachstehenden offiziellen sta-

tistischen Zahlen. Gegenüber den oben aus dem Jahre
1886 in Livland angeführten 123 Parochial- und 974 Ge-

meindeschulen mit zusammen 1410 Lehrkräften, bestanden
im Jahre 1904: 111 Parochial-, 826 Gemeinde- und 37

sogenannte Ministerschulen (zumeist in Regierungsschulen

umgewandelte Landvvlksschulen) mit im ganzen 1243 Lehr-

kräften. Von den 1904 im Amte stehenden 1243 Lehrern

hatten 124 überhaupt kein Lehrerexamen bestanden und

gegen 100 noch nicht das 21. Lebensjahr erreicht. Es hatte

die Zahl der Lehranstalten auf dem Lande also um 160,
die der Lehrkräfte um 167 abgenommen! 1886 wur-

den 117,568, 1904 aber nur 111,760 in schulpflichtigem
Alter stehende und tatsächlich häuslichen, Schul- und Re-

petitionsunterricht erhaltende Kinder ans dem Lande ge-

zählt, wobei zu beachten, daß nach den Erfahrungen aus

der ;'eit vor 1886 die Zahl der Kinder in den Schulen
bis 1904 nm 15,000 hätte wachsen müssen.

Während schon im Jahre 1881 nur für 20/oaller schul-

pflichtigen Kinder (vom 8. Lebensjahre bis zur Konfir-

mation) ein Schulunterricht nicht nachweisbar war, führte
der Livländischc Gouverneur 1899 in seinem allernnter-

tänigsten Rechenschaftsberichte an, daß 1892 12°/o, 1899

aber bereits 200/ g aller im schulpflichtigen Alter stehen-
den Kinder in Livland ohne jeglichen Unterricht geblieben

waren. Auch die vom Ministerium der Volksanfklärnng

herausgegebene Statistik über den Elementarunterricht in

Rußland i3. Lies. 1902) weist auf, daß auf dem flachen

Lande das Verhältnis der schulbesuchenden Kinder zur ge-

samten männlichen bezw. weiblichen Bevölkerung von 1885

bis 1898 herabgesunken war: bei den Knaben in Estland
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von 11,3 auf i» Livland von 11 auf 8.2«/» >und in

von 7,6 auf 6,9»/», bei den Mädchen in Estland

von 10,2 auf 5,1 o/o, in Livland von 9,6 auf 6,0»/» und

in Kurland von 1,9 auf 4,7 o/g.

Vorstehende Zahlen bieten die Erklärung für eine

immer allgemeiner zutage tretende Verwilderung der Volks-

jugend. Irreligiosität, mangelhafte Beherrschung der Mut-

tersprache, sittenlose Genußsucht und die wachsende Zahl

minderjähriger Verbrecher sind zweifellos aus deu Nie-

dergang des Bolksschulwesens zurückzuführen.

Nach den vom Livländischen statistischen Gouvcrnem.-

Komilee herausgegebenen Materialien hatten von den in

den lahren 1892 bis 1904 wegen Verbrechens gegen das

Eigentum vom Rigaschen Bezirksgericht bestraften männ-.

lichen Personen über 280/odas Mündigkeitsalter noch nicht

erreicht, nnd auf 10 verurteilte Verbrecher im Aller vou

21 bis s>» I.chreu kamen 2«! Verurteilte im Alter von 17

bis 21 Jahren! Tie Beteiligung der Volksjugend foivie

der Landschullehrer an der Revolution im baltischen Ge-

biet in den letzten Jahren ist allbekannt. Tatsächlich haben

sich allein im lettischen Teil Livlands von den vorhandenen
604 Volksschullehrern (und -Lehrerinnen) 184 (---- 30,5»

nachweislich aktiv an der Revolution beteiligt. Wie viele

der übrigen ebenfalls revolutionär gesinnt waren, ent-

zieht sich natürlich der Statistik.
Tie verderbendrohenden Verhältnisse in der Erzie-

hung der Volksjugend lageu klar zutage.

Nach einer Reihe erfolgloser Vorstellungen der Bal-

tischen Ritterschaften, überreichte der Livländischc Landmar-

schall im April 1905 dem Präsidenten des Ministerkomitees
eine Tenkschrift, in welcher znm Schluß ausgesprochen ist,

daß die Schule von rein politischen Aufgaben und Zwecken

zu befreien und wieder ihrer ursprünglichen und natür-

lichen Bestimmung, der religiös-sittlichen Erziehung und
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geistigen Bildung der Volksjngend dienstbar zu machen,
die innere Verbindung der Schule mit dem Elternbanse
der Kinder, der Gemeinde und der Kirche wieder herzu-

stellen ist. Zur Erreichung dieses Zieles unterbreitete die

Ritterschaft auf Grundlage ausführlicher Darlegungen der

Regierung die Bitte um Wiederausrichtung der Lebens-

bedingungen der evangelisch-lutherischen Landvolksschule:

Bewahrung der Schule als kirchliche Einrichtung, Gebrauch
der Muttersprache als Unterrichtsmittel und ständische

Verwaltung des Volksschulwesens in gemeinsamer Mit-

arbeit der Ritterschaft, der Geistlichkeit und der Laudge
meindeil.

In der am 18. Juni 1905 von Sr. Majestät dem

.Kaiser bestätigten Resolution des Ministerkvmitecs heißt
es: „Tic Lage d>es Schulwesens in den Ostseeprovinzeu er

„scheint unbefriedigend. Tie .Hinweise aus den Perfall der

„Volksbildung sind gerechtfertigt. Tie Folge eines solchen

„Verfalls des Schulwesens sind Verhältnisse, welche die

„Entwickelung des Unglaubens, eine Steigerung der Zit-

„tenlosigkeit und Vergrößerung der Zahl der minderjäh-

rigen Verbrecher begünstigen. Es mnß in bezng auf das

mit besonderem Nachdruck der vom Mini-

„sterkomitee schon ausgesprochene Grundsatz betont werden,

„daß aus den Schulen in keinen- Falle Werkzeuge einer

„künstlichen Durchführung russifikatorischer Prnizivien ge-

„macht werden dürfen und daß die Lehranstalten vor

„allem das Ziel einer Bildung der Jugend, gemäß den

„Erfordernissen der örtlichen Gesellschaft und zur Ein-

„flößung guter Sitten, haben müssen."
Tas walte Gott!

Literatur: Fr. vonlung-Stil l in g, Beitrag zur

Statistik der evangelisch-lutherischen Landvolksschulen in

Livland. 1879.
—

Materialien zur Kenntnis des evang.-
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lutherischen Landvolksschulwesens in Livland, veröffentlicht

von dem Livläudischen Landratskollegium 1884.
—

„Llaialkilob La.lwMotZ Oöpagosanis si-koeein". Unne-

paropelioe 9k?olloun>iec:iio6 Oöineerso. tü»II«-

--r«zp6vpi"i> 1900 r. — lürainernieck-i» uo Ha-

OSoilJosaiiiio ni> ?oeeiöeiwö HAllkvin. Älnnn-

erspeiLv llp«e»t;in6iiin. öbia. rvöiiö 1902. —

Alex. Tobien, Tie Agrargesetzgebung Livlands im 19.

Jahrhundert. Bd. I. 1899.
— Karl von Freymann,

Um die livland. Volksschule (Bali. Mou. 1905, Maiheft).

B. Das deutschen Schulwesen in den Städten.

Von

GotthardSchweder.

Gleich bei der Kolouisierung der Lstseevrovinzen durch

Deutsche (im uördlichen Estland zuerst durch Tauen) ent-

standen an den Hauptkirchen, namentlich in Riga und

Reval, zunächst zur Heranbildung von Geistlichen auch

Schulen, die unter der Leitung eines Scholasticus standen.

Gelehrt wurde au diesen Schulen außer einer dürftigen

scholastischen Theologie fast nur Latein, und die Schüler

durften bei Strafe sich keiner anderen Sprache bedienen.

Daß sehr bald das Bedürfnis sich regte, neben diesen

Lateinschulen auch den Anforderungen des Lebens

entsprechende deutsche Schulen zu besitzen, ist begreif-

lich. Ein solcher Unterricht wurde wohl anfangs privatim
in den Häusern oder in kleinen Winkelschulen von Mön-

chen, dann aber auch von Laien erteilt. Später wurde die

Begründung solcher Schulen aber auch von den Stadtver-

waltungen begünstigt oder direkt in Angriff genommen.

Hierdurch fühlten sich jedoch die Klosterschulen in ihren

Einnahmen verkürzt; und so entstanden heftige Streitig-
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keilen, bei denen sogar die Entscheidungen der Päpste
in Rom angerufen wurden. Diesen Streitigkeiten und

den darüber geführten Verhandlungen verdanken wir die

Nachrichten über die ältesten Schulen unserer Heimat.
So erfolgte schon im Jahre 1226 die Entscheidung

des päpstlichen Legaten Wilhelm von Modena, welcher den

Brüdern an der Georgskirche in Riga die Erlaubnis er-

teilte, Schulennd Schüler in der Kirche und in den Häusern

ohne jemandes Widerspruch zu halten, also wohl auch

ohne Widerspruch der schon bestehenden Lateinschule am

Dom. Zu wiederholten Streitigkeiten zwischen dein Tom-

kapitel und dem Rat in Riga führte die von letzterem

begründete Petersschule, die wohl als älteste

deutsche Schule in unseren Provinzen angesehen wer-

den darf. Die erste Nachricht über dieselbe stammt aus

dem Jahre 135?, wo von einer Bewilligung von 26 Mark

Rigisch zu ihrer Remonte die Rede ist. Diese nach einem

ihrer Lehrer später in Mvritzschule umbenannte Schule

hat fast ununterbrochen neben der Petrikirche in einem jetzt
Dr. Plates gehörigen Gebäude an der Scharrenstraße be-

standen, bis sie im Jahre 1885, mit anderen städtischen

Schulen vereinigt, in das große Schulhaus an der Esplo.-
nade übergeführt wurde, wo sie 1889 mit den übrigen

städtischen Elementarschulen in eine russische Schule um-

gewandelt wurde.

Vielleicht noch älter, aber als Lateinschule

begründet, ist die Tomschule in Reval, die vom

Dänenkönig Erich VII. am 3. Januar 1319 das Pri-

vilegium erhielt, daß kein Einwohner der Stadt, wcs

Standes er auch sei, bei Strafe die Kinder anders als in

der Tomschule unterrichten lassen dürfe. Die Anstalt hat

wiederholt auf kürzere oder längere Zeit ihre Tätigkeit

einstellen müssen, zuletzt im Sommer 1892, als sie bei

der Forderung, zur russischen Unterrichtssprache überzu-
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gehen, gleich den Landes-Gymnasien in Liv- und Kurland,

geschlossen wurde. Erst im Herbst 1906 ist sie nach 14-

--jähriger Unterbrechung als deutsches Gymnasium wieder

ins Leben getreten.

In Reval ist außerdem bei der Olaikirche schon vor

1434 eine Pfarrschule eröffnet worden, welche 1805 in

eine Kreisschule umgewandelt wurde.

Das während der katholischen Zeit nur den drin-

gendsten Bedürfnissen genügende Schulwesen nahm einen

Aufschwung erst nach Einführung der Reformation, zu

deren Hauptaufgaben es mit gehörte. Lesen und Ver-

ständnis der heiligen Schrift allen Christen zugänglich zu

machen. Demgemäß mußte einerseits die Volksschule, dann

abet auch das Schulwesen überhaupt neu gestaltet wer-

den. Unter dem unmittelbaren Einfluß Luthers wurde

1528 die Rigaer Tom schule als ein Gymnasium be-

gründet, die später zeitweilig zu einein die Universität

ersetzenden akademischen erweitert wurde und

aus der schließlich das gegenwärtige Stadt-Gymnasium

hervorgegangen ist.

Auch für Torpat ist eine Stadtschule mit 3 Lehrern

schon seit 1554 nachweisbar.

Noch in die Zeit der Herrschaft des deutschen Ordens

fällt die von 45 Bürgern Rigas 1558 begründete „milde

Gift", um Predigern, Schullehrern und Kirchendienern ihr

Gehalt zu verbessern uud Studierende der Theologie zu

unterstützen. Tiesem selben Zweck dienten fteilich auch
die schon früher und zuerst iv Riga, daun auch in Torpat,

in Reval nnd auf Oesel aus den ehemaligen Klostergütern
und kirchlichen Stiftungen hervorgegangenem „.Nirchen-

ordnungen" und „Gotteskasten".
Als 1561 mit Auflösung des Ordens Estland unter

schwedische, Livland unter polnische Herrschaft kamen,

war namentlich in Livland an eine Weiterentwickelung des
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Schulwesens nicht zu denken. Eine Ausnahme finden wir

nur in Riga, wo die Tomschule unter dem Inspektor

Rivius 1594 eine wesentlich verbesserte Organisationerhält.

Erst als Gustav Adolf 1621 auch Riga erobert und

so anch Livland nnd Oesel unter schwedische Herrschaft

gelangen, kommt es wenigstens in den Städten zu einem

erfreulichen Ausschwung der Mittelschulen, ja sogar zur

Begründung einer Universität, während die vorhandenen

Bestrebungen auch zur Hebuug der Landschulen teils durch
die Kriegswirren, teils durch den Mangel an sprachkundigen

Lehrern zu keiner Entwickelung gelangen.
Tas erste akademische Gymnasium wurde in

Torpat begrüudet, indem die frühere Stadtschule, die

eiueu Rektor, einen Kantor und einen Schreibmeister ge-

habt, 1630 und 1631 allmählich zu einem Gymnasium
mit acht Professoren erweitert wurde. Diese Anstalt ging
aber bereits im folgenden Jahr in die zu Torpat er-

richtete Universität auf.
Tas zweite akademische Gymnasium eröffnete

die Stadt Riga am 18. April 1631 bei ihrer Dom-

schulc mit Professoren für Theologie, Philosophie, Juris-

prudenz, sowie Beredsamkeit, Geschichte und griechische

Sprache. Tiese rasch aufblühende Anstalt ging aber bei

der schweren Belagerung dnrch die Russen im Jahre 1657

und der ihr folgenden Pest ein, und, da auch das Gym

nasialgebäude abgebrannt war, wurde es erst am 10. Au

gust 1678 möglich, das Gymnasium wiederherzustellen,

während die Domschule selbst ununterbrochen ihre Tätug

keit fortgesetzt hatte.
Am längsten bestand das am 6. Juni 1631 von der

Ritterschaft und dem Rate der Stadt in dem ihm von

Gustav Adolf zu diesem Zweck zuerkannten Michaelis

Nonnenkloster eröffnete akademische Gymnasium

zu Reval. Es hatte anfangs 4 Professoren sür Theo-
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logie, für Beredsamkeit nebst Geschichte, für Poesie nebst

Griechisch und für Mathematik nebst Jura und 3 Lehrer

für die unteren Klassen. Obgleich es nicht zn besonderer

Blüte gekommen zu sein scheint, so hat es sich doch unter

diesem Titel bis zum Jahre 1805 erhalten, wo es in ein

Gouvernements-Gymnasium umgewandelt wurde, woraus

dann das Gymnasium Kaiser Nikolai I. mit russischer Un-

terrichtssprache hervorging.
Am 30. Juni 1632 unterzeichnete Gustav Adolf im

Feldlager zu Nürnberg den Stiftungsbrief der Univer-

sität, und am 15. Oktober 1632 wurde dieselbe in

Dorpat als uuter großem

Pomp eröffnet. Sie führte aber ein unrühmliches Tasein,
denn man klagte allgemein über die Faulheit der Pro

sessorcn, die überdies mit der Stadtverwaltung in be-

ständigem Streit lagen, da sie nicht nur Befreiung von

allen polizeilichen Vorschriften als ihr Privilegium be-

trachteten, sondern sogar Bierbrauerei und Kleinhandel

ohne Abgaben zu treiben versuchten. Als 1639 ein pol-

nisches Heer in Livlaud einbrach, flüchteten die meisten Pro-

fessoren reils nach Beval, teils nach Narwa, und als gar

1«)5l! Torpat von den Russen eingenommen und besetzt

wurde, börte die Universität ganz auf. Indessen versuchte

man es doch immer wieder, die heruntergekvmmene Uni-

versität neu zu beleben, und am 21. August 1690 wurde

sie abermals unter großer Feierlichkeit als

Hu3 t aviaua-lüaroliiru,mit 16 Professoren restauriert.

Aber die allen Sl.eiligkeiten der Professoren unter -ein-

ander nnd mit dem Magistrat wurdeu sofort wieder auf-

genommen, so daß man in Torpat froh war, als am

25. Inni 1699 die Universität in Torpat geschlossen und

am 28. August 1699 im alten Schloß zu Pernau —

natürlich auch feierlich - eröffnet wurde. Schon 1710

ging diese Universität infolge des nordischen Krieges ein.
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Wenn die Bemühungen der schwedischen Regierung,

auch für niedere Schulen zu sorgen, im ganzen wenig

Erfolg hatten, so ist nicht zu vergessen, daß diese Bestre-

bungen dnrch die fortwährenden Kriege mit den Nnch-

baren wesentlich gehemmt wurden. Indessen sind Stadt-

schulen in Weißenstein schon 1588, in Wolmar 1632, in

Hapsal 1634 nachweisbar; ja selbst den Bauern sollte es

freistehen „ihre Kinder zur Schule zu senden und zu

Landesämtern bilden zu lassen." Wiederholt werden die

Einkünfte ehemaliger Klöster zu Schatzwerten bestimmt,

so 1626 in Wenden.

In Riga, wo der Rat auch während der schwedischen

Zeit sein Schulwesen selbst verwaltet uud wiederholt be-

sondere Schulgesetze erläßt, wird sogar der Versuch ge-

macht, eine allgemeine Schulpflicht einzuführen, indem

durch eine 168 lerlassene „Ordnung sür die Schulen der

Vor-Stadt und Land-Bogtey" die Eltern verpflichtet wer-

den, auch für die nicht zur Schule geschickten Kinder dem

Schulmeister einen Gulden zu zahlen. Gegen Ende der

schwedischen leit unterhielt Riga von niederen Schulen
in der Stadt 4, in den Vorstädten 4 uud in der Land-

vogtei (Patrimonialgebiet) 8 Schulen.

Zu erwähnen ist auch die Begründung eines zwei-
ten Gymnasiums in Riga „zur Erziehung der

adligen Jugend und zur Heranbildung von Predigern",
deren Lehrer die Krone besoldete, im Jahre 1675. Die

Tchnle hieß anfangs Zchvla Carolina, dann Lyceum und

wurde 1804 Gouvernements-Gymnasium, das nach seiner

Umwandlung in eine russische Lehranstalt den Namen

Nikolai-Gymnasium erhielt. — Mit dieser Anstalt war

zugleich eine Kronselementarschule verbunden, welche 1886

aufgehoben wurde.

Wie in Est- uud Livland die schwedische Regierung,

so suchten in Kurland Gotthard Kettler und seine Nach-
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folger durch wiederholte Kirchen- und Schulvisitatiouen
die religiöse und sittliche Bildung des Landes zu heben,
aber die fortdaueruden Streitigkeiten mit dem Adel hemm-
ten diese Bestrebungen. Von den älteren Schulen, die ge-
wiß vorhanden waren, ist sehr wenig bekannt. Indessen

erhielten doch bereits 1560 Libau und 1568 Bauske

sog. Stadtschulen mit einem Rektor, einem Kantor und

einen: Schreibmeister. Ebensolche Stadtschulen zu be-

gründen war 1567 auch für Mitau, Goldingen und

Windau beschlossen, und sie werden wohl bald darnach

auch ins Leben getreten sein. Dabei waren der Rektor

und wohl auch der Kantor Theologen, die oft auch zu

Psarrämtern übergingen, jedenfalls tüchtige Lateiner, was

damals die Hauptsache war, so daß diese Schulen bei der

geringen Schülerzahl und da auch noch kein Abiturienten-

eramen gefordert wurde, einige Schüler zu den Univer-

sitäten in Deutschland entlassen konnten. Auch für Gro-

bin wird schon 1560 eine Schule erwähnt, die aber wohl

nur eine Elementarschule geweseu ist.
Für Pille« sebeukle Herzog (König?) Magnus im I.

1569 ein Dorf zu Schulzwecken. (Der Gnadenbrief hat
das merkwürdige Talum „am 19. Lctobris anno der

weniger zal Siebenzigk". Die Zahl der Jahrhundertewurde

damals — wie auch auf Münzen — oft fortgelassen.)
Von der Schule selbst ist nichts bekannt geworden. Für

Neu-Subbat gründete der Edelmann Hektor von Osten-

Sakkcn im Jahre 1682 eine eigene „Stifts-Schule", die

sich bis in die neueste Zeit erhalten hat. — Eine Schule für
Knaben und Mädchen wurde in Mitau von der Kaiserin

Anna, früher Herzogin von Kurland, 1738 begründet; sie

ist jetzt eine Elementarschule für Knaben.

Eine höhere Schule erhielt Knrland erst unter Herzog

Peter Biron durch Begründung der lrcsslichen

?sti-iri-z. iv Milan am 17. Juni 1775, in einem eigens



262

jStttter rufil-

fcjft J&err«

fiiaU.

für sie hergerichteten Gebäude, die unter ihren ausge-

zeichneten Professoren und besonders im Gegensatz zu der

schwedischen Universität in Torpat eine so segensreiche

Tätigkeit entfaltete, daß die Kurländer sich nur schwer darin

fanden, als die wiederhergestellte Universität für die Lst-

seeprovinzen nicht nach Mitau, wie unter Kaiser Paul

zu hoffen war, sondern nach Torpat kam. 1806 wurde

die Anstalt unter dem Namen

in ein Gouvernements-Gymnasium umgestaltet, das 1889

mit Einführung der russischen Unterrichtssprache aufhörte
ein deutsches Gymnasium zu sein.

Als im Jahre 1710 mit der Kapitulation Rigas,

Peru aus uud Revals Liv- und Estland definitiv unter

russische Herrschaft gelangten, da war das ganze Gebiet

so verwüstet und entvölkert, daß es nur sehr langsam

sich erholen konnte. Für lange Zeit lag auch das Schul-

wesen darnieder. In Reval war die Tomschule in ein

Hospital verwandelt, die Universität in Pernau war ver-

nichtet, das Lyceum in Riga hatte für lange Zeit seine

Tätigkeit eingestellt, nur die Tomschule hier setzte noch

ihre Arbeit fort, aber nicht mehr als akademisches Gym-

nasium, sondern nur noch als gewöhnliche Mittelschule,

anfangs sogar nur mit 2 Lehrern.
Um die Schulen kümmerte sich die Regierung lange

Zeit gar nicht, uud als dies uuter Katharina 11., zwar
in der besten Absicht, geschah, brachte dies auch keinen

Segen. Katharina hatte 1775 die alte Verfassung in Stadt

nnd Land ausgehoben und durch die Statthalterschafts-

verfassuug ersetzt und dem 1781 begründeten Kollegium
der allgemeinen Fürsorge bald auch das ganze Schul-

wesen unterstellt. Ta erhielten die alten Schulen neue

Benennungen, uud in allen Anstalten des Reiches sollte

nach der sog. „Normalmethode" unterrichtet werden, wobei

die dazu gehörigen Lehrbücher teils nicht zu beschaffen.
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teils überhaupt nicht vorhanden waren. Es gab nur

Verwirrungen und Mißverständnisse, so daß man aus-

atmete, als Kaiser Paul sogleich bei seinem Regierungs-
antritt 1796 die Statthallerschaftsverfassung und auch die

neue Schulordnung wieder aufhob. Schwer wurden jedoch
bald die Ostseeprvvinzen durch den Utas vom 8. April 1798

betroffen, welcher allen russischen Untertanen den Besuch

ausländischer Uuiversitäteu untersagte. Freilich wurden zu-

gleich die Ritterschaften der Ostseeprovinzen ansgefordert,

sich über einen Ort zu einigen, wo eiue protestantische Uni-

versität errichtet werden könnte. Zur Ausführung kam es

erst nnter seinem Nachfolger.

Schon am 5. Januar 1802 hatte Kaiser Alexander I.

das von den Ritterschaften vorgestellte Statut für die Uni-

versität unterzeichnet, und am 21. April 1802 waren die

Professoren vereidigt uud der erste Studeut immatrikuliert

worden; aber es zeigte sich bald, daß diese ritterschastliche

Universität bei ihrer schwachen Dotierung und ihrer völ-

ligen Abhängigkeit vom ritterfchastlichen Kuratorium zu

keiner freien Entwickelung gelangen konnte. Ta entschloß

sich der kühne Prorektor Parrot direkt nach Petersburg

zu reisen und sich an den ihm persönlich wohlwollenden

Kaiser zu wenden. Tron aller Schwierigkeiten, die ihm

von den höheren Beamten in den Weg gelegt wurden, gelang

es Parrot, die Bestätigung eines neuen Statuts zu er-

langen, welches auf Parrots Bitte der Kaiser am 12. De-

zember 1802, an seinem Geburtstage, unterzeichnete.

3leiu 2lm»cr-
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Dadurch wurde der Universität und ihrem Konseil
die Freiheit zu der späteren glänzenden Entwickelung ge-

boten. Obgleich die Universität von Anfang an sich vieler

hervorragender Lehrkräfte erfreute, ihre« größten Glanz

erreichte sie doch erst unter der Regierung Alexanders 11.

(1855—81). Auf eine Nennung von Namen, wie auf eine

Erörterung der Leistungen nnd der Bedeutuug der Univer-
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sität muß hier verzichtet werden. Es sei nur der Hinweis

gestattet auf die Schrift „Von den 14,000 Immatriku-
lierten" von Dr. G. Otto und A. Hasselblatt. 1893 er-

folgte ihre Umgestaltung und Umbenennung in eine Jur-

jewsche Universität.

Für die neubegründete deutsche Universität konnte

auch aus dem Grunde auf mehr Erfolg gerechnet wer-

den, als es der früheren schwedischen beschieden war, weil

es jetzt bereits mehrere Mittelschulen gab, die ihr Zöglinge

zusandten, die überdies in der Folge vermehrt und weiter

ausgestaltet wurden.

In dieser Beziehung war ein zweiter Akt des Kaisers

von großer Bedeutung. Am 24. Januar 1802 begrüudete
er das Ministerium der Volksaufklärung. Die

Schulen zerfielen jetzt in vier Kategorien: Die Elemen-

tarschulen bildeten die Unterstufe für die K reisschu-

len, diese für die Gymnasien und letztere sür die

.V o eh s eh u l e n.

Tabei waren die Elementarschulen den Kreisschul-

inspektoren, diese und private Mittelschulen den Di-

reklorenderGouvernements-Gymnasienund

letztere bis 1837 den bei den Universitäten errichteten

Schulkommissionen, später den Lehrbezirks-
kuratoren untergeordnet, während letztere dem Unter-

richtsministerium unterstellt waren. Jede Kreisstadt sollte
eine Kreisschule, jede Gouvernemeutsstadt ein Gymnasium

erhalten.

Der DorpaterLehrbezirk zerfiel in vier G ou-

vernementsschulen-Direktorate:

1. das estlandische mit deu Schulkreisen Reval,

Hapsal, Wesenberg und Weißenstein;

2. das Torpater mit den Schulkreisen Torpat,

Werro, Fellin, Pernau und Arcnsburg;
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3. das R igacr mit den Zehulkreisen Riga, Wolmar,
Wenden und Walk:

4. das kurländische mit den Schulkreisen Mitau,

Jakobstadt und Goldingen.

Die Gouvernementsschulen-Direktoren

waren zugleich Direktoren je eines Gymnasiums, die zu-

nächst alle 3klassig waren, mit Ausnahme Mitaus, wo

erst 1806 das aes-cksmieura in ein

illv.Zt.rs umgewandelt wurde und erst jetzt den Gouvcrnc-

mentsschulen-Tirektor zum Leiter erhielt.

Außer den vier Gouvernements-Gymna-

sien zu Reval, Dorpat, Riga und Mitau verblieb in

Reval, nebcu dem in ein GouvernementS-Gyinnasiunl um-

gewandelten schwedischen Gymnasium, noch die Ritter- uud

Dvmschule als ein 5. Gymnasium, während in Riga die

alte Domschule aus einem Gymnasium in die erste Kreis

schule umgewandelt und die Schüler ihrer oberen Klassen
in das aus dem Lyceum gebildete Gouvernements-Gym-

nasium übergeführt wurden.

Die Kreisschulen zerfielen dem Plane nach in

3- uud 2klassige, in Wirklichkeit hatten jedoch einige wegen

zu geringer Schülerzahl auch nur eine Klasse, wie die zu

Balrischport, Lemsal, Tuckum und Friedrichstadt, oder sie

übernahmen iv der unteren Abteilung wohl auch die Auf-

gaben der etwa fehlenden Elementarschulen. Während die

Gymnasien die Bestimmung hatten, ihre Zöglinge zur Uni-

versität vorzubereiten, war den Kreisschulen die Doppel-

aufgabe gestellt, einesteils die Vorbereitung sür das Gym

nasium, andererseits für die bürgerlichen Berufe zu bieten.

In Reval, Riga und Libau waren den Kreisschulen be-

sondere Handelsabteilungen hinzugefügt.

Außer den obengenannten 16 Kreisschulcn hatte uvch

Estland eine einklassige Kreisschulc zu Baltischport, Süd-

livlaud eiuc zweite Kreis- und Handelsschule in Riga und
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eine einklassige Kreisschule zu Lemsal und Kurland zwei

Massige Kreisschulen in Libau und Windau nnd einklassige

Kreisschulen in Pauste, Tuckuin, Friedrichstadt nnd

Hasenpoth,

Ausschließlich für Mädchen bestimmte öffentliche

Schulen sind aus älterer Zeit kaum bekannt. Während sür

Riga in den Jahren 1488 und 1551 zwar einer Töchter-

schule im grauen Kloster kurze Erwähnung geschieht, über

dieselbe aber soust nichts bekannt ist, hat nur noch Torpat

von 1748 an eine eigene Töchterschule, lim so größxr ist
das Verdienst der Torpater Schulkommission, daß sie

bei Einführung der Schulordnung von 1804 mit Ent-

schiedenheit in den größeren Städten auf die Errichtung

besonderer Schulen für Mädchen drang uud solche auch

durchsetzte. So erhielten Reval, Torpat, Pernan, Riga
und Mitau zweik lassige Töchterschulen, wäh-
rend einklassige Mädchen-Elementarschulen je

zwei in Reval und Riga, je eine in Fellin, Areusburg,

Libau, Windau und Friedrichstadt ins Leben traten. Riga

erhielt außerdem durch eine private Stiftung in dem

Fischerschen Institut eiuc Mädchenschule, die im Laufe

ihres mehr als 100jährigen Bestehens sich zu einer drci-

klassigen Schule gestaltet hat.

Knaben-Elementarschulen, wobei die Auf-

nahme von Mädchen nicht ausgeschlossen war, befanden sich
inßeval 3, Baltischport, Wesenberg, Weißenstein, Hapsal
nnd Leal je eine; in Torpat 2, in Oberpahlen, Pernau
und Arensburg je eine; inßiga 11, in Sehlock und Werro

je eine; in Mitauund Libau je 2 und in Banste, Fried-

richstadt, Neu-Subbath, Tuckum, Kandau, Kölbingen,

Windau, Pillen, Hasenpoth, Türken, dirobin je eine.

Eine nicht unwesentliche Verbesserung erhielt das

Schulwesen durch das Lchulstatut für den Dorpa-
ter Lehrbezirk vom Jahre 1820, welches in 282
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Paragraphen das ganze Schulwesen genau regelte und

volle 60 Jahre die feste Norm bildete, bis es dann durch
Nichtbeachtung seitens der oberen Schulverwaltung und

allmähliche Einführung der für das übrige Reich erlas-

senen Verordnungen in Vergessenheit geriet.
Tanaeh wurde» alle e>> >, mn asien zunächst sklassig,

wobei die einzelnen Schüler wenigstens 1>» Jahre in der-

selben Klasse blieben. Die Kreisschulen erhielten als

Hauptansgabe die Heranbildung ihrer Zöglinge für das

praktische Leben, jedoch mußte an jeder Schule eiu Lehrer

auch die allen Sprachen beherrschen, so daß er die zum

Gymnasium übergehenden Schüler durch Nebenuuterricht
bis zum Eintritt in die dritte Klasse vorbereiten konnte.

Tie meisten Kreisschnlcn wurden 2klassig, in den kleineren

Städten auch einklassig. In Riga blieb die von der Stadt

unterhaltene Tvmschule öklassig wurden aneh die

höheren Kreisschulen in Pernau, Arensburg und

Libau. Bei diesen wurde dun' gründlichen Unterricht in

Latein und Griechisch in den allmählich vermehrten »deren

Klassen die Vorbereitung fürs Gymnasium beibehalte«,
wahrend in Pernau nnd Liban auch Nebenabteilungenzur

Vorbereitung sür deu Handelsslaud eingerichtet wurden.

Besondere Handelsklassen erhielten auch die Kreisschule

vi Reval uud die zweite Kreisschule iv Riga.

Diese Äreisschulen, die unter ihren tüchtigen, großen-
teils auf der Universität gebildeten Lehrern ein Segen sür
das Land waren, wurden um 1886 geschlossen und z. T.

durch russische Stadtschulen ersetzt.
Eine der fruchtbringendsten Einrichtungen, die das

Statut von 1820 brachte, war die Errichtung des deutschen

Dorpater Elementarlehrer-Seminars, das

freilich erst 1828 ins Leben trat, das aber während seines

Bestehens bis znm 15. Jnni 1889 aus seinen 500 metho-

disch gebildeten Zöglingen die baltischen Städte mit Leh-
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rern versorgte, die wesentlich zum Aufschwünge unseres

Schulwesens im vorigen Jahrhundert beigetragen haben.

Die Zahl der öffentlichen deutschen Elementarschulen
im Torpater Lehrbezirk betrug im Jahre 1833: 58.

Wie äußerst langsam sich die Ostseeprovinzen von den

Verwüstungen des nordischen Krieges erholten, geht aus

der geringen Schülerzahl in den damaligen öffentlichen

Schulen hervor, worüber Albanus in den livländischen

Schulblättern von 1813—15 eingehende Schulberichte

bringt.
Aber schon in den 20er Jahren des vorigen Jahr-

hunderts steigt die Frequenz rasch, so daß beispielsweise
im Rigaer Gouvernements-Gymnasium die Zahl der

Schüler in den einzelnen ungeteilten Klassen auf 60, ja

sogar auf 70 steigt, was freilich z. T. dadurch veranlaßt

wird, daß hier viele Schüler Aufnahme finden, die nicht

zur Universität emporstreben, sondern bei dem Mangel

anderer, ihren Bedürfnissen entsprechenden Mittelschulen
die unteren und mittleren Klassen süllen. Ta überdies

bei der Verteilung des Unterrichtsstoffes auf bloß 5 Klas-

sen der von den einzelnen Klassen zn bewältigende Anteil

recht groß war und dabei die große Menge ungleich vor-

geschrittener Schüler, von denen alle Semester ein ?eil

weiier rückte, ein anderer neu hinzukam, hemmend wirkte,

so brauchte» die meisten Schüler zum Bewältigen einer

Klasse wenigstens zwei Jahre, und das Durchmachen des

ganzen Gymnasiums wnrde so schwer, daß solches geradezu

eine Seltenheit wurde.

Infolgedessenbildeten sich zahlreiche privateLehr-

anst alten, welche sür die bemittelteren Schüler die Vor-

bereitung zu den mittleren und oberen Klassen übernahmen

und z. T. sogar direkt bis zur Universität vorbereiteten.

Von solchen Schulen seien hier die bedeutendsten hervor-

gehoben.
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Solche waren für Riga die Anstalten von Dr.

Bornhaupt, l 828—81 von ihm selbst geleitet, wobei

er 1859 zuerst Realktassen einrichtete, aus denen die tech-

nische Vorschule des Polytechnikums und die jetzige Privat-

Realschule von Germann hervorgingen; serner die Lehr-

anstalt von Komprecht (1828—18, fortgeführt -von Dr.

Buchholtz bis 1865) und später die 1849 von Schirren

begründete nnd dann von Molien uud Pastor Zink bis

zum Dezember 1893 fortgeführte Schule. Von den an-

deren Anstalten, wie sie teils in den Städten, teils auf

Pastoraten zeitweilig bestauben, sei noch hervorgehoben die

von Krümmer zuerst aus einem Landgute in Estland

eröffnete, dann nach Werro übergeführte Lehranstalt,

welche um die Zeit von 1840, wo Krümmer die hervor-

ragenden Pädagogen Mortimer und Eifensehmidt zu Mit-

arbeitern batte, den (Glanzpunkt ihrer Wirksamkeit erreichte.
Tie größte Bedeutung aber erlangten die Privat-l'chm-

nasien in Birken ruh und Fell in, das erstere 1826

von Albert Hollander begründet und nachher von

seinem Großsohn Alb er t Lö fs le r bis 1882 fortgeführt,
das andere von 1844—74 von Gustav Schmidt ge-

leitet.

Ein schnellerer Fortschritt im Schulwesen, wie über- Aufschwungs

Haupt im kulturellen Leben, trat erst ein, als von 1848

bis 1861 Fürst'Suworow als General-Gouverneur

an die Spitze der Provinzen trat, durch dessen Einfluß

auch die Schwierigkeiten bei Begründung unserer zweiten

Hochschule, des Rigaer Polytechnikums, überwunden wur-

den, uud als der Dorpater Lehrbezirk die einsichtsvollen

Kuratoren von Bradke (1855—62), Graf Keyser-

ling (1862—68) und Saburow (1875-80) erhielt.

Besonders fördernd und belebend wirkte eine von letzterem
1878 nach Mitau berufene Versammlung von Delegierten
aller baltischen Gymnasien.
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Die Reihe der emporblühendeu öffentlichen mittleren

Lehranstalten wurde eingeleitet durch die Reorganisation

der allen Tomschule in Riga zunächst iv ein Real-

gymnasium mit Lateiu iv den uulereu Klassen und

mit verstärktem Unterricht in der Mathematik, in den Na-

tnrwissenschasten uud in den neueren Sprachen in den

oberen Klassen, wobei die Abiturienten das Recht erhielten,
in die physiko-mathemalifche Fakultät der Universität Tor-

pat einzutreten. Tiefe 'Anstalt verwandelte sich 1873 in

das erst 7-, später Bklassige Stadt-Gymnasium, das auf

einem gemeinsamenUnterbau nach oben in eine Ochinnasial-
und eine ihr koordinierte Real-Abteilung auslief und nach

Eingehen der letzteren 1892 ein Nassisches Toppel-Gym-

nasium mit 16 aufsteigenden Halbjahrstlassen bildete. Un-

terdessen entwickelten sich aber auch die höheren Kreis

schulen in Arensburg (1858), in Libau (1869), in Gol-

dingeu (1870) uud in Pernau (1877) ebenfalls zu acht-

klassigen Gymnasien, und dazu kamen noch die

von der livländiseheu Rittersehast begründeten Landes-

Gymnasien zu Fellin (1874—92) und Birkenruh

(1882—92). Nicht zu übergehensind hier die durch private

Initiative entstandenen Pr ivat-Gym nasi e n. so ins-

besondere das Privat-Gymnasium in Torvat, begründet

1875 durch den früheren i.>>ouvernemenrsschulen-Tirekloe

Jul. v. Schroeder (1875—81) inGemeinschaft mit

den Torpater Professoren W. Volck und A. Brückner,

fortgesetzt von Fr. Kollmann (1881—93), während seit-

dem R. v. Zeddelmann an seiner Spitze steht. Ein

zweites Privat-Gymnasium eröffnete 1893 Hugo von

Eltz in Riga. Obgleich auch diese Anstalten bei der all-

gemeinen Russifizierung die russische Unterrichtssprache

annehme« mußten, ihr ganzes Wesen blieb deutsch, und

unentwegt haben sie deutsche Sitte und deutsche Treue

gewahrt uud gepflegt. Iv ihrer schwierigen materiellen
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Lage wurden diese Anstalten durch die livländische Ritter-

schaft bedeutend unterstützt, wie denn durch ähnliche Sub-

veiuioueu von den baltischen Rittcrschasten anch in zahl-

reichen Schulkreisen deutscher Pädagogik in schwerer
eiu geboten wurde.

Neben den Gymnasien entstand - - offenbar einem Dcac-s«»ren.

wachsenden Bedürfnisse entsprechend — eine Reihe von

reinen Realschule« ohne alte sprachen. Die älteste

derselben ist die aus der Mitaver Kreisschule allmählich

zu immer grösserem Umfange herangewachsene Realschule

zu Mitau. Ihr folgte 1880 die Stadt-Realschule ivRiga,
die bereits 1873 als Bürgerschule begründet war, nachher
aber bis zu 19 Klassen mit über 800 Schüleru herau-

wucho. Alsdann entstanden, von den Stadtverwaltungen

begründet, die Realschulen in Dorpat (1881), in Libau

(1882) und Reval (1885).
Aber auch für die weibliche Jugend wurde gesorgt: A-iillch«

jede Ztadt erhielt nicht nur die nötigen Mädchen- s>r»>re>,.

Elementarschulen, sondern zur weiteren Ausbil-

dung auch die sogen. Töchterschulen, die sich in den

größeren Städten zu 6 klassigen Mädchen-Gbmna-

s i c n erweiterten.

Die großartigste und in ihrer Art einzig dastehende?olut-a>«iltum.

Schöpfung deutsch-baltischen Gemeingeistes bildet jedoch

unsere zweite Hochschule, das Rigaer Polytechni-

kum, das direkt von keiner Körperschaft in Angriff ge-

nommen — wenn auch vorzugsweise von der Rigaschen

>i ausmannschaft unterstützt — auf Initiative mutiger

Männer, die zu einem Verwaltungsrat zusammentraten,
ins Leben gerufenund am 1. Oktober 1862 eröffnet wurde.

In welchem Umfange sich diese für das ganze russische

Reich bedeutungsvolle Anstalt entwickelt hat, beweisen

einerseits die beiden stattlichen Gebäude, in denen sw

untergebracht ist, andererseits die Größe des Lehrperso-
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nals, das zur aus 30 Professoren und 5l» Dozenten
und Assistenten besteht.

In Beziehung auf die durch die revolutionären Ver-

hältnisse stark beeinflußte Zahl der Studierenden beschrän-
ken wir uns auf die Mitteilung, daß die größte Frequenz
im Jahre 1901 mit 1753 Studiereuden, davon 764 aus

dem Rigaer Lehrbezirk, erreicht wurde, ini Jahre 1905

aber die Zahl der Studierenden 1665, davon 942 aus

dem Rigaer Lehrbezirk, betrug.

Zu erwähnen ist noch, daß durch den deutschen Ge-

meinsinn noch zahlreiche Speziallchranst alten

hervorgerufen sind, so für Zeichnen, Musik nnd Hand-

fertigkeit, wobei unter den Gewerbe- und Fortbildungs-

kursen wohl besonders aus die G ew e r b es eh u l e n des Ri-

gaer Gewerbevereins und des Rigaer Juugfrauenvereins

hingewiesen wcrdeu darf. Zu erwähnen sind ferner die

trefflichen Navigationsschulen in Riga, Libau und Windau,

sowie die Blinden , Taubstnmmen- und Idioten-Anstalten,
die Anstalten für verwahrloste Kinder, die Kinderbewahr-

anstalten, Kinderhorte, Kindergärten u. a.

Wie wir ans dem bisher Dargelegten ersehen, hat
das Aufblähen unseres Schulwesens, das in den vielen

neuansgesichnen Schulhäusern ein äußerlich sichtbares
Denkmal zurückgelassen hat, in der ersten Hälfte der 80er

Jahre des vorigen Jahrhunderts seinen .Höhepunkt erreicht.

Diesem Aufschwünge wurde aber in der zweiten Hälfte

jener B«>er Jahre ein jäher Stillstand geboten.

Am 10. April 1887 erfolgt der Allerhöchste

Ukas, der die Einführung der russischen Un-

terrichtssprache anbefiehlt, die Durchführung aber

dem Minister der Volksaufklärung und dem 1884 zum

Kurator des Rigaer Lehrbezirks ernannten Geheimrat Ka-

pustin überläßt In demselben Jahre wird die russische
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Unterrichtssprache in den von der Krone unterhaltenen

Elementarschulen eingeführt.
1888 werden die Gouvernementsschulen-Direktorate

aufgehoben, ein Volksschulen-Direktorat errichtet und in

den früheren, jetzt umbenannten Gouvernements-Gymna-

sien mit dem Uebergange zur russischen Unterrichtssprache

begonnen.

Im Sommer 1889 wird das Dorpater Elementar-

lehrer-Seminar geschlossen, die russische Unterrichtssprache

wird in allen öffentlichen Elementarschulen eingeführt und

damit in allen übrigen Gymnasien oder mit der Schließung

ihrer unteren Klassen begonnen.
1890 Verfügung der Einführung der russischen Un-

terrichtssprache auch in allen weiblichen Lehranstalten.
1892 Schluß der von den Ritterschaften unterhaltenen

Landes-Gymnasien.
Am 27. Februar 1893 ist mit Umbenennung des

Dorpater Lehrbezirks in den Jurjewer Lehrbezirk
die Russifizierung beendet.

Nach einem fast 20jährigen Still stände —

abgesehen von den politischen Unordnungen, die auch in

die Schulen eindrangen — erfolgte:
im Februar 1906: die Erlaubnis zur Wieder-

eröffnung der ritterschaftlichen Gymnasien;

am 19. April 1906: die Erlaubnis, Privatschuleu
mit deutscher Unterrichtssprache zu begründen;

im August 1906: Wiedereröffnung der alten

Ritter- und Domschule in Reval und der Landes-

Gymnasien in Birkenruh und Goldingen.
Die kurländische Ritterschaft eröffnete außerdem im

August 1907 inMitauein klassisches Gymnasium
mit einer realen Abteilung.
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Die livländischc Ritterschaft stieß bei dem Wunsche,
in Fellin eine Realschule zu eröffnen, zunächst auf Schwie-

rigkeiten, sie mußte sich auf Subventionen von Anstalten

beschränken, die von anderen begründet wurden.

Diese Arbeit aber übernahmen insbesondere die uu-

terdessen entstandenen Deutschen Vereine in E st-
und Livland und der Verein der Deutschen in

Kurland.

Schon im Angust uud September 1906 ent-

standen in Riga die Albertschule als Doppel-Gym-

nasium für klassische und reale Bildung, ferner Pro-

gymnasien in Libau und Griwa-Semgalleu,
in Wenden, Fellin und Werro, die drei letzten

zugleich mit einer Real-Abteilung, worauf im August 1907

auch in Pernau ein Progymnasium gefolgt ist; Bür-

gerschulen wurden in Dorpat und Mitaueröffnet.

Zugleich gingen die Privat-Gymnasien von

R. v. Zeddelmann in Dorpat und von H. v. Eitz
in Riga, sowie zahlreiche weibliche Lehranstalten
1. uud 2. Kategorie in allen drei Provinzen — zunächst

wenigstens in den unteren Klassen — zur deutschen Unter-

richtssprache über.

In großer Anzahl wurden und werden deutsche

Elementarschule» begründet, teils gesondert für

Knaben nnd Mädchen, größtenteils aber solche, wo Kna-

ben und Mädchen gemeinsam unterrichtet werden.

Um für alle diese Lehranstalten geeignete Lehrer zu

gewinnen, ist auch die Begründung von deutschenLeh-

rerseminaren in ernste Erwägung gezogen worden.

Seit Jahren wirkt bereits in Dorpat das von Fräulein
Maria Girgensohn begründete und von Fräulein Grot

fortgeführte Lehrerinnen-Seminar. Im August 1907 ist

nun auch ein Lehrer-Seminar in Mitau ins Leben ge-

treten, l)ens dsrr» vsrtat!
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Das Agrarwesen der Ostseeprowinzen.

A. Agrargeschichte Liv-, Est- und Kurlands.

Von

Dr.AstrafvonTransehe-Roseneck.

Die Agrargeschichte der Ostseeprovinzen ist durch ein K»r-»ls««»».

wesentliches Moment von der aller übrigen deutschen Ko-

lonialländer unterschieden: es fehlt die Einwanderung des

deutschen Bauers. Dieses Moment ist es, das den deut-

schen Ostseeprovinzen zu ihrem Schaden den kolonialen

Charakter bewahrt hat, während die übrigen ostelbischen

Kolonisationsgebiete längst deutsch geworden sind. Der

Grund, warum der deutsche Bauer im 13. Jahrhundert

nicht nach Livland ist sehr einfach. Livland war im

Gegensatz zu den anderen Kolonisationsgebieten eine über-

seeische Kolonie; der Seeweg war die einzige Verbindung
mit dem Mutterlande, da das feindliche heidnische Litauen

(Samaiten) sich wie ein Keil zwischen Preußen und das

halberoberte Knrland schob. An eine friedliche Einwan-

derung größerer Bauernscharen auf dem Landwege war

damals nicht zu denken. Den weiten Seeweg aber scheute
der deutsche Bauer. Auch hätten die wenigen Leute, die

etwa auf diesem Wege ins Land gekommen wären, die

Lage nicht verändert. Wir wissen, daß der Deutschorden
den Versuch dazu gemacht hat. Wohl vergeblich. So muß-

ten sich Ritter und Mönche mit den gegebenen Verhält-

nissen abfinden und auf Germanisierung der neubekehrten
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Hintersassen verzichten. Denn eine Entnationalisierung
eines auf niedriger Kulturstufe stehenden Volkes ist nur

möglich durch eine Verschmelzung mit Elementen anderer

Nationalität, die in ihren materiellen Interessen und

ihrer ganzen Lebensführung durch keine zu weite Kluft

von ihm getrennt sind.
Als später der Landweg nach Livland erschlossen

wurde, da hatte die große Kolonisationsbewegung im Mut-

terlande aufgehört, da gab es keine flämischen und nieder-

sächsischen Bauern mehr, die hätten nach Livland ziehen
können. So war das Schicksal Livlands, eine Kolonie zu

bleiben, entschieden.
Ter koloniale Charakter Livlands ist es, der seiner

Agrargeschichte den Stempel aufdrückt.
Als die deutschen >irenzsal,rer die Kolonie an ver

Tüna gründeten, fanden sie die eingeborenen Völker-

schaften: Liven, Letten, Seingallen, Kuren und Esten

aus einer sehr niedrigen Kulturstufe. Soweit sich die

Wirtschaftsformen jener Zeit erkennen lassen, trieben die

Eingeborenen eine Art Waldbrennwirtschaft, d. h. durch

Rodung der ungeheueren Wälder, die fast das ganze Land

bedeckten, wurden Aecker gewonnen, die solange genutzt

wurden, als sie infolge der Asche-Düngung Erträge lie-

ferten. Dann mußte das benachbarte Waldstück gerodet

werden, während sich der bisherige Acker wieder in Wald

verwandelte. Daneben wurde in primitiver Weise Vieh-
und Pferdezucht betrieben. Auch die Jagd, insbesondere

das Fallenstellen, spielte eine bedcntende Rolle. Die gro

Ben Wälder bargen unzähliges Wild, das um seiner Felle

wegen geschätzt wurde: Biber, Marder, Iltisse, Zobel, Eich-

hörnchen. Die Felle dieser Waldtiere bildeten den Tribut,
den die Eingeborenen ihren Herren, den russischen Fürsten

von Polotzk und Pleskau, zahlen mußten. Unter einander

und mit ihren litauischen Nachbaren lebten die Völker-
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schaften in beständigem Kriege. Niemals waren sie sicher

vor feindlichen lieberfällen, bei denen alles Wertvolle:

die angesammelten Felle, Buch, Pferde und Menschen ge-

raubt, die kampffähigen Männer erschlagen und die Wohn-

stätten verbrannt wurden. Um sich vor, solchen Ueber-

fällen zu schützen, legten die Eingeborenen an möglichst

verborgeneu und unwegsamen Stellen, meist an sumpfi-

gen Flußläufen und Morästen Burgen an, wohin sie bei

drohender Gefahr mit ihrer ganzen Habe flüchteten. Das

sind die sog. Bauerburgen oder Heidenschanzen, die sich

außerordentlich zahlreich im Lande vorfinden.
So verlief das Leben der Eingeborenen in beständiger

Angst und Gefahr. Ihre russischen Zwingherren konnten

und wollten sie nicht schützen; ihnen genügte es, wenn

sie den schuldigen Tribut erhielten, der unter Umständen
mit Waffengewalt beigetrieben wurde. Besonders die Let-

ten, die verstreut in Einzelhöfen wohnten und ihrer Natur

nach wenig kriegerisch waren, wurden von allen ihren

Nachbaren gebrandschatzt und führten ein unterdrücktes und

trauriges Dasein.

Ebensowenig wie staatlichen Schutz gewährten die

Russen den ihnen tributpflichtigen Völkerschaften die Seg-

nungen des Christentums. Teun nicht hieran, sondern

bloß am Tribut war ihnen gelegen, wie der Chronist Hein-

rich von Lettland ausdrücklich berichtet.*)

Als nun die deutschen Kreuzfahrer nach Livland ka-

men und die russische Abhängigkeit in eine deutsche ver-

wandelten, bedeutete das sür die Eingeborenen einen un-

geheuerenFortschritt in wirtschaftlicher und kultureller Be-

ziehung. Die am meisten gedrückten Letten sahen das auch

vollständig ein, sie unterwarfen sich und empfingen die

Christentaufe ohne einen Schwertstreich. Mit großer Ge-

nugtuung nahmen sie teil an den Feldzügen gegen ihre

*1 Orirouievr. I,yvor.i»e, XVI, 2. Vgl. XXVIII, 4.
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Hauptbedrücker, die Esten, die ebenso wie die Semgallen

sich hartnäckig gegen die christliche Taufe sträubten.

In verhältnismäßig kurzer Zeit entstanden nun in

den unterworfenen Ländern geordnete Verhältnisse. Ent-

sprechend dem Geiste des 13. Jahrhunderts wurde ein

großer Teil des Landes durch die geistlichen Landesherren

aufgeteilt und als Lehen kriegstüchtigen Männern ver-

geben.Das geschah, indem die Landesherren zu gunsteu der

Vasallen, die ihre stehende Heeresmacht darstellten, auf
den größten Teil ihrer Hoheitsrechte gegenüber den Ein-

geborenen verzichteten. Die öffentlich-rechtlichen Leistun-

gen der Eingeborenen wurden allmählich privatrechtliche.

Das ganze Land bestand nun aus einer Menge von

Grundherrschaften, die zum Teil den ritterlichen

Vasallen, zum Teil unmittelbar den Landesherren unter-

standen. Die Grundherrschaften umfaßten eine Anzahl bäu-

erlicher Dörfer und Höfe und die sie umgebende Wildnis.

Der Hof des eingeborenen Hintersassen blieb in seinein

ungestörten erblichen Besitz, während die grundherrlichen

Rechte auf Zehnten, Zins und Dienste als dingliche Last

auf dem Hofe ruhten. Als Gerichtsherr übte der Vasall
die Gerichtsbarkeit über seine Hintersassen.

Aus der Gerichtsherrlichkeit erwuchs dem Vasallen
das Heimfallsrecht am Hofe des Hintersassen, d. h. der

Hof fiel an den Herrn, wenn der Hintersasse ohne Erben

starb oder wenn er treulos wurde. Der Herr war aber

nicht berechtigt, den .Hof, sobald es ihm paßte, einzuziehen.

Von einer Leibeigenschaft der Eingeborenen, geschweige
denn von einer Sklaverei war in den ersten Jahrhunderten
der deutschen Herrschaft nicht die Rede. Die Leibeigenschaft,
die wir später in Alt-Livland ganz wie in dem übrigen

Europa vorfinden, entwickelt sich erst allmählich und zwar

ganz ähnlich wie im östlichen Teutschland.
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Diese Entwickelung geht auf einer rein wirtschaft-

lichen Grundlage vor sich. Sie hängt zusammen mit dem

Uebergang aus den ursprünglichen Grundherrschaften zu

den Gutsherrschaften. Die Vasallen, die in krie-

gerischen Zeiten meist im Felde lagen, begnügten sich mit

den Abgaben ihrer Hintersassen. Je friedlicher und si-

cherer aber die Zeiten wurden, um so mehr wandten sich
die Herren selbst der Landwirtschaft zu, gründeten Guts-

wirtschafteu und legten mehr Gewicht auf die Arbeits-

leistuugen, als auf die Abgaben ihrer Hintersassen.

Aus dem öffentlich-rechtlichen Untertaneuverhältuis

entsteht allmählich die Erbuntertänigkeit. Die Hin-

tersassen, die sich ihren Verpflichtungen dem Grundherrn

gegenüber durch die Flucht zu entziehen suchen, müssen

auf Grund staatsrechtlicher Verträge der Landesherren
wieder ausgeliefert werden, sie werden an die Scholle ge-

bunden, schollenpfl i eh t i g. Dieser Prozeß geht in

Livland bereits im Laufe des 15. Jahrhunderts vor sich.

Die Entwickelung blieb aber bei der Erbuntertänigkeit

nicht stehen. Infolge des Anwachsens der herrschaftlichen
Gntsbetriebe und der zunehmendenGeldwirtschaft, vielleicht

auch infolge des stärker eindringenden römischen Rechts,
wurde die Person des Hintersassen immer mehr als bloße

Zugehörigkeit des Landes betrachtet. Während der Bauer

sich nicht eigenmächtig von der Scholle entfernen durfte,
konnte ihn sein Grnnd- und Erbherr willkürlich von ihr

lösen, indem er ihn dorthin setzte, wo das wirtschaftliche

Interesse eine verstärkte Arbeitskraft erforderte. Das gilt

besonders von der Besetzung wüster Bauernhöfe, deren es

nach jedemKriege zahlreiche gab. Andere Untertanen wur-

den zum Gesindedienst am Herrschaftshofe gebraucht. Der

Schollenpflichtigkeit des Bauern stand also kein Recht an

der Scholle mehr gegenüber. Jetzt ging man noch einen
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Schrill weiter: bei Gutskäusen wurde die für die Wirt-

schaft nötige Anzahl von Bauer» dem Käufer garantiert,

nicht selten solche, die zurzeit flüchtig, „verstrichen", wa-

ren. Der Verkäufer verpflichtete sich, die „Läuflinge" zu

beschaffen. War dieses nicht möglich, so mußte er entweder

einen bestimmte» Preis pro fehlenden Kopf zahlen oder

einen andern brauchbaren Arbeiter stellen. Besaß der

Verkäufer noch anderweitig Grund und Boden, so besann
er sich nicht lange und gab statt des sehlenden Läuflings
einen seiner überflüssigen Untertanen. Nicht nur, daß er

diesen von der Scholle löste, er entließ ihn auch aus sei-

ner Erbherrschaft. Ter Bauer bekam, ohue daß er gefragt

wurde, einen anderen Erbherrn. So gewöhnte man sich

immer mehr, de» Bauer als Sache zu betrachten, die

als Arbeitskrast beliebig genutzt werden konnte, und es

entwickelte sich gegen Ende des 15. Jahrhunderts die

Leibeigenschaft: die Person des Bauers konnte ohne

Land veräußert werden.

Allerdings erreichte die Leibeigenschaft nicht ihre

strengste Form, insofern als den Bauern die Rechtsfähig-

keit zum Eigentumserwerb blieb und als im „peinlichen

Prozeß" das Urteil über einen Bauer von dessen Standes-

genossen gefunden werden mußte, das Leben des Bauers

also nicht im Belieben seines „Erbherrn" stand.

Während der bäuerliche Rechtszustand sich derart ver-

schlimmerte, sand ein bedeutender wirtschaftlicher Auf-

schwung des ganzen Landes statt. Diese beiden Erschei-

nungen stehen zu eiuander in einem ursächlichen Zusam-
menhang, denn die Entwickelung der kapitalistischen Guts-

wirtschaft verlangte eine rationellere Nutzung der vorhan-
denen Arbeitskräfte, als sie das ursprüngliche System des

freie», nur in beschränktem Maße zins- uud dienstpflich-

tigen Bauernstandes bieten konnte. Nicht nur, daß der

NationalreichtuM sich durch die zunehmende Massenpro-
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duktion von Getreide für den auswärtigen Handel hob,

auch der wirtschaftliche Fortschritt im einzelnen, der Ueber-

gang von der rohen Waldbrenn- zur Drei- und Vierselder-

wirtschaft und zur Viehzucht wurde nur dadurch nröglich,

daß der Grund- und Gutsherr direkt in den Wirtschafts-
betrieb seiner Erbbaueru eingreifen und gewissermaßen
die Vorsehung spielen konnte. So gereichte der in ethi-

scher Hinsicht gewiß bedauerliche Niedergang der bäuer-

lichen Freiheit den: ganzen Lande zweifellos zum Nutzen.

Im 16. Jahrhundert ist diese Entwickelung vollendet.

Nach den zeitgenössischen Quellen befand sich Livland da-

mals auf einer hohen Stufe wirtschaftlichen Wohlstandes
und gehörte zu den Ländern, die eine Rolle im nordischen

Getreidehandel spielten. Tie Bevölkerung Livlands hatte

damals eine Höhe erreicht, wie wir sie erst im 19. Jahr-

hundert wiederfinden. Handel und Wandel blühten, eine

Reihe kleiner Binuenstädte entstanden, Reichtum und

Luxus nahmen zu.

Der große russische Krieg, der Mitte des 16. Jahr-

hunderts ausbrach und viele Jahrzehnte wütete, machte
aber das blühende Land zur Wüste und brachte seine Be-

völkerung: Adel, Bürger und Bauerstand an den Bettel-

stab. Der größte Teil Livlands geriet unter polnische Herr-

schaft. In dieser Periode, der zweiten Hälfte des 16. Jahr-

hunderts, erreichte die Leibeigenschaft ihren größten Tief-

stand. Nur die Zeit des nordischen Krieges (1700- 1711)

ist ihr an die Seite zu stellen.
Die polnische Regierung, die in ihrer Heimat die

Leibeigenschaft in ihrer vollsten Ausdehnung duldete, tat

nichts zur Besserung der bäuerlichen Rechtsverhältnisse.
Aber auch die Schweden, denen seit 1561 Estland und seit
1629 Livland gehörte und die bei sich nur einen freien

Bauernstand kannten, hoben die Leibeigenschaft nicht auf,

sondern begnügten sich mit Einschränkung der gutsherr-
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lichen Gerichtsbarkeit und Festsetzung des Umfanges der

bäuerlichen Leistungen an die Gutsherren.
Die Erklärung hierfür darf nicht allein in fiskalisch-

egoistischen Erwägungen gesucht werden; es ist vielmehr

anzunehmen, daß die schwedischen Machthaber sich sehr
bald durch die Praxis davon überzeugten, daß das Leib-

eigenschaftsverhältnis, aus dem Papier zwar hart und

dem menschlichen Empfinden widerstrebend, im Leben da-

gegen durch seine ausgesprochen patriarchalische Färbung
viel von seinen Schrecken verlor.

Dafür, daß die livländischen Erbherren keineswegs
die Absicht hatten, auch in jenen jammervollen Zeiten den

„armen Bauersmann" zum Sklaven herabzudrücken, dafür

ließen sich zahlreiche Beispiele anführen. Insbesondere ist

hervorzuheben, daß das Recht der Leibeigenen zum Ver-

mögenserwerb auch in den wirtschaftlich schlimmsten Zeiten

fortbestanden hat, ja öffentlich-rechtlich auf dem Landtage

zu Wenden 1598 von der Ritterschaft anerkannt wor-

den ist.
So blieb die bisherige „uneigentliche" Leibeigenschaft

in Livland und Estland, gleichwie in Schwedisch-Pmnmern

bestehen. Auch dann, als die schwedische Regierung Ende

des 17. Jahrhunderts über Vs des adeligen Grundbesitzes
in Livland eingezogen uud zu Domänen gemacht hatte —

ein schlagender Beweis dafür, daß die schwedische Regie-

rung in diesem Rechtszustand als solchem keine Gefahr

für den Bauernstand erblickte.

Es traten aber nun Verhältnisse ein, die die Lage
der Bauern sehr verschlimmerten: zunächst drei vollstän-

dige Mißjahre, dann die Greuel des Nordischen Krieges.
Was der Dreißigjährige Krieg für Deutschland, das war

der Nordische Krieg für Livland. Als Peter der Große
die Herrschaft an der Ostsee antrat, da war das einst

so blühende Land, „die Kornkammer Schwedens", eins
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Wüste. Es sei hier an die bekannte Aeußerung des russi-

schen Feldmarschalls Scheremetjew erinnert, der das Fazit

seiner Tätigkeit in dem lakonischen Bericht zusammen-

faßte: „Ich habe alles zerstört".

Estland und Livland gehörten nun zum russischen

Reich, das damals von westeuropäischer Kultur so gut
wie unberührt war, wo vor allem die Bauern im vollsten

Umfang leibeigen, d. h. ganz und gar rechtlose Sklaven

waren. Es bedarf keines besonderen Hinweises, daß dieser

Umstand auch auf die gutsherrlich-bäuerlichen Verhältnisse

in Est- und Livland rückwirken mußte. Von irgendeiner

staatlichen Fürsorge für die Bauern war nicht die Rede.

Die Regelung dieser Verhältnisse blieb vielmehr den au-

tonomen Provinzen vollständig überlassen; die Regierung

begnügte sich damit, das Steuermaß zu erhöhen, was in

letzter Linie die bäuerliche Bevölkerung treffen mußte. Es

fand mithin eine Erhöhuug der bäuerlichen Lasten uud

dadurch eine Verschlimmerung des materiellen Zustandes

statt. Der Rechtszustand blieb der der bedingten Leib-

eigenschaft. Auch in den schlimmsten Zeiten durften die

Baueru eigentümliches Vermögen erwerben. Tie Leib-

eigenschaft, d. h. die persönliche Unfreiheit der Bauern,
blieb auch in Est- und Livland, wie in den deutschen

„Adelsrepubliken" Holstein, Mecklenburg und Neuvorpom-

mern, im wesentlichen nur eine „Schmarotzerbildung an

dem Baume der Erbuntertänigkeit". Auch in Livland war

„die wirkliche Grundlage der damaligen wirtschaftlichen

Verfassung nicht die Leibeigenschaft im Sinne der Skla-

verei, sondern die Erbuntertänigkeit und die Fronpacht."
Die Leibeigenschaft war auch hier im Gegensatz zu Ruß-
land eine wesentlich agrarische Einrichtung. „Der deutsche

Junker" — sagt der bekannte Nationalökonom G. F. Knapp

treffend — „lebt nicht wie der russische Adlige von seinen

Leuten, sondern er lebt von seinem landwirtschaftlichen
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Betriebe und hat seine Leute nur soweit geknechtet, als

es für den landwirtschaftlichen Betrieb nötig ist".

Interessant ist es und aus dem patriarchalischen Cha-
rakter dieses Leibeigenschaftsverhältnisses zu erklären, daß

im 18. Jahrhundert, ganz wie im deutschen Osten, beson-
ders in Schleswig-Holstein, einzelne Gutsherren ihren

Bauern eine besondere Verfassung unter Aufhebung der

Leibeigenschaft erteilten. Unter diesen sogen. Bauerrechten

sei hier das bekannteste erwähnt, das der Freiherr Schoultz

v. Ascheraden 1764 den Bauern seiner Güter Ascheraden
und Langholm erteilte.

Derartige Versuche, den Rechtszustand der Bauern

zu heben, blieben jedoch bis gegen Ende des 18. Jahr-

hunderts vereinzelt. Erst dann brachte die Aufklärungs-

periode die schlummernden Keime zur Reife; der herr-

schenden Vorstellung von der Geltung der allgemeinen

Menschenrechte erschien die persönliche Unfreiheit des

Bauers unerträglich. Es bildete sich eine starke Partei unter

dem est- und livländischen Adel, die gegen die bestehenden

Schranken der bäuerlichen Freiheit Sturm lief. Hierbei

hatte sie nicht nur gegen die konservative Masse ihrer Stan-

desgenossen, sondern namentlich auch gegen das völlige

Unverständnis der russischen Regierung zu kämpfen.

Erst der Regierungsantritt Alexanders I. veränderte

die Sachlage zugunsten der Reformen. Die auf dem

Landtag von 1803 von der livländischen Ritterschaft be-

schlossene Bauerverordnung von 1804 hob die Leibeigen-

schaft in Livland auf und ersetzte sie durch eine Gutsunter-

tänigkeit, die milder war als die damals in Preußen

herrschende. Der Bauer blieb zwar an die Scholle ge-

fesselt und war fron- nnd abgabepflichtig, doch erhielt
er nicht nur das Recht, Grundeigentum zu erwerben, son-
dern auch, was bei den herrschenden wirtschaftlichen Ver-

hältnissen ungleich wichtiger war, ein unentziehbares erb-
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liches Nutzungsrecht an seinem Hofe mit sestgemessenen, am

Hofe als Reallast haftenden Pflichte«; er war vom

Zwangsgesindedienst befreit, unterlag keinem Heiratszwang
und hatte Sitz und Stimme in den Gerichten.

Hiermit war der erste bedeutsame Schritt zur Bauern-

emanzipation getan. Tie Bauerverordnuug vvu 1804

schaffte also einen Zustand, der die Krönung deS patriarcha-

lischen Regimes, wie es bisher gegolten hatte, darstellte,
indem das Verhältnis zwischen Gutsherrn und Bauer

vom Gesichtspunkt der Notwendigkeit einer beständigen

gerechten und väterlichen Bevormundung aufgefaßt wurde.

Bei allen unstreitigen Vorzügen dieses Regimes, das

eine allmähliche wirtschaftliche und soziale Erziehung
des Bauernstandes gewährleistete, hafteten ihm doch schwere

Mängel an. Insbesondere war durch die genane uud bis

zu einem gewissen Grade unabänderliche Festsetzung der

gegenseitigen Pflichten zwischen Gutsherrn und Pächtern

einerseits und Pächtern und Landarbeitern (Knechten) an-

dererseits die wirtschaftliche Bewegungsfreiheit außeror-

dentlich eingeschränkt. Eine Entwickelung, eine Verbesse-

rung durch Austausch, durch Zusammen- oder Strenlegnng

von Ländereien war kaum möglich.
Somit wirkte dieBauerverordnung von 1804 in wirt-

schaftlicher Hinsicht wie ein Hemmschuh, was um so mehr

empfunden wurde, als sich damals die Ueberzeugung von

der Notwendigkeit des Uebergangs von der altmodischen
Drei- oder Vierfelderwirtschaft zu eiuem Fruchtwechsel-

system niit Kleebau immer mehr Bahn brach.

Gleichzeitig mit der Erkenntnis der Fehler des Ge-

setzes von 1804 begannen die Westeuropa damals über-

flutenden Ideen von den allgemeinen Menschenrechten

und der Notwendigkeit unbeschränkter wirtschaftlicher Kon-

kurrenz auch in den Lstseeprovinzen Fuß zu fassen. Immer

häufiger erhoben sich unter dem est- und livländischen Adel
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Stimmen für die voltständige Emanzipation der Bauern

von der Gutsuntertäniakeit.

Diese Richtung erhielt ein großes Gewicht durch das

lebhafte Interesse, das Kaiser Alexander I. ihr widmete.

Ganz wie seiner Großmutter Katharina 11., erschien dem

Kaiser kein Gebiet seines weiten Reiches so geeignet zu

freisinnigen Versuchen, wie die Ostseeprovinzen. Hier soll-
ten humane Ideen verwirklicht werden, an die im Innern

Rußlands nicht gedacht werden konnte. So machte denn

Alexander I. seinen ganzen monarchischen Einfluß sür die

„Freilassung" der Bauern in den Ostseeprovinzen geltend,

während in Rußland selbst die tiefste Leibeigenschaft be-

stehen blieb.

Bei dem ungeheuren geistigen Einfluß, den die Per-

sönlichkeit Alexanders I. auf seine Zeitgenossen ausübte,
bei dem Druck, den der monarchische Wille außerdem zu

allen Zeiten und in allen Ländern auszuüben pflegt, war

es um so begreiflicher, daß die modernen Ideen, denen

ein Teil der jungen Generation huldigte, nunmehr zum

Siege gelangten.

Dieses geschah zuerst in Estland, wo seit 1798

die Ritterschaft eine Bauernbefreiung angestrebt hatte. Die

estlandische Reformbewegung war durch die livländische

Bauerverordnung von 1894 gewissermaßen überholt wor-

den. Die estlandische Ritterschaft wurde nun durch den

Willen des Kaisers zum Fortschreiten gedrängt. Bei den

zutage getretenen Mängeln des Gesetzes von 1804, beson-
ders aber in Erwägung der sehr bedeutenden Kosten, die

die Neuvermessung und Einschätzung alles Nutzlandes in

Livland verursachte, schreckte sie verständlicherweise vor der

Annahme der Grundsätze von 1804, die Alexander zunächst

forderte, zurück und entschloß sich, eine Regelung der guts-

herrlich-bäuerlichen Verhältnisse auf dein Boden der freien

Konkurrenz aller wirtschaftlichen Kräfte vorzunehmen. Sie
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beschloß 1811 die persönliche Freiheit und Frei-

zügigkeit der estläudischen Bauern.

Was den bäuerlichen Besitz betrifft, fo sollte er sür-

derhin, bei ausdrücklicher Anerkennung des Eigentums-

rechts des Gutsherrn, von den Bauern auf Grund freier

Vereinbarung mit dem Gutsherrn genutzt werden.

Kaiser Alexander I. nahm die Vorschläge der esllän

dischen Ritterschaft mit größter bienngtuung aus. „Ich

ersehe," so schreibt er am 31. März 1811, „daß der est-

landische Adel bei seinein Vorhaben bloß von dem reinen

Wunsch des wahren Wohles für die gutshcrrlicheu Bauer»

geleitet wird »nd daß die allgemeinen Grundsätze sich als

bar aller verdächtigen Gesichtspunkte des Eigennutzes dar-

stellen."
Tie vom Kaiser bestätigten Vorschläge führten zur

estländischeu Bauerverordnuug von 1816, die alsbald vor-

bildlich für die Nachbarprovinzen wurde.

In Kurlandhatten sich die gutsherrlich-bäuerlichen

Verhältnisse seit Auflösung des livländischen Staaten-

bundes (1561) abweichend von Livland und Estlaud ent-

wickelt. Kurland war seit 1561 ein Herzogtum unter pol-

nischer Lehnshoheit. Tiese staatsrechtliche Zusammenge-

hörigkeit mit der königlichen Adelsrepublik Polen hatte

es bewirkt, daß Kurlands Verfassung einen immer mehr

republikanischen Eharakter annahm und daß der Einfluß
des Herzogs in allen inneren Angelegenheiten bedeutend

vor dem der Ritterschaft zurücktrat.
So war der Einfluß der Staatsgewalt aus die Ent-

wickelung der bäuerliche» Verhältnisse auf den adligen
Gütern beschränkt auf das Vorbild, das die zahlreichen

Domänen, die etwa ein Trittel des ganzen Landes um-

faßten, abgaben. Tie aus der Ordenszeit übernommene

Leibeigenschaft blieb bestehen, doch war sie in Kurland

infolge der unvergleichlich friedlicheren Zustände weniger
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drückend als in Livland und Estland. Eine irgend ein-

schneidende Veränderung dieser Patriarchalischeu Leibeigen-

schaft, wie man diesen juristisch schlimmen, tatsächlich durch-

aus erträglichen Zustand der bäuerlichen Unfreiheit nennen

'kann, fand in Kurland während der folgenden Jahrhun-
derte bis zur völlige» Aufhebung der Leibeigenschaft

nicht statt.

Nachdem 1804 in Livland die Leibeigenschaft in Erb-

uutertänigkeit umgewandelt worden war und 1811 die

estlandische Ritterschaft den Vorschlag gemacht hatte, ihren
Bauern die Freizügigkeit zu erteilen, wünschte Kaiser

Alexander auch in dem seit 1795 mit Rußland vereinigten

Kurland die Bauernbefreiung in Angriff genommen zn

sehen. 1814 verlangte er kategorisch, daß ihm Vorschläge
in dieser Richtung gemacht würden. Tie knrländische Rit-

terschaft sah sich nun genötigt, zwischen den Grundsätzen

des livländischen Gesetzes von 1804 und den estlandischen

Vorschlägen von 1811 zu wühlen. Nachdem letztere 1816 zum

Gesetz erhoben warenund die begeisterteBilligung des Mon-

archen gefunden hatten, konnte die endgültigeEntscheidung
der kurländischen Ritterschaft nicht zweifelhaft sein. Ter

Landtag von 1817 entschied sich mit erdrückender Majorität

für die Annahme der estlandischen Grundsätze.
So drängte alles dazu, auch in Livland deu Bauer»

die Freizügigkeit zu erteilen. Der Landtag von 1818 tat

diesen Schritt. Die livländischc Bauerverordnung von 1819

brach vollständig mit den Prinzipien des Gesetzes von

1804, so vollständig, daß die großen Errungenschaftendieses

Gesetzes: das Recht am Boden und die gemessenen Pflich-
ten der Bauern, der Theorie von der unbeschränkten Wirt

schastlichen Konkurrenz zum Opfer fielen. Das Landvolk

war — wie eine stets wiederholte Phrase jeuer Zeit lautete

—

zu freien Staatsbürgern erhoben worden, d. h. mich

tern gesprochen: die Bauern erhielten das Gescheut der
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Freiheil, verloren aber ihr erbliches Nutzungsrecht au den

Banernhösen. Anstelle des patriarchalischen Verhältnisses

zwischen nnd Hörigen mit seinem ausgedehnten

Vauernschutz trat der freie Vertrag zwischen Arbeitgeber

uud Arbeitnehmer. Tie Resultate dieser unter der Herr-

schaft der liberalen Phrase zustande gekommenen Gesetz-

gebung entsprachen keineswegs den hochgespannlen Er-

wartungen. Was in Westeuropa mit seiner entwickelten

Geldwirtschaft und seinem in kultureller Beziehung relativ

hochstehenden Bauerstande vielleicht segensreich gewirkt

halle, das paßte nicht ans die livländischen Verhältnisse.
Die persönliche Freiheit konnte keinen Nutzen bringen, wo

die wirtschaftliche Unfreiheit noch herrschte. Auch hier

zeigte sich wieder einmal, das; jede soziale nnd wirtschaft-

liche Entwickelung sich allmählich und nicht sprunghaft voll-

ziehen mns;.

Die von der groszen Masse so sehr gepriesene Frei-

lassung der Bauern erwies sich als ein Mißgriff, nnter

dem die Folgezeit schwer zu leiden Halle.

Bis in die vierziger Jahre des 19. lahrhnndens ?!-a»ricru»g

blieben die Bauergesene von 1816, 1818 und 1819 in Kraft liq.ss7»nch°'n
als ein Niederschlag der doktrinären Ideen der sogen. ?cr»änni>ics

Aufklärnngsperiode, Tann trat ein Umschwung in den

Anschauungen ein. Man sah ein, daß das „hochherzige

beschenk der Freiheit" für den wirtschaftlich unmündigen
Bauer nicht selten „Bogelfreiheil" bedeute, und kehrte

zurück zu dem im philosophische» sinne vielleicht weniger

idealen, aber praktisch inchlicheren Prinzip der wirtschaft

lichen Bevormundung.
Ter liwändische Landtag von 1812 sprach sich ans

drücklich sür die Bevorzugung der Erbpacht aus, auch

fchränkie er das Prinzip der freien Bereinbarung we-

sentlich ein, iudem er die 1891 und 1899 festgesetzten Re-

gulative der bäuerlichen Leistungen, die Wackenbücher, die
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außer Kraft gesetzt worden waren, als obligatorische

Trennung de- Norm für die Pachtverträge anerkannte. Tie wichtigste

Bestimmung dieses Landtages (1842) bestand aber darin,

i« -ti-c-nt,. daß ein bestimmter Teil des Gutsgebietes vom Guts-

herrn nicht eingezogen werden dürfe, sondern ausschließ-

lich der Benutzung der Glieder der Bauergemeinde über-

lassen werden müsse (sogen, „roter Strich"). Der Ueber-

gang von Pachthöfen in bäuerliches Eigentum, der seil
1804 zwar möglich war, mangels eines vermittelnden

Kreditinstituts aber nur geringe Fortschritte gemacht hatte,
wnrde nun in den folgenden Jahren durch Errichtung
einer Bauernrentenbank und besonders durch Heranziehnng

der bereits 1802 gegründeten Livländischen Adligen Gü-

rerkreditsozietät in Angriff genommen.

Knickung
d-r

Versuche zu einer wirtschaftlichen Hebung des

Bauernstandes stießen aber an eine gewaltige Schranke:

das Fro usy st ein.*) Denn auch die freienPachtverträge

basierten bei der unentwickelten Geldwirtschaft auf Frone.

Daß zunächst diese Schranke fortgeschafft werden müsse,
das wurde den livländischen Gutsherren immer klarer: in

ihr lag die Hauptursache des Verfalls der Bauernwirt-

schaften; erst wenn die weggeräumt wurde, konnte der

Bauer zu wirtschaftlicher Selbständigkeit erstarken, erst

*) Das Fronstlstem bestand darin, das; die ansässigen Bauern

Woche mit und ohne Gespann Dienste (Frone) zu leisten hatten. Nur

durch besondere Kräfte ableisten zu können, die Mehrzahl
mußte selbst zur Arbeit gehen und dadurch die Arbeiten auf dem

eigenen Hofe vernachlässigen. Tie Feldbestellung der Gutshvse fand

bis ins 19. Jahrhundert hinein ausschließlich durch Fronarbeiter statt.

Tas Fronsystem, das im Mittelalter in ganz Europa gegolten

hatte, war noch im 18. Jahrhundert die am meisten verbreitete Wirt-

schaftsform.
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dann konnte er den bedeutsamen Schritt von Pacht zu

Eigentum tun. Doch nicht mit einem Schlage sollte die

Frone abgeschafft werden, das hätte bei der vorherrschen-
den Naturalwirtschaft und bei der ökonomischen Unreife
der Bauern verhängnisvoll werden und die ganze Ent-

wickelung unterbrechen können.. Auch war die durch die

Abschaffung der Frone bedingte Einführung der Knechts-

wirtschaft, der Wirtschaft mit Lohnarbeitern auf den Guts-

höfen mit großen Schwierigkeiten verbunden. Bedeutete

sie doch eine vollständige Aenderung der Arbeitsverfassung.

So beschloß der livländischc Landtag 1847 die Ab-

schaffung der Frone durch einen allmäh-

lichen Uebergang von der sogen. Fronpacht

zur bieldvacht. Die Resultate dieser Reformen der

vierziger Fahre: die Einräumung eines unentziehbaren

Nutzungsrechtes am sogen. Bauernlande, dein steuerpflich-

tigen Teile des GntsgebieteS, die Beförderung des bäuer-

lichen Grundeigentums und die allmähliche Abschaffung
des Fronsystems wurden in den Bauerverordnungen von

1849 und 1869 niedergelegt nach Ueberwindung zahl-

reicher Hemmnisse, die dem Agrarwerk durch Verständnis-

losigkeit und Bureaukratismus der Staatsregierung in den

Weg gestellt wurden. Die Landtage von 1864 und 1865

beschlossen die gänzliche Aufhebung der Frone; als Ter-

min wurde St. Georg 1868 gesetzt. Es erwies sich, daß

zu diesem Termin 95<>/c> aller Pachtverträge bereits auf
reiner Geldpacht basierten.

Aachdem ans diese Weise bereits in den fünfziger und

sechziger Jahren des 19. Jahrhunderts sich allmählich der

Uebergang von Fronpacht zu Geldpacht und damit

im Infammeichang von Natural- zu Geldwirtschaft voll-

zogen hatte, nahm der Verkauf des verpachteten
Bauernlandes an die Bauer nein beschleunigtes

Tempo an. In den weitaus meisten Fällen kauften die
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bisherigen Pächter, denen gesetzlich ein Vorkaufsrecht zu-

gesichert war, ihre Pachthöfe.

Hierüber wird noch im nächsten Abschnitt gehandelt
werden.

Diese ganze für die Kräftigung des Vauerustaudes

so überaus wichtige Entwickelung ging vor sich, ohne daß
die Beihilfe des Staates in Anspruch genommen wurde.

Weder fand eine Zwangsablösuug der Grundlasten statt,

noch gab der Fiskus irgend welche Mittel her für die

ausserordentlich kostspielige Auseiuanderlegung der bäuer-

lichen Wirtschaften oder für die den Käufern gewährten

Darlehen.

Gleichzeitig mit der Begründung eines „Leihe-

zwanges", d. h. der Verpflichtung der Rittergutsbesir.ee,
einen bedeutenden Teil des Gutsgebietes ausschließlich

bäuerlicher Nutzung zu überlassen, wurde durch die Re-

formen des 19. Jahrhunderts eine Festigung des bäuer-

lichen Grundbesitzes durch Festsetzung eines Mindestmaßes

für den Umfang resp, den Wert der Bauernhöse vorge-
nvmmen.

Schon im Bauernrcchte des Freiherrn Schoultz von

Ascheradcn von 1764 finden wir die Festsetzung eines

solchen Minimums, dann in der Bauerverordnung von

1894 und endlich in den Baucrvcrordnuugcu von 1819

und 1860.

Entsprechend der Festsetzung eines Minimums wurde

1819 auch ein Maximum für die Bauerhöfe, im Zusammen-
hang mit der Regelung des Bauerlaudvcrkaufcs, festge-

setzt, um den Bauernstand vor dem Auskaufen durch städti-

sche Kapitalisten zu schützen.

Nachdem der livländischc Landtag 1865 noch ein

Gesetz über die Entschädigung bäuerlicher Pächter bei

Ablauf der Pachtzeit und auf Anregung der Staatsregie-

rung eine Reorganisation der vom Landtage 1847
ge-
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schasfenen Landgemeinde im Zinne größeren Einflusses

der Behörden austeile der Gutsherren beschlossen hatte, war

die Agrargesetzgebung in Livland im wesentlichen zum Ab-

schluß gebracht.

Bevor wir zur Tarstellung der bestehenden bäuer-

lichen Verhältnisse übergehen, erübrigt es noch, die Ent-

wickelung in den Schwesterprovinzen zu berühren.

I» Estland wurden nach dem Vorgange Livlands

in den vierziger Jahren des 19. Jahrhunderts dieselben

Reformen durchgeführt, insbesondere die Anerkennung eines

Teiles des Gutsgebietes als unentziehbares Bauerland,
die Ablösung der Frone und die Beförderung des Bauer-

landverkaufes. Tie diese Reformen endgültig regelnden

lß'sene sind die Estlandische Bauerverordnung von 1856

und die Novelle dazu vou 1859. Wie iv Livland wurde

die Frone 1868 aufgehoben.

Aus der Insel Oesel hatten sich die Verhältnisse
bis ins 18. Jahrhundert ähnlich gestaltet wie in Livland.

Auch hier hat die schwedische Administration ihre Spuren

hinterlassen. Abgesehen von Normierungen der Gehorchs-

vestimmungeu 1766 und 1798 erhielt sich der Zustand der

bedingten Leibeigenschast bis zum Jahre 1818, wo die

Oeselsche Ritterschaft sich dem Emanzipatiouswerk Liv-

lauds anschloß und Oesel durch die Bauerverordnung von

1819 eine Neuregelung seiner bäuerlichen Verhältnisse er-

hielt. 1864 wurde die Aushebung der Froue beschlossen,

>>!«!.'> endlich fand ein Ausbau der Agrarverhältnisse im

Sinne der livländischen und estlandischen Gesetzgebung statt:

Trennung des Bauerlandes vom Hofeslande, Festsetzung

langbesristeter Pachten (12 Jahre) und obligatorischer Me-

liorationsentschädigungen für abziehende Pächter, Schaf-

snng eines größeren Minimums sür die Bauerhöse

(9 Lofstellen Acker c. 3 Hektar) und Erleichterung des
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Bauerlandverkaufes durch Anschluß an die Livländische

Güterkreditsozietät.

In Kurland entwickelten sich die Tinge ganz und

gar eigenartig. Hier wurde bis in das 19. Jahrhundert
die Agrarfrage überhauptnicht aufgerollt. Tie Segnungen
eines dauernden Friedens, die günstigere Beschaffenheit

des Bodens, die behagliche Naturalwirtschaft des auf

seinen Gütern Generation auf Generation lebenden Adels

hatten die materielle Lage der Bauern so günstig gestaltet,

daß dieser Zustand der patriarchalischen Leibeigenschaft,
wie wir aus zahlreichen Zeugnissen wissen, durchaus nicht
als drückend empfunden wurde uud vom konservativen,
allen gewaltsamen Eingriffen abholden Adel sozusagen für

den natürlichen gehalten wurde.

Wir habeu oben gesehen, daß die kurländischc Ritter-

schaft 1817, dem Vorgange Estlands folgend, die Aus-

hebung der Leibeigenschaft beschloß. Tie kurländifehe

Banerverordnung von 1817, die 1819 in Kraft trat, beruht

gleichfalls ans dem Prinzip der freien Vereinbarung zwi-

schen Gutsherren und Bauer», bezüglich der Beschverhält-

nisse letzterer. Da i» Kurland aber kei» Uebergangs-

stadiiim von der Leibeigenschaft zur Freizügigkeit statt-

gesnnden hatte, wie dieses in Estland uud besonders in

Livland in der Erbuutertänigkcit bestanden hatte, so wurde

im besetz von 1817 ein Uebergangszustand bis 1833 ge-

schaffen, der im wesentlichen dem durch die livländische

Bauerverordnung von 1801 begründeten entsprach: es

blieb die Schollenpflichtigkeit bestehen, und die Leistungen
wurden gemessen. Von 1833 ab trat dann Freizügigkeit

ein, aber ohne Ansiedluugsrecht in den Städten: auch

wurde die Möglichkeit zum Eigcutumserwerb, und zwar

in der für alle nichtadligen Stände Kurlands allein mög-

lichen Form des 50jährigen Pfandrechts gegeben. — Der

Landtag von 1845 erweiterte die Freizügigkeit und sprach
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sich für die Einführung der l>ieldpacht anstelle der Arbeits-

pacht aus; der Landtag von 1863 beschloß die Festsetzung

langbefristeter Pachten (12 Fahre) und obligatorischer Me-

liorationsentschädigungen der abziehenden Pächter und

erteilte den Bauern das Recht, ihre Pachthöfe eigentüm-

lich zu erwerben. Eine gesetzliche Anerkennung eines aus-

schließlich der Nutzung durch Glieder der Bauergemeinde

vorbehaltenen Bauerlandes, wie dieses iv den Aachbar-

provinzen geschehen war, fand jedoch durch die kurläudi-

schen Agrarregeln von 1863 nicht statt, so daß die Mög-

lichkeit des Einziehens von Bauerhöfen zunächst osfen blieb.

Erst 1867 wurde auf dem Verordnungswege das Bauern-

legen in Kurland untersagt.

Tron dieser im Verhältnis zu Livland und Estland

wenig liberalen Agrargcsevgebuug zeigt Kurland eine

ebenso günstige, womöglich noch günstigere wirtschaftliche
und soziale Entwickelung seiner Bauerbevölkerung, was

nichr nnr seinen bevorzugten Bodenverhältnissen zuzuschrei-
ben ist, sondern gewiß auch der Einwirkung einer tradi-

tionellen väterlichen Fürsorge der Gutsherren, die zin

.Hälfte Fideikonnnißbesitzer sind, für ihre Hintersassen.

Wie aus obiger zusammenfassender Tarslellung der

Entwickelung des gutsherrlich-bäuerlichen Verhältnisses

hervorgeht, war Mitte der sechziger Jahre des 19. Jahr

huuderts die Agrargesetzgebung in den vier Ostseeprovinzen
im wesentlichen zum Abschluß gebracht.

Wenn wir die sogen. Bauernemanzipation der Ost-

seeprovinzen wir derjenigen Westeuropas, insbesondere
des ostelbischen Teutschlands, das ähuliche agrare und

soziale Verhältnisse ausweist, vergleichen, so tritt uns zu-

nächst der Umstand entgegen, daß das Emanzipationswerk
in Livland nnd Estland nicht wie in Westeuropa von den

Slaatsregierungen, sondern von den Gutsherren, alsv den
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direkten Interessenten, in Augriff genommen und durch-

geführt worden ist.

Ferner finden wir hier eine eigenartige Regulierung
des neuen gutsherrlich - bäuerlichen Verhältnisses. In

Preußen, Pommern, Brandenburg und Schlesien erhielt
der Bauer zugleich mit der Freizügigkeit das Eigentum

seines Hofes, wofür er deni früheren Grundherrn einen

bedeutenden Bruchteil seines bisher besessenen Landes

(Vs—V2) abzutreten oder eine Renten-

schuld zu übernehmen hatte, in den Ostseeprovinzen —

wie übrigens in Posen und Nenvorpoinmern —
blieb das

ganze Gutsgebiet Eigentum des Gutsherrn. ?as nwls-

gebiet wurde aber geteilt, uud der eine Teil wurde der

ausschließliche» Nutzung der Banern überlassen, gewisser-

maßen als ein Fideikommiß des ganzen Bauerstaildes. Um

die Bauernhöfe vor Zersplitterung zu bewahren, wurde

eine Minimalgrenze ihres Wertes festgesetzt, ebenso eine

Maximalgrenze, »1» das Auskaufen vo» Bauerhöfen durch

nicht bäuerliches Kapital zu vermeide».

Während also in Prenßen durch die Stein-Harden-

bergsche Gesetzgebung die Reg»lier»»g des gntsherrlich-

bäuerlichen Verhältnisses sofort eine Verringerung des ge-

fanilen bäuerliche» Grundbesitzes uud durch Aufhebung
des Bauerilschutzes eine beständig wachsende Aufsaugung
des bäuerlichen Besitzes durch deu kapitalkräftigeren Groß-

grundbesitz zur Folge hatte, war in Livland die Exi-

stenz eines wirtschaftlich lebensfähigen

Bauerstandes gesetzlich gewährleistet.

Während in Preußen die Regulierung eine zwangs-

weise Ablösung der bäuerlichen Lasten und eine gesetzliche

Gemeinheitsteilung und Zusammenlegung der Grundstücke

nach sich zog, die dem Staat enorme Kosten verursachte,

wurden in Livland diese Reformen von den Gutsherren,

als den des ganzen auf
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privatem Wege erledigt, wvbei allerdings im Auge zu

behalten ist, daß in Livland keine gebundene Flurverfas-

sung*) der Gemeinden existierte, so daß es sich lediglich

um Zusammenlegung verstreut liegender Grundstücke und

bei den Dörfern der Esten uud der an Polnisch-Livland

grenzenden Letten um die Auseinanderlegung (Ausbau)
der einzelnen Bauernhöse handelte.

2o bestand die Regulierung der gutsherrlich-bäuer-

lichen Verhältnisse in den Ostseeprovinzen im wesentlichen

im Uebergang des unantastbaren „Bauerlandes" vom

Pachtbesitz ins Eigentum der Bauern.

Anders als in den übrigen Kulturländern Europas,

vollzog sich hier dieser Vorgang lediglich durch eigene

Kraft, was durch den llinstand zu erklären ist, daß die

Provinzen von jeher darauf augewiesen waren, ihre kul-

turellen Ziele ohne Beihilfe der Ztaatsregierung durch-

zuführen.

Literatur: Die lettische Revolution, T. I. Berlin

1906. A. v. Transehe, Tie Eingeborenen Alt-Liv-

lauds im 13. Jahrhundert. Balt. Monatsschrift, Bd. 43.

Riga 1896. Ders., Zur Geschichte des Lchnswesens in

Livland. Mitteilungen a. d. Livl. beschichte. Bd. XVII.

Riga 1903. Ders., Gutsherr uud Bauer in Livland im

17. und 18. Jahrhundert. Straßburg 1890. H. v. En-

gelhardt, Beitrag zur Entstehung der Gutsherrschaft

*) Unter gebundener Flurverfassung ist die Verfassung der alten

deutschen Torfsiedelungen zu verstehen, wo die Torsslur, das Ackerland

Zusammenlegung außerordentlich erhöhte.
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in Livland. Leipzig 1897. A. Tobien, Die Agrargesetz-

gebung Livlands im 19. Jahrhundert. I. Berlin 1899.

Ders., Beiträge zur Geschichte der Livländischen Agrar-

gesetzgebung. Baltische Monatsschrift. Bd. XXVIII und

XXIX. Riga 1881 u. 1882. Ders., Die Bauernbefreiung
in Livland. Festgaben sür F. I. Neumann. Tübingen
1905. A. v. Gern et, Die estlandischen Agrarverhält-

nisse. Reval 1897. Ders., Geschichte und System des

bäuerlichen Agrarrechts in Estland. Reval 1901. E. v.

Bodisco, Die estländ. Bauernverordnung. Reval 1904.

B. Agrarverhältnisse in Livland.

Von

Dr.Astaf vonTransehe-Roseneck.
Alle Landgüter Livlands zerfallen in vier rechtliche

Kategorien:

Rittergüter,
T o m a n e n (krongüter),

Patri m o n i a lgü t er (Landgüter der Städte, die

nicht Rittergüter sind),

P a st o r a t c.

Das Verhältnis dieser vier Kategorien hinsichtlich ihrer

Zahl und ihres Areals ist folgendes:

Wersl; l Lossl-Ue <.',NM36 Dess, Hcltar,

inHektar.

Rittergüter i! 3,153,977 I 3,445,719 2,920.887

Domänengüter.. . j 530,400 580,083 430,118 470,459

33.255 30.331

Pastorate 49.665! 54,259 !j 44,888 49,040
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Wir sehen also, daß die Rittergüter, die als solche
in die Landrolle eingetragen sein müssen, weitaus an

erster Stelle stehen; die Tomänengüter betragen an Zahl
etwas weniger, an Umfang etwas mehr als ein Siebentel

der Rittergüter.
Von den 729 Rittergütern wären 15 auszuschließen,

da sie nur den rechtlichen Charakter eines Rittergutes

tragen und in landwirtschaftlicher Hinsicht nicht in Be-

tracht kommen. Es sind Zwerggüter in unmittelbarer Nähe

Rigas, die im Laufe der Zeit mehr oder weniger städtisch

besiedelt worden, ja zum Teil vollständig in die Stadt

ausgegangen sind.

Von den nachbleibenden 714 Gütern gehören 7 der

livländischen Ritterschaft, 19 den Städten und 688 Privat-

personen.
Unter den 688 Privatgütern sind 84 Fideikommiß-

güter,*) die 160/ g des Gesamtareals der Privatgüter

einnehmen.

Was den Stand der Rittergutsbesitzer betrifft, so ge-

hörten 1904 von den 688 Prioatgütern 540 (-- 780/o)
dem immatrikulierten Adel (Ritterschaft), 54 dem nicht
immatrikulierten Adel und 94 bürgerlichen Personen und

Bauern.

Jedes Rittergut besteht aus zwei rechtlich gesonderten

Teilen, dem Hofeslande und dem Bauerlande.

Das Hofesland zerfällt wiederum in zwei rechtliche Ka-

tegorien, das sogen, schatzfreie Hofesland und das

sogen. Quoten! and.

Tas schatzfreie Hofesland hat seinen Namen aus der

Zeit, als das Hofesland keine öffentlich-rechtlichen Steuern

trug. Diese Eigenschaft der Schatzfreiheit hat das Hofes-

*) Unveräußerliche und unverschuldbare Familien- und Stamm-

giiter mit bestimmter Erbfolge.
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land verloren, seitdem 1880 die Reichsgrundsteuer in Liv-

land eingeführt worden ist, nnd besonders, seitdem der

livländische Landtag von 1889 freiwillig auf die Steuer-

freiheit des Hoseslandes verzichtete. Tas Hofesland steht

zur vollständig freien Disposition des Rittergutsbesitzers,

doch darf es nicht unter ein Minimum vou 306 Tessjätinen

l> 334 Hektar), wovon mindestens ein Trittel, also 102

Tessjätinen 111 Hektar) Acker, verringert werden, widri-

genfalls die Rittergutsqualität des lautes verloren geht.
Tas sogen. Quorenland oder kurz „die Quote"

führt seinen absonderliehen Rainen von der Gesetzgebung

der vierziger Jahre des 19. Jahrhunderts, die den 1819

aufgehobenen Bauernschutz iv der Weise wieder herstellte,

daß das Bauernland als uueinziehbare Bodenkategorie

ans dem Gntsbesitze herausgehoben wurde. Hierbei wurde

eine Quote des Banerlandes, ungefähr ein Sechstel, aus-

geschieden nnd erhielt einen besonderen rechtlichen Eha-
rakler: sie blieb steuerpflichtig, dursle jedoch vom buts-

herru beliebig genutzt, eingezogen, verpachtet oder ver-

kauft werden. Ter leitende Gedanke bei Abtrennung dieser
Quoie vom gefesselten Bauerlande war die Notwendigkeit
einer allmählichen Arrondiernng der bniswirtschasten und

der Ansetzung von Landarbeitern. Seit 1!-i9/! ist jedoch
die freie Nutzung der Quote gesetzlich stark eingeschränkt

worden, keineswegs zum Nutzen der agrarische» Cntwicke-

lnng des Landes.

Das „Bauerland" („Gehorchsland") emdlich ist
der Teil des Gutsbezirks, dessen direkte Nutzung gesetzlich

nur Gliedern der Bauergemeinde zusteht. Der Gutsherr

darf das ihm gehörige Bauerlaiid'zwar wirtschaftlich be-

liebig umgestalten, aber niemals anders nutzen, als d»rch

Verpachtung oder Verkauf an Glieder einer Landgemeinde.

Auf dem Bauerlande, das während der Fronverfassung

die Sieuertraft des Landes darstellte, ruhten seit dem
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Mittelalter bis zum Jahre 1889 alle öffentlich-rechtlichen

Steuern, die vom jeweiligen Eigentümer, meist dem Ritter-

gnlsbesitzer, gezahlt wurden; seitdem werden sie vom Hoses-
lande ebenso wie von Banerland und Quote getragen.
Nur die Naturallasteu für die öffentlichen Verkehrsein-

richtungen blieben in der Weife verteilt, das; beim Bau

und der Erhaltung der Brücken und Straßen die Bauer-

schast die Neubauten nnd Reparaturen auszuführen, die

Rittergutsbesitzer das ersorderliche Material kostensrei her-

zugeben uud die Löhne der Handwerter zu zahlen haben,

daß also die Bauern mit ihrer Arbeitskraft, die

besitzer mit ihrem Kapital herangezogen werden. Ebenso
nimmt das sogen, schatzfrcie Hofesland an der Unter

Haltung der vou der Ritterschaft verwalteten Falnpoft

(70—80 Postiernngen) in der Weise teil, daß die Höfe

25,940 Rbl. oder 31,90/o, das Bauertand 55,416 Rbl.

oder 68,1 o/n der jährlichen Unterhaltungskosten, berechnet

für das Jahr 1905, zu zahleu haben.

Das uunierische Verhältnis der drei >ialegoeieu der

Rittergntsgebiete: Hofesland, Quoteulaud und Bauerland,

ist nach den ueuesten Crliebuugen folgendes:

Hofesland. 1,664,315Dcss. I,BlB,264Hektar)

davon. . 1,316,137 „ „ ) Kulturland

Quotenland 256,318 „ 280,027 „ )

- davon. . 235,183 „ 256,937 „ )

Bauerland. 1,233,344 „ l--1,347,428 „ )

davon. . 1,121,261 „
i> 1,226,070 „ )

Was die Nutzung des gesamten Grund und Bodens

der Rittergüter betrifft, so haben wir zu unterscheiden:

erstens zwischen direkter Nutzung des Rittergutsbesitzers,

meist durch Eigenwirtschaft (landwirtschaftlichen Groß

betrieb), und Nutzung durch andere Personen, vorwiegend

aus dem Bauernstände (landwirtschaftlichen Kleinbetrieb):



304

«brofiBfttidi

zweitens zwischen Grundeigentum des Rittergutsbesitzers
und Grundeigentum der Personen aus dem Bauerstande.

Wir wenden uns zunächst zu der Unterscheidung zwi-

schen Großbetrieb und Kleinbetrieb.

Landwirtschaftlicher Großbetrieb findet sich fast aus-

schließlich aus Hofes- und Quotenland. Fast jedes Ritter-

gut hat einen Großbetrieb, viele haben mehrere, je nach
der der großen Wirtschaftseinheiten. Man unter-

scheidet dann den „Haupthof" und die „Beihöfe" oder

„Hoflagen". Ersterer wird fast immer vom Gutsherrn

persönlich bewirtschaftet, letztere sind häufig verpachtet. Auf
dem Hanpthofe befinden sich auch die Betriebe: Meierei,

Käserei, Brauerei, Brennerei ?c.; desgleichen die ganze

Gutsverwaltung. Die Forstverwaltung ist meist von dieser

getrennt und ruht in den Händen eines Försters, der häufig
in einer besonderen Forstet entweder auf einem der Höfe
oder im Walde wohnt.

Ferner sind als Wirtschaftseinheiten, die znm Groß-
betriebe der Höfe gehören, zu erwähnen die Mühlen und

Krüge (Schenken und Gasthäuser). Das Schankreeht mit

Ausnahme des vom Staate monopolisierten Branntwein-

und Schnapsverkäufcs ist ein Vorrecht des Rittergutes.
Die Gegenüberstellung der Nutzung der Hofes- und

Quotenländereien ergibt folgendes Bild nach Angaben aus

den letzten Jahren:
Von den 1,316,137Defsjärinen (-- 1,437,880Hektar)

Kulturland des Hofeslandes befinden fich in Eigen-

wirtschaft der Rittergutsbesitzer 1,051,687 Dessjätinen

(-- 1,148,968 Hektar), während 207,991 Tessjätinen

(- 227,230 Hektar) verpachtet und 56,459 Tessjätinen

(-- 61,682 Hektar) verkauft sind.
Von den 235,183 Tessjätinen » 256,937 Hektar)

Kulturland der sogen. Quote befinden fich dagegen nur

22,560 Tessjätinen i> 24,647 Hektar) in eigener Bewirt-
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l> 160,415 Hektar) verpachtet und 65,790 Dessjätinen

(-- 71,875 Hektar) verkauft sind.

Die oben erwähnten 1,051,687 in Eigen-

wirtschaft der Rittergutsbesitzer befindlichen

Dessjätinen Hofesland zerfallen in Wald und

landwirtschaftlich genutzte Flächen, und zwar umfaßt der

Wald nicht weniger als 707,843 Dessjätinen 773,318

Hektar), so daß für den streng landwirtschaftlichen (Groß-

betrieb 343,844 Dessjätinen 375,650 Hektar) nach-
bleiben.

Dem gegenüber steht als landwirtschaftlicher Klein-

betrieb das ganze Kulturland des Bauerlandes (nach Ab-

zug von ca. 48,000 Dessjätinen Wald) mit ca. 1064,000

Dessjätinen.

Vom gesamten Bauerlande der Rittergüter befinden

sich zurzeit (1904/05) in bäuerlichem Eigentum 88,63o/v,

vom Kulturlande 88,77o/o. Die nachbleibenden 11,37»/<>

resp. 11,23o/g befinden sich in bäuerlichem Pachtbesitz.

Bevor wir zur Darstellung des von Bauern geübten

landwirtschaftlichen Kleinbetriebes übergehen, haben wir

festzustellen:

Kkeinö-tri«».

1. Das Verhältnis des Grundeigentums der Ritter-

gutsbesitzer zu dem der Bauern;

2. Das Verhältnis des von den Rittergutsbesitzern

genutzten Landes zu dem von den Bauern genutzten Lande.

In Eigentum der Rittergutsbesitzer befinden sich an

Kulturland inkl. Wald: ?tt,.r«ui-.

1) Hofesland. . . 1,259,678 Tess. 1,376,198 ba)

2) Quotenland . . 169,393 „ (— 185/ 62 „)

3) Bauerland . . 126,041 „ 137,700 „)

In Summa . . 1,555,112 Dess. 1,698,960 na)
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ei«.««»« »-r In Eigentum der Bauern:
S.--m.

Hofesland . . . 56,459 Dess. 61,682 na)

2) Quotenland
.. , 65,790 „ (— 91,875 „)

3) Bauerland
~ . 996,220 „ (— 1,088,370 „)

In Summa . . 1,118,469 ~ 1,221,927 „)

Mithin besitzen vom gesamten Kulturland der Ritter-

güter als Eigentum:

die Rittergutsbesitzer 58,17o/o

die Bauern 41,83"/n

anders gestalten sich die Verhältniszahlen, wenn

-Landes der
man nicht das Eigentum, sondern die tatsächliche Nutzung

Siitergüter. des Landes der Rittergüter ins Auge faßt.
Da erhalten wir als in direkter Nutzung:

der Rittergutsbesitzer anKulturland 1,074,247 Dessjätinen

1,173,615 Hektar),
und der Bauern an Kulturland:

1) Hofesland. . . 264,450 Dess. (— 288,912 na)

2) Quotenland . . 212,623 „ (— 232,290 „
>

3) Bauerland . . 1,112,261 „ 1,226,070 „)

In Summa . Dess. 1,747,272 na)

Es befinden sich also in Nutzung der Rittergutsbesitzer

40,180/o, der Bauern 59,82«/o des gesamten Kulturlandes

der Rittergüter.

Wie wir oben gesehen haben, gehörten zum Kultur-

lande des Hofeslandes 707,843 Dessjätinen (--- 773,318

Hektar) Wald, so daß das von den Rittergutsbesitzern in

landwirtschaftlichem Eigenbetriebe genutzte Kulturland im

ganzen nur 366,404 Dessjätinen i> 400,297 Hektar) be-

trägt. In dieser letzten Ziffer ist allerdings auch noch
der Wald des von den Rittergutsbesitzern direkt genutzten
Quotenlandes enthalten, dieser spielt aber für die Forst-

wirtschaft ebensowenig eine Rolle wie der Wald des von

den Banern genutzten Kulturlandes. Hier wie dort ist
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der Wald so gut wie ausschließlich für den eigenen Bedarf
der Einzelwirtschaften nötig, ist also nicht als besonderer

Wirtschaftskomplex zu betrachten.

Als das Resultat dieser Untersuchungen ergibt sich
ein außerordentlich günstiges Verhältnis von Klein- und

Großgrundbesitz, namentlich wenn man die Forstwirtschaft
als einen besonderen Faktor in Betracht zieht.

Von einer Latifundienwirtschaft kann nicht die Rede

sein, geschweige denn von einer Aufsaugung des Klein-

grundbesitzes.

Wie ist nun dieser Kleingrundbesitz gestaltet? Ist er

lebensfähig? Gibt er eine genügende Grundlage für einen

kräftigen Bauerstand? Das sind Fragen, an die wir nun-

mehr an der Hand statistischer Zahlen herantreten wollen.

Wir haben gesehen, daß bis zum August 1905 von dem

Gesamtareal des Bauerlandes der Rittergüter 88,63o/g

verkauft waren. Das ganze verkaufte Bauerland besteht
aus 22,272 Bauerhöfen.

Im Durchschnitt hat jeder dieser 22,272 Bauerhöfe

oder, wie man in Livland sagt, Bauergesinde einen Um-

fang von 49,08 Dessjätinen 53,62 Hektar) Gesamt-

areal, davon 44,73 Dessjätinen l> 48,87 Hektar) Kultur-

land.

Nach Größenkategorien geordnet, umfassen die 22,272

Bauerhöfe:
Kulturland m»n-uM»°n

weniger als 1 1,0925 na 41 369

1— 5
„

1— 5
„

55 1494

s—lo
„

— 5-11
„

49 1617

10-20
„

11-22
„

779 1499

20—30
„

22—33
„

4075 1302

Transport 4999 6281
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Aufdenßit- Aus den Do-

KullUNand tergutern manengütern

Transport 4999 6281

30— 40 Dess. 33 - 44 na 5744 1027

40- 50
„

44- 55
„

4550 892

50— 60
„

55— 66
„

2890 537

60— 70
„ —

66— 76
„ ' 1782 303

70— 80
..

76— 87
„

1057 182

i 11<>
80—100 87- 109

„
834

100-120
„ „

251 86

120-140
„ „

79 45

140-160
„ „

44 18

über 160
„

über 175
„

42 8^
22272 9586

Diese Tabelle ergibt, daß auf den Rittergütern der

mittlere bäuerliche Grundbesitz von 20—60 Dessjätinen
22—66 Hektar) weitaus überragt. Die größte Gruppe

ist die von 30—40 Dessjätinen 33—44 Hektar). Die

kleineren Höfe bis zu 10—15 Dessjätinen 11—16

Hektar) stammen aus der Zeit vor der gesetzlichen Fest-

setzung des Minimums von 1/8 Haken oder 10 Taler

Landwert sür den einzelnen Bauerhof.

Weit weniger günstig ist das Größenverhältnis der

Bauerhöfe auf den Domänen, wo die Forderung „jedem

russischen Mann ein Stück russischer Erde" ihre verderb-

liche Wirkung geäußert hat. Die Zahlen obiger Tabelle

zeigen das Größenverhältnis von 9586 verkauften Grund-

stücken der Domänengüter. Hier ist die größte Gruppe die

von s—lo Dessjätinen i> s—ll Hektar); bei 246,879

Dessjätinen 269,715 Hektar) verkauftem Kulturland be-

trägt die Durchschnittsgröße eines Domänen-Bauergesin-
des 25,75 Dessjätinen 28,13 Hektar) gegen 49,08 Dess.
des Ritterguts-Bauergesindes.
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Von den 49,08 Dessjätinen (---- 53,62 Hektar) Gesamt-

areal, die im Durchschnitt ein verkauftes Bauerlandge-

sinde der Rittergüter hat, entfallen auf:
Acker . . . 11,54 Dess. (— 12,61 Ii»)

Wiese . . . 12,38 „ (— 13,53 „)
Weide

. . . 9,21 „ 10,06 „)

Wald
... . 11,60 .. 12,67 „)

Unland. . . 4,35 „ 4,75 „)

49,08 Dess. 53,62 lis.)

Der Bauerhof auf den Rittergütern stellt also eine

Wirtschaftseinheit dar, die an Umfang des Kulturlandes

(44,73 Dessjätinen 48,87 Hektar) weder in Westeuropa

noch in Rußland ihresgleichen findet und die inbezug

auf das Verhältnis der Bodenkategorien zueinander auch
in wirtschaftlicher Hinsicht äußerst günstig ausgestattet ist.

In den allermeisten Fällen sind die Bauergesinde auch

gut arrondiert, da sie entweder als Einzelhöfe entstanden
oder aber von den Gutsherren durchaus zweckentsprechend
auseinander- oder zusammengelegt worden sind, weil hier-
bei für die Gutsherren ausschließlich wirtschaftliche Be-

weggründe und Normen maßgebend waren. Die Bauer-

höfe auf den Rittergütern werden meist zweckmäßig nach
dem Vorbilde der Großbetriebe bewirtschaftet. Leider haben

wir kein statistisches Material für die Wirtschaftsformen

speziell auf den Bauergesinden, sondern nur die offiziellen

Angaben für 40,680 bäuerliche Wirtschaften auf Ritter-

gütern, Pastoraten und Domänen zusammen.

Hiernach wurden 1903 bewirtschaftet:

Bauerhöfe System
2154 oder 5,3 <Vo 3 Felderwirtschaft
4814

„ 11,8 o/o 4

10355
„ 25,5 °/o 5

Transport 17323
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3>ef SSaucr-

fanetterftauf

Bauerhöfe System

Transpott 17323

13518 oder 33,3 "/c. 6 Felderwirtschaft
6508

„ 16,0 °/o 7

3331
„ 8,1 °/o B—ll

„

40680

Die bäuerlichen Wirtschaften mitDrei- und Vierfelder-

wirtschaft siud fast ausschließlich aus den Domänengütern

zu finden, wo andererseits kaum Sieben- oder mehr Felder-

wirtschaft betrieben wird. Eine Aufstellung für die Bauer-

höfe der Rittergüter allein würde ein weit günstigeres
Bild der landwirtschaftlichen Kultur geben.

Derselben offiziellen Quelle entnehmen wir, daß 1903

von 59,667 Wirtschaftseinheiten des Kleinbetriebes (Ge-

sinde, Häuslerstellen ?c.) bloß 5510 oder 9,2«/ o keine

Pferde hatten, während auf 54,15,7 Wirtschaftseinheiten

136,340 Pferde gefunden wurden.

Was die Kaufpreise der Bauerhöfe betrifft,

so bewegten sie sich, entsprechend der allgemeinen wirt-

schaftlichen Entwickelung, in aufsteigender Linie bis zum

Jahre 1886, wo sie dann infolge des Sinkens der Ge-

treide- nnd Flachspreise bis zum Jahre 1901 allmählich

fielen, um in den letzten 3 Jahren wieder bedeutend zu

steigen, was offenbar mit einer Reaktion auf den 1899

beginnenden Jndustriekrach in Zusammenhang zu bringen

ist. Der Preis pro Dessjätine Kulturland betrug im

Lustrum 1882—86 — 93 Rbl., fiel im Lustrum 1897

bis 1901 auf 88 Rbl. und stieg dann im Triennium

1902—04 auf 101 Rbl

Dieselben Erfahrungen hat die Reichsbaueragrarbank
im Innern Rußlands gemacht, wo sie 1897 — 71 Rbl.,
1901 — 91 Rbl. und 1902 — 108 Rbl. durchschnittlich

pro Dessjätine Kulturland zahlte, wobei man in Betracht
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zu ziehen hat, daß die Baueragrarbank das Land mit der

Absicht eines vorteilhaften Wetterverkaufes erwarb.

Im Vergleich mit den in den inneren Gouvernements

erzielten Bodenpreisen sind die in Livland gezahlten Bv-

denpreise keineswegs hoch; in einzelnen Gouvernements

des Reichs sind die Bodenpreise weit höher. Es läßt sich
aber kein irgend gültiger Vergleich anstellen, da ein frei-

händiger Verkauf des Bauerlaudes in Rußland nicht statt-

gefunden hat. Tie bei der Zwangsenteignung der Län-

dereien für die 1861 befreiten Bauern gezahlten Preise

(der sogen. Wykup, d. h. Auskauf) können selbstverständlich

nicht zum Vergleich herangezogen werden. Für die Fest-

setzung der Kaufpreise sür das Bauerland in Livland wa-

ren folgende Erwägungen maßgebend: Da die bäuer-

lichen Käufer, meist die bisherigen Pächter, denen nach
der Bauerverordnung ein Vorkaufsrecht auf ihre Pacht-

höfe zustand, nur über die Summen verfügten, welche sie

während ihrer Pachtzeit erspart hatten und die höchstens

für die erste Kapitalanzahlung genügten, so wurde der

Kaufpreis für die Gesinde so normiert, daß aus dessen

Reinerträgen die Zinsen und Amortisationsquoten sowohl

der Bankschuld als auch der zugunsten des Verkäufers

hypothekarisierten Kaufkapitalschuld bequem getilgt wer-

den konnten.

Im allgemeinen hat sich der Verkauf der Bauer-

gesinde so vollzogen, daß von dem Kaufpreise etwa 16»/o

durch die erste Barzahlung, etwa 46 o/g durch die Anleihe
der Landbank (Adlige Güterkreditsozietät) und etwa 500/o
durch Hypotheken (Obligationen) zum Besten des Ver-

käufers gedeckt wurden; es mußten also außer den Zinsen

der Kapitalschulden allmählich auch etwa Wo/o des ge-

samten Kapitalwertes aufgebracht werden. Daß solches

durch die verhältnismäßig niedrige Normierung des Kauf-

preises ohne Schwierigkeiten vor sich geht, beweist der
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Umstand, daß im Jahre 1900 von dem Kaufpreise für
die Bauerhöfe auf Hofes-, Quoten- und Bauerland, der

insgesamt 77,328,955 Rbl. betrug, bereits 64,784,986

Rbl., also 83,78o/o. abgezahlt worden sind, von welcher
Summe die Käufer 33,867,786 Rbl. selbst aufgebracht und

30,917,200 Rbl. durch Verpfändung ihrer Höfe bei der

Landbank beschafft hatten. Der Tilgungsfonds dieser Hy-

pothekenschuld ist zurzeit 5,129,000 Rbl. groß, sodaß die

Schuld tatsächlich nur 25,788,200 Rbl. beträgt. Dabei

muß konstatiert werden, daß, trotz der Zahlung von Zinsen
und Abzahlung von Kapitalien aus den Erträgen der

Bauerhöfe, diese selbst im allgemeinen bedeutend melioriert

worden sind, durch Vergrößerung und Verbesserung des

Ackers und der Wiesen und durch Neubauten von Wirt-

schafts- uud Wohngebäuden, wobei für die letzteren häufig

mehr Aufwendungen als nötig gemacht worden sind.
Der den Rittergutsbesitzern schuldige Kaufschillings-

rest — der 1900 16,22o/o des Kaufpreises betrug — wäre

noch weit geringer, wenn die Käufer die Zahlungstermine
pünktlicher eingehalten hätten. Aber es ist eine bekannte

Erscheinung in allen Agrarländern, daß der Bauer -mit

dem Gelde nur dann herausrückt, wenn er durch äußeren
Zwang von der Notwendigkeit hierzu überzeugt worden

ist. Als interessanter Beleg für diese psychologische Erschei-

nung mögen folgende Ziffern sprechen, die offiziellen An-

gaben des Rigaschen Bezirksgerichts entstammen:

Im Triennium 1894—96 wurden sür Forderungen
im Gesamtbetrage von 3,255,311 Rbl. 3926 Bauerhöfe

zum Meistbot gestellt, und zwar 942 Höfe auf Antrag
von Privatgläubigern und 2984 auf Antrag der Land-

bank. Von diesen 3926 Höfen wurden jedoch schließlich

nur 294, also weniger als der dreizehnte Teil, meist-

bietlich versteigert, während für die übrigen die Restanzen

rechtzeitig berichtigt wurden.
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Was die wirtschaftliche Lage der Pächter betrifft,

so kann sie im großen nnd ganzen der der Hofbesitzer gleich-

gesetzt werden.

Nach den offiziellen Berichten der Bauerkommissäre

betrug die Pacht auf Bauerlandgesinden — im Jahre 1887

— im Durchschnitt 7,73 Rbl. pro Dessjätine Kulturland,

welcher Pachtsatz 1897 nur um ein Geringes gestiegen
war (ca. 8 Rbl.). Seitdem sind aber die Pachtsätze stark

gesunken. 1905 betrugen sie bloß 5,83 Rbl. pro Dessjätine.
Einen Vergleichs-Maßstab, an dem wir diese Pacht-

sätze messen können, dürfen wir selbstverständlich nicht in

Westeuropa, etwa im ostelbischen Deutschland oder in Skan-

dinavien, suchen, da hier der Bodenwert ein so ganz an-

derer ist. Wir können aber mit einigem Recht Rußland

heranziehen, wo die Qualität des Bodens allerdings besser,
die Intensität der Landwirtschaft dafür aber geringer ist.

Es betrugen nach russischen Quellen 1904 die Pacht-

sätze pro Dessjätine Acker:

Lange Pacht Kurze Pacht

Cherson 5,52 8,65

Poltawa 7,00 9,16

Orel 8,70 10,70

Kursk 12,60

Der allgemeine Niedergang der Landwirtschaft durch zs-Ma»»»»»

das Sinken der Getreide- und Flachspreise seit Mitte der

achtziger Jahre und die industrielle Bewegung Ende der

neunziger Jahre des vorigen Jahrhunderts, welch letztere

durch das Abströmen der Landarbeiter in die Städte zu

einer bedeutenden Verteuerung der Knechtslöhne führte,

haben die wirtschaftlichen Verhältnisse der Hofbauern

(Gesindewirte) entschieden verschlechtert, wenngleich sie

durch diese wirtschaftlichen Kalamitäten längst nicht so sehr

betroffen worden sind wie der Großgrundbesitz. In den
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letzten Jahren hat dann wieder ein Aufschwung stattge-

funden durch größere Intensität in der Landwirtschaft und

durch ein erhöhtes Angebot von Arbeitskräften nach dem

Jndustriekrach von 1901. Allerdings haben die letzten vier

Jahre in den meisten Teilen des Landes Mißwachs gebracht,

sodaß die Krise nicht als überwunden gelten kann.

Trotzdem befand sich vor Ausbruch der Revolution

viel bäuerliches Kapital im Lande. Wie groß dieses war,

läßt sich auch nicht annähernd schätzen, da man nicht

feststellen kann, wie groß der Besitz von Wertpapieren
und Einlagen in den Privatbanken von Personen bäuer-

lichen Standes ist; eine Art Vorstellung davon läßt sich
aber gewinnen, wenn wir die Höhe der den Bauergemein-
den gehörigen Zweckkapitalien und die Sparkasseneinlagen

anführen.

Nach den Erhebungen für den 1. Januar 1905 lassen

sich folgende Ziffern feststellen:

Bei einer Gesamtzahl von 413 Gemeinden und

502,620 Gemeindegliedern:

Gemeinde-Vermögen an Gebäuden . . . 4,800,000 Rbl.

„
Geldwerten. . . 5,867,359 „

„ „ „ Magazinkorn (d.h.

dem gesetzlich in den öffentlichen Ge-

meindemagazinen aufzubewahrenden Ge-

treide) 2,206,035 „

12,873,394 Rbl.

Hierzu kommen die Einlagen in die Sparkassen, bei

denen die auf dem flachen Lande vollständig, die iv den

kleinen Städten so gut wie vollständig und die in Riga

zur Hälfte der bäuerlichen Landbevölkerung gut zu schrei-

ben wären.
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Danach bekämen wir für 1904 (bis 1. Januar 1905):

I. Einlagen in die privaten Leih- und Sparkassen

1) Auf dem flachen Lande 2,376,723 Rbl.

2) In den kleinen Städten 3,062,383 „

3) In Riga (die Hälfte) 2,633,761 „

11. Einlagen in die staatlichen Spar-

kassen („Einlagen der Landwirte in Liv-

land") . / . . . 4,143,900 „

In Summa 12,216,767 Rbl.

Wir haben also für die Zeit vor dem Ausbruch der

Revolution (1904) an Zweckkapitalien der Bauergemeinden
und au Sparkasseneinlagen von Bauern zusammen über

25 Millionen Rubel. Die Sparkasseneinlagen beziehen

sich zum weitaus größten Teil auf den lettischen Distrikt

Livlands, wo das Leih- und Sparkassenwesen viel aus-

gebildeter ist als im estnischen. Die Esten sollen bedeutende

Kapitalien als Einlagen und im Girokonto auf Banken

in Dorpat haben. Diese Werte lassen sich nicht beziffern,

ebensowenig das in Wertpapieren befindliche Vermögen

von Bauern.

Wir wenden uns nun zu den Landarbeitern, oder,
wie man in den Ostseeprovinzen sagt, der „Knechtsbe-

völkerung".

Unter den Landarbeitern ist hier die besitzlose

Klasse der Bauern zu verstehen, die gegen Lohn die land-

wirtschaftlichen Arbeiten auf den Guts- und Bauerhöfen

verrichten.

Wir unterscheide« zwei Hauptklassen
1. Knechte,
2. Tagelöhner.

Letztere spielen im landwirtschaftlichen Betriebe eine

sehr geringe Rolle.
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Die „Knechte" werden, je nachdem sie im Groß- oder

Kleinbetriebe verwandt werden, als Hoses- oder Ge-

sindesknechte bezeichnet, d. h. solche, die auf dem Guts-

hof, und solche, die auf dem Bauergesinde dienen.

Unter den Hofesknechten unterscheidet man in Liv-

land nach der Art des Dienstvertrages:
1. die sogen. Jahresknechte,
2. Akkordknechte.
Die Jahresknechte sind solche Landarbeiter, die für

einen feststehenden Lohn ohne Berücksichtigung des ge-

leisteten Arbeitsquantums auf ein Jahr, und zwar für
eine bestimmte Anzahl von Arbeitstagen, gemietet werden.

Die Akkordknechte werden gleichfalls auf ein Jahr

gemietet, erhalten aber nur für diejenigen Arbeiten,

welche sich nach Größe und Umfang bemessen uud durch
eine einzelne Arbeitsfamilie bewerkstelligen lassen, festen

Lohn, dagegen für diejenigen Arbeiten, die von mehreren
Arbeitern gemeinsam gemacht werden müssen oder die

eine Bestimmung der aufgewandten Arbeitsmenge nicht

zulassen, einen Tagelohn.
Mit anderen Worten: der sogen. Jahresknecht leistet

Tage, ohne ein Quantum der geleisteten Arbeit zu ga-

rantieren, der Akkordarbeiter übernimmt die Leistung einer

bestimmten Arbeit, z. B. die Bestellung eines bestimmten

Ackerareals oder die Heumahd auf einem Wiesenstück von

bestimmtem Umfang gegen festen Lohn. Der Jahresknecht

entspricht also mehr einem extensiven, der Akkordknecht
einem intensiven Betriebe.

Die Löhnung beider Landarbeiterarten ist verschieden.

Beide erhalten freie Wohnung, in der Regel Stube nebst

Küche und Vorratskammer (Handkammer), dazu einen

Raum als Kornspeicher und Stallraum. Die Wohnungen
der Knechte bestehen meist in besonderen, mehr oder we-

niger kasernenartigen Gebäuden, den sogen. Knechtshäu-
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fern oder Knechtsetablissements, wozu außer den Wohn-

häusern besondere Speicher und Ställe gehören. Zur Woh-

nung gehört freie Beheizung. Bei Berechnung der Her-

stellungskosten der Klrechtswohnungen und Nebenräume

stellt sich die Wohnung pro Familie für den Arbeitgeber

auf ca. 40 Rbl. jährlich; die Beheizung kann mit 15—25

Rbl. jährlich veranschlagt werden.

Ferner erhalten die Knechte ein s?tück Gartenland von

Lofstelle i> 0,05—0,06 Hektar) Umfang und ein

Stück Kartoffelland von V 2Lofstelle i> 0,12—0,18

Hektar) im jeweiligen Kartoffelfelde. Bearbeitung und

Düngung auf Kosten des Arbeitgebers, Gerät und Gespann

kostenlos, Aussaat, Pflege und Ernte: Sache des Ar-

beiters. In einzelnen Fällen erhalten die Arbeiter auch
ein Stück Flachsland. Der Wert dieser Landnutzungen

stellt sich auf etwa 12-17 Rbl. ohne und 15—20 Rbl.

mit Flachsland. Zum Unterhalt des Viehs — meist zweier

Kühe und einiger Schafe — erhält der Knecht reichlich

Strohfutter und Heu, im Sommer freie Weide, bisweilen

auch Nutzung eines Stückes Kleefeld; wo Brennereien sind,

auch Schlempe. Dort, wo kein Milchvieh gehalten wer-

den darf, erhält der Knecht ein Deputat an Milch, wo keine

Schafe — ein sogen. Wollgeld. Für Schweine erhält der

Knecht einen Stallranm, bisweilen auch freie Weide im

Herbst.

Rechnet man die Weidekosten einer Kuh nebst Sommer-

stallfütterung auf 10 Rbl. im Jahr — ein Preis, der in

bäuerlichen Wirtschaften vielfach gezahlt wird — und setzt

für den Winter an Stroh und Heufutter 10 Kop. pro

Tag fest, so würde das Futter einer Kuh bei 200 Winter-

tagen 20 Rbl. ausmachen, zusammen also 30 Rbl.

Ferner haben die Knechte in der Regel freie ärztliche

Behandlung, nicht selten — besonders bei langdauernden



318

Krankheitsfällen — freie Medikamente, ferner freie Fahrt

zur Kirche, zu Jahrmärkten und sonstigen festlichen Ge-

legenheiten und endlich freie Mahlung ihres Getreides.

Diese Zuwendungen können auf 10—15 Rbl. jährlich

pro Familie veranschlagt werden.

Die Löhne sind für den fogen. Jahresknecht und den

Akkordarbeiter verschieden, auch variieren sie in sich nach
den verschiedenen Gegenden und wirtschaftlichen Verhält-

nissen nicht nnbedeutend.

Der sogen. Jahresknecht erhält an Lohn ca. 50 —70

Rbl. und an Deputat für ca. 55—75 Rbl. jährlich. An

Mehrverdienst für Arbeiten über die von ihm und seinem

Weibe zu leistenden Tage, die nach bestimmten Akkord-

sätzen unabhängig von der dazu verwandten Zeit bezahlt

werden, etwa 30 Rbl. im Jahr. Sein Einkommen be-

trägt mithin ca. 135—175 Rbl., im Mittel 155 Rbl.

jährlich.

Der jährliche Lohn des Akkordknechts beträgt für Ak-

kordarbeiten ca. 45—55 Rbl., an Tagelohn ca. 65—75

Rbl. pro Mann und 15—25 Rbl. pro Weib; der Akkord-

knecht erhält kein Korndeputat, dagegen aber eine bedeu-

tende Preisermäßigung beim Kauf gutsherrlicheu Ge-

treides, was einen Gewinn von ca. 20 Rbl. bedeutet.

Das Jahreseinkommen einer Akkordknechtsfamilie beträgt

demnach ca. 140—170 Rbl., im Mittel 155 Rbl., stimmt

also mit dem Jahreseinkommen des sogen. Jahresknechts

überein, was auch durch den Umstand Bestätigung findet,

daß nicht selten in unmittelbarer Nachbarschaft beide

Knechtstypen existieren, ohne daß ein größerer Zugang
oder Abgang unter ihnen zu bemerken wäre.

Wenn wir nun nach den Durchschnittsbeträgen der

Nutzungen und Einkünfte tabellarisch das Jahreseinkom-
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men einer livländischen Hofesknechtsfamilie darstellen, so

erhalten wir folgendes Bild:

sog. Jahres- sog. Akkord-

Rbl! Rbl.

Freie Wohnung 40 40

Beheizung 20 20

Landnutzung 20 20

Viehfutter und Weide für 2 Kühe . 60 60

Freie ärztliche Behandlung i

„ Fahrten . . . 10 10

„ Mahlung 1

Jahreslohn 60 —

Deputat 65

Mehrverdienst 30 —

Akkordarbeit — 50

Tagelohn des Mannes
—

70

„ „
Weibes —

15

Preisermäßigung beim Getreidekaus. —
20

305 Rbl. 305 R.

Zu diesen direkt auf den Arbeitgeber zurückzuführenden

Einnahmen kommen noch die indirekten aus den Erträgen
der Vieh- und Faselhaltung, die besonders in der Nähe

der Städte nicht gering sind. Die Einnahmen variieren,
wie schon bemerkt, nach der geographischen Lage und den

wirtschaftlichen Verhältnissen der Gegend; auch spielt die

Arbeitsfähigkeit der Familie, Zahl und Gesundheit der

arbeitsfähigen Familienglieder eine große Rolle.

Im großen und ganzen ist die wirtschaftliche Lage der

Landarbeiter auf den Gutshöfen durchaus zufrieden-

stellend.

Was die Arbeitszeit betrifft, die natürlich nur

für den sogen. Jahresknecht in Betracht kommt, so um-

faßt sie nach uraltem Gebrauch die Zeit von Sonnen-
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aufgang bis Sonnenuntergang, im Winter bisweileu die

Zeit von 6—6 Uhr. Im Sommer sind gewöhnlich vier

Stunden Ruhepause zum Frühstück, zu Mittag und zur

Vesper, im Winter eine Mittagspause von I—21 —2 Stun-

den. Für Feiertagsarbeit, die außergewöhnlich ist, wird

eine Extravergütung bezahlt.
Neben den Jahres- und Akkordknechten, die ihrem

Wesen nach den Insten oder Dienstlenten in Deutschland

entsprechen, finden sich auch sogen. Landknechte, die

für ihre Arbeit durch ein Stück Land: Garten, Acker, Wiese
und Weide gelohnt werden. Dafür leisten sie entweder

eine bestimmte Zahl von Tagen, gleich den sogen. Jah-

resknechten, oder ihrem Umfange nach bestimmte Arbeiten,

gleich den Akkordknechten. Im allgemeinen nehmen die

Landknechte ab, da sie wegen ihrer einjährigen Verträge,
die zur Bodenaussaugung verleiten, unv wegen des Zeit-

verlustes bei ihrer räumlichen Entfernung von den Guts-

äckern für die Gutsbesitzer nicht vorteilhaft sind und nur

dort einen Wert haben, wo Landstücke und Gebäude nicht

anders genutzt werden können. Längere Verträge als auf

ein Jahr mit den Landknechten abzuschließen, verbietet

aber der Umstand, daß der Arbeitgeber die Landknechte

nicht rechtzeitig entlassen kann, sobald sie sich untauglich

zur Arbeit erweisen. Die wirtschaftliche Lage der Land-

knechte ist im allgemeinen günstig, da ihr Inventar und

ihr im Saatkorn steckendes Vermögen sie von den Schwan-

kungen zeitweiligen Verdienstes bis zu einem gewissen
Grade unabhängig machen. Tatsächlich übernehmen Land-

knechte, wenn sie diese Stellung aufgeben, nicht selten

Pachtungen.
Eine ähnliche Zwischenstellung zwischen Landarbeiter

und Pächter nehmen im Landwirtschaftsbetriebe die sogen.

Halbkörner oder Hälftner ein. Es sind dieses solche

Unternehmer, die mit eigenem Inventar inkl. Vieh die
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landwirtschaftlichen Arbeiten übernehmen und als Ent-

gelt die Hälfte der Roherträge der von ihnen bestellten

Felder erhalten, wobei sie sich an eine vorgeschriebene

Wirtschaftsordnung (Rotation) zu halten haben und wie

andere Landarbeiter in bezug auf die Qualität ihrer Ar-

beit der Kontrolle der Wirtschaftsbeamten unterworfen

sind. Die Halbkornwirtschaft besitzt für den Grundbesitzer
den Vorzug, daß sie ohne nennenswertes Inventar und

Betriebskapital, also mit geringem Risiko betrieben wer-

den kann, dagegen aber den Nachteil, daß wegen der min-

derwertigen Ackergeräte und Ackerpferde die Bodenbestel-

lung weniger gründlich geschieht, so daß der Acker bei aller

Sorgfalt der Kontrolle entwertet wird.

Neben den Landarbeitern, die gegen Lohn in Geld,

Naturalien oder Land oder durch Beteiligung am Gewinn

in einem festen, mindestens ein Jahr dauernden Dienst-

verhältnis zumArbeitgeber stehen, ist die Klasse der Tag e-

löhner oder sogen, freien Arbeiter zu nennen, solcher

Arbeiter, die zur Aushilfe auf kurze Zeit angeworben
und pro Tag bezahlt werden. Da die wirtschaftlichenVer-

hältnisse in Livland eine ziemlich gleichmäßige Verteilung
der im Laufe des Jahres zu bewältigenden Arbeitsmenge

gestatten, so ist das Bedürfnis nach außergewöhnlichen

Arbeitskräften gering. Die Tagelöhner, die auf den Guts-

und Bauerhöfen nicht selten bei den Knechten zur Miete

wohnen, also den Einliegern (Heuerlingen) in Ostdeutsch-

land zu vergleichen sind, kommen hauptsächlich für die

Ernte und für Waldarbeiten in Betracht. Ihr Erwerb ist

daher bis zu einem gewissen Grade unsicher, zumal da

bei zunehmender Intensität der Forstwirtschaft, die für

Livland, entsprechend der Arealverteilung zwischen Wald

und sonstigem Kulturland, von großer Bedeutung ist, auf
vielen Rittergütern besondere Waldknechte angestellt

sind, deren Typus am meisten dem der sogen. Landknechte
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entspricht. Ter Tagelohn schwankt nach der Jahreszeit
und der Gegend. Im Winter beträgt er 40 —50 Kop. pro

Tag, im Sommer steigt er aus 60—80 Kop., ja während
der Erntezeit oft auf 1 Rbl. Bei diesen Lohnsätzen muß
der Tagelöhner sich selbst beköstigen.

Bei obiger Schilderung der Landarbeiterverhältnisse

haben wir vornehmlich den Großbetrieb auf den Ritter-

gütern im Auge gehabt.

Auf den Bauerhöfeu liegen die Dinge anders. Hier

gibt es fast ausschließlich sogen. Jahresknechte, die außer

vollständig freier Verpflegung einen festen Jahreslohn er-

halten und die Wohnung ihres Arbeitgebers teilen. Tie

sogen. Bauerknechte gleichen also vollständig Dienst-

boten, von denen dieselbe Arbeitsleistung verlangt wird,
die der Bauer von sich und seiner arbeitsfähigen Familie

verlangt. Ter Geldlohn ist durch das verminderte Ar-

beitsangebot der letzten Jahre und die erhöhten Luxus-

bedürfnisse der jungen Generation stark gestiegen; er be-

trägt zurzeit 70—120 Rbl. jährlich für eine» Knecht und

25—50 Rbl. für eine Magd. Der Lohn eines sogen. Bauer-

knechtes ist also höher als der eines Hofknechtes. Dem

höheren Lohn entspricht aber eine höhere Arbeitsforde-

rung, da der Bauerknecht an der Seite seines Arbeitgebers
arbeitet und infolgedessen unter beständiger, gewiß nicht

nachsichtiger Kontrolle steht. Ferner werden den Knechten
in der bäuerlichen Wirtschaft für alle Versäumnisse, sei es

durch Krankheit, sei es aus anderen Gründen, ferner auch

für alle Schäden, die ihnen zur Last gelegt werden können,

Abzüge vom Lohn gemacht, was in den Großbetrieben
der Hofeswirtschaften nicht üblich ist. Auch ist die Lohn-

zahlung ganz unregelmäßig, da der Vauerwirt selten über

Bargeld verfügt und in dieser Hinsicht auf den jeweiligen

Produktenverkauf angewiesen ist, während der Kriecht im

Großbetrieb regelmäßig gelöhnt wird und nicht selten Vor-
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schüsse erhebt. Ferner ist in Betracht zu ziehen, daß für
den Bauerknecht durch seine Dienstbotenstellung, und sein
Leben in der Familie seines Dienstherrn die Möglichkeit
der Ehe so gut wie ausgeschlossen ist.

Die von uns gegebene Darstellung der Verhältnisse
der livländischen Landarbeiter beruht auf authentischen

Daten aus allen Teilen des Landes. In bezug auf die

Löhne gibt sie den Durchschnitt. Es muß aber, wie das

schon oben geschehen ist, darauf hingewiesen werden, daß
das Einkommen und dementsprechend die ganze Lebens-

führung der Landarbeiter eine weitgehende Verschiedenheit

je nach der Gegend ausweisen. Die Gründe hierfür liegen

auf der Hand: die Nähe von Städten, insbesondere von

Industriestädten, die Dichtigkeit der Bevölkerung, Kommu

nikations- und Absatzverhältnisse, Größe und Zahl der

landwirtschaftlichen Betriebe, Lebensmittelpreise, kurz alle

Erscheinungen, welche Angebot und Nachfrage beeinslusssen.

Wenn wir zum Schluß das Verhältnis der verschic- ?»r»sri»i»

denen Gruppen der ackerbautreibenden Bevölkerung, der

„Bauern" i, c, S. betrachten, so muß vorausgeschickt wer- »"> s-«. ran»,

den, daß die Zahl der landbesitzendenund landlosen bäuer-

lichen Bevölkerung äußerst schwierig festzustellen ist, da

sich das Verhältnis durch Uebergang aus einer Gruppe
in die andere beständig verschiebt.

Nach den vom Livländischen Gouvernements-Stati-

stischen Komitee herausgegebenen „Materialien" (Teil I,

Heft 111, Tabelle 30), gab es in Livland (exkl. Oesel):

Kleingrundbesitzer (Eigentümer von Bauer-

höfen) 29,815

Bauerpächter (von Bauerhöfen) . . . 10,159

Transport 39,974
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Transport 39,974

Bauerknechte 71,610

Hofesknechte , . . 24,428

136,012
ferner: felbüändigc Landlose, die zu den

Landgemeinden gehören .... 137,982

Im ganzen 273,994.
Von den „selbständigen Landlosen" lebt der weitans

größte Teil in den Städten als Fabrikarbeiter, Gewerbe-

treibende, Handwerker und Dienstboten; der Rest lebt

auf dem Lande meist als Afterpächter und Tagelöhner

(sogen. Lostreiber).

Rechnet man auf einen Vollbauer (Gesindewirt) im

Durchschnitt einen „selbständigen Landlosen", so würden

in den Städten rund 100,000 Landlose leben.

Von den auf dem Lande lebenden rund 45,000 sogen,

selbständigen Landlosen ist ein Teil tatsächlich nicht landlos

im strengen Sinne, insofern als er ein Stück Land in Pacht

besitzt.
Den Rest bilden Tagelöhner, kleine Gewerbetreibende

und ländliche Handwerker.
Tank der oben geschilderten Struktur der livländischen

Agrarverhältnisse besteht eine Landarbeiterfrage im eigent-

lichen Sinne nicht. Allerdings sind infolge des Auf-

schwunges der Industrie die Löhne sehr in die Höhe ge-

gangen, doch deckt im allgemeinen das Angebot einheimi-

scher Arbeitskräfte die Nachfrage. Im Großgrundbesitz ist
die Wirtschaft mit Lohnarbeitern (Knechten) überwiegend,
im bäuerlichen Mittelgrundbesitz nimmt die Wirtschaft mit

Hälftnern (Halbkornwirtschaft) wegen der hohen Knechts-

löhne immer mehr zu.

Die Hälftner, die über ein gewisses lebendes und

totes Inventar verfügen müssen, bilden eine natürliche

Uebergangsstufe vom landlosen Arbeiter zum Pächter.
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Von einem fühlbaren Landman gel kann in den

Ostseeprovinzen nicht die Rede sein, Strebsame Bauern

mit einigen Ersparnissen werden stets Gelegenheit finden,
Land zu erwerben, während eine Landzuteilung an solche

„Landlose", die nicht die genügenden Mittel haben, um

ein Stück Land in gehöriger Kultur zu erhalten, in keiner

Weise wünschenswert erscheint nnd — wie das Beispiel
der Domänengüter zeigt — bloß geeignet ist, ein un-

zufriedenes Proletariat zu schaffen.
Die Frage der sog, Landn o l in den Ostseeprovinzen

erweist sich bei näherer Betrachtung als ein künstliches

Gebilde, das, aus Jnnerrußland importiert, von den ein-

heimischen Sozialdemokraten und den ihnen nahestehenden

Nationaldemokraten und doktrinären Liberalen zu einer

sozialen Frage aufgebauscht worden ist.

Bekanntlich begegnet mauinßuszland, imGegensatz zum

übrigen Europa, der erstaunlichen Forderung, daß ein jeder

Vaner ein Stück Land erb- und eigentümlich besitzen soll.
Die historische Entstehung dieser Forderung wurzelt

ni einer überraschend einfachen Tatsache, nämlich dem Be-

streben der russischen Regierung während des 18. Jahr-

hunderts, der Personalsteuer (sogen. Kopfsteuer) eine ma-

terielle Grundlage zu schaffen, durch die gleichmäßige Zu-

teilung von Gemeindeland an jedes kopfsteuerpflichtige
Glied der Bauergemeinde. Der Besitz von Land gab eine

gewisse Bürgschaft für die Zahlung der Steuer, für deren

Eingang der Gutsherr und später die Gemeindeverwaltung

haftbar gemacht wurden. Die Bestrebungen der Regie-

rung führten in weiterem Verlaufe zu der Ausgestaltung
der Feldgemeinschaft in der russischen Bauerge-

meinde (Mir): Ein jedes Gemeindeglied hatte Anspruch

auf eine Parzelle des Gemeindelandes, bei dessen periodisch

wiederkehrenden Verteilungen. Da nun bei dem überaus

raschen Zuwachs der Bevölkerung die einzelnen Parzellen
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bei diesen Verteilungen naturgemäß immer kleiner und

wertloser werden mnßten, so daß sie immer weniger den

Lebensunterhalt der Besitzer gewährleisten konnten, so

wurde der „Mir" mit seiner Feldgemeinschaft zu einem

schweren Krebsschaden, der Rußland zum größten Ver-

derb gereicht.

Diese Erkenntnis beginnt aber erst in neuester Zeit

sich Bahn zu brechen. In den sechziger und siebziger Jah-

ren des 19. Jahrhunderts galt der „Mir" vielmehr als

ein hervorragendes Gebilde, das dem patriarchalisch ge-

richteten Charakter des russischen Bauers entspräche und

die kommunistischen Ideale der sozialistischen Schriftsteller,
die damals einen ungeheuren Einfluß auf die russische

Intelligenz ausübten, bis zu einem gewissen Grade ver-

wirklichte. Es kam noch hinzu, daß die russische Geschichts-

forschung den „Mir" irrtümlich als uralte slawische Ein-

richtung hinstellte. Das genügte bei der allgemein Heer

schenden psanslawistischen Richtung, um die größte Be-

geisterung für den „Mir" zu entfachen. Mit dieser Be-

geisterung für die angeblich echtrussische Agrarordnung
verband sich die mystische Vorstellung, daß der „wunder-

bare, einfältige nnd herzensreine" russische Bauer auf

seiner russischen Scholle die Kraft darstelle, durch welche
das „Mütterchen Rußland" zu neuer Herrlichkeit geführt
werden würde.

So cutstand der Glaubenchat.: wer ein Bauer ist,

hat Recht auf Land, und im Interesse jedes russischen

Patrioten liegt es, dem Bauer zu Land zu verhelfen,

wenn es sein muß, auch auf Kosten der anderen besitzen-
den Stände oder der Regierung.

Zieht man das demokratische Empfinden, das man-

gelhaft entwickelte Rechtsgesühl und das Fehlen historischen
Sinnes bei der großen Masse des Volkes und einem be-

deutenden Teile der Intelligenz in Betracht, so wird man
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es verständlich finden, daß jener Glaubenssatz immer grö-

ßere Verbreitung fand, Vesvnders aber fand er Anklang
bei den zahlreichen Elementen, die sich dem Sozialismus
in die Arme geworfen hatten. Bedeutete doch die Durch-

führung jener Forderung vermittelst einer Expropriation

privater und staatlicher Ländereien den Beginn der Ver-

wirklichung des sozialistischen Ideals der Gleichmacherei.
So gewann durch das Zusammenwirken dieser Momente

der Gedanke der Zuteilung fremden Landes an die land-

losen Bauern eine immer größere Gewalt über die Geister.

Diese Zuteilung von Land wurde geradezu als ein mo-

ralisches Recht der „uuglücklicheu Landlosen" betrachtet.
Es liegt auf der Hand, daß diese Forderung auch

als politisches Moment von größter Bedeutung war und

ist. Das Versprechen der Landzuteilung war ein vorzüg-

liches Mittel, die Sympathien der Bauern und damit der

überwältigenden Mehrheit des Volkes zu gewiuueu.

So wurde die Forderung der Landzuteilung an die

landlosen Bauern das Kriegsgeschrei aller radikalen und

liberalen Parteien Rußlands.

Für den europäisch geschulten Kops ist diese Forderung
eine ungeheuerliche. Mit demselben Recht, wie der Bauer

ein Stück Land, könnte ja der .Handwerker und Jn-

strielle Werkzeuge und Maschinen, der Kaufmann ein Ge-

schäftslokal oder bares Betriebskapital fordern. Zu welchen

wunderlichen und unmöglichen Konsequenzen mnßte das

führen! Man erwäge ferner, daß sich ja viele Leute, die

offiziell dem bäuerlichen Stande angehören, ihr Brod

als Dienstboren, Fabrikarbeiter, Handwerker, Händler
nnd in anderen nichtbäuerlichen Berufen verdienen. Und

selbst von denjenigen Bauern, welche auf dem Lande leben

und landwirtschaftlichen Berufen nachgehen, sind durch-

aus nicht alle geeignet, selbständige Wirtschaften zu

führen.
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Andererseits müßte zur Erfüllung jener Forderung
aller Großgrundbesitz zerstört werden, ohne dessen Be-

stehen nach volkswirtschaftlich feststehenden Erfahrungs-

sätzen eine normale Entwickelung landwirtschaftlicher Ver-

hältnisse und eine ausreichende Produktion der für die

wachsende Bevölkerung nötigen landwirtschaftlichen Er-

zeugnisse ausgeschlossen erscheint. Russische Natioualökv-

nomen weisen nach, daß jetzt schon in Rußland—

z, T. ge-

rade infolge der Feldgemeinschaft — säst nur der Groß-

grundbesitz Getreide auf den Markt liefert, während von

den bäuerlichen Wirtschaften nur 8,9 v/g imstande sind, nach

Deckung ihres eigenen Bedarfs noch landwirtschaftliche

Produkte zu Markte zu bringen, 70,7o/g der gesamten

Bauerschast dagegen von ihren Landanteilen weniger Ge-

treide erhalten, als zu ihrer eigenen Existenz erforderlich

ist. Ein solcher Tiefstand der bäuerlichen Wirtschaft for-
dert kaum zu noch weitergehenden Teilungen auf. Eine

Folge dieser trostlosen Zustände sind nicht nur die massen-

hafte Auswanderung der Bauern, sondern anch die häufig

wiederkehrenden .Hungersnöte.
Und schließlich wird ja schon durch dürre Ziffern nach-

gewiesen, daß es in Rußland gar nicht genug anbau-

fähiges Laud gibt, um allen Personen, die zufällig zum

Bauerstande gehören, ein Stück Land zuzuweisen, das

auch nur annähernd seinen Bebauer ernähren würde,

„daß," wie der ehemalige Landwirtschasts-Minister Jer-
molow sehr richtig gesasgt hat, „bei der zunehmenden Be-

völkerung das Recht der Gemeindegenossen auf gleichmäßi-

gen Landameil am letzten Ende ein gleiches Recht auf
den Hungertod bedeuten würde," daß mithin der Versuch
einer Aufteilung des Bodens ein volkswirtschaftlich fal-

scher und törichter Schritt wäre, der in keiner Weise ge-

eignet wäre, die Absichten der Volksbeglücker zu ver-

wirklichen.
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Aber alle diese Erwägungen und Hinweise bleiben

unbeachtet. Ter Sozialist sowohl, als auch der liberale

Toktrinär bleiben bei der Forderung: „Jedem russischen

Mann ein Stück russischer Erde." Die Vorstellung, daß ein

landloser Bauer ein Unglücklicher sei, dem um jedenPreis

geholfen werden müsse, wurzelt entweder zu tief, als daß

sie durch Vernunftgründe erschüttert werden könnte, oder

aber sie wird gegen besseres Wissen vorgeschützt, um als

Grundlage zu dienen sür die sozialen und wirtschaftlichen

Umwälzungen, welche einen Teil des Programmes der

Sozialdemokratie und der ihr verwandten Parteien bilden.

Die Anwendung dieser Grundsätze auf die Ostseepro

vinzen erscheint ganz besonders widersinnig. Hier gibt es

leinen Gemeindebesitz, der dem Bauer die falsche Bor-

stellung von dem Recht des Einzelnen auf Grund uud Bo-

den hätte einimpfen können. Hier steht die Landwirtschaft

nicht zum wenigsten wegen des herrschenden Jndividual-

besitzes auf einer unvergleichlich höheren Stufe als im

Innern des Reichs. Hier ist der unstreitige Nutzen des

rationell geleiteten landwirtschaftlichen Großbetriebes Je-

dermann vor Augen gerückt. Hier liefert der befestigte

wohlarrondierte bäuerliche Hofbesitz durch den Wohlstand

seiner Besitzer gewissermaßen seinen Befähigungsnachweis.

Hier gibt es keinen Landwucher, keine Hungersnöte, keine

allgemeine Verarmung, keine Uebcrsicdlungsfrage, wie im

Innern des Reichs.
Wenn trotzdem die Frage der Landlosigkeit in den

Lstseeprovinzen aufgeworfen wird, so ist das, insofern es

nicht eine grundsätzliche Frage ist, — wie sie im oben

dargelegten Sinne von der Beamtenschaft vertreten wird

— auf politische Motive zurückzuführen.
Die Frage der Landverteilung gehört in das Pro-

gramm aller derjenigen Elemente, welche den deutschen

Großgrundbesitz und darnil das Deutschtum schwächen und
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die sozialen Verhältnisse der Lstseeprovinzen nicht etwa

durch gesunde Reformen weiterbilden, sondern von Grund

aus umstürzen wollen, also in erster Linie der Sozial-

demokraten, dann der deutschfeindlichen Nationalisten und

überhaupt aller demokratischen Parteien, welcher Nation

sie auch angehörenmögen.

Da wir iv der vorliegenden Abhandlung nur die wirt-

schaftlichen Verhältnisse Livlands behandelt haben und

diese u. E. keinen Anlaß geben, die sogen. Landnotfrage

auszuwerfen, so können wir füglich auf die Untersuchung
der psychologischen Seite dieser Frage verzichten. Daß

es in den Ostseeprovinzen eine Landnot im volkswirtschaft-

lichen Sinne gibt, leugnen wir. Daß es dagegen einen

Landhunger im sozialpolitischen Sinne gibt, bezweifeln
wir nicht; ebensowenig wie daß es einen Geldhunger gibt.
Die moralische Berechtigung des einen ist nicht größer als

die des andern.

Literatur: Alex. Tobten, Die Bauernbefreiung
in Livland. Tübingen 1905. Ders., Die Agrarverfas-

sung des livländischen Festlandes. Riga 1906. Ders.,

Memorial über die Quotenfrage, Balt. Monatsschrift,

Bd. 45, 1898. Der,'., Die Minimal- und Maximal-Be-

stimmungen über den bäuerlichen Grundbesitz in Livland,
Balt. Monatsschrift, Bd. 59, 1905. H. v. Bröcker,

Zur Quotenfrage inLivland. Riga 1898. K. v. Samson-

Himmelst j e r n a, Die neuere Agrargesetzgebung in

Bioland mit Ausblicken auf und Agrar-

verhältnisse in Deutschland. 2. u. 3. Abschn. Zeitschrift

für Sozialwisseuschast (F. Wols). Bd. VIII. 1905.
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C. Agrarverhältnisse in Kurland.

Von

Max vonBlaese.

Kurland umfaßt nach offiziellen Angaben eine Ge-

samtfläche von2,427,635Dessjätinen 33/.U4, ,

Quadratwerst*) 475,gl Quadratmeilen mit

folgender Verteilung der Kulturarten:

Acker.
......667,500 Dess. 729,244 Hektar

Wiesen und Weiden . . 736,403 „ 804,520 „

Wald 785,188 „ 857,818 „

Sonstiges nutzbares Land 30,990 „ 33,856 „

Jmpedimentc
....207,554 „ — 226,753 „

Summa 2,427,635 Dess. —2,652,191Hektar

Von diesem Areal entfallen 209,81 sH Werst

23,877,64 Hektar) auf 28 größere Landseen, von denen

als größte zu nennen wären: der Usmaitensche See 34,88

HZ Werst, der Libausche See 38,60 mWerst, Pappensee

16,18 HüWerst. Nach neueren vorhandenen Angaben haben

sich die Kulturarlen etwas zugunsten des Ackers verschoben,
und die prozentuale Verteilung derselben ist demnach in

runden Zahlen folgende:
Acker 26°/o, Wiesen und Weiden 320/g, produktiver

Waldboden 31o/g, unproduktiver Waldboden, Unland und

diverse Jmpedimentc 11o/g. Am waldreichsten sind die

Kreise Friedrichstadt (340/g), Talssen (34»/o), Windau

(330/g) und Goldingen (33«/g). Auf Ackerland entsält der

größte Prozentsatz in den Kreisen Doblen (420/g), Jlluxt

(360/g) und Tuckum (320/g).
Ueber die Verteilung des Bodens nach dem Besitz-

verhältnis sind die verschiedenen Angaben mehr oder

weniger abweichend von einander, und es mögen daher zur

*) 1 Quadrat-Werst —
I,,g«xi Quadrat-Kilometer-.
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allgemeinen Uebersicht die diesbezüglichen offiziellen

Quellen benutzt sein.

Es entfallen:

aus dasHofeslandder Privat-
güler 979,705 Dess.--1.070. !28üa--rund 4(V„

aufdasHofeslanddcrKrons-

gütcr und die Kronsforste 525,318
..

--- 573,910
..

-----
~ 22°/«

der ttrons-u. Privatgüter 898,249 981.337..----
.. 37°/^

auf Kiichenland
....

11.454
„

----- 12,513
.. ----^

städiischcn Grund. . . . 8.994
~

9,820 ~-->
„

I°/»
Landverschied Besiplichkeiten 3,915

„
---- 4,277

„

----1

Nach erwähnten offiziellen Angaben besitzt Kurland

648 Privatgüter, deren Durchschnittsgröße sich auf
1512 Dessjätinen (------- 1652 Hektar) berechnet. Die größten

Privatgüter sind im Kreise Windau belegen, z. B. Don-

dangen 66,700 Desssjätinen, Poopen 46,500 Dessjätinen,

Suhrs 14,900 Dessjätinen Hofesland; auch im Kreise

Dalsen sind einige solcher Komplexe, als: Nurmhusen

14,400 Dessjätinen, Stenden 10,300 Dessjätinen Hofes-
land zu nennen. Diese Güter bestehen zum großen Teil

aus Wald und schließen besonders im Windauschen Kreise

ausgedehnte Flächen von Moor- und Haideland ein, die

vollständig ertraglos sind. Die mittleren und kleineren

Güter von 2500 bis 1000 Dessjätinen und weniger sind

besonders zahlreich in den waldärmeren fruchtbaren Krei-

sen belegen.

Von dem Gesamtareal des Hofeslandes gehört ein be-

deutender Teil zu Familienfideikommißen und ist somit
aus Grund der Stiftungsurkunden nicht verkäuflich.

Tie AgrarentWickelung unseres Landes hat

sich im wesentlichen ebenso vollzogen wie in den Ländern

mit älterer Kultur; es sind dieselben Stufen des allmäh-

lichen Fortschritts, die unter viel Arbeit und Mühe und
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unter mancherlei scheinbarer Ungerechtigkeit nach und nach

erreicht wurden. Der Freiheit der anfänglichen Unkultur,
da der Stärkere einfach nahm, wessen er bedurfte, folgt

stets eine fortschreitende Ordnung der Verhältnisse, mit

dieser auch die Begründung von Eigentum an Grund uud

Boden und die Regelung seiner Bearbeitung. Wie überall,

war auch hier der Gang der Kultur mit Kampf und Un-

terdrückung bei Umwandlung von zügelloser Ungebunden-

heit in gesetzlich geordnete Freiheit verbunden. So kaun

auch in Kurland die Agrarentwickelung nach den Haupt-

perioden geteilt werden, welche auch im Westen und bei

den alten Kulturvölkern zu unterscheiden sind, und welche

sich wohl überall dort gleichen, wo ein älteres Kulturvolk

ein Land mit noch ganz roher Bevölkerung in Besitz

nimmt. Aus der anfänglichen bloßen Verpflichtung zur

Vergabe von Zins und Tribut uud zur Heeresfolge ent-

wickelte sich die Frone, d. h. die Verpflichtung zu Bauten

und zur Kultivierung der Ländereien, die bis dahin uoch

wüst und unbebaut waren. Die Frone geht dann nach
und nach mit den Fortschritten in der Landwirtschast und

mit den sich verschärfenden Begriffen des Eigentums an

dem der Kultur erschlossenen Lande in Bodenpflichtigkeit
und Leibeigenschaft der arbeitenden Klasse über. Allmählich
bilden sich durch Sitte und Gesetz Normen sür die Fron-

dienste; nach Aufhebung der Leibeigenschaft entsteht der

Begriff des Vertrages zwischen Arbeitgebern und Arbeit-

nehmern. Die Frone wird zur Fronpacht, und diese wau-

delt sich allmählich in Geldpacht um, bis endlich auch

letztere mehr und mehr dem Eigentumserwerb weicht.
Der große Moment, von dem an der Aufstieg unserer

Landbevölkerung begann, trat mit der Aufhebung der

Leibeigenschaft im Jahre 1817 ein, nachdem nnr

ein Jahrzehnt früher in Deutschland der gleiche Schritt

getan war. Die gegenüber dem übrigen russischen Reich
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wei: fortgeschrittene Kultur der Ostseeproviuzeu lies; schon

von Beginn des Jahrhunderts an über die Aufhebung
der mit dem Zeitalter der Aufklärung unvereinbaren Leib-

eigenschast nachsinnen, und die Wünsche des liberalen

Kaisers Alexanders I, fanden innerhalb der baltischen

Ritterschaften dasjenige Entgegenkommen, welches zur

Ausarbeitung und zum Erlaß der die Freiheit gewährenden

Gesetze führte. Vor Aufhebung der Leibeigenschaft mußten

die Leibeigeueu des Grundherrn, die sogen. Wirte nebst
den von ihnen zu haltenden Knechten und Mägden, gegen

die ihnen zur Nutzung übergebenen Gesinde den Höfen
die erforderliche Arbeitskraft stellen. Das nötige Inventar

an Vieh und Geräten erhielten die Wirte von den Grund-

herren. In der Kurländischen Bauerverord-

nung vom Jahre 1817 verzichtete die Ritterschaft resp,
der Großgrundbesitz aus seiu Eigentumsrecht an den Bauern

und behielt sich nur dasjenige an Grund und Boden vor.

Der Uebergang von der Leibeigenschaft zur persönlichen

Freiheit aber konnte nur ein allmählicher sein, indem

nach und nach in einer bestimmten Reihenfolge von Jahren
die Leute sektionsweise (Wirte, Knechte, Hofesleute :c.)

zur Freiheit übergingen.
Eine eigene, zwar noch unter Kontrolle der Gutsherr-

schaft stehende Gemeindeverwaltung und ein Gemeindege-

richt wnrden ins Leben gerufen und Aufsichtsorgane für

diese geschaffen; die Froupacht der Bauerwirte ward ge-

regelt, und da nunmehr dem Gutsherrn persönlich freie

Leute gegenüberstehen sollten, so mußte an die Stelle des

Dispositionsrechtes des Herrn über seine Leibeigenen der

Vertrag zwischen Eigentümer und Pächter des Bauerlandes

treteu. Die Bauerverordnung von 1817 enthält demnach,
neben den Bestimmungen über Verwaltung, Polizei und

bäuerliche Gerichtsbarkeit, auch rein privatrechtliche Teile,
indem sie in mustergültiger Knrze und Einfachheit die
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grundlegenden Bestimmungen über den Tienstverirag, den

Pachtvertrag und das bäuerliche Erbrecht gibt.
Die Bahn für eine freiheitliche Agrarentwickelung war

somit abgesteckt und die Aortschritte auf derselben kenn-

zeichneten sich iv der Folge dadurch, daß vou den 4l)er

Jahren an mehr und mehr Gutsbesitzer von der alle ra-

tionelle Landwirtschaft lähmenden Frone znr Geldpacht
der Bauerwirte und zur Anwerbung eigener Hoses-Land-
arbeiter überzugehen anfingen. Dadurch wurde auch der

Uebergang zur Mehrfelderwirtschaft und zu landwirt-

schaftlich-tcchuischeu Betrieben ermöglicht.

Im Zeitraum von 1817 bis in die 1860er Jahre hat
die Gesetzgebung in die Agrarverhältnisse nicht mehr nen-

nenswert eingegriffen, welche sich aber, von den inneren

Bedürfnissen getrieben und auf der durch die Bauerverord-

nung gegebenen Grundlage, dennoch stetig sortentwickelten.
Die durch die Leibeigenschaft bedingte sehr wesentliche

Umgestaltung der landwirtschaftlichen Verhältnisse hatte
die finanzielle Lage des Großgrundbesitzes recht wesentlich

beeinflußt, und in den 20er Jahren wurde die begonnene

Entwickelung der bäuerlichen Verhältnisse dnrch eine un-

glückliche fiuanzielle Krisis unterbrochen. Erst durch die

Begründung des kurländischen Kreditver-

eins im Jahre 1830 wurde eine Erstarkung des er-

schütterten öffentlichen Kredits erzielt, indem der Verein

durch billigen unkündbaren Kredit die erforderlichen Mittel

dazu hergab. Immer ertragreicherUnd besser wurden die

Hofeswirtschaften, und ihnen folgten langsam die nunmebr

schon größtenteils für eigene Rechnung arbeilenden Bauee-

wirte als Pächter ihrer Gesinde.
Eine Periode gesetzgeberischer Tätigkeit waren für

Kurland wiederum die 60er Jahre des vorigen Jahr-

hunderts. Während im großenweiten Reich bis dahin noch
die Leibeigenschaft bestanden hatte, galt es für die Ost-
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seeprovinzen eine tatsächlich schon vorhandene Freiheits-

entwickelung zu festigen. Auf dem Landtage von 1863

beschloß die Kurländische Ritterschaft das Projekt jener

„A g rar reg e l n", die im September 1863 die gesetz-

liche Sanktion erhalten hatten. Diese Regeln ordneten in

ihrem ersten Teil die Pachtverhältnisse sür die Gesinde
der Privatgüter Kurlands, indem sie die Fronpacht
als solche beseitigten und dafür die Geld-

pacht einführten, die Kontrakte auf 12 Jahre normierten

und dem zeitherigen Pächter des betreffenden bäuerlichen

Pachtgrundstückes (Gesinde) bestimmte Vor-Pacht-

rechte einräumten. Ferner wurden dem jeweiligen

Pächter, falls er auf die Bedingungen des Gutsherrn nicht

eingehen zu können meinte, eventuelle Entschädi-

gungsansprüche zuerkannt. Nach Behandlung des

Pachtverhältnisses gehen die Agrarregeln zu den Bestim-

mungen über den Verkauf der Pachtgesinde über,
der sich auf Grund einer freien Vereinbarungvoll-

ziehen soll, wobei der bisherige Pächter, dessen Arbeit

und Mühe in dem Grundstück steckte, einen besonderen

Schutz durch Vorkaufsrecht und eventuelle Entschä-

digung für Meliorationenerhielt. Mit den Be-

stimmungen über Pacht und Kauf, denen sich noch einige
über die Arrondierung der Grundstücke anreih-

ten, war die gesetzliche Grundlage gegeben, auf welcher,
unter Ausschluß aller staatlicher Beihilfe und Unkosten,

der Uebcrgang der bäuerlichen Pachtgesinde in das volle

freie Eigentum des bisherigen Nutznießers sich vollziehen
konnte.

Für die Durchführung dieser wichtigen Agrarmaß-

nahmen erfolgten noch einige, das gutsherrliche Verfü-

gungsrecht über die Pachtgesinde einschränkende Erlasse,
und unter Mithilfe des Kreditvereins vollzog sich nun

der Verkauf der Pachtgesinde auf den Privatgütern. Auf
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Vorstellung der Ritterschaft ersolgte der am 14. Juli 1867

Allerhöchst bestätigte Beschluß des Minister-

Komitees, durch welchen der Verkauf der Ge-

sinde der Kurländischen Ritters chastsgüter

gestattet wurde, und durch das Gesetz vom 27. Mai 1870

war die Ausdehnung der Verkaufsmöglichkeit der

Pachtgesinde auch für die Fideikommisse

ausgesprochen worden, die nunmehr gleichfalls der Ver-

kaufsoperation folgten. Die hohe Krone endlich hatte durch

ein Gesetz vom Jahre 1869 auch für die Gesinde

ihrer sogen. Kronsgüter den Ucbergang derselben in

das Eigentum der Pächter vorbereitet und in der

Folge durch eiue Umwandlung des Pachtzinses in eine

Verzinsung und Tilgung des Kaufpreises bewerkstelligt.
So ist denn in Kurland die Begründung eines bäuer-

lichen Grundbesitzes nach dem Prinzip der freien Ver-

einbarung ohne jegliche staatliche Beihilfe vor sich ge-

gangen.

Zu dieser Agrargesetzgebung im engeren Sinne traten

nun alsbald auch noch weitere, die Entwickelung fördernde

Gesetze: so das die Freizügigkeit gewährende

Paßreglement, die Landgemeindeordnung
mit ihren Wohlfahrtsregeln von 1866 und end-

lich noch auf Beschluß der Ritterschaft die Aufgabe des

ihren Gliedern bisher allein zustehenden Rechtes, Ritter-

güter zu erwerben und zu besitzen. Eine Folge dieser

Freigabe des Güterbesitzes war endlich die Aus-

dehnung der politischen landtäglichen Rechte auch auf

nichtadlige Rittergutsbesitzer. Zurzeit ist fast das ge-

samte Bauerland bis auf einen verschwindend geringen

Prozentsatz nach den Agrarregeln vom Jahre 1863 ver-

kauft, und ein nennenswerter Teil der Gesinde hat be-

reits den gesamten Kaufpreis dem Gutsbesitzer gegenüber

getilgt.
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Es wäre noch zu bemerken, daß zuBeginn des vorigen

Jahrhunderts in wenigen Teilen des Landes das Zusam-
menleben in Dörfern üblich war. Hiervon sind jedoch die

letzten Spuren beim Verkauf der Bauerländereien durch

Streulegung vollständig vernichtet worden. Zurzeit findet

man nur im Jlluxtschen Kreise — besonders am Düna-

ufer — und in den Strandgegenden vereinzelte Dörfer,
die jedoch bezüglich der Bodennutzung nichts gemein haben
mit dem mnerrussiscyeu Torfsystem, da jeder Wirt ein

genau abgegrenztes Landstück besitzt, auf welchem sich auch

seine Wohn- und Wirtschaftsgebäude befinden. Es herrscht

somit in Kurland auf den Bauerländereien das System
der Einzelwirtschaft.

Der landwirtschaftliche Betrieb gründete sich in Kur-

land bis zur Mitte des vorigen Jahrhunderts auf das

Dreifeldersystem, auf den .Höfen vielfach verbunden

mit Spiritusbrennerei. Für letztere wurde ursprünglich

Getreide verwandt und erst längere Zeit nach Einführung
der Kartoffel, etwa um 1800, wird durch diese in der

Folgezeit das Korn bei der Spiritusbereitung mehr oder

weniger verdrängt. Der Kartoffelbau gab u. and. auch

gleichzeitig einen Anstoß zum Uebergang zur Mehrfelder-

wirtschaft.

Wenngleich schon ganz zu Beginn des vorigen Jahr-

hunderts auf die Vorteile der Mehrfelderwirtschaft

hingewiesen wurde, so können doch einigermaßen ins Große

gehende Versuche mit diesem neuen Wirtschaftssystem vor

1840 kaum nachgewiesen werden. Es fand erst Eingang

nach Einführung der Geldpacht und des Kleebaues. Nach
einem sehr langsamen Entwickelungsgange, besonders auf
den Bauerländereien, von denen im Jahre 1861 noch

64,90/ oin drei Feldern bewirtschaftet wurden, ist das

Mehrfeldersystem jetzt mit geringen Ausnahmen fast in

alle Gesinde eingedrungen. Wieviel rascher das neue Feld-
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system sich auf den Höfen ausbreitete, ist daran zu er-

kennen, daß von diesen im Jahre 1861 nur 20,60/ o noch
die Dreifelderwirtschaft hatten. Als besondere und Wohl

älteste Art der Ackernutzung ist die Teichwirtschaft

zu nennen, die in den Kreisen Grobin und Hasenpoth auch

jetzt noch vielfach angetroffen wird. Tiefer belegene, zum

Ackerbau geeignete Flächen werden eingestaut, drei bis vier

Jahre unter Wasser gehalten und, nach vollständiger

Trockenlegung, ebensolange zum Anbau von Sommerkorn

verwandt.

Die Hauptfrüchte bilden Roggen und Hafer, auch

Gerste und Weizen werden bei geeigneten Bodenver-

hältnissen sehr viel kultiviert. Die Kartoffel ist in

jeder Wirtschaft zu finden, doch in ausgedehnten Flächen
wird sie naturgemäß nur in Verbindung mit dem Bren-

nereibetriebe angebaut. Buchweizen und Pferde

bohnen sind nur in manchen Gegenden des Jllnxtschen

Kreises, wo sie ein beliebtes Volksnahrungsinittcl bilden

und auch gut gedeihen, als Feldfrnchte zu bezeichnen. Der

Flachsbau ist im südlichen Teile des Bauskeschen Krei-

ses, sowie auch im Kreise Friedrichstadt sehr ausgebreitet.
Die Erbse wird kaum mehr, als zum Wirtschaftsbedarf

erforderlich ist, angebaut. Zu den landesüblichenFutter-

pflanzen gehören Rüben, Möhren (Burkanen),

Wicken, Peluschken und Kleearten. Lueerne, Sc-

radella, Esparsette und besonders Lupinen können den

kalten, oft schneearmen Wintern nicht widerstehen und

sind daher uur auf Versuchsparzellen anzutreffen.

Der Wiesenkultur wird in den letzten IV—l5

Jahren infolge weiterer Entwickelung der Viehzucht, be-

sonders auf den Gütern, immer mehr Aufmerksamkeit zu-

gewandt.
Der Obstbau (Aepsel, Biruen, Kirschen, Pflaumen,

sonne Beerenobst) ist allgemein verbreitet und steht im
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Jlluxtschen Kreise, in Anbetracht des günstigen Absatzes

nach Petersburg, auf einer verhältnismäßig hohen Ent-

wickelungsstufe. Das Klima wie auch der Boden Kur-

lands sind, mit Ausschluß eines ganz schmalen Striches

an der Meeresküste, für die Obstkultur jedenfalls durchaus

geeignet, denn Anbauversuche, selbst mit edleren Obstsorten

(anch Birnen) haben vorzügliche Resultate ergeben. Apri-

kosen und Pfirsiche gedeihen nur in geschützter Lage
am Spalier und bei entsprechendem Schutz im Winter.

Mit einer rationellen Zucht edlerer Tierrassen wurden

bereits um 1840 Versuche gemacht. 1860 fand in Mitau

eine Tierschau und landwirtschaftliche Ausstellung statt.

In der Folgezeit gelangten auf Initiative einiger Guts-

besitzer größere Herden verschiedener Rassen nach Kurland,

z. B. Oldenburger, Voigtländer, Shortorn, Allgäuer,

Ayrshire. Dennoch kann dieser Bewegung in ihrer Ein-

wirkung auf die Landesviehzucht eine nur geringe Be-

deutung zugesprochen werden, denn heutigen Tages sind
alle diese Rassen in mehr oder weniger reinem Bestände,
bis auf geringe Reste der Allgäuer und Shortorn, ver-

schwunden. Tie großen Veränderungen auf agrarpoliti-

sehem Gebiet, sowie das Steigen der Kornpreise in den

Jahren 1870 bis 1881 mögen die Ursache gewesen sein,

daß das Interesse für Viehzucht geschwunden war. Erst
in den 1880er Jahren, als die Getreidepreise stark zu

fallen begannen,wurde der Viehzucht die ihr in der Land-

wirtschaft gebührende Stellung eingeräumt. Ein wesent-

liches Verdienst um die Förderung der Viehzucht muß
der „Kurländischen Ökonomischen Gesellschaft" mit den

landwirtschaftlichen Zweigvereinen in den einzelnen Krei-

sen zuerkannt werden, welche durch Import von edlem

Zuchtmaterial, Veranstaltung von Zuchtviehmärkten und

Prämiierung von einheimischem edlem Vieh der Land-

wirtschaft hervorragende Dienste leisteten. Die Viehzucht
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nahm erst jetzt eine zielbewußte Richtung an, indem die

landwirtschaftlichen Kreise nach langen Verhandlungen sich
im wesentlicheu für die Zucht bestimmter Rassen entschieden,
und zwar: die Angler und Holla nd er (r e sp. Frie-

sen, Oldenburger). Die Milch wird, wo sie in fri-

schein Zustande keinen genügenden Absatz findet, in Mol-

kereien zum Export und einheimischen Konsum auf
Butter und Käse verarbeitet.

Die Pferdezucht bildet keinen besonders nennens-

werten Erwerbszweig, sie wird vielmehr nur noch sportlich
betrieben.

Während die Gutswirtschafteu auf dem Gebiete der

Viehzucht rüstig vorwärts geschritten sind, ist dem bäuer-

lichen Gesindeswirt erst in allerneuester Zeit verständlich

geworden, daß die Milchwirtschaft eine nennenswerle Er-

tragsquelle der Landwirtschaft sein kann, und so baben

sich denn auch einzelne Gesindeswirte in manchen Gegen-
den Meiereien mit Handzentrifugen eingerichtet. Recht
verbreitet beim Kleingrundbesitz ist die Schweinezucht,

wobei meist Krenzungsprodukte englischer Rassen mit der

Laudrasse gezüchtet werden.

Bon technischen landwirtschaftlichen Betrieben wären

nur Molkereiund Sp ir itusbr e un er ei zu nennen:

letztere besonders in den Kreisen Talsen und anch Tuckum.

Die kleinen landwirtschaftlichen Bierbrauereien

sind vom großen fabrikmäßigen Betriebe, zumeist

in den Städten, fast ganz verdrängt worden.

Mit Aufhebung des Fronverhältnisses, der Einführung
des Geldpachtsystems auf dem Bauerlande und der Kuechts-

wirtschaft in den Höfen wurde vielfach die Befürchtung

ausgesprochen, daß eine beträchtliche Menge von Arbeitern

beschäftigungslos werden würde. Um dem vorzubeugen,

sahen sich die Verwaltungsorgane der Provinz nach den

Bestimmungen der Kommission in Sachen der Kurländi-
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schen Bauerverordnung veranlaßt, die auf ihren Gesinden
die Geldpacht einführenden Gutsbesitzer zu bewegen, den

hierdurch etwa dienstlos werdenden Gemeindegliedern zu

anderweitiger Arbeit zu verhelfen. Diese Maßnahmen

gegen eine etwaige Beschäftigungslosigkeit eines Teils der

Landbevölkerung können nur in einer sehr kurzen Ueber-

gangsperiode von Bedeutung gewesen sein, denn schon zu

Begiun der 1860er Jahre wird ein Mangel an ländlichen
Arbeitern fühlbar, der in der neuesten Zeit, trotz der enorm

in die Höhe geschraubten Lohnsätze, immer noch herrscht.
Die Feldarbeiter auf den Guts- sowie Bauerwirt-

schaften werden fast ausnahmslos als Jahresarbeiter

engagiert. Dasselbe gilt auch in der Mehrzahl der Fälle

für das Dienstpersonal im Hause. Die Jahresarbeiter
bilden gewissermaßen den Stamm der Arbeitskraft, der

während des ganzen Jahres beschäftigt werden kann, und

nur zur Erntezeit wird das gesteigerte Bedürfnis nach
Arbeitern durch Tagelöhner gedeckt.

In Bauerwirtschaften, wo die Familie des Gesinde-

besitzers mitarbeitet, ist es vielfach üblich, außer einer

tunlichst geringen Zahl von Jahreslöhnern noch je nach

Bedürfnis Arbeiter für die Zeit vom April bis November

fest anzustellen. Das Arbeiten mit Hälftnern, auch

Halbkörner genannt, die gleichfalls für das ganze Jahr

engagiert werden, jedoch mit eigenem lebenden und toten

Inventar arbeiten, ist selten.
Der Jahresarbeiter erhält seinen Lohn als Depu-

tatknecht oder als Landknecht. Der Deputat-

knecht muß an sämtlichen Arbeitstagen des Jahres ar-

beiten und erhält bei freier Wohnung und Beheizung außer
einem Geldlohn noch Naturalien, die für den Unterhalt

seiner Person und seiner Familie voll ausreichen. Der

Landknechl dagegen erhält nur ein Geringes an Geld,

sowie einiges Saatgetreide, ferner aber eine je nach der
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Bodenqualität bemessene Fläche an Acker, Wiese und Weide,
die er mit eigenem Gespann bearbeitet und durch deren

Erträge ihm die dem Arbeitgeber zu leistende Zahl von

Arbeitstagen bezahlt wird, Damit der Landknecht Zeit

behält znr Bearbeitung der ihm zur Nutzung übergebenen

Ländereien, hat er, je nach der Größe und Güte des Landes,

nur drei bis vier Tage der Woche dem Arbeitgeber mit

dessen Gespann und Geräten zu dienen. Beide Arten Jah-
resarbeiter erhalten in Krankheitsfällen ärztliche Hilfe
und Apotheke unentgeltlich. Für den vereinbarten Jahres-

lohn ist das Weib des Arbeiters verpflichtet, eine bestimmte

Zahl von Tagen unentgeltlich zu leisten oder aber sür
einen festgesetzten Tagelohn erforderlichenfalls zu arbeiten.

In den Bauerwirtschaften ist das Landknechtssnsten, fast

garnicht angewandt, und auf den Gütern sind auch nur

rund 20«/ o der Jahreslöhner als Landknechte in, Tienst.
Das Deputat-Lohnsystem ist somit das bei weitem vor-

herrschende.
Der Akkordlohn ist bei Feldarbeiten nur ganz

vereinzelt zn finden. Tie Lohnhöhe zeigt in den verschie-
denen Gegenden Kurlands uicht unwesentliche Verschieden-

heiten und wird natürlich durch die Schwankungen der

Preise für die gelieferten Naturalien (z. B. Getreide,

Milch) sehr beeinflußt, ohne daß dieses jedoch für den

Arbeiter empfindlich wäre. Das ist der große Vorzug des

Deputatlohusystems, denn unabhängig von den Getreide-

preisen ist dem Arbeiter sein Bedarf an Getreide, Milch
und zum Teil Fleisch sichergestellt, während der außerdem

ihm zukommende Lohnanteil in Geld zur Bestreitung der

Ausgaben für die im Preise weniger schwankenden Be-

darfsartikel, als Kleidung ?c., dient. Ter Deputatlohn

schwankt etwa innerhalb folgender Grenzen: Geld 30 bis

60 Rubel, Getreide 25 bis 55 Maß,*) 12 bis 35 Maß

*) 1 Maß
—

20 Garnetz - Tschwk. — Hektoliter.
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Kartoffeln, oder anch bearbeitetes Ackerland für 5 bis

20 Maß Kartoffelaussaat, V; bis 1 Lofstelle bearbeitetes

Ackerland zu Flachs, 60 bis 120 Pfund Salz, zuweilen

auch eine halbe Tonne Heringe und 2 bis 10 Stof Petro-

leum, etwas Gartenland, Futter für 1 bis 2 Kühe und

2 bis 6 Schafe, endlich Wohnung und Beheizung. Diese

Sätze werden in der verschiedensten Art kombiniert, je

nachdem es die wirtschaftlichen Verhältnisse des Gutes

vorschreiben. Nach einem mittleren Preise berechnet, ent-

fallen vom Gesamtlohn durchschnittlich auf bares Geld

18,55«/», Naturalien 62,54«/o, Beheizung 5,930/g, Woh-

nung 12,980/g.

Was den Bedarf an Jahresarbeitern be-

trifft, so wäre zu bemerken, daß durchschnittlich in Kur-

land auf 14 Dessjätinen Acker ein Jahresarbeiter erfor-

derlich ist. Natürlich ist auch diese Zahl von der Art der

Wirtschaft und den Bodenverhältnissen abhängig und da-

her Schwankungen unterworfen. In der Erntezeit werden,
wie bereits erwähnt, zudem noch Hilfskräfte in Tagelöh-

nern gefunden. Wie die Erfahrung lehrt, ist die Lohnhöhe
der LandarbeiterKurlands eine solche, daß der Arbeiter bei

einem einigermaßen wirtschaftlichen Leben nicht nur reich-

lichen Unterhalt für sich und seine Familie hat, sondern

auch nennenswerte Ersparnisse machen kann

Die ältesten Anzeichen eines Interesses sür den

Forst erkennen wir in der Errichtung von forst-

wissenschaftlichen Klassen am Mi tau sehen

Gymnasium im Jahre 1834. Waldentwässe-

rungen lassen sich bereits in den Jahren 1840 bis 1850

nachweisen, ja sogar künstliche Bestockungen wer-

den in jener Zeit vereinzelt ausgeführt. Ein allgemeines

Verständnis und Interesse für eine geregelte Forstwirt-

schaft erwachte jedoch erst viel später. Das Fallen der
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Getreidepreise Anfang der 1880er Jahre, sowie das gleich-

zeitige Steigen der Holzpreise, hatten erkennen lassen,

welche Wertmassen in den bisher meist als Unland be-

trachteten Waldkomplexen Kurlands verborgen lagen. Die

nunmehr folgenden beträchtlichen Holzungen, sowie das

von der Regierung erlassene Waldschutzgesetz vom

Jahre 1888 veranlaßten die Forstbesitzer, die sich des

Wertes ihrer Waldungen jetzt voll bewußt waren, für

Pflege der vorhandenen Bestände und Verjüngung der ab-

geholzten zu sorgen. Wenngleich nun auch heutigen Tages
eine große Zahl von Waldungenvon wissenschaftlich

gebildetenForstbeamten eingerichtet sind und be-

wirtschaftet werden, so ist es doch nach einer Enquete des

baltischen Forstvereins vom Jahre 1903 kaum mehr als

die Hälfte der Privatforstreviere, die den Anfang zu einer

rationellen Wirtschaft gemacht haben. Das Areal der in

Privatforsten Kurlands ausgeführten Forstkulturen

(künstliche Verjüngung) betrug 1903 rund 116 Quadrat-

werst. Im allgemeinen befindet sich die Forstwirtschaft

noch in einem Anfangsstadinm.

Die Staatsforste sind sämtlich von Fachleuten ein-

gerichtet nnd werden nach vorgeschriebenem System be-

wirtschaftet.
Das wertvollste Export holz liefert die Kiefer

und Fichte (Grähne): die übrigen Holzarten werden meist
als Brennmaterial auf dem Lande und in den Städten

verwertet.

Die mit der Forstwirtschaft eng verbundene Jagd

war von jeher ein in Kurland mit Leidenschaft ausge-
übter Sport. Bis in die zweite Hälfte des vorigen Jahr-

hunderts hatte der indigene Adel das freie Jagd-

recht, d. h. das Recht zur Ausübung der Jagd auf allen

Privatländereien und in den Kronsforsten mit gewissen

Einschränkungen. Unter solchen Umständen konnte von
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einer Hege des Wildes nicht die Rede sein. Der Land-

tag vom Jahre 1869 hob deshalb dieses freie

Jagdrecht auf. — Zurzeit besteht für Kurland das

Jagdgesetz vom 29. Mai 1877, das sich iv seinen

wesentlichen Bestimmungen an das am 17. Juli 1871

für das ZarturnPolen Allerhöchst bestätigte anlehnt. Dem-

nach steht das Recht der Jagdansübungauf einem Grund-

stück lediglich dem Eigentümer desselben zu. Es darf nie-

mand ohne schriftliche Genehmigung des Grundbesitzers auf

fremdem Terrain jagen. Einige Einschränkungen enthält
das Jagdgesetz bezüglich der Größe des Besitztums insofern,
als das Jagdrecht eine Minimalgröße von 159 Dessjätinen

» 161 Hektar) zusammenhängenden Landes für das be-

treffende Grundstück verlangt. Andererseits gestattet es

durch Zusammenlegung kleinerer Grundstücke verschiedener

Besitzer die Bildung von besonderen Jagdbezirken. Auf

dieseu steht das Jagdrechtnur einer Person zu, die anderen

von sich aus schriftliche Erlaubnis erteilen kann. Auf
Banerland ist das Jagdrecht Eigentum der Gemeinde und

kann dnreh Perpachtung oder eigene Ausübung, durch eine

hiermit beauftragte Person genutzt werden. Jede die Jagd
ausübende Person muß einen auf den Namen lautenden,

für eiu Kalenderjahr gültigen Jagdschein in der örtlichen

Polizeiverwaltuug lösen.
Die Fischerei bietet der Ztraudbevölkerung eine

wesentliche Ertragsquelle; im Lande spielt sie jedoch nur

ans den größerenLandseen eine nennenswerte Rolle. Nicht

zu übersehen ist aber die Karpsenzucht, die ganz be-

sonders in dem Kreisen Hasenpoth und Grobin, in Ver-

bindung mit der bereits erwähnten Teichwirtschaft, auf

manchen Gütern recht entwickelt ist.
Das Land wird von den EisenbahnlinienRiga-

Mitau-Libau, Mitan-Tnckum-Windau, Mitau-Kreutzburg
und Riga-Tuckum durchschnitten. Hierzu kämen noch die
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schmalspurige Zusuhrbahn Libau-Hasenpoth und eine kleine

Strecke der den Jlluxtschen Kreis durchschneidenden breit-

spurigen Bahn Dünabnrg-Kalkuhnen-Radziwilischki und

Petersburg-Warschau, Die Riga-Dünaburger Bahn ver-

läuft dicht an der Nordgrenze der Kreise Friedrichstadt
und Jlluxt und ist somit nicht in kurischem Gebiet be-

legen.

Die Gesamtlänge der Chausseen erreicht nicht mehr
als ca. 100 Werst, doch ist dieser Uebelstand nicht so

drückend, da die übrigen Landwege zum großen Teil

durch Grandauffuhr recht gut erhalten sind und in neuester

Zeit einige schlechte Strecken der befahrensten Landwege
aus einem vorhandenen Wegebaukapital in Chausseen um-

gebaut werden. Nach den vom Herrn Generalgouverneur
der baltischen Provinzen am 4. April 1870 bestä-

tigten Instruktionen für Reparatur und Re-

vision der Wege in Kurland, sind diese in drei

Klassen geteilt. Wege erster Klasse werden alljährlich re-

pariert und revidiert, während solches für die Wege zweiter
und dritter Klasse alle 2 bis 3 Jahre vorgeschrieben ist.
Die minimale Breite beträgt für Wege erster Klasse 24

Fuß, zweiter Klasse 21 Fuß und dritter Klasse 18 Fuß.
Die Instandhaltung der Wege ist auf die Bauergemeinden

übertragen, so daß jedes Bauergesinde eine bestimmte ein-

gewiesene Wegstrecke zu reparieren hat. Sämtliche Wege-
baumaterialien sowie Löhne für etwa erforderliche Hand-

werker werden von den Gütern hergegeben. In Kurland

entfallen auf 100 Tausend Dessjätinen des Gesamtareals

an Chausseen und Landwegen erster und zweiter blasse

(exkl. Eisenbahnen) 206 Werst.

Die Schiffahrt auf Binnenwasserstraßen

hat eine nennenswerte Entwickelung nur auf der kuri-

schen Aa von Mitau nach Riga und auch Annenburg er-

reicht. Hier ist der Fracht- uud Personen-Verkehr auf
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flachgehenden (bis 4 Fuß) Dampfern und Schleppern eiu

sehr bedeutender. In neuester Zeit ist auch ein Dampfer-

verkehr zwischen Koldingen und Windau eröffnet worden.

Der Mittellauf der Düna an der kurischen Grenze ist nur

im Frühjahr zur Zeit des Hochwassers nutzbar. Der

Verkehr beschränkt sich dort nur auf Warentransport

stromabwärts in äußerst primitiven Fahrzeugen; vor

allem dient die Düna einer sehr bedeutenden Holzflö-

ßung. Letztere wird auf den meisten größerenFlüssen Kur-

lands (Aa, Windau und Abau, auch Eckau, Stende und

einigen anderen) betrieben und ist für die Verwertung
von Forstprodukten von großem Nutzen. Abgesehen vom

Post- und Telegraphenwesen wäre das fast über ganz Kur-

land verbreitete Telephonnetz zu erwähnen.

Von den die landwirtschaftliche Bildung fördernden

Anstalten ist die landwirtschaftliche Abteilung
am Polytechnischen Institut zu Riga mit der

iv Kurland belegenen Versuchsfarm Peterhof zu

nennen.

Die deutschen lan dwir tsch af tl ich en Ver ei ne,

von denen fast in jedemKreise mindestens einer besteht und

als deren Zentralorgan die „Kurländische Öko-

nomische Gesellschaft" zu betrachten ist, standen ur-

sprünglich in keinem engeren Zusammenhange. Ein solcher
wurde erst im Jahre 1878 begründet und späterhin immer

weiter ausgebaut, so daß zurzeit Fragen von weiter-

gehender Bedeutung nur unter Zuziehung Delegierter der

Kreisvereine beraten werden. Die Kurländische Oekono-

mische Gesellschaft hat ihre eigene, regierungsseitig be-

stätigte landwirtschaftliche und chemische Ver-

suchsstation nebst Versuchsfeld. Die Verhand-

lungen und Arbeiten der deutschen landwirtschaftlichen
Vereine aller drei baltischen Provinzen werden in der von

der „Kaiserlichen Livländischen Gemeinnützigen und
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Ökonomischen Sozietat" in Dorpat herausgegebenen

„Baltischen Wochenschrift" publiziert.
Bei absolutem Mangel an langterminiertem Kredit

war die Lage der Landwirtschaft in der ersten Hälfte des

vorigen Jahrhunderts eine äußerst schwierige, und diese
Zeit wird mit Recht als die Periode zahlreicher Konkurse

bezeichnet. Erst die Gründung des Kurländischen
Kredit-Vereins brachte neues Leben in die wirt-

schaftlichen Verhältnisse.
Mit den denkbar geringsten Mitteln ausgestattet, be-

gann der Kredit-Verein, dessen Verwaltungskörper meist

aus ehrenamtlich funktionierenden Personen zusammen-

gesetzt war, im Jahre 1830 seine Tätigkeit und blieb bis

zum Jahre 1906 als einziges Agrar-Kredit-Jnstitut Kur-

lands mit allen bedeutenderen, die wirtschaftlichen Verhält-

nisse des Landes betreffenden Vorgängen in engster Be-

ziehung. Es sei nur auf die Abwickelung des Bauerland-

verkaufs hingewiesen, die lediglich mit Hilfe erwähnten

Instituts durchgeführt wurde. — Zum Kredit-Verein ge-

hört außer der Agrar-Abteilung eine Sparkasse
und Deposital-Verwaltung. Die Pfandbriefs-

Darlehne des Kredit-Vereins werden mit 4 oder li/--«/»

verzinst und mindestens getilgt. — Verwaltungskosten
werden nicht erhoben. Die Förderung der Kultur-

technik unterstützt der Kredit-Verein bereits seit dem

Jahre 1890. Doch erst im Jahre 1904 hatte das nach
und nach entstehendeKulturtechnischeßureau beim

Kredit-Verein eine feste Organisation erhalten; auch ist
bereits die Gewährung von Kredit für landwirtschaftliche

Meliorationen in Aussicht genommen worden. Seit dem

Jahre 1906 hat ferner in Kurland eine Abteilung der staat-

lichen Bauer-Agrar-Bank ihre Tätigkeit begonnen,
über welche sich zurzeit noch nichts berichten läßt. Ferner

bestehen diverse kleinere Spar- und Vorschuß-
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Kassen in den Gemeindebezirken, die nur kurz-
terminierten Kredit gewähren.

Die Industrie beschränkt sich in Kurland aus-

schließlich auf die Städte, von denen als wichtigste Fabrik-

stadt Libau, daneben auch Mitau zu nennen wäre. Sehr
entwickelt ist am unteren Laufe der Aa zwischen Annen-

burg und Sehlock, sowie am Eckau-Fluß die Ziegel-In-
dustrie, deren Produkte vornehmlich in Riga Absatz-

haben- Auf dem Lande findet man nur insofern industrielle

Unternehmungen, als sie mit der Forst- und Landwirt-

schast in Zusammenhang stehen, z. B. Brauerei, Spi-
ritus f abri kati o n, Holzsägerei, Kalkbren-

nerei, Molkerei und Müllerei.

Kurlands Haupterwerbsquelle ist Ackerbau,

Viehzucht und Forstwirtschaft, und die Haupt-

exportartikel entstammen somit auch diesen Arbeitsgebie-

ten. Den besten Beweis hierfür liefert die Statistik der

Bevölkerung, nach welcher nahezu Vz der Gesamtbevöl-

kerung Landwirtschaft treibt.

Literatur: M. v. Blaese, Die Landwirtschaft

in Kurland, Mitau 1899. A. v. Heyking, Statistische
Studien über die ländlichen Verhältnisse Kurlands, 1862.

C. Möhring, Resultate der relativen Wertbemessung

der Privatbesitzlichkeiteu Kurlands, Mitau 1887. — Von

älteren Werken seien ferner genannt: Darstellung der land-

wirtschaftlichen Verhältnisse Est-, Liv- und Knrlands,

Leipzig 1848. Dr. Herrn. Friedr. Düllo, Die kurländ.

Landwirtschaft, Mitau 1818. W. Ch. Friede, Grund-

sätze zu einer theoretischen und praktischen Verbesserung
der Landwirtschaft in Livland, Riga 1802—05. Prof. Dr.

F. Possart, Die russischen Ostseeprovinzen Kurland,

Livland und Estland, Stuttgart 1843.
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Geographisch-Statistisches über die

Ostseeprovinzen.
A. Zur physikalischen Geographie.

Von

Gotthard Schweder.

Die drei Ostseeprovinzen Liv-, E st- und Kurland

haben nach uud >v natürliche Grenzen, indem sie

nach N in dem steilabfallenden Glint an den finnischen

Meerbusen, nach >V unmittelbar an die Ostsee grenzen,

wobei der Rigasche Meerbusen durch die nach N vorsprin-

gende kurische Halbinsel und die Insel Oesel umschlossen
wird. Diese reiche Wasserbegrenzung ermöglicht einen be-

quemen Seeverkehr. Auch nach 0 besteht noch großenteils
eine natürliche Begrenzung durch die Narvwa, deu großen

Peipussee und kleinere Flußläufe bis zum Lubahnsehen

See und von dort bis zur Düna in der Nähe der Ewst-

mündung. Vou da an bildet für das weit nach 0 vor-

springende schmale kurische Oberland die Düna die lvc>-

Grenze, während die ganze lange Südgrenze Kurlands

nur streckenweise durch Flußläufe, wie Heilige Aa, Waddax
und Memel gebildet wird. Sie verläuft nördlich und süd-

lich des 56. Breitengrades.

Den Untergrund bilden die silurische und devo-

nische Formation;*) diese sind aber nicht horizontal ge-

*) Als der einst glühend flüssige Erdkörper durch Wärmeaus-

strahlung in den Weltraum sich mit einer Erstarrungskruste bedeckt

hatte, unterlag diese bei fortschreitender Abkühlung einer Schrumpfung
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lagert. Durch das Aufsteigen des Urgranits in Finnland,
wobei wohl auch der Einbruch des finnischen Meerbusens

erfolgte, sind die Schichten des Silur und Devon in den

Ostseeprovinzen nach ix hin gehoben und fallen nach 8

oder genauer nach SBO ab. Am finnischen Meerbusen tritt

sogar die noch ältere geologische Bildung des Kambrium

stellenweise zutage. Diese wird in ganz Estland vom Silur

überlagert, der im nördlichenLivland etwa von der Pernau-

Dorpater Niederung an seinerseits zunächst vom devonischen

Sandstein bedeckt wird, über dem sich dann im südlichen
Livland und in Kurland die jüngeren devonischen Dolomite

(Magnesia enthaltende Kalksteine) lagern. Nur im süd-

lichen Kurland finden sich stellenweise auch noch jüngere

Bildungen. Wie an den tief eingeschnittenen Ufern der

Aa nud Salis die Profile des Sandsteins bloßgelegt sind,

treten an der Düna die flach wellig gebogenenKalkschichten

zutage. Während der silurische Plattenkalk von Oesel und

Estland als Fliesen vielfach Verwendung findet, bieten

dieser und die Dolomite Liv- und Kurlands ein gutes
Material zur Herstellung von Mörtel dar. Außerdem ent-

halten die Dolomite vielfach größere Gipslager, neben

denen sich auch Schwefelquellen — wie in Kemmern und

Baldohn — befinden.

- Die jüngeren geologischen Formationen sind im Bal-

und Faltimg. wobei sich Gebirge erhoben und Täler bildeten. Zugleich

sich gestaltenden Lebewesen (Leilsossilien) bedingt. Silur und Devon
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tikum durch die Gletscher der Eiszeit abgetragen, welche

dafür das ganze Land reichlich mit erratischen Blöcken, Ge-

röll, Kies, Ton und anderen Ablagerungen bedeckt und

die Richtung ihrer Bewegung auch durch Gletscherschrar-

n verzeichnet haben. Die ausgedehnte, Riga und Mitau

umgebende Niederung — ehemals' ein Teil des Rigaschen

Meerbusens — ist teils durch Absatzprodukte der hier mün-

denden Flüsse, teils, wie die später gehobenen Küsten-

striche, mit Meeressanden bedeckt, die sich an den Küsten
Liv- und Kurlands zu oft recht bedeutenden Dünen er-

heben.

Trotz der steil abfallenden Küsten im n ist Estland
im ganzen ein flaches Land, das sich nur zwischen Wesen-

berg und Weißenstein zu einem Plateau von über 300 russ.

Fuß erhebt und hier an einzelnen Punkten sogar zu 400

Fuß ansteigt. Ganz isoliert, nahe der livländischen Grenze,

hat Estland im 550' hohen Emmomäggi seinen höchsten

Punkt. Fast die ganze Westhälfte der Provinz hat weniger
als 200' Meereshöhe, und ebenso niedrig ist das Grenz-

gebiet an der Narowa und am Peipus.

Livland hat im n in den Talgebieten der Pernau
und des Embach ebenfalls eine Einsenkung unter 200'

Meereshöhe, die nur nach Fellin zu und zu beiden Seiten

des Embach bei Dorpat etwas mehr ansteigt. Der Spiegel
des Würzjerws liegt 115', der des Peipus kaum 100'

über dem Meere. Diese Niederung setzt sich nach s im

Talgebiet des kleinen Embach bis Walk fort und erstreckt

sich von dort, dem Laufe, der Aa*) folgend, einerseits svv-

wärts über Wolmar nach Riga hin fort, andererseits steht

sie, dem Laufe der Sadde und Salis folgend, mit der

*) Zwischen Wenden und Treiben vereng: sich das Natal; die
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niedrigen >v->tüste im Zusammenhange. Dazwischen lie-

gen inselförmig die höheren Gebiete zwischen Wolmar und

Lemsal und das noch höhere Odenpäh-Plateau. Größere

Bodenerhebungen befinden sich südlich von Werro in den

Höhengebieten von Hahnhos, Oppekalu und Marienburg
und in dem mit ihnen durch einen Höhenzug verbundenen

größten Höhengebiete Livlands, demjenigen von Pebalg.

Im Munnamäggi bei Hahnhof mit 1063' und im Gaise-
kaln bei Festen mit 1032' haben wir die größten Höhen
der Ostseeprovinzen. Zur Düua hin fällt das Land mieder

ab, liegt aber nach 0 natürlich höher als im .

Kurland hat im w die hügelige Landschaft der

Dondangenschen Halbinsel, die nach S ansteigt und bei

Amboten mit 585' die größte Höhe Kurlands besitzen soll?

hieran schließt sich nach 0 das Höhengebiet von Groß-Autz
mit den beiden Dobelsbergen. Weiter östlich folgt die Mi-

tausche Niederung, aber bereits bei Bauske hebt sich der

Boden nnd geht in das bergige kurische Oberland über,

das bei Saucken und Grenztal Höhen von mehr als 50l>

haben soll.

Die Ostseeprovinzen sind ungemein wasserreich, da sie

sehr zahlreiche Seen besitzen und auch von bedeutenderen

Flüssen mit weit verzweigten Flußsystemen durchströmt
werden.

Estland hat nur kleine Seen, unter denen der

unbedeutende Obere See bei Reval der größte ist. Es

grenzt freilich zugleich mit Livland an den großen Pei-

pussee, der mit dem zu ihm gehörenden Pleskauschen See

65 m> Meilen bedeckt, von denen aber nur 6,7 Meilen

zu Estland und 21,2 zu Livland gehören.

Von den größeren Seen Livlands seien noch an-

geführt der Würzjerw, der Burtneek-See, der Marien-

bürger und der Lubahnsche See, sowie die Gruppe der
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Stint-, Jaget- und Weißen-Seen bei Riga und der Ba-

bitsee, gleichfalls nahe bei Riga.
Kurland hat inmitten der Dondangenschen Halb-

insel den großen Usmaitenschen See und außerdem meh-

rere Strandseen, wohl durch Hebung und Anschwemmung
vom Meere abgetrennte ehemalige Teile der Ostsee, so den

Angernschen, den Tosmar-, den Libauschen und den

Papen-See. Sehr zahlreiche und malerische Seen befinden

sich im kurischen Oberlande in der Jlluxtschen Hauvt-

mannschaft.
An Flüssen besitzt Estland an seiner Ostgrenze

die 68 Werst lange Narowa, welche wie der Peipus eine

lebhafte Schiffahrt hat, die aber leider durch den 18' hohen

Wasserfall oberhalb Narwas vom Meere abgeschnitten ist.

Auch die übrigen nach strömenden Küstenflüsse bieten

am Klintrande Wasserfälle dar und sind auch wegen ihrer

Kürze als Wasserwege unbrauchbar. Der zweitgrößte Fluß

Estlands, die nach in die Matzalbucht mündende Kassarge

ist zivar tief und hat kein starkes Gefälle, fließt aber durch

sumpfige Gebiete und wird daher als Wasserweg wenig

benutzt.

ifüffe.

Vou den Flüssen Livlands fließt der schiffbare

Embach nach 0. Die übrigen größeren Flüsse haben eine

westliche Richtung, wie die Pernau, Salis, livländische
Aa und die Düna, die in ihrem unteren Lauf auch befahrbar

sind und während der Hochwasserzeit zur Flößung benutzt
werden. Pläne zur Verbesserung sind sehr alt und oft

wiederholt, bisher aber, mit Ausnahme des die livländ.

Aa mit dem Unterlauf der Düna verbindenden Düno-

Aa-Kanals, wenig durchgeführt, biete» auch insbesondere
bei den Stromschnellen der Düna fast unüberwindliche

Hindernisse dar, denn die Beseitigung von Stromschnellen

an einer Stelle würde ihre Verlegung an eine andere znr

Folge haben.
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Von den Flüssen Kurlands sind die bedeutend-

sten die kurische Aa und die Windau, beide mit zahlreichen

Nebenflüssen. Von ihnen ist die Aa bis Mitau, die Win-

dau bis Goldingen schiffbar gemacht.

Flüsse und Seen der Provinzen sind außerdem

fischreich, und man ist neuerdings bemüht, durch Aus-

setzen von Fischbrut den Ertrag zu vergrößern und zu ver-

bessern.

Bezüglich der klimatischen Verhältnisse be-

schränken wir uns auf Temperatur und Niederschläge und

stützen uns bezüglich ersterer auf den „Klimatologischen
Atlas" von Rykatschew vom Jahre 1900, während wir

für die Niederschläge den „Bericht über die Ergebnisse
der Beobachtungen für das Liv-Estländische Regenstationen-

netz" von Prof. Sresnewsky zugrunde legen, der hier 15-

-jährige Mittelwerte für 125 Stationen für die Zeit von

1885—1900 in verschiedener Weise gruppiert hat.

Faßt man bezüglich der Temperatur die Monate

Dezember, Januar, Februar als Winter, März, April,

Mai als Frühling, Juni, Juli, August als Sommer

und September, Oktober, November alsHerbst zusammen,

so erhält man als Mitteltemperaturen in Graden

nach Celsius:

für den Winter in Reval —5,0. Narwa —6,8.

„ Riga —4,0. Pernau —4,3.

Dorpat —6,4.

„
Libau —2,4. Windau —2,7.

Mitau —3,8.

„ „ Frühling ~
Reval 1,9. Narwa 2,4.

„ Riga 4,6. Pernau 2,8.

Dorpat 3,2.

„
Libau 3,2. Windau 3,5.
Mitau 5,2.
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für den Sommer in Reval 15,4. Narwa 15,8.

„ Riga 16,8. Pernau 15,7.

Dorpat 16,1.

„ Libau 15,8. Windau 15,7.

Mitau 16,9.

„ „ Herbst „
Reval 6,1. Narwa 5,5.

„ Riga 6,5. Pernau 6,2.

Dorpat 5.6.

„
Libau 7,7. Windau 7,5,
Mitau 6,8.

für das Jahr in Reval 4,5. Narwa 4,2.

„ Riga 6,0. Pernau 4,9. Dorpat 4,7.

„
Libau 6,7. Windau 6,1. Mitau 6,2.

Hieraus ergibt sich, daß die Nähe des Meeres im

Vergleich mit dem Inneren des Landes im Frühling nnd

Sommer die Temperatur herabsetzt, im Herbst und Winter

dagegen erhöht. Die kältesten Monate sind überall

der Januar und Februar.

Monate mit einer Mitteltemperatur unter

0° sind überall die Monate Dezember, Januar, Februar
und März, in den östlichen Gebieten aber auch noch der

November.

Kurland, als die südlichste Provinz, erhält am meisten
Wärme und ist daher auch bei dem gutenBoden die frucht-

barste, produziert am meisten Weizen und auch besseres

Obst, obgleich letzteres auch noch in dem kälteren Estland

fortkommt, hier aber seine Nordgrenze erreicht.

An Niederschlägen erhält Sresnewsky für 125

Regenstationen Est-und Livlands zusammen folgende
Mittelwerte der Regenhöhen in Millimetern:
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Dezemb, 38 j Juni 59 !

Januar 30 Winter 92. Juli 78 Sommer 209.

Februar 24 j August 72 j
März 26 Sept. 61,5 j
April 30 Frühling 101. Okt. 52,5 Herbst 153,5.
Mai 45 1 Nov. 39,5 j

Faßt man aber die Monate November bis April als

Winterhalbjahr, die Monate Mai bis Oktober als Som-

merhalbjahr zusammen, so erhält man für das Winter-

halbjahr 187,5, für das Sommerhalbjahr 368,

für das ganze Jahr 555,5 Millimeter.

Es kommen also auf das Sommerhalbjahr doppelt

soviel Niederschläge wie auf das Winterhalbjahr. Februar
und März sind die an Niederschlägen ärmsten, Juli uud

August die an Niederschlägen reichsten Monate.

Da die Regen des Sommerhalbjahres teils

wegen ihrer größeren Menge, teils in ihrem Einfluß auf
die Landwirtschaft die bedeutungsvollsten sind, so sei be-

züglich ihrer Verteilung noch bemerkt, daß die geringste

Regenmenge im Sommerhalbjahr, nämlich weniger als 300

Millimeter, auf Dagden und West-Oesel kommen; eine

Regenmenge zwischen 300 und 350 Millimeter kommt auf
das Küstengebiet westlich einer Pernau und Reval ver-

bindenden Geraden, dann auf ein Gebiet um Oberpahlen

nördlich des Würzjerw, das über Dorpat mit der Um-

gebung des Peipus zusammenhängt. Der größte Teil Est-
und Livlands hat im Sommerhalbjahr 350 bis 400 Milli-

meter Regenhöhe. Die stärksten Regenmengen mit über

400 Millimeter haben aber ein Gebiet westlich von We-

senberg, ferner ein breiter Streifen von Riga über Lemsal
bis Salisburg und das Gebiet von Oppekaln, Hahnhos
und Marienburg. — Tie größte mittlere Regenhöhe für
das ganze Jahr haben nördlich von Lemsal Salisburg
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und Papendorf mit 665 Millimetern; die geringste Regen-

menge im Jahr fand man bei den Leuchttürmen von Packer-
vrt bei Baltischport, auf der Insel Filsand westlich von

Oesel uud in Katharinenthal bei Reval mit 423, 441 und

445 Millimeter.

Für Kurland, wo längere Beobachtungsreihen nur

für wenige Lerter vorhanden sind, finden sich bei Wild

„Regenverhältnisse des russischen Reiches" von 1887 fol-

gende Zusammenstellungen:

Libau Windau Mitau Bauske

Winter 110 111 73 79

Frühling 100 91 104 100

Sommer 158 131 189 206

Herbst 215 185 145 128

Jahr 583 521 511 513

Die größten Regenmengen finden sich für die Küsten-

städte Libau nnd Windau im Herbst, dürften aber für das

übrige Land, wie in Mitau und Bauske, auch auf den

Juli und August, jedenfalls auf den Sommer kommen.

Als regenärmste Monate werden in Kurland der April

und Mai bezeichnet.

B. Zur Bevölkerungsstatistik.
Von

Ernst Baron Campenhausen.

Nach der Volkszählung vom 28. Januar 18S7 *)

beträgt die Einwohnerzahl in:

') Amtliche Publikationen des Petersburger Zentral-Statisti-

schen Komitees über die Zahlungsresultate: Band XIX: Kurland,

erschienen 1905; Bd. XXI: Livland, erschienen 1905; Bd. XI,IX:

Estland, erschienen 1905. —
Nach 1897 ist keine Zählung mehr

veranstaltet worden.
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Livland 1,299,365;
davon 29,zv/v Stadtbevölkerung und 70,? o/o Landbevölk.,

Kurland 674,634;

davon 23,i0/o Stadtbevölkerung und 76,g0/o Landbevölk.,

Estland 412,716;

davon 16,zv/g Stadtbevölkerung und 83,70/ g Landbevölk.,

In den drei Ostseeprovinzen . . . 2,386,115;
davon 25,7v/o Stadtbevölkerung und 74,zv/y Landbevölk.

Im europäischen Rußland überhaupt beträgt die

Stadtbevölkerung 12,°0/0, im Deutschen Reich (1900)

54,4°/« der betr. Gesamtbevölkerung.

Von der Gesamtbevölkerung der drei Ostseeprovinzen

entfallen aus Livland 54,50/0, auf Kurland 28,»0/0 und

auf Estland 17,zv/g.

Nach dem Geschlecht gliedert sich die Bevölkerung

folgendermaßen: es kommen auf 1000 Männer:

Frauen
In der ge- J„ Äuf dein
samten Be- ' .

volkerung labten Lande

In Livland
....

1063 1001 1089

In Kurland
....

1065 987 1090

In Estland. . .
'

. . 1039 960 1059

In d. 3Ostsccplovinzen 1059 992 1084

Das Ueberwiegen der Männer in den Städten erklärt

sich durch die größere Zahl der Fabrikarbeiter und des

Militärs.

Im europäischen Rußland kommen auf 1000 Männer

1011 Frauen, im deutschen Reich 1025, in Schweden 1064.

Das stärkste Kontingent an Frauen bat im europäischen

Rußland das Gouvernement Jaroslaw mit 1320 Frauen

auf 1000 Männer.

Nach der Muttersprache gruppiert sich die Be-

völkerung wie folgt:
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-1

In

Livland
In

Kurland
In

Estland
In

den

3

Ostseeprovinzeu.
98.573 7,57 51.017 7.57 16,037 8.90 165.627 «.94

503,829 48.10 505.994 7S.07

518.594 89.91

69,61t 5,36 38,276 5,68 20.899 5.07 123,789 5.39

15,132 1,16 19,688 2,92 1,237 0,29 36,057 151

6,594 0,51 10,531 2,45

23,728 1.83 37,689 6,59 1,269 0,31 62,686 2.65

3,301 0.76 4,839 0.72 6,757 1,63 14.897 0.61

1,299,365 100.00 674,034 100.00

472

365.959 88,67

86

412,716 100.00

0.11 1,070,295 44.84

884.353 37.08

0,02 23,211 0.97

2,386,115 100,00

In

Riga
In

Dorpat
In

Mitau......
°/g

der

Gesamlbevolkerung.
In

Libau ,
°/o

der

Gesamtbevölkerung.
In

Reval

65,332 2S,53 7,020 1«,59 9,719 27,67 15,35328.80 10,382 10.08

106.541 41,64 1.01 16,053 24,918 88,64

j

3.523 1,38
j

29,039
!

«8.63
47

I

0,13

43,33« 1«,94 3.689 8.72 4.234 12,057,731 11,99 10.318 15,98

12,869 5,03
500

1.18
845 2.41 6,015 9,33 1.000 1.55

5.853 2,29
34

0,08, 498
1,42 3.537 S.56

16.521 «,45 1,449 8,43 3.191 9.08 5,488 8.51 1.058

1,902 0,74 151 0,36 544 1,55 1,159
>!

1,80 1,000 1.54

I

255,879 100.00 42,308 100.00 35,131 100.00

238
0,37 40.501 «2,72

64,489 100.00

250

63

!

64,572
>

100.00
!

0,39

0.10

1,64
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Nach der Konfession sind:

Den Bildungsstand in den Ostseeprovinzen er-

geben die folgenden Zahlen:

Von der Gesamtbevölkerung verstanden zu lesen und

zu schreiben

in Livland: 77,70/0, und zwar von den Männern

77,4»°/o, von den Frauen 77,^0/»;

in Kurland: 70,gv/o, und zwar von den Männern

71,22°/«, von den Frauen 70,-.i<>/o;

in Estland: 79,g«/o, und zwar von den Männern

von den Frauen 89,55,0/0.

In den drei Ostseeprovinzen zusammen verstanden zu

lesen und zu schreibe« 76,z«/o der Bevölkerung.

Die ständische Gliederung, in Prozenten der

Gesamtbevölkerung, zeigt die nachstehende Tabelle:

i 1

0?

°/c> °/°

In Livland . ,

In Kurland . .

In Estland , .

! 7S.5» ! 14,«5

9..«

"-l>7 IM.«,

100.«

0«

11.ro

«.so IM.«,

In Riga. . ..

In Dorpat . .

In Mitau. . .

In Libau . .

In Reval . . .

'",91 ! 14„z

81'«0 ! II,?;

H'7» 0^
1.«

6'0l

18.-,z

7-«

4...

16,78

14.«»

1.84

"'.4

"'4.

100«,

Ivo«

100.00

100.«.

100,00
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Die Bevölkerung der Städte und der

Kreise des flachen Landes stellt sich wie folgt:

In Livland:

der Städte der Städte

Riga*). . . 282,230 Dorpat . , . 42,308

Sehlock. . . 2,114 Werro . . . 4,152
Wolmar . . 5,050 Pernau . . . 12,898

Lemsal. . . 2,412 Fellin . . . 7,736

Wenden . , 6,356 Arcnsburg . . 4,603

Walk . . 10,922 Insgesamt 380,781

Von der gesamtenStadtbevölkerung Livlands entfallen

auf Riga 74,1°o/o.

Bevölkerung der gesamten Einwohnerzahl

Riga ..
. 111,757 12,,7 20^4

Wolmar . . 105,374 11,47 24,is
Wenden . . 117,852 23,7»

Walk . . . 109,663 11,94 20,70

Dorpat . .
148,009 16,n23^«

*) Einbegriffen d. Rig. Patrimonialgebiet und Dünamünde.

Für 1907 ist die Bevölkerung Rigas (auf dem erweiterten Stadtge-
biet, jedoch ohne Patrimonialgebiet und Dünamünde) auf ca. 345.000

zu schätzen.

I !

« !

°/o! °/° 0/o!

>n Livland , .

!n Kurland . .

!n Estland, .. 0-»2 I 0.,°

> !

«1.-4

V.Z5

0.«

100.00

100.«.

0^4 0^2 100.«>
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Werro . , 93,033 10,i3 24,84

Pernau . . 85,225 9,28 18,is

Fellin. . . 92,011 10,oi 2.>

Oesel . . . 55,660 6,0s 22,iz

Insgesamt 918,584 100,oc> 22,2g

In Kurland:

Bevölkerung Bevölkerung

Mitau . . . 35,131 Friedrichstadt . 5,175
Libau

.. . 64,489 Talsen ... 4,200

Goldingen . . 9,720 Jlluxt . . . 3,652

Tuckum. . . 7,555 Hasenpoth . . 3,340

Windau . . 7,127 Pilten . . . 1,509
Bauske. . . 6,544 Grobin . . 1,490

Jakobstadt . . 5,829 Insgesamt 155,761

Von der gesamten Stadtbevölkerung Kurlands ent-

fallen auf Mitau 22,550/0 und auf Libau 41,4g0/0.

Bevölkerung °/g der gesamten Einwohnerzahl

Kreis der Kreise Landbevölkerung pro Werst

Doblen . . . 66,179 12,7? 26,45

Jlluxt.
.
. . 62,809 12,is 32,,7

Talsen . . . 56,948 10,99 20,57

Goldingen . . 56.615 10,92 19,93

Friedrichstadt . 53,791 10,ss 17^s

Hasenpoth . . 49,869 9,g2 22,64

Grobin . . . 44,899 B,gg 23,»5
Bauske . . . 44,003 8,49 23^?

Tuckum . . . 43,521 8,40 21>g

Windau . . . 39,639 7,gz 14,4,

Insgesamt 518,273 100,00 21,32
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In Estland:

Bevölkerung Bevölkerung
der Städte der Städte

Reval . , , 64.572 Weißenstein. , 2,507

Baltischport. . 900 Hapsal . . . 3,212

Wesenberg . . 5,890 Insgesamt 77,081

Von der gesamten Stadtbevölkerung Estlands ent-

fallen auf Reval 83,7,0/0.

Kreis der Kreise Landbevölkerung pro Werst

Reval (Harrien). . 92,264 27> 18,29

Wesenberg(Wierland) 114,340 34,0s 18,?s
Weißenstein(Jerwen) 50.166 14.9ö 19,88
Hapsal (Wiek) . . 73,865 19,i0

Insgesamt 335,635 100,00 18,8s

Die Dichtigkeit der Gesamtbevölkeruug

(Städte und Land) beträgt in:

Livland 31,«t Einwohner pro H> Werst,

Kurland 28,,,

Estland 23,2«

In d. 3 Ostseepr. 28,z«

In Finnland kommen pro HZ Werst 8 Einwohner,
in Schweden 13, im europäischen Rußland 22, in Preußen

113, im Deutschen Reich 118, in Sachsen 318.
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